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(A) 


4. Sitzung 


Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Sitzung ist eröffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, bitte ich Sie, 
sich von Ihren Sitzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Der Deutsche Bundestag trauert um sein Mitglied 
Ewald Schürer. Er ist am ersten Adventssonntag, völ¬ 
lig unerwartet, aus dem Leben gerissen worden. Ewald 
Schürer wurde 63 Jahre alt. Die Nachricht hat uns wie 
viele Menschen, insbesondere in Oberbayern, tief getrof- 
(B) fen. Noch am 2. Dezember, einen Tag vor seinem Tod, 
hat Ewald Schürer Termine im Wahlkreis wahrgenom¬ 
men, der „Unermüdliche“ aus Ebersberg, wie er genannt 
wurde. Er hat sich nie geschont, bis zuletzt. 

Ewald Schürer war ein Parlamentarier und ein Sozial¬ 
demokrat aus Leidenschaft. Er gehörte insgesamt 16 Jah¬ 
re dem Deutschen Bundestag an. Das erste Mal wurde er 
1998 ins Parlament gewählt, noch in Bonn. Sein politi¬ 
sches Engagement reicht aber viel weiter zurück. Er trat 
bereits als 18-Jähriger in die SPD ein; das war 1972. Er 
erwarb mit 30 Jahren sein erstes parlamentarisches Man¬ 
dat im Ebersberger Kreistag, dem er bis zu seinem Tod 
angehörte, 33 Jahre lang. 

Im Deutschen Bundestag machte sich Ewald Schürer 
als Finanz- und als Gesundheitspolitiker einen Namen - 
ein Haushälter mit Herzblut, sagen die, die mit ihm eng 
zusammengearbeitet haben. Ich kann das auch für mich 
und andere Finanzminister sagen. Arbeitsfreudig und 
zielstrebig - das galt für alle parlamentarischen Aufga¬ 
ben, die er übernommen hat: als Berichterstatter für den 
Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, als 
Mitglied im Unterausschuss des Haushaltsausschusses 
für Fragen der Europäischen Union und im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales. Gleiches galt für sein Wirken in der 
Parlamentariergruppe „Bosnien und Herzegowina“ und 
in der Deutsch-Chinesischen Parlamentariergruppe. 

Ewald Schürer war ein besonnener, ein gradliniger 
Politiker, und er blieb bodenständig. Sein Lebensmotto 
lautete: Gesellschaftliches Engagement lohnt sich. In 
diesem Sinne kümmerte er sich um die Probleme der 


Menschen in seiner Heimat und vertrat ihre Interessen 
im Bundestag mit großem Engagement. Er wurde über 
Parteigrenzen hinweg als fairer Diskutant geschätzt. Und 
er hatte die vielleicht wichtigste Gabe für einen Politiker: 
Er konnte den Menschen zuhören. 

Wir sind Ewald Schürer dankbar für alles, was er für 
unsere Demokratie über viele Jahre hinweg geleistet hat. 
Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren. Allen 
Angehörigen spreche ich im Namen des ganzen Hauses 
meine Anteilnahme aus. 

Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen von Ihren 
Sitzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

(Die Anwesenden nehmen wieder Platz) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich habe im 
Einvernehmen mit den Fraktionen den Bundestag mit der 
verteilten Tagesordnung einberufen. 

Es gibt weiterhin eine interfraktionelle Vereinbarung, 
die Tagesordnung um die in der Zusatzpunkteliste auf¬ 
geführten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion DIE 
LINKE: 

Positionierung der Bundesregierung zu Fra¬ 
gen der Ständigen Strukturierten Zusammen¬ 
arbeit sowie zum Brexit und weiteren Fragen 
beim Europäischen Rat am 14./15. Dezember 
2017 in Brüssel 

ZP 2 Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre¬ 
gierung 

Bericht über die Inanspruchnahme der För¬ 
dermittel aus dem ERP-Sondervermögen im 
Jahr 2016 

Drucksache 19/196 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 3 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Nationaler Ausstieg aus der Anwendung von 
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln 
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble 

Drucksache 19/232 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 4 Beratung des Antrags der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Vorschlag der EU-Kommission für 
eine Änderung der Durchführungsverord¬ 
nung hinsichtlich der Zulassungsbedingungen 
für die Wirkstoife Imidacloprid, Clothiani- 
din und Thiamethoxam; SANTE/12105/2016 
Rev5, SANTE/12106/2016 Rev5, SAN- 
TE/10834/2016 Rev8 (Entwürfe) 

hier: Stellungnahme gegenüber der Bundes¬ 
regierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des 
Grundgesetzes 

Ja zum EU-Freilandverbot für bienengiftige 
Neonikotinoide 

Drucksache 19/231 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 5 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus¬ 
sprache 

(Ergänzung zu TOP 20) 

a) Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD und FDP 

Anpassungsverfahren gemäß § 11 Absatz 4 
des Abgeordnetengesetzes 

Drucksache 19/236 

b) Beratung der Beschlussempfehlungen des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersichten zu Petitionen 

Drucksache 19/250 

ZP 6 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der 
AfD: 

Linksextreme Gewalttaten gegen die politi¬ 
sche Betätigung demokratischer Parteien 

ZP 7 Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Opferentschädigung verbessern 

Drucksache 19/234 

ZP 8 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Maßnahmen gegen unfairen Steuerwettbe¬ 
werb 

Drucksache 19/233 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Christian 
Lindner, Christian Dürr, Renata Alt, weiterer Ab¬ 
geordneter und der Fraktion der FDP 


Steuerschlupflöcher schließen, aggressive (C) 
Steuervermeidung und Steuerhinterziehung 
beenden 

Drucksache 19/227 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Die Zusatzpunkteliste beinhaltet unter anderem die 
zu beratenden Vorlagen: Anträge in Verbindung mit 
TOP 9 - Glyphosat -, eine Unterrichtung in Verbindung 
mit TOP 14 - ERP-Sondervermögen einen Antrag vor 
TOP 15 - Opferentschädigung zwei Anträge in Ver¬ 
bindung mit TOP 18 - Paradise Papers - und - ohne De¬ 
batte - einen Antrag - Anpassung gemäß § 11 Absatz 4 
Abgeordnetengesetz - sowie diverse Beschlussempfeh¬ 
lungen des Petitionsausschusses. 

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so¬ 
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Nach dem Tagesordnungspunkt 5 soll eine Aktuelle 
Stunde mit dem Titel „Positionierung der Bundesregie¬ 
rung zu Fragen der Ständigen Strukturierten Zusammen¬ 
arbeit sowie zum Brexit und weiteren Fragen beim Eu¬ 
ropäischen Rat am 14./15. Dezember 2017 in Brüssel“ 
aufgerufen werden. 

Tagesordnungspunkt 19 a - Gesetzentwurf zur Ein¬ 
führung von Gruppenverfahren - soll abgesetzt werden. 

Darüber hinaus kommt es zu den in der Zusatzpunkte¬ 
liste dargestellten weiteren Änderungen des Ablaufs. 

Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstanden? - (D) 
Ich sehe keinen Widersprach. Dann ist das so beschlos¬ 
sen. 

Des Weiteren sollen die Unterrichtungen der Bun¬ 
desregierung zu überplanmäßigen Ausgaben auf den 
Drucksachen 19/46, 19/47,19/57, 19/58, 19/130, 19/131, 
19/141, 19/142 und 19/143 sowie die Zehnte Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung auf der 
Drucksache 18/13674 dem Hauptausschuss überwiesen 
werden. Sind Sie auch mit diesen Vereinbarungen einver¬ 
standen? - Auch da höre ich keinen Widerspruch. Dann 
ist auch das so beschlossen. 

Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, gratuliere 
ich - nachträglich, aber umso herzlicher - dem Kollegen 
Dr. Hermann Otto Solms zu seinem 77. Geburtstag so¬ 
wie dem Kollegen Dr. Christoph Hoflmann, der in der 
vergangenen Woche seinen 60. Geburtstag gefeiert hat. 

Alle guten Wünsche im Namen des ganzen Hauses! 

(Beifall) 

Schließlich möchte ich Ihnen mitteilen, dass für 
den verstorbenen Kollegen Ewald Schürer der Kollege 
Carsten Träger und für die ausgeschiedene Kollegin 
Dr. Carola Reimann die Kollegin Marja-Liisa Völlers 
als Mitglieder des Deutschen Bundestages nachgerückt 
sind. Ich begrüße die Kollegin und den Kollegen 

(Beifall) 

- der Beifall drückt es aus - im Namen des ganzen Hau¬ 
ses und wünsche uns eine gute Zusammenarbeit. 
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Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut¬ 
scher Streitkräfte an der NATO-geführten 
Maritimen Sicherheitsoperation SEA GUAR¬ 
DIAN im Mittelmeer 

Drucksachen 19/22,19/176 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. 

Über die Beschlussempfehlung werden wir später na¬ 
mentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 27 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge¬ 
ordnete Dr. Karl-Heinz Brunner von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 

Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her¬ 
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich hatte 
ich mir vorgenommen, meine nun 51. und damit erste 
Rede in der neuen Legislatur versöhnlich zu beginnen - 
denn Scharfmacher gibt es in der Politik inzwischen ge¬ 
nug - und vielleicht erst einmal den Mandatstext zu zitie¬ 
ren. Doch ich sage ganz deutlich, liebe Herren Neu und 
Nolte: Ich will mir später nicht selbst vorwerfen müssen, 
ich hätte geschwiegen und den Mund gehalten, wenn, wie 
vor drei Wochen bei der ersten Lesung zu Sea Guardi¬ 
an, Blödsinn ausgesprochen wird. Da schwadroniert Die 
Linke von NATO-Imperialpolitik, von geheimnisvollen 
Interessensphären, von deutschem Expansionsdrang, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja, ja! 

Immer dasselbe!) 

und die Rechten da drüben wiederum verstricken sich 
selbst in irgendwelche langweiligen Theorien. 

(Zuruf der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]) 

Einerseits sehen Sie den Nutzen für das teutsche Volk - 
das „teutsche“! -, andererseits werde unsere Bundeswehr 
doch nur zum Schleuser degradiert, und im Übrigen inte¬ 
ressiere Sie die Menschenrettung auf See im Mittelmeer 
dann doch nicht so recht. Diese krude Logik soll man erst 
einmal verstehen! 

(Beifall bei der SPD) 

Über beide Auffassungen bin ich erschüttert. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Er hat die 
Rede doch noch gar nicht gehalten! Wie kön¬ 
nen Sie auf eine Rede reagieren, die noch gar 
nicht gehalten wurde?) 

Da verlieren täglich geschundene Menschen in den 
Tiefen des Meeres nicht nur ihre Träume, Sehnsüchte, 


Hoffnungen auf ein Leben in Würde, nein, sie verlieren (C) 
ihr Leben. Da machen sich Schleuser breit, und Waffen¬ 
schmuggler feiern fröhlich Urständ. Und was wir erle¬ 
ben: Die äußerste Rechte und die äußerste Linke trennt 
nur noch der weite Sitzabstand, ln der Verteidigungs- und 
der Außenpolitik zeigen sie sich als Brüder und Schwes¬ 
tern im Geiste. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ach, das 
ist peinlich! - Michael Grosse-Brömer [CDU/ 

CSU]: Sehr gut!) 

Sie blenden die Wirklichkeit aus und treffen sich in al¬ 
ter Manier dort, wo sie am besten sind, nämlich bei Ver¬ 
schwörungen. Oder sagt man heute besser: „bei alterna¬ 
tiven Fakten“? 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Nichts 
gelernt vom Wahlergebnis!) 

Absolute Fehlanzeige, wenn es um Lösungsansätze geht! 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
richtig, genau!) 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, zur Sache selbst: 

Die Operation Sea Guardian ist jetzt und heute richtig. 

Sie funktioniert. Ihre Aufgaben müssen erfüllt werden. 
Deshalb werden wir Sozialdemokraten heute dem Man¬ 
dat zustimmen und das Mandat verlängern. 

Doch zugleich stelle ich die Fragen in den Raum: (D) 
Haben wir auch eine Exit-Strategie? Was erwarten wir, 
um guten Gewissens sagen zu können: „Jetzt können wir 
nach Hause gehen, jetzt kann es die libysche Küstenwa¬ 
che, jetzt können es die Libyer selbst“? Oder: Wie inte¬ 
grieren wir Sea Guardian mittelfristig in die Operation 
Sophia? - Dies wäre ein ehrliches Signal zur Europäi¬ 
schen Verteidigungsunion, das zumindest auch noch Res¬ 
sourcen schonen würde. 

Als Abrüstungspolitiker sage ich ganz deutlich: Be¬ 
sonders der Sea-Guardian-Beitrag zur Eindämmung 
des Waffenschmuggels ist richtig. Die Region leidet seit 
Jahrzehnten unter dem Krebsgeschwür der viel zu ein¬ 
fachen Verfügbarkeit von Kleinwaffen. Auch das ist ein 
Teil der Debatte; das ist ein Teil des Problems. Deshalb 
dürfen wir nicht die Augen verschließen und so tun, als 
ob uns hier in Deutschland dies nichts anginge. 

Schauen Sie nach Libyen, sprechen Sie mit Martin 
Kobler, dem ehemaligen Sondergesandten. 

(Zuruf von der LINKEN: Haben wir!) 

Libyen ist nicht Bautzen, Schwerin oder Oberammergau. 

Dort gibt es keine funktionierende Staatsgewalt, wie wir 
sie kennen. Ohne diese kann Libyen wieder zum Rück¬ 
zugsort für Terroristen werden. Menschenrechtsverlet¬ 
zungen und Sklavenhandel stehen auf der Tagesordnung, 
was den Druck auf die Flüchtlinge noch weiter erhöht. 

Afrika liegt vor unserer Haustür, ein paar Seemeilen 
von Europa entfernt. Stabilität und Perspektiven für die 
Staaten Nordafrikas - wenn sie überhaupt Perspektiven 


So viel zum „Versöhnlichen“. 
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(A) haben - und die Staaten im Nahen und Mittleren Osten 
liegen schon in unserem ureigensten Interesse. Geschei¬ 
terte Staaten in unmittelbarer Nachbarschaft der EU wä¬ 
ren auch Bedrohungen für uns. Sonst fliegt uns der ganze 
Laden um die Ohren. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, wir Sozialdemo¬ 
kraten sehen hier unsere Verantwortung, die Verantwor¬ 
tung Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser amtierender Außenminister Sigmar Gabriel hat 
sich mit zahlreichen Projekten und Finanzmitteln am 
Aufbau eines funktionierenden Gemeinwesens beteiligt, 
um Fluchtursachen zu bekämpfen und Menschen Per¬ 
spektiven zu geben. 

Dazu gehört aber auch ein kluges Migrationskonzept: 
keine Abschottung, sondern kluges Flandeln für die Zu¬ 
kunft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sagen dazu: Einwanderungsge¬ 
setz. Wir haben es vorgelegt; wir wollen handeln. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle sei 
es mir erlaubt, unserer Bundeswehr, die im Mittelmeer 
hervorragende Arbeit leistet, heute einen Dank auszu¬ 
sprechen, 

(Beifall bei der SPD) 

einen Dank an die Frauen und Männer der Bundeswehr 
in der Fleimat und in der Ferne - oft am Rande der Be- 

(B) lastbarkeit und der Machbarkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb schlicht und einfach: Danke. 

Wir sehen Ihre Arbeit, wir schätzen Ihr Engagement. 
Sie stehen für eine Generation Deutscher, die konkrete 
Verantwortung übernimmt. Wir wissen: Die Weihnachts¬ 
tage werden Ihnen viel zu lang Vorkommen. Doch ver¬ 
gessen Sie nicht, liebe Soldatinnen und Soldaten: Viele 
Menschen und der Deutsche Bundestag werden an Sie 
denken. 

Passen Sie auf sich auf, und kommen Sie gut wieder 
heim in den Kreis Ihrer Lieben! Ihre Gesundheit und das 
Miteinander sind letztlich das Einzige, was zählt. 

Vielen herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat das Wort der Kollege Kiesewetter von der 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]) 

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! ln dieser Advents¬ 


zeit debattieren wir sieben Einsätze - verbunden mit sie¬ 
ben namentlichen Abstimmungen -, die wir mit großer 
Nüchternheit, Ehrlichkeit und Ernsthaftigkeit betrachten 
sollten. Gerade die Operation Sea Guardian zeigt, dass 
wir als Parlament handlungsfähig sind, dass wir der 
Regierung durch unsere namentlichen Abstimmungen 
Handlungsfähigkeit geben und auch unseren Soldatinnen 
und Soldaten den Rücken stärken. Wichtig ist aber auch, 
dass wir nach außen, in die Öffentlichkeit, das Zeichen 
eines handlungsfähigen Parlaments setzen. Das ist uns 
als CDU/CSU sehr wichtig. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade die Operati¬ 
on Sea Guardian zeigt, was tatkräftiges Engagement ei¬ 
ner Regierung und auch eines Parlaments über die Jahre 
bewirken kann. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Fast 15 Jahre war dies eine Operation im Rahmen von 
Artikel 5 des NATO-Vertrages: Selbstverteidigung der 
NATO. Durch deutsche Diplomatie und viel Werbung 
innerhalb der NATO-Partner ist es gelungen, daraus eine 
Mission ganz neuer Art zu machen. 

Entscheidend sind aus meiner Sicht zwei Bereiche: 
erstens, dass wir gemeinsam zum Lagebild im Mittel¬ 
meer beitragen; denn sowohl im nördlichen Afrika als 
auch im Nahen Osten sind erhebliche Umbrüche festzu¬ 
stellen. Wir müssen dies auf Seeseite mitgestalten. 

Zweitens ist diese Mission ganz entscheidend, um 
Partner aus dem Nahen und Mittleren Osten und aus dem 
nördlichen Afrika einzubinden, sie auszubilden, sie an 
die Sicherheitskultur Europas heranzuführen; denn nur 
gemeinsam werden wir die Herausforderungen, die von 
internationalem Terrorismus und Migration herrühren, 
bewältigen können. Deshalb ist die Operation Sea Guar¬ 
dian von uns zu unterstützen. Wir als CDU/CSU möch¬ 
ten hier sehr klar dafür werben. 

Erlauben Sie mir aber, dass ich drei Punkte anspreche, 
die über diese Mission hinausgehen und die die sieben 
Einsätze, die wir in diesen Tagen debattieren, betreffen. 

Erstens. Es handelt sich um eine Mission der NATO, 
die aber mit der Europäischen Union eng abgestimmt 
sein muss. Hierbei sollten wir sehr stark daran denken, 
dass wir unsere eigenen sicherheitspolitischen Interes¬ 
sen mit dem Vorgehen der Europäischen Union und der 
NATO abstimmen müssen. 

Das führt mich zum zweiten Punkt. Spätestens seit 
der Rede Macrons an der Sorbonne, seit der Rede von 
Außenminister Gabriel letzte Woche bei der Körber-Stif- 
tung und durch das tatkräftige Engagement unserer Ver¬ 
teidigungsministerin bei der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit ist klar: Wir haben unterschiedliche 
Sicherheitskulturen in Europa. Frankreich setzt sehr 
stark auf die europäische Interventionsinitiative. Unser 
deutscher Ansatz geht in den Bereich der Vernetzung zi¬ 
viler und militärischer Fähigkeiten, in die Ertüchtigung 
von Partnern. Wir dürfen das nicht getrennt sehen. Wir 
sollten das als einen Beitrag zur sicherheitspolitischen 
Kultur Europas verstehen und uns intensiv dämm bemii- 
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(A) hen, dass das Vorgehen Frankreichs und Deutschlands als 
zwei Seiten einer Medaille gesehen wird. 

Das führt mich zum dritten Punkt. Wenn wir den An¬ 
spruch haben, in der Bundeswehr eine Parlamentsarmee 
zu sehen, dann reicht es aus meiner Sicht nicht, dass wir 
jährlich die Mandatsdebatten leisten - etwa 16, zweimal 
im Jahr eine Haushaltsdebatte und eine Debatte über 
den Bericht des Wehrbeauftragten führen, sondern wir 
sollten uns auch Gedanken über die Erfolge der Mission 
und insbesondere darüber machen, wie wir diese Einsät¬ 
ze besser miteinander vernetzen können; denn es geht 
dämm, dass wir knappe Haushaltsmittel und das höchste 
Gut, unsere Soldatinnen und Soldaten, sinnvoll einset- 
zen: im Sinne unserer politischen Interessen und einer 
gut abgestimmten Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord¬ 
neten der FDP und des Abg. Dr. Karl-Heinz 
Brunner [SPD]) 

Ich sage das auch als Oberst außer Diensten unserer 
Streitkräfte und danke unseren Soldatinnen und Soldaten. 
Aber mir geht es nicht dämm, meiner alten Bemfsgmppe 
zu danken, sondern umgekehrt: Ich glaube, unsere Solda¬ 
tinnen und Soldaten erwarten mehr von uns, nämlich eine 
Evaluierung der Einsätze, eine Bilanzierung der Einsätze 
und eine regelmäßige Debatte im Bundestag über unser 
internationales Engagement. 

Ich halte das deshalb für so wichtig, damit wir auch 
unserer Bevölkerung klarmachen: Es geht nicht vorran¬ 
gig um Militäreinsätze, sondern es geht dämm, wie wir 

(B) unser außenpolitisches, sicherheitspolitisches und ent¬ 
wicklungspolitisches Engagement miteinander vernetzen 
können. Sea Guardian ist ein hervorragendes Beispiel 
dafür, Lagefeststellung und Ausbildung miteinander zu 
verknüpfen und der humanitären Verpflichtung im Mit¬ 
telmeer nachzukommen. 

In diesem Sinn, liebe Kolleginnen und Kollegen, wün¬ 
sche ich uns heute und morgen spannende Debatten und 
eine breite Mehrheit, die unseren Soldatinnen und Solda¬ 
ten den Rücken für die Einsätze stärkt und unsere Regie¬ 
rung verlässlich und handlungsfähig macht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Nolte, AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Jan Ralf Nolte (AfD): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Ich bitte Sie, bei den folgenden Abstimmungen ei¬ 
nes nicht zu vergessen: Unsere Soldaten haben geschwo¬ 
ren, Deutschland zu schützen und dafür letztlich sogar 
das eigene Leben einzusetzen. Diese Treue zu würdigen, 
heißt, unsere Soldaten nicht leichtfertig in Einsätze zu 
entsenden. Sie sind Schützer Deutschlands und Europas, 
die nicht fern der Heimat ihr Leben riskieren sollten. 


Natürlich sind die Bekämpfung von Waffenschmug- (C) 
gel und Terrorismus im Mittelmeer sowie das Vorgehen 
gegen Schleusernetzwerke klar im nationalen Interesse. 
Warum werden für Sea Guardian trotzdem keine eigenen 
Kräfte entsandt, während man für Syrien, Mali oder Af¬ 
ghanistan jeweils etwa 1 000 Mann vorsieht? 

Sprechen wir doch einmal über die Sicherheitslage 
in Deutschland. Wir blicken auf schreckliche Terroran¬ 
schläge zurück, müssen unsere Weihnachtsmärkte mit 
Antiterrorsperren und Polizei schützen und sind im Si- 
cherheitsranking des Weltwirtschaftsforums seit 2015 
um 31 Plätze nach unten gerutscht. 

(Zuruf von der FDP: Thema verfehlt!) 

Es ist kein Geheimnis, dass im Zuge irregulärer Migrati¬ 
on auch radikale Islamisten und Kriminelle zu uns kom¬ 
men. Diese Migration findet über das Mittelmeer statt. 

Sie macht unser Land heute unsicherer, entfaltet ihre 
wahren, unwiderruflichen Auswirkungen aber erst in 
der Zukunft. Trotzdem schicken wir unsere Soldaten um 
die halbe Welt, statt sie vor unserer Haustür ihre Heimat 
schützen zu lassen. 

(Beifall bei der AfD) 

Bei aller Hilfsbereitschaft anderen Staaten gegenüber 
sind wir doch zuerst Deutschland verpflichtet. 

(Beifall bei der AID) 

Wir stimmen heute zu, erwarten aber, dass in Zukunft 
die Prioritäten richtig gesetzt und solide Einsatzgrundla¬ 
gen geschaffen werden. Konkret fordere ich Sie auf, ent- 
weder die Bundeswehr oder die libysche Küstenwache ^ 
in die Lage zu versetzen, Migranten nach Afrika zurück¬ 
zubringen. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir brauchen handlungsfähige Mandate und keine Lip¬ 
penbekenntnisse. 

Ich will mit einem Kommentar zur letzten Plenarsit¬ 
zung zum Schluss kommen. Dort klang mancher so, als 
könne man irgendwie unseren Soldaten die Realität der 
Mittelmeereinsätze anlasten. Dazu möchte ich klar sa¬ 
gen, dass unsere Bundeswehr treu den Willen dieses Par¬ 
lamentes erfüllt. Loyalität ist keine Einbahnstraße, werte 
Kollegen. Stellen Sie sich vor unsere Soldaten, und über¬ 
nehmen Sie Verantwortung für Ihre Beschlüsse! 

(Beifall bei der AID - Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Das machen wir schon weitaus 
länger, als Sie hier sind!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Graf Lambsdorff von 
der FDP. 

(Beifall bei der FDP) 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bevor ich 
zu Sea Guardian im Einzelnen komme, lassen Sie mich 
für meine Fraktion, die Freien Demokraten, sagen, dass 
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wir heute und morgen der Verlängerung der sieben in 
Rede stehenden Mandate zustimmen werden. 

Für uns ist das eine dreifache Verantwortung. Einer¬ 
seits ist es eine Verantwortung gegenüber den Soldatin- 
nen und Soldaten, die Rechtssicherheit für ihre Einsätze 
brauchen. Es ist zum Zweiten eine Frage der Verant¬ 
wortung gegenüber unseren Verbündeten, mit denen wir 
diese wichtige Arbeit gemeinsam machen. Deutschland 
muss ein verlässlicher Partner sein und bleiben. Aber es 
ist zum Dritten auch eine Frage der Verantwortung dieses 
Parlaments, dass wir in den nächsten Monaten die Zeit 
und die Gelegenheit haben, alle Mandate im Einzelnen 
noch einmal technisch, inhaltlich und strategisch darauf¬ 
hin zu überprüfen, ob wir ihnen auch in Zukunft zustim¬ 
men können. 

Deswegen will ich hier eines genauso deutlich sagen: 
Auch wenn wir allen sieben Mandaten zustimmen wer¬ 
den: Das ist keine Vörwegnahme unserer Positionierung 
für die Zukunft. 

Lassen Sie mich einen weiteren Punkt ansprechen; 
er befasst sich mit den Entschließungsanträgen der Kol¬ 
legen von der Linksfraktion. Wir sind bereit, über alle 
Themen zu reden. Wir sind auch bereit, Standpunkte zu 
diskutieren, die nicht unsere sind; aber wir finden, dass es 
diesem Thema wirklich nicht angemessen ist, wenn Sie 
spät abends vor einer solchen Debatte sieben Entschlie¬ 
ßungsanträge einfach auf den Tisch des Hauses knallen, 
in der Erwartung, dass sich das Parlament damit befas¬ 
sen kann. Wir werden diese Entschließungsanträge daher 
durchgehend ablehnen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist ein Thema, das Ernsthaftigkeit verlangt, das soli¬ 
de Arbeit verlangt, aber nicht hingehudelte Texte, die uns 
einfach mal so auf den Tisch geknallt werden. 

Meine Damen und Herren, Sea Guardian ist ein wich¬ 
tiges Mandat. Es ist die Nachfolgemission zum Mandat 
Operation Active Endeavour. Active Endeavour war eine 
Reaktion auf die Terroranschläge vom 11. September 
2001. Es war 15 Jahre lang ein Mandat auf der Basis des 
Artikels 5 des NATO-Vertrages. Wir als Freie Demokra¬ 
ten sagen: Es war ein richtiger Schritt, jetzt eine Entkop¬ 
pelung vorzunehmen; das war eine richtige Maßnahme. 
Denn es geht bei Sea Guardian darum, dass wir hier Men¬ 
schenschmuggel bekämpfen, dass wir Waffenschmuggel 
bekämpfen. Das ist eine Aufgabe, die wir auch im Rah¬ 
men der Europäischen Union mit der Operation Sophia 
wahrnehmen. Es geht um die Bekämpfung des Terroris¬ 
mus. Die Änderung der Rechtsgrundlage halten wir für 
prinzipiell richtig. 

Wir wollen auch, dass die Seeraumüberwachung, die 
Sea Guardian vornimmt, fortgesetzt wird. Ich kann beim 
besten Willen nicht verstehen, lieber Herr Kollege, dass 
Sie sagen, das Mittelmeer sei so weit weg von Europa, 
dass man nicht nachvollziehen könne, warum das noch 
im Interesse Europas sei. Genau das ist hier gerade ge¬ 
sagt worden. Das Mittelmeer ist ein Meer in unserer 
unmittelbaren Nachbarschaft; das sage ich als deutscher 
Abgeordneter. Es ist nicht ein deutsches Küstengewässer. 


Aber wenn wir Sicherheit europäisch denken, gilt: Das (C) 
Mittelmeer ist unser Heimatmeer, für das wir eine beson¬ 
dere Verantwortung wahrzunehmen haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Lassen Sie mich mit Folgendem schließen - das will 
ich hier auch ganz deutlich sagen -: Viele Soldatinnen 
und Soldaten sind über die Weihnachtstage im Einsatz. 

Sie werden von ihren Familien schmerzlich vermisst 
werden. Wir als Freie Demokraten senden - ich glaube, 
das gilt für das ganze Haus - die besten Weihnachtsgrü¬ 
ße an alle Soldatinnen und Soldaten im Einsatz und an 
ihre Familien und wünschen von Herzen ein friedliches 
Weihnachtsfest. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der AfD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat der Kollege Körte um das Wort für eine Kurz¬ 
intervention gebeten. 

Jan Körte (DIE LINKE): 

Danke. - Herr Kollege, ich will Sie darauf aufmerk¬ 
sam machen: Ich halte es eher für ein Problem, dass alle 
anderen Fraktionen keine Entschließungsanträge zu die¬ 
sen wichtigen Vorlagen einbringen und keine umfangrei¬ 
che inhaltliche Positionierung vornehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich will Ihnen zum Zweiten jenseits der Inhalte sagen: 

Es ist im Bundestag so, dass man Entschließungsanträge 
selbst eine Minute oder auch nur eine halbe Minute vor 
Aufruf eines Tagesordnungspunktes einbringen kann. 

Diese Anträge heißen Entschließungsanträge; denn es 
geht dämm, dass man kurzfristig auf Entwicklungen re¬ 
agieren kann. 

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Das ist 
ein neuer Abgeordneter!) 

- Ja, genau; richtig. Ich wollte nur daraufhinweisen. 

Der dritte Punkt, auf den ich Sie aufmerksam machen 
möchte, ist der, dass wir solche Fragen in der Fraktion 
vorher diskutieren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aufgrand der verkürzten Sitzungswoche fand diese Dis¬ 
kussion erst gestern statt. Danach sind Ihnen die Ent¬ 
schließungsanträge zugeschickt worden. Insofern will 
ich Sie nur darauf aufmerksam machen: Es ist sinnvoll, 
Entschließungsanträge einzubringen, um eine Positio¬ 
nierung, um eine inhaltliche Darlegung seines Abstim¬ 
mungsverhaltens vorzunehmen. Davon können Sie sich 
etwas abgucken, Sie können das auch machen, und Sie 
können vielleicht vorher in der Fraktion diskutieren. Wir 
machen das. Man muss auch in der Lage sein, solche Ent¬ 
schließungsanträge - bei Mandatsverlängerungen geht es 
nicht um irgendetwas; da geht es um schwerwiegende 
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(A) Entscheidungen die anderthalb Seiten umfassen, vor 
Debattenbeginn zu lesen. Das nur zur Erklärung der Ab¬ 
läufe hier. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Graf Lambsdorff, wollen Sie erwidern? - Bitte sehr. 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Herr Kollege Körte, ich kann Ihnen versichern, dass 
die Fraktion der Freien Demokraten diese Fragen genau¬ 
so intensiv diskutiert wie Ihre. Punkt eins. 

(Beifall bei der FDP) 

Punkt zwei. Dass es sich um eine plötzliche Entwick¬ 
lung handeln soll, auf die Sie spontan reagieren mussten, 
das kann ich beim besten Willen nicht nachvollziehen. 
Die Mandate laufen, zum Teil seit vielen Jahren. Wir 
wussten seit Wochen, dass heute die Abstimmungen über 
die Beschlussempfehlungen stattfinden. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Deswegen ja!) 

Dass uns das Ganze über Nacht vorgelegt wird, ist in 
meinen Augen eben nicht Ausdruck von Ernsthaftig¬ 
keit. Man kann die Dinge vorab diskutieren. Man kann 
die Texte zirkulieren lassen. Man kann dann ernsthaft 
debattieren. Das ist der Anspruch, den wir an die Arbeit 
hier stellen, gerade wenn es um diese Mandate geht. Wir 
finden, dass Ihre Arbeit diesem Anspruch nicht gerecht 

geworden ist. 

(B) 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat das Wort die Kollegin Vogler für die Fraktion 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kathrin Vogler (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her¬ 
ren! Heute und morgen legt uns die geschäftsführende 
Bundesregierung ganze sieben Mandate für Bundes¬ 
wehreinsätze zur Verlängerung vor. Beraten wurden die¬ 
se Mandate nicht in ordentlichen Sitzungen des Auswär¬ 
tigen und des Verteidigungsausschusses, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Son¬ 
dern in der ordentlichen Sitzung des Haupt¬ 
ausschusses!) 

sondern in einem sonderbaren Konstrukt namens Haupt¬ 
ausschuss, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja! 

Das war eine gute Debatte!) 

das fünf Fraktionen hier im Haus gegen die Stimmen der 
Linken eingerichtet haben. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja, 
glücklicherweise!) 


Man könnte diesen Hauptausschuss durchaus auch „Aus- (C) 
schuss zum schnellen Abnicken von Bundeswehreinsät¬ 
zen“ nennen. 

(Beifall bei der LINKEN - Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Ist doch Unsinn! Das 
wäre in anderen Ausschüssen nicht anders 
gewesen! Schwache Argumentation! - Abg. 

Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU] erhebt 
sich) 

- Herr Grosse-Brömer, Sie können sich wieder hinsetzen 
und ein bisschen zuhören; dann hören Sie mal ein paar 
Argumente. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN - 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Bislang 
habe ich noch gar nichts gehört!) 

Ich bin sehr grundsätzlich gegen diese Bundeswehr¬ 
einsätze. Aber im Gegensatz zu Ihnen - zu Ihnen al¬ 
len - finden meine Fraktion und ich, dass die vielzitierte 
Parlamentsarmee und die Soldatinnen und Soldaten, die 
über Weihnachten im Auslandseinsatz sein werden, ein 
ordentliches parlamentarisches Verfahren in den vom 
Grundgesetz vorgesehenen Ausschüssen verdient hätten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Nun zum Mandat Sea Guardian. Das Vörgänger- 
mandat Operation Active Endeavour wurde hier 2003 
beschlossen. Begründet wurde es damals mit der Terro¬ 
rismusgefahr nach dem 11. September 2001, und es ist 
seitdem immer wieder verlängert worden. Seit letztem 
Jahr gibt es dieses neue Mandat unter einem neuen Na- 
men, mit einer neuen Grundlage und einem noch weite- ' 
ren Aufgabenspektrum, und, Herr Brunner, es gibt keine 
Exit-Strategie. Diese Regierung hat keine Exit-Strategie, 
und das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie wollen damit unter anderem unerwünschte Migra¬ 
tion bekämpfen; im Antrag der Bundesregierung wird 
das „Menschenschmuggel“ genannt. Dabei gäbe es viel 
wirksamere Mittel, zu verhindern, dass das Mittelmeer 
weiter zum Massengrab wird: Schaffen Sie legale Migra¬ 
tionsrouten, damit die Menschen nicht ihr Leben aufs 
Spiel setzen müssen, um nach Europa zu gelangen! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich sage Ihnen auch: Natürlich brauchen wir Seenotret¬ 
tung, solange immer noch verzweifelte Menschen auf 
seeuntauglichen Booten versuchen, das Mittelmeer zu 
überqueren. Aber viele Nichtregierungsorganisationen 
zeigen doch, dass man das auch ohne Militär leisten 
kann. Was denen fehlt, sind Ressourcen. Im vorliegen¬ 
den Antrag werden 1,8 Millionen Euro für drei Monate 
allein für die deutsche Beteiligung an Sea Guardian ver¬ 
anschlagt. Damit, sage ich Ihnen, könnte die Zivilgesell¬ 
schaft einige Rettungsschiffe ausstatten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das andere, was die Seenotrettung vor Libyen behin¬ 
dert, ist die sogenannte libysche Küstenwache, die Hilfs¬ 
organisationen mit Gewalt daran hindert, die Menschen 
zu retten. Genau diese Küstenwache soll aber im Rahmen 
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dieses Mandats trainiert werden, und das finden wir un¬ 
erträglich. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wenn wir über regionale Instabilität reden, um die es 
in dem Mandatstext ja auch geht, dann müssten Sie doch 
einmal begründen, wie eine Marinemission an den Ursa¬ 
chen dieser Instabilität ansetzen kann. Mir fehlt auch die 
kritische Auseinandersetzung damit, was denn der Ein¬ 
satz militärischer Gewalt zu dieser Instabilität beigetra¬ 
gen hat. Gerade im Fall Libyen waren es ja NATO-Staa¬ 
ten, mit denen die Bundesregierung bei Sea Guardian 
zusammenarbeitet, die mit dazu beigetragen haben, dass 
Libyen heute so aussieht, wie es eben aussieht. 

Meine Damen und Herren, Die Linke glaubt nicht, 
dass dieses Mandat den hier vielfach vorgebrachten Zie¬ 
len dienen kann. Deshalb fordern wir ein Ende der Betei¬ 
ligung der Bundeswehr an Sea Guardian. Setzen Sie sich 
in der EU und in der NATO dafür ein, die Militäropera¬ 
tionen im Mittelmeer zu beenden, und holen Sie unsere 
Soldatinnen und Soldaten nach Hause! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat das Wort die Kollegin Dr. Brantner, Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Lassen Sie mich voranstellen, dass wir für 
jedes Menschenleben, das unsere Soldatinnen und Sol¬ 
daten retten, sehr dankbar sind. Das ändert aber nichts 
daran, dass wir eine zivile Seenotrettung brauchen, weil 
es eigentlich Aufgabe der zivilen Kräfte ist, Seenotret¬ 
tung vorzunehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn wir hier über Seenotrettung und permanent über 
Libyen sprechen, dann wundere ich mich doch und frage 
mich, ob wir wirklich über das richtige Mandat reden; 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

schließlich ist doch hier nicht EUNAVFOR MED Ope¬ 
ration Sophia auf der Tagesordnung, sondern Sea Guar¬ 
dian. Aber die permanente Diskussion über Libyen zeigt 
eines der Probleme beim Mandat Sea Guardian auf: Sea 
Guardian soll EUNAVFOR MED Operation Sophia 
unterstützen. Aber was genau ist eigentlich der Unter¬ 
schied? Was genau soll Sea Guardian im Unterschied 
zu EUNAVFOR MED machen? Wo ist der Unterschied 
zwischen diesen zwei Mandaten? Das ist absolut nicht 
klar, und das ist einer unserer Hauptkritikpunkte an dem 
vorliegenden Mandat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Der zweite Kritikpunkt, den wir haben, ist: Wenn man 
die Frage stellt, welchen Zweck die Mission Sea Guardi¬ 
an wirklich erfüllt, dann lässt sich im vorliegenden Man¬ 
dat keine konkrete Antwort finden. Das Parlamentsbetei¬ 
ligungsgesetz sieht in Artikel 3 Absatz 2 aber vor, dass 
wir Abgeordnete genau darüber informiert werden, was 
Sie abstimmen. Das vorliegende Mandat ist so schwam¬ 
mig formuliert, dass überhaupt nicht klar wird, welchen 
Auftrag die Soldatinnen und Soldaten haben. Sie könn¬ 
ten mit diesem Mandat genauso gut schon EUNAVFOR 
MED Operation Sophia oder UNIFIL abgestimmt haben. 
Mehrere Mandate werden durch dieses eine Mandat ab¬ 
gedeckt. Es ist so unpräzise, dass es unseren Ansprüchen 
an eine Parlamentsarmee nicht genügt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es gibt die Möglichkeit, das Personal aller Anrainer¬ 
staaten im Mittelmeer auszubilden. Was Libyen angeht, 
haben wir unsere Kritik schon geäußert. Aber wir sehen 
auch, dass sich Ägypten weit von der Einhaltung der 
Menschenrechte wegentwickelt. In diesem Land wer¬ 
den zum Beispiel alleinerziehende Mütter, die darauf 
beharren, dass es normal ist, alleinerziehend zu sein, ins 
Gefängnis gesteckt. So sieht momentan die Menschen¬ 
rechtslage in Ägypten aus. Auf der Sinai-Halbinsel wird 
zudem brutal gegen Menschenrechtsaktivisten vorgegan¬ 
gen. Daher ist Ägypten für uns kein Partner, wenn es um 
Sea Guardian geht. Welche Kriterien ein Partner zu erfül¬ 
len hat, wird im Mandat überhaupt nicht definiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Da es also gravierende Mängel gibt, können wir dem 
Mandat nicht zustimmen. 

Erlauben Sie mir, Herr Nolte, eine Frage an Sie zu 
richten. Sie haben gesagt, deutsche Soldaten sollten vor 
der Haustür für Recht und Ordnung sorgen. Was soll das 
bedeuten? Meinen Sie damit Einsätze in Frankreich, Po¬ 
len oder sogar im Innern? Das, was Sie zur Definition 
deutscher Politik vortragen, ist doch absurd und hat mit 
einer europäischen Verantwortlichkeit gar nichts mehr zu 
tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der 
Kollege Gädechens, CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ingo Gädechens (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der letzten 
Woche konnte ich Staatssekretär Grübel begleiten. Wir 
haben das Einsatzkontingent UNIFIL in Limassol und 
insbesondere die Korvette „Magdeburg“ besucht. Danach 
waren wir beim 47. Einsatzkontingent im KFOR-Man- 
dat in Pristina und Prizren. Vor Ort durfte ich der Trup¬ 
pe als Adventsgruß das gelbe Band der Solidarität des 
Deutschen BundeswehrVerbandes überreichen, mit dem 
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unser Parlament die Verbundenheit insbesondere mit den 
Soldatinnen und Soldaten in den Auslandseinsätzen zum 
Ausdruck bringt. 

(Beifall des Abg. Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]) 

Man konnte spüren, dass der Dienst gerade in der Ad¬ 
ventszeit, fernab der Heimat und der Familie, eine emo¬ 
tionale Herausforderung darstellt. Umso mehr verdienen 
alle Auslandseinsätze unseren allerhöchsten Respekt. Ich 
wünsche mir, dass sich alle Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages immer wieder vor Augen führen, dass der 
Soldatenberuf etwas ganz Besonderes ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sea Guardian leistet einen Beitrag zur Seeraumüber¬ 
wachung und zu einer vernetzten Lagebilddarstellung im 
Mittelmeerraum. Diese Mission dient dazu, krisenhafte 
Entwicklungen im maritimen Umfeld rechtzeitig zu er¬ 
kennen und diese frühzeitig zu bekämpfen bzw. ihnen 
entgegenzuwirken. Schiffe, die im Verdacht stehen, eine 
Verbindung zu kriminellen oder terroristischen Organi¬ 
sationen zu haben, dürfen im Einklang mit dem Völker¬ 
recht, aber leider nur mit Zustimmung der Flaggenstaaten 
auf hoher See kontrolliert und durchsucht werden. Sea 
Guardian kann mit anderen Missionen im Mittelmeer ko¬ 
operieren. So wird beispielsweise die EU-gefiihrte Ope¬ 
ration Sophia, die unter anderem gegen Schleusernetz¬ 
werke vorgeht, mit einem erweiterten Lagebild und auch 
mit Logistik versorgt werden. Darüber hinaus werden die 
ständigen maritimen Einsatzverbände der NATO unter¬ 
stützt. An der Mission in der Ägäis ist die deutsche Ma¬ 
rine zurzeit mit dem Einsatzgruppenversorger „Frankfurt 
am Main‘‘ beteiligt. 

Als humanitärer Akt wurden in den vergangenen Jah¬ 
ren Tausende Flüchtlinge aus Seenot gerettet. Dies ist 
nicht die eigentliche Aufgabe von Sea Guardian; aber 
deutsche Marinesoldaten retten in Seenot geratene Men¬ 
schen, und nach internationalem Seerecht und seemän¬ 
nischer Tradition ist jeder Kapitän, jeder Schiffsfiihrer 
auf hoher See verpflichtet, unabhängig von Nationalität, 
Status und Umständen, bei Seenot unverzüglich Hilfe zu 
leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist es 
völlig inakzeptabel, wenn Redner der AfD unsere Ma¬ 
rinesoldaten abfällig als Schleppergehilfen bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPF) und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muss Ihnen sicherlich nicht erklären, wie bei den 
Soldatinnen und Soldaten die Bezeichnung „Schlepper¬ 
gehilfen“ angekommen ist. Ich denke, alle hier in diesem 
Hohen Haus sind aufgefordert, ihre Worte etwas sorgsa¬ 
mer abzuwägen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so¬ 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, abgesehen von manch 
kritischen Einlassungen auch von der linken Seite des 


Hauses, ist Sea Guardian eine verbindende und somit (C) 
wichtige Mission. Deshalb stimmt meine Fraktion einer 
Verlängerung der Mission zu. 

Wie bereits persönlich vor Ort gegenüber den Sol¬ 
datinnen und Soldaten geäußert, möchte ich im Namen 
meiner Fraktion auch von dieser Stelle aus sagen: Ich 
wünsche allen Soldatinnen und Soldaten in den Einsatz¬ 
gebieten eine gesunde Heimkehr, vor allen Dingen eine 
besinnliche Adventszeit, frohe Weihnacht und einen gu¬ 
ten Rutsch in ein hoffentlich friedvolles Jahr 2018. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so¬ 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Beschlussempfehlung des 
Hauptausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung 
zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 
Streitkräfte an der NATO-gefiihrten Maritimen Sicher¬ 
heitsoperation Sea Guardian im Mittelmeer. Der Aus¬ 
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 19/176, den Antrag der Bundesregierung auf 
Drucksache 19/22 anzunehmen. 

Wir stimmen über die Beschlussempfehlung nun na¬ 
mentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift¬ 
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle 
Urnen besetzt? - Das ist jetzt der Fall. Ich eröffne die 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung. ^ 

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine Stim¬ 
me noch nicht abgegeben hat? - Das ist nicht der Fall. 

Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die Schrift¬ 
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu be¬ 
ginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen später 
bekannt gegeben. 1 ) 

Ich bitte Sie, soweit Sie an der Sitzung teilnehmen 
wollen, Platz zu nehmen. - Wir kommen jetzt zur Ab¬ 
stimmung über den Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 19/221. Wer stimmt für die¬ 
sen Entschließungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Bei Enthaltungen von AfD und Grünen ist 
er mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP ab¬ 
gelehnt, wobei Die Linke dafürgestimmt hat. Oh, ist das 
kompliziert! Jedenfalls ist der Antrag abgelehnt. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
ist schon mal ein gutes Ergebnis!) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deut¬ 
scher Streitkräfte zur Verhütung und Unter¬ 
bindung terroristischer Handlungen durch 
die Terrororganisation IS auf Grundlage von 
Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen 


') Ergebnis Seite 216 C 
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in Verbindung mit Artikel 42 Absatz 7 des 
Vertrages über die Europäische Union und 
den Resolutionen 2170 (2014), 2199 (2015), 
2249 (2015) des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen sowie des Beschlusses der Staats¬ 
und Regierungschefs vom NATO-Gipfel am 
8-/9. Juli 2016 und konkretisierenden Folgebe¬ 
schlüssen des Nordatlantikrats 

Drucksachen 19/23,19/192,19/205 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. Auch über diese Beschlussempfehlung 
werden wir später namentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 27 Minuten vorgesehen. - Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 
Michelle Müntefering für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Michelle Müntefering (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kol¬ 
legen! Es ist noch nicht vorbei. Als wir Ende des Jah¬ 
res 2015 von unseren französischen Freunden nach den 
schrecklichen Angriffen in Paris um Beistand gebeten 
wurden und wir erstmals über dieses Mandat zu entschei¬ 
den hatten, wütete der sogenannte „Islamische Staat“ mit 
unvorstellbaren Gräueltaten gegen Menschen und ihr 
kulturelles Menschheitsgedächtnis. Die eroberten Terri¬ 
torien wurden zum Rückzugsort und zur Basis für welt¬ 
weite Angriffe. Zu Recht entschieden wir uns damals mit 
großer Mehrheit, zu handeln, und traten an der Seite un¬ 
serer europäischen Partner der sogenannten Anti-IS-Ko- 
alition bei. 

Die Mitglieder von Daesh, dem selbsternannten „Is¬ 
lamischen Staat“, hatten 2014 ein Territorium erstrit¬ 
ten, das etwa so groß war wie Baden-Württemberg und 
Bayern zusammen, ein Territorium reich an Ölquellen. 
Mit den Einnahmen aus den Ölquellen, aus Antiquitä¬ 
ten-, Drogen- und Menschenhandel erbeuteten sie schät¬ 
zungsweise - niemand weiß es so genau - zweistellige 
Millionenbeträge im Monat. Daraus bezahlten sie die 
Kämpfer und diejenigen, die willig ihre menschenver¬ 
achtende Ideologie in der Welt verbreiten, sowie ihre 
Propagandaabteilung, die eigene Zeitungen herausgibt 
und die vor allem über das Internet ihr Gift auch in unse¬ 
rem Land zu verbreiten sucht. 

Heute, fast sieben Jahre nach Beginn des Konflikts 
in Syrien, in dem Hunderttausende von Menschen im 
Bombenhagel ums Leben gekommen sind, versklavt, 
gefoltert oder vergewaltigt wurden, Menschen geflohen 
sind, ist die internationale Lage sicherlich nicht minder 
kompliziert, als sie es in den vergangenen Jahren war, 
im Gegenteil. Das Assad-Regime sieht sich als militäri¬ 
scher Sieger des Konflikts, unterstützt von Russland und 
Iran. Aber eine politische Lösung, die das Land nachhal¬ 
tig befrieden und versöhnen könnte, ist weiterhin nicht 
in Sicht. Doch der IS hat weitgehend an Territorium 
und militärisch weitgehend an Bedeutung verloren. Das 
selbst ausgerufene Kalifat ist Geschichte. Am Wochen¬ 


ende wurde der IS gleich mehrmals für besiegt erklärt. (C) 
Andere Nachrichten, die von neuer Präsenz der Terror¬ 
miliz in Idlib berichten, als auch schreckliche Angriffe, 
auf deren Urheberschaft sich der IS immer wieder beruft, 
lassen erahnen, dass dieser Kampf noch nicht vorbei ist. 
Zeitungsberichte, Interviews Überlebender oder Filme 
wie „City of Ghosts“, der online zu sehen ist, vermitteln 
uns angesichts neu aufkommender Konfliktlinien bereits 
einen neuen Feind zwischen den Trümmern der zerstör¬ 
ten Städte: das Gefühl der Perspektivlosigkeit. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir bestimmen heu¬ 
te über die Verlängerung des Mandats um drei Monate 
bis zum 31. März kommenden Jahres. Danach - so steht 
es im Text - sollen „Fortschritte ... gefestigt und wei¬ 
terentwickelt werden“. Bei der ersten Einsetzung des 
Mandats in diesem Hause sprachen wir bereits über die 
Notwendigkeit einer internationalen Strategie, die mili¬ 
tärisches Vorgehen einer Koalition zwar einschließt, aber 
politisch breiter angelegt sein sollte. So haben wir uns 
entschlossen, auch einen wesentlichen Beitrag bei der 
humanitären Hilfe zu leisten und gegen die Finanzströ¬ 
me des IS, etwa beim Antiquitätenhandel, vorzugehen. 
Beides haben wir vorangetrieben, allen Schwierigkeiten 
zum Trotz. 

Unter den SPD-Außenministern Steinmeier und 
Gabriel ist Deutschland zu einem der größten internati¬ 
onalen Geber geworden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nun, vor dem drohenden Winter, wird das Auswärtige 
Amt noch einmal 120 Millionen Euro zur Verfügung stel- 
len. Das ist gut, und das ist richtig so; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, uns wird es dau¬ 
erhaft nur gut gehen, wenn es auch anderen auf der Welt 
gut geht. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Jürgen 
Hardt [CDU/CSU]) 

Diesen Beitrag also auch künftig zur Priorität zu ma¬ 
chen, wird umso wichtiger, weil der bloße Wiederaufbau 
für eine stabile Zukunftsperspektive nicht genügt. Huma¬ 
nitäre Hilfe, die weitere Entminung, die Wiederherstel¬ 
lung grundlegender Wasser- und Gesundheitsinfrastruk¬ 
turen sowie die Unterstützung der Zivilgesellschaft sind 
dringend geboten. Es bedarf also einer klaren Strategie, 
wie der Übergang zu einer Friedensordnung gestaltet und 
Resilienzen gegenüber Extremismus geschaffen werden 
können, damit sich die Fehler der Vergangenheit, von de¬ 
nen auch die jüngere Geschichte dieser Region berichten 
kann, nicht ein weiteres Mal wiederholen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es muss weiterhin alles getan werden, damit für den sy¬ 
rischen Bürgerkrieg, in dem die Auseinandersetzung mit 
dem IS ja nur ein Teil des Konflikts ist, endlich eine poli¬ 
tische Lösung gefunden wird. 

Angesichts dieser Herausforderungen sollte die neue 
Bundesregierung, die noch zu bilden ist, prüfen, ob nach 
Ablauf der drei Monate eine Reduzierung der Mittel bei 
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(A) Flugzeugen und Personal zugunsten eines verstärkten zi¬ 
vilen Engagements im Irak angemessen wäre. Es könnte 
außerdem geprüft werden, ob andere technische Mittel 
zur Aufklärung notwendig sind und wie dem entstehen¬ 
den Vakuum durch den zunehmenden Abzug des IS be¬ 
gegnet werden kann, um eine mögliche Machtübernahme 
durch andere islamistische Gruppen zu verhindern. Darü¬ 
ber ist zu diskutieren. 

Verehrte Damen und Herren, kluge Außenpolitik muss 
mit Sorgfalt und Weitsicht komplexe Konfliktursachen 
berücksichtigen und die Konsequenzen von Handeln und 
Nichthandeln umsichtig gegeneinander abwägen. Des¬ 
wegen werbe ich heute um Ihre Zustimmung. Um es mit 
den Worten von Willy Brandt zu sagen: „Der Tag wird 
kommen, an dem der Hass, der im Krieg unvermeidlich 
scheint, überwunden wird.“ 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Florian Toncar [FDP]) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Jürgen Hardt, CDU/ 
CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich, bevor ich konkret zu diesem Mandat 

(B) spreche, etwas voranschicken, was für alle sieben Man¬ 
date gilt, die wir heute und morgen beraten: Die CDU/ 
CSU-Fraktion wird allen sieben Mandaten zustimmen. 
Wir haben entschieden, dass sich Deutschland verant¬ 
wortlich an der Schaffung einer besseren Welt beteiligen 
will. Aber wir haben uns auch entschieden, dass wir dies 
nicht in nationalen Alleingängen tun, sondern gemein¬ 
sam mit Partnern in Strukturen, in denen unser Einsatz 
von Partnern unterstützt wird und die wir durch unseren 
Einsatz tragen. Allein diese Einbindung fordert von uns 
Verlässlichkeit, die wir verletzen würden, wenn wir jetzt 
eines dieser Mandate Hals über Kopf verlassen würden. 
Es gibt kein Mandat, an dem wir beteiligt sind, bei dem 
nicht andere Nationen, bei dem nicht andere Soldatinnen 
und Soldaten von unserer Arbeit, von unserer Verläss¬ 
lichkeit abhängen. Allein das ist, wie ich finde, ein ganz 
wichtiges Argument; Alexander Graf Lambsdorff hat 
auch darauf hingewiesen. Deswegen gibt es überhaupt 
keinen Zweifel für mich, diese sieben Mandate zu ver¬ 
längern. 

Alle sieben Mandate erfüllen wichtige Voraussetzun¬ 
gen, die vielleicht auch für jemanden, der sich bisher 
nicht so intensiv damit befasst hat, relevant sind, wenn 
er diesen Mandaten zustimmen will: Erstens. Es muss 
eine klare völkerrechtliche Grundlage geben. Zweitens. 
Das militärische Engagement muss einen Beitrag leisten 
können zur Lösung oder Entschärfung des Problems. 
Drittens. Die Bundeswehr muss ihrerseits diese Fähig¬ 
keiten bereitstellen können. - Wenn diese drei Voraus¬ 
setzungen erfüllt sind - das ist bei allen sieben Mandaten 
gegeben -, dann kann der Deutsche Bundestag mit Blick 


auf seine Verantwortung in der Völkergemeinschaft aus (C) 
meiner Sicht nicht beiseitestehen. 

Wir haben gegenwärtig 3 721 Soldaten im Einsatz. Es 
waren unter der rot-grünen Bundesregierung einmal über 
10 000. Das heißt: Wir gehen sehr verantwortungsvoll 
mit diesem Instrument um. Und wir haben offensicht¬ 
lich auch Erfolg gehabt: Wir haben in den letzten Jahren 
Einsätze erfolgreich beenden können. Auch die Einsätze, 
über die wir heute hier reden, sind erfolgreich. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege Hardt, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Neu? 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Ja. 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Herr Kollege Hardt, leider ist jetzt kein Redner der 
Regierung am Pult, deshalb muss ich Sie mit der Frage 
konfrontieren. Sie haben soeben einige Kriterien auf¬ 
geführt, anhand derer man einem Auslandseinsatz zu¬ 
stimmt. Ein Kriterium ist für mich immer die Frage nach 
den Opfern. Wie viele zivile Opfer bringt ein solcher Ein¬ 
satz mit sich? Die Linke hat vor geraumer Zeit eine Klei¬ 
ne Anfrage bezüglich der Opfer in Syrien und im Irak 
gestellt. Die Antwort der Bundesregierung war, sie hätte 
keine Informationen. Ich habe das dann konkretisiert, 
und Herr Staatssekretär Dr. Brauksiepe hat dann genau 
das Gegenteil gesagt. Er hat gesagt, es gibt im Rahmen (D) 
der sogenannten Wirkungsanalyse auch in Syrien und im 
Irak natürlich Aufklärung auch über Opfer und Schäden. 

Die Frage ist: Kennen Sie die Daten, wie viele zivile Op¬ 
fer in Syrien und im Irak zu verzeichnen sind? Wenn Sie 
sie nicht kennen: Warum kennen Sie sie nicht? Denn sie 
sind abrufbar in einer Datenbank, zu der auch die Bun¬ 
desregierung Zugang hat. 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Lieber Kollege Neu, ich glaube, dass keine Nation so 
sorgfältig mit den Verantwortungen des Kriegsvölker¬ 
rechtes umgeht wie wir, das heißt, Abwägung zwischen 
den eingesetzten Mitteln im Verhältnis zu dem voraus¬ 
sichtlichen Erfolg des Einsatzes dieser militärischen Mit¬ 
tel und den Risiken, die sie mit sich bringen. Ich glaube, 
dass wir im Deutschen Bundestag in den letzten acht Jah¬ 
ren, in denen ich diesem Hohen Haus angehöre, viel Zeit 
darauf verwendet haben, genau zu klären, dass die deut¬ 
sche Bundeswehr und unsere Verbündeten diese sorgfäl¬ 
tige Abwägung stets treffen. Deswegen glaube ich, dass 
wir bei allem, was wir tun, insbesondere bei diesem An- 
ti-IS-Einsatz, bei der Auswertung des Bildmaterials usw., 
diese Sorgfalt in hohem Maße walten lassen. 

Ich glaube, dass in einem Kriegsgebiet die Unterschei¬ 
dung zwischen militärischen und zivilen Opfern schwie¬ 
rig ist und dass es wahrscheinlich nicht vermeidbar ist, 
dass es Folgen von Militäreinsätzen gibt, die Unschul¬ 
dige und Unbeteiligte treffen. Ich glaube aber, dass es 
die Bundeswehr aufgrund der Aufklärungsmittel, die wir 
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(A) haben, in einem hohen Maße schafft, genau solche unge¬ 
wollten Wirkungen von Einsätzen zu vermeiden. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Sie 
kennen nicht die Zahlen?) 


Ich möchte zum Schluss noch einen Satz zur Bedeu¬ 
tung unseres Einsatzes in der Völkergemeinschaft sagen. 
Ich bin beim Central Command in Tampa, Florida, ge¬ 
wesen, wo dieser Einsatz in weiten Teilen koordiniert 
wird. Dort arbeiten deutsche Soldatinnen und Soldaten 
an der Seite vieler Soldaten anderer Nationen. Sie ha¬ 
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ben mir hautnah berichtet, wie unser Beitrag zu diesem 
Einsatz von den anderen Nationen wertgeschätzt wird. 
Wir leisten Luftbetankung mit einer Hochwertfähigkeit, 
die auch in der NATO so nicht selbstverständlich ist für 
andere Nationen. Wir leisten eine hervorragende Auf¬ 
klärungsarbeit. Wir sind bereit, auch weiterhin mit den 
AWACS-Flugzeugen über der Türkei und über interna¬ 
tionalem Luftraum Luftbilder und Luftaufklärung für 
den Luftraum im IS-Gebiet zu leisten. Wir sind nach wie 
vor auch bereit, gegebenenfalls wieder Geleitschutz für 
einen zum Beispiel französischen Flugzeugträger in der 
Region zu leisten; eine Aufgabe, die von uns zurzeit nicht 
abverlangt wird. 

Ich bin dafür, dass wir dieses erfolgreiche Mandat ver¬ 
längern, und bitte Sie deshalb um Ihre Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt gebe ich das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Haupt¬ 
ausschusses zu dem Antrag zur Fortsetzung der Operati¬ 
on Sea Guardian bekannt: abgegebene Stimmen 671. Mit 
Ja haben gestimmt 530, mit Nein haben gestimmt 137, 
Enthaltungen 4. Die Beschlussempfehlung ist angenom¬ 
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so¬ 
wie bei Abgeordneten der AfD) 
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Ich möchte zum IS-Einsatz Folgendes vortragen: Der 
IS ist durch den gemeinsamen Einsatz der Völkergemein¬ 
schaft erheblich in Bedrängnis geraten. Er ist noch nicht 
besiegt, aber er ist in weiten Teilen zurückgedrängt. Er 
verliert auch seinen Glanz für diejenigen fehlgeleiteten 
Menschen in Europa und anderswo, die sich von einem 
aufstrebenden IS haben faszinieren und einbinden las¬ 
sen und die ihm auf den Leim gegangen sind und seiner 
Ideologie anhängen. Ich glaube, die Wirkung, dass der IS 
in Europa junge Menschen, junge Männer und Frauen, 
verführt und für seine radikalen islamistischen Ziele ge¬ 
winnen kann, ist durch die Zurückdrängung des IS auch 
ein Stück weit zurückgegangen. Wir haben leider nach 
wie vor terroristische Anschläge in Europa. Wir haben in 
der nächsten Woche den Gedenktag zum einjährigen Ge¬ 
denken an den Anschlag in Berlin. Ich glaube aber, dass 
unser Einsatz einen Beitrag dazu leistet, dass die Zahl der 
jungen Menschen in unserem Lande, die möglicherweise 
vom IS verführbar sind, entsprechend abnimmt. 
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Daniel Föst 
Otto Fricke 
Thomas Hacker 
Katrin Helling-Plahr 
Markus Herbrand 
Torsten Herbst 
Katja Hessel 

Dr. Gero Clemens Hocker 
Manuel Höferlin 
Dr. Christoph Hoffmann 
Reinhard Houben 
Ulla Ihnen 
Olaf In der Beek 
Gyde Jensen 
Dr. Christian Jung 
Thomas L. Kemmerich 
Karsten Klein 
Katharina Kloke 
Daniela Kluckert 
Pascal Kober 
Dr. Lukas Köhler 
Carina Konrad 
Wolfgang Kubicki 
Konstantin Elias Kuhle 
Alexander Külitz 
Alexander Graf Lambsdorff 
Ulrich Lechte 
Christian Lindner 
Michael Link (Heilbronn) 
Oliver Luksic 
Christoph Meyer 
Alexander Müller 
Roman Müller-Böhm 
Frank Müller-Rosentritt 
Dr. Martin Neumann 
(Lausitz) 

Hagen Reinhold 
Bernd Reuther 
Dr. Stefan Ruppert 
Dr. h. c. Thomas Sattelberger 
Christian Sauter 
Frank Schäffler 
Dr. Wieland Schinnenburg 
Matthias Seestem-Pauly 
Frank Sitta 
Judith Skudelny 
Dr. Hermann Otto Solms 
Bettina Stark-Watzinger 
Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann 
Benjamin Strasser 
Katja Suding 
Linda Teuteberg 
Michael Theurer 


(C) 
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(A) 


Stephan Thomae 
Manfred Todtenhausen 
Dr. Florian Toncar 
Dr. Andrew Ullmann 
Gerald Ullrich 
Johannes Vogel 
(Lüdenscheid) 
Sandra Weeser 
Nicole Westig 

Nein 

SPD 

Marco Biilow 
Ralf Kapschack 
Cansel Kiziltepe 
Hilde Mattheis 
Christian Petry 
Rene Röspel 

AfD 

Martin Hebner 
Frank Pasemann 

DIE LINKE 

Doris Achelwilm 
Simone Barrientos 
Dr. Dietmar Bartsch 
Lorenz Gösta Beutin 
Matthias W. Birkwald 
Heidrun Bluhm 
Michel Brandt 
Christine Buchholz 
Birke Bull-Bischoff 
Jörg Cezanne 
Sevim Dagdelen 
Fabio De Masi 
Dr. Diether Dehrn 
Anke Domscheit-Berg 
Klaus Ernst 
Susanne Ferschl 
Sylvia Gabelmann 
Nicole Gohlke 


Dr. Andre Hahn 
Heike Hänsel 
Matthias Höhn 
Andrej Hunko 
Ulla Jelpke 
Kerstin Kassner 
Dr. Achim Kessler 
Katja Kipping 
Jan Körte 
Jutta Krellmann 
Caren Lay 
Sabine Leidig 
Ralph Lenkert 
Stefan Liebich 
Dr. Gesine Lötzsch 
Thomas Lutze 
Pascal Meiser 
Amira Mohamed Ali 
Cornelia Möhring 
Niema Movassat 
Norbert Müller (Potsdam) 
Zaklin Nastic 
Dr. Alexander S. Neu 
Petra Pau 
Sören Pellmann 
Victor Perli 
Tobias Pflüger 
Ingrid Remmers 
Martina Renner 
Bernd Riexinger 
Eva-Maria Elisabeth 
Schreiber 
Dr. Petra Sitte 
Helin Evrim Sommer 
Kersten Steinke 
Friedrich Straetmanns 
Dr. Kirsten Tackmann 
Jessica Tatti 
Alexander Ulrich 
Kathrin Vogler 
Dr. Sahra Wagenknecht 
Andreas Wagner 
Harald Weinberg 


Katrin Werner 
Hubertus Zdebel 
Sabine Zimmermann 
(Zwickau) 

BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Luise Amtsberg 

Kerstin Andreae 

Lisa Badum 

Annalena Baerbock 

Margarete Bause 

Dr. Danyal Bayaz 

Canan Bayram 

Dr. Franziska Brantner 

Agnieszka Brugger 

Dr. Anna Christmann 

Ekin Deligöz 

Katja Dömer 

Katharina Dröge 

Harald Ebner 

Matthias Gastei 

Kai Gehring 

Stefan Gelbhaar 

Katrin Göring-Eckardt 

Erhard Grundl 

Anja Hajduk 

Britta Haßelmann 

Dr. Bettina Hoffmann 

Dr. Anton Hofreiter 

Ottmar von Holtz 

Dieter Janecek 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther 

Uwe Kekeritz 

Katja Keul 

Sven-Christian Kindler 
Maria Klein-Schmeink 
Sylvia Kotting-Uhl 
Oliver Krischer 
Stephan Kühn (Dresden) 
Christian Kühn (Tübingen) 
Renate Künast 
Markus Kurth 


Monika Lazar 
Sven Lehmann 
Steffi Lemke 
Dr. Tobias Lindner 
Irene Mihalic 
Claudia Müller 
Beate Müller-Gemmeke 
Ingrid Nestle 
Dr. Konstantin von Notz 
Friedrich Ostendorff 
Cem Özdemir 
Lisa Paus 
Filiz Polat 
Tabea Rößner 
Claudia Roth (Augsburg) 
Dr. Manuela Rottmann 
Corinna Riiffer 
Manuel Sarrazin 
Ulle Schauws 
Dr. Gerhard Schick 
Dr. Frithjof Schmidt 
Stefan Schmidt 
Kordula Schulz-Asche 
Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn 

Margit Stumpp 

Markus Tressel 

Jürgen Trittin 

Dr. Julia Verlinden 

Daniela Wagner 

Beate Walter-Rosenheimer 

Enthalten 

SPD 

Gabriele Hiller-Ohm 

AfD 

Dr. Rainer Kraft 
Thomas Seitz 

Fraktionslos 

Dr. Frauke Petry 


(C) 


Nunmehr erteile ich dem Kollegen Felser von der AfD 
das Wort zu seiner ersten Rede im Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der AfD) 

Peter Felser (AfD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Werte Kolleginnen, 
werte Kollegen! Liebe Gäste! Der Paradigmenwechsel der 
Bundeswehr von der Verteidigungs- zur Einsatz- und In¬ 
terventionsarmee liegt nun über 25 Jahre zurück. Ich selbst 
war damals junger Offizier, und auch ohne große Erfah¬ 


rung habe ich mich damals schon gefragt: Kann das richtig 
sein, was wir dort machen? Kann das richtig sein, was da 
passiert und wie wir die Bundeswehr umstrukturieren? 

Heute, ein Vierteljahrhundert später, sind diese Zwei¬ 
fel nicht nur geblieben, sondern sie sind sogar noch grö¬ 
ßer geworden; denn heute können wir das Ergebnis des 
damaligen Hauruck-Umschwungs sehen: eine kaputtge¬ 
sparte, ausgelaugte, marode Truppe. Das ist leider die 
Wahrheit um die heutige Bundeswehr. 

(Beifall bei der AfD) 
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(A) Genau deswegen, weil wir dieses Ergebnis kennen, sehen 
wir den Paradigmenwechsel äußerst kritisch. Eine unkri¬ 
tische Akzeptanz der aktuellen und auch der zukünftigen 
Einsätze wird es dämm mit der AfD nicht geben. Dies 
gilt in besonderem Maße für das Mandat Counter Daesh. 

Wir sehen durchaus die Teilerfolge. Ja, der IS wurde 
weit zurückgedrängt. Ja, ein Großteil des vom IS kon¬ 
trollierten Gebiets konnte zurückgewonnen werden. Wir 
danken daher an dieser Stelle den im Ausland befindli¬ 
chen Soldaten für ihre Aufklärungsflüge, für die Betan¬ 
kung der Flugzeuge unserer Bündnispartner, für ihren 
gesamten Einsatz. Unsere Soldaten haben ihre Arbeit und 
ihren Auftrag vorbildlich erfüllt. Vielen Dank! 

(Beifall bei der AfD) 

Aber genau an dieser Stelle darf die politische Bewer¬ 
tung nicht zu Ende sein. Es gibt gravierende Mängel, die 
gar nichts mit den Soldaten im Einsatz zu tun haben, son¬ 
dern grundsätzlicher Natur sind. 

Als Offizier und politisch interessierter Bürger frage 
ich mich schon lange: Wo ist eigentlich die außenpoli¬ 
tische und sicherheitspolitische Strategie dahinter? Fast 
sieht es so aus, als wären wir auch in diesen Einsatz hi¬ 
neingestolpert, ohne richtig darauf vorbereitet zu sein. 
Wissen wir eigentlich, auf was wir uns dort eingelassen 
haben? Wir müssen doch - der Kollege Kiesewetter hat 
es bereits angesprochen - Kennzahlen und Kenngrößen 
festlegen und Ziele definieren, um messen zu können: 
Hat sich dieser Einsatz rentiert? Hat er sich gelohnt? Was 
ist daraus geworden? 

(B) 

Ich bin auch mittelständischer Unternehmer. Ich könn¬ 
te im Unternehmen nichts voranbringen, wenn ich keine 
Ziele definieren und nicht Kennzahlen messen würde. 
Das haben wir bei Counter Daesh alles nicht. Wir haben 
keine Kennzahlen, und wir haben auch keine Exit-Stra- 
tegie. In meinen Augen ist das pure Verantwortungslo¬ 
sigkeit vonseiten der Bundesregierung gegenüber den 
Leben unserer Soldaten. Außerdem ist das außen- und 
sicherheitspolitisch unverantwortlich. 

Genau deswegen wird die Alternative für Deutschland 
die Verlängerung dieses Mandats ablehnen. Holen wir 
unsere Soldaten zurück - am besten vor Weihnachten. 
Das wäre das Gescheiteste. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat das Wort der Kollege Michael Georg Link, 
FDP. 

(Beifall bei der FDP) 

Michael Georg Link (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Felser, man kann und muss beim Thema 
Bundeswehr über vieles - über Ausrüstung, über Ausbil¬ 
dung - diskutieren, und das tun wir in diesem Parlament. 


Aber die Bundeswehr hier im Hohen Hause als „marode (C) 
Truppe“ zu bezeichnen, das ist ehrabschneidend. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sollten darauf achten, welche Worte wir benutzen; 
denn hier geht es um einen Einsatz, über den wir aus 
dem Hohen Hause heraus entscheiden und diskutieren. 

Da brauchen wir die gebotene Sorgfalt, die wir in diesem 
Hause pflegen. Deshalb - ich sage es auch - ist es so 
wichtig, dass wir möglichst schnell die Fachausschüsse 
haben; denn natürlich brauchen wir eine vertiefte Debatte 
über diese Dinge. Insofern werden wir - auch wenn wir 
heute zustimmen - nach diesem Roll-over, nach dieser 
technischen Verlängerung in eine vertiefte Debatte ein¬ 
steigen und weiter inhaltlich sehr intensiv darüber dis¬ 
kutieren. 

Zum Mandat selbst. Wir alle, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, haben die militärischen Erfolgsmeldungen ge¬ 
sehen, sowohl im Irak als auch in Syrien. Die Tatsache, 
dass die Grenze zwischen Irak und Syrien teilweise wie¬ 
der durch die Streitkräfte kontrolliert werden kann, ist 
sicherlich ein Fortschritt. Aber wir alle sind uns, glaube 
ich, einig, dass wir noch lange nicht am Ziel sind. Inso¬ 
fern wird dieses Mandat noch gebraucht. Ich sage sehr 
wohl „noch“; denn natürlich stellen wir jedes Mandat 
nicht nur völkerrechtlich, sondern auch zeitlich auf den 
Prüfstand. Hier sind wir in der FDP-Fraktion aber ganz 
eindeutig zu dem Ergebnis gekommen, dass es aus ver¬ 
schiedenen Gründen noch gebraucht wird. Noch ist der 
IS, der sogenannte „Islamische Staat“, eben noch lange (D) 
nicht besiegt, und natürlich sind wir uns auch darüber im 
Klaren, dass er als Terrororganisation im Verborgenen 
fortbestehen wird, wahrscheinlich umso mehr, als er ter¬ 
ritorial nicht mehr präsent ist. 

Der militärische Fortschritt im Kampf gegen den IS 
eröffnet Chancen, sowohl im Irak als auch in Syrien. So 
schwierig die Lage in beiden Ländern ist, gibt es jetzt 
zumindest doch die Chance, dass wir neue Anläufe im 
VN-Friedensprozess machen. Lassen Sie mich für meine 
Fraktion sehr deutlich sagen: Wir unterstützen den Frie¬ 
densprozess, wie er von den Vereinten Nationen geführt 
wird. Da sollten alle Energien hineinfließen. Insbeson¬ 
dere sollten alle parallel laufenden Prozesse, auch der 
Astana-Prozess, unbedingt in den VN-Friedensprozess 
eingegliedert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie des 
Abg. Florian Hahn [CDU/CSU]) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege Link, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Braun? 

Michael Georg Link (FDP): 

Ja. 

Jürgen Braun (AfD): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kolle¬ 
ge Link, Sie haben hoffentlich vernommen, dass Kollege 
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(A) Felser davon gesprochen hat, dass die Ausrüstung der 
Bundeswehr in einem miserablen Zustand ist, deshalb 
der Zustand „marode“ ist. Sind Sie der Meinung, dass 
die finanzielle Ausstattung der Bundeswehr in den letz¬ 
ten Jahrzehnten ausreichend war? 

Michael Georg Link (FDP): 

Flerr Kollege Braun, wie Sie wissen, treten wir als 
Freie Demokraten ganz eindeutig und nachdrücklich 
dafür ein, die finanzielle Ausstattung der Bundeswehr 
zu verbessern. Wir haben dies als einen ganz wichtigen 
Punkt im Wahlkampf betont und werden es in unserer 
parlamentarischen Arbeit unterlegen. Aber bitte, er hat 
nicht die Ausstattung als marode bezeichnet. Das Zitat 
war: „marode Truppe“, und das lehne ich ausdrücklich 
ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Schon 
wieder nicht zugehört!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum 
Schluss. Mir ist wichtig, ausdrücklich festzuhalten, dass 
dieser Einsatz in vollständiger Übereinstimmung mit den 
verfassungsrechtlichen und völkerrechtlichen Vorgaben 
für Auslandseinsätze steht. Er erfolgt im Rahmen und 
nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Wird 
nicht erfüllt!) 

(B) nach Artikel 24 Absatz 2 des Grundgesetzes, und er 
stellt unseren Beitrag zur internationalen Allianz gegen 
den sogenannten „Islamischen Staat“ dar. Wir haben im 
Rahmen des Systems kollektiver Sicherheit sogar zwei 
Bereiche, die einschlägig sind: Wir haben die Beschlüs¬ 
se des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der einen 
Auftrag erteilt, und wir haben auch den ersten Fall einer 
Anwendung des Artikels 42 EU-Vertrag; es ist das erste 
Mal, dass die Verpflichtung zu gegenseitigem Beistand 
in der EU gilt. 

Aus all diesen Gründen, liebe Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, unterstützen wir diesen Einsatz. Wir danken unseren 
Soldatinnen und Soldaten. Wir brauchen diesen Einsatz 
noch. Wir stimmen diesem Mandat zu. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat der Kollege Dr. Neu von der Fraktion Die 
Linke das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Präsident! Die Bundesregierung wirbt also jetzt für die 
Fortsetzung des Anti-IS-Einsatzes. Nur, der IS ist be¬ 
siegt. Die irakische und die syrische Regierung haben 
das letzte Woche kundgetan. Ich meine, sie müssen es 


wissen, denn es sind die Regierungen der betreffenden (C) 
Länder. 

(Dr. Rolf Mützenich [SPD]: Sehr überzeu¬ 
gend!) 

Sie wissen es wahrscheinlich besser als so manche Red¬ 
ner vor mir, die davon reden, der IS ist noch nicht be¬ 
siegt. Natürlich ist er besiegt. Die Russen haben einen 
Teilabzug ihrer Truppen angekündigt; nur die Bundes¬ 
wehr soll bleiben. 

Der Text des Antrags der Bundesregierung ist der glei¬ 
che - wirklich Copy-and-paste - wie der, den Sie vori¬ 
ges Jahr und vor zwei Jahren vorgelegt haben. Sie haben 
noch nicht einmal den Anstand, den Antragstext zu ak¬ 
tualisieren. Also, für wie doof halten Sie uns eigentlich? 

(Beifall bei der LINKEN und der AfD) 

In der Tat wirkt es auf den ersten Blick etwas absurd, 
dass Sie, obwohl der IS besiegt ist, den Anti-IS-Einsatz 
verlängern wollen. Aber es wirkt nur dann absurd, wenn 
man glaubt, dass es in diesem Einsatz in erster Linie um 
die Bekämpfung des IS in Syrien geht. Nein, es geht in 
erster Linie nicht um den IS in Syrien, sondern es geht 
dämm, mit der Begründung, den IS bekämpfen zu wol¬ 
len, in Syrien militärisch Fuß zu fassen. 

Die sogenannte Anti-IS-Koalition ist nichts anderes 
als eine Anti-Assad- und Anti-lrak-Koalition, 

(Beifall bei der AfD) 

bestehend aus westlichen Staaten und Vorzeigediktaturen (pj) 
wie Saudi-Arabien, und das unter der Führung der USA. 

Der Sturz von Assad war ein Ziel, das nie aufgegeben 
wurde. 

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wissen Sie eigentlich, was für ein 
Verbrecher das ist?) 

Noch vor anderthalb Jahren sagte der damalige 
US-Außenminister Kerry - ich zitiere -: 

Der Krieg in Syrien könnte innerhalb von drei Wo¬ 
chen beendet sein. Assad muss nur gehen. 

Wider Erwarten geht Assad nicht. Er scheint sogar den 
Krieg gewonnen zu haben. Aber das war im Washingto¬ 
ner Drehbuch für Regierungsstürze so nicht vorgesehen. 

(Beifall bei der AfD) 

Also musste Plan B herausgeholt werden, und Plan B 
lautet: Wenn kein Sturz von Assad möglich, dann teilen 
wir Syrien eben territorial auf. Kurzum besetzen die USA 
in der Tat völkerrechtswidrig Teile Ostsyriens und kündi¬ 
gen das ohne Selbstzweifel auch noch an. Die „Washing¬ 
ton Post“ zitiert US-Regierungsbeamte am 22. Novem¬ 
ber mit den Worten: 

Ein abrupter Rückzug der USA könnte Assads 
Macht auf syrischem Territorium vervollständigen 
und ihm helfen, sein politisches Überleben zu si¬ 
chern - ein Ergebnis, das einen Sieg für den Iran ... 
bedeuten würde. 
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(A) Um dieses Ergebnis zu vermeiden, planten die USA, ihre 
Truppen in Syrien beizubehalten und eine neue lokale 
Regierung zu etablieren. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege Neu, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Weiler von der CDU/CSU? 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Klar. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Bitte. 

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 

Herr Kollege Neu, eine ganz kurze Frage. Haben Sie 
Ihre Rede mit der AfD abgestimmt? Denn die Linke hat 
von der AfD ganz schön Beifall bekommen. 

(Beifall bei der AfD) 

Ist das jetzt eine neue Koalition zwischen extrem links 
und extrem rechts? Eine ganz kurze Antwort reicht aus. 

(Heike Hansel [DIE LINKE]: Allerdings nicht 
mit der AfD! Da können Sie ganz ruhig sein!) 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Ja, eine kurze Antwort. Die Linke hat es nicht nötig, 
mit der AfD irgendetwas abzustimmen. 

, R . (Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 

neten der AfD) 

Fakten sprechen für sich. Wenn Sie faktenblind sind, ist 
das ein Problem der Parteien hier in der Mitte. 

Das Motto der USA lautet nach wie vor: Legal, ille¬ 
gal, scheißegal, wir machen, was wir wollen, in Syrien 
und auch weltweit. - Sehr geehrte Damen und Herren, 
eine solche Außen- und Sicherheitspolitik ist einfach un¬ 
erträglich. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

Das ist das Verhalten von Schurkenstaaten. Nach dem 
Willen der Bundesregierung und der Mehrheit der Abge¬ 
ordneten in diesem Hause macht Deutschland weiter mit 
bei einem Rechtsbruch und bei geopolitischen Schweine¬ 
reien in gewohnter Vasallentreue. Die Linke lehnt diese 
imperiale Politik ab und fordert die Rückkehr zum Völ¬ 
kerrecht. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN und der AfD - Abge¬ 
ordnete der AfD erheben sich - Jürgen Hardt 
[CDU/CSU]: Mehr Beifall von der AfD als 
von der Linken!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Trittin, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Lieber Kollege Neu, Fakt ist auch, dass über weite 
Teile Ihrer Rede Ihre eigene Fraktion nicht geklatscht 
hat, aber die AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Vielleicht sollten Sie über Ihre Argumente noch einmal 
nachdenken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP - Jan Körte [DIE LINKE]: 

Die AfD hat gerade geklatscht!) 

Ich sage das, weil ich Herrn Link an einer Stelle wi¬ 
dersprechen möchte. Ich bin nämlich nicht der Auffas¬ 
sung - das ist der Grund, warum wir dieses Mandat von 
Anfang an abgelehnt haben dass es für dieses Mandat 
eine völkerrechtliche Grundlage gibt. Es gibt kein Man¬ 
dat der Vereinten Nationen, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der AfD sowie des Abg. Dr. Alexander 
S. Neu [DIE LINKE]) 

das die Bundesrepublik Deutschland ermächtigen würde, 
diesen Weg einzuschlagen. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Die Grünen und 
die AfD klatschen beide!) 

Ich bin der Auffassung, dass wir das Völkerrecht hoch- 
halten müssen. Sie sollten deshalb mit diesem Umstand 
nachdenklich und kritisch umgehen. 

Der Grundgedanke ist doch der: Angesichts einer Si¬ 
tuation wie in Syrien, unter Teilhabe von großen Mäch¬ 
ten, die ein Vetorecht im Sicherheitsrat haben, liegt die 
Versuchung immer nahe, zu sagen: Man kann doch nicht 
zuschauen angesichts des Leides der Zivilbevölkerung. 
Dass die Menschen in Syrien die Opfer dieses Krieges 
sind, das kommt in dieser Debatte manchmal ein biss¬ 
chen zu kurz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sagen oft - das haben wir hier oft erlebt -, dass 
wir schnell helfen wollen. Jetzt stellt sich aber heraus, 
dass die Frage nach der völkerrechtlichen Begründung 
gar keine nur rechtliche, nur abstrakte, nur moralische 
Frage ist, sondern auch eine höchst praktische Frage. 
Jetzt stellt man fest: Mit dem militärischen Sieg über 
Daesh ist nichts gewonnen; es bedarf einer politischen 
Lösung. Und nach wem wird jetzt zur Findung einer po¬ 
litischen Lösung gerufen? Nach den Vereinten Nationen. 

Deswegen sage ich: Die vermeintliche Abkürzung hat 
sich in der Vergangenheit leider viel zu häufig als Um¬ 
weg herausgestellt, durch den die Beendigung solcher 
Konflikte eher verzögert wurde. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist der Grund, warum wir sagen: Diese Form des 
Militäreinsatzes ohne ein solches Mandat geht nicht. - 
Deswegen plädieren wir dafür, künftig genau darauf zu 
achten und nachdrücklich dafür Sorge zu tragen, dass 
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(A) die Institution, die am Ende als Einzige in der Lage ist 
und die Fähigkeiten hat, solche Konflikte zu lösen, auch 
bei der Frage nach dem Einsatz militärischer Mittel ein 
entscheidendes Wort mitzureden hat. Das verstehe ich 
unter der Bindung des Einsatzes der Bundeswehr an das 
Grundgesetz und an das Völkerrecht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der 
Kollege Florian Hahn, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Florian Hahn (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Vor fast einem Jahr erschütterte der feige Anschlag 
auf den Weihnachtsmarkt hier in Berlin unser ganzes 
Land. Wir alle mussten auf tragische Weise realisieren, 
dass der sogenannte IS auch in Deutschland sein bestiali¬ 
sches Unwesen treiben kann. 

(Zurufe von der AfD) 

Der Anschlag zeigte, dass äußere und innere Sicherheit 
immer stärker Zusammenhängen. Die Anschläge von 
London, New York, Paris, Berlin, Barcelona und erst 
kürzlich auch in einer Stadt in Ägypten zeigen, welche 
zerstörerische Energie immer noch vom IS ausgeht. Vor 
dieser Gefahr können wir alle uns nicht einfach verste- 
cken, sondern wir müssen sie konsequent auf allen Ebe- 
' ' nen bekämpfen. Das zeigt auch, dass der „Islamische 
Staat“ eben doch eine Bedrohung für den Weltfrieden 
und für die internationale Sicherheit ist. 

Der vorliegende Antrag der Bundesregierung fordert 
dementsprechend richtigerweise eine Fortsetzung des 
Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte zur Verhü¬ 
tung und Unterbindung terroristischer Handlungen durch 
den IS. Dieser Einsatz hat zum Ziel, den territorialen 
Handlungsspielraum dieser Terrororganisation weiter 
zu beschneiden, Rückzugsräume zu beseitigen und Res¬ 
sourcen der Terroristen zu vernichten. 

Der territoriale Einfluss des „Islamischen Staates“ 
wird von Tag zu Tag kleiner, und ein militärischer Sieg 
im Irak und in Syrien gegen den IS ist in greifbare Nähe 
gerückt. Wie ein Kartenhaus fällt dieses Konstrukt IS 
langsam, aber sicher in sich zusammen. Von diesem 
vormals selbsternannten „Islamischen Staat“ wird wün¬ 
schenswerterweise nichts übrig bleiben. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Haben 
Sie die Rede vor einem halben Jahr geschrie¬ 
ben?) 

Zurück bleibt aber eine tiefe Schneise der Verwüs¬ 
tung, des Todes und des Leids, die sich wie eine Wunde 
durch den Irak und durch Syrien zieht. Knapp 7 Millio¬ 
nen Syrer und Iraker, die teils jahrelang unter der unvor¬ 
stellbaren Terrorherrschaft des „Islamischen Staates“ le¬ 
ben und leiden mussten, konnten bereits befreit werden. 
Nun bietet sich mit dem nahen Ende des IS die Chance 
für einen Neuanfang. 


Gleichzeitig aber fürchten beispielweise viele iraki- (C) 
sehe Sunniten Vergeltungsanschläge und Gewalt durch 
schiitische Milizen, wie dies bereits zuvor geschehen ist. 

Aus dieser Angst heraus konnte sich der IS lange Zeit auf 
Unterstützung durch Teile der sunnitischen Bevölkerung 
verlassen, weshalb man diese Ängste ernst nehmen muss. 

Aus begangenen Fehlern muss gelernt werden. Es dürfen 
nicht dieselben Fehler wieder gemacht werden. Hier sind 
alle Akteure vor Ort gefordert. Es gilt, einen Prozess der 
Aussöhnung anzustoßen, um somit einen Übergang hin 
zu einem friedlichen Mit- oder wenigstens Nebeneinan¬ 
der zu ermöglichen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, auch jetzt gilt 
noch: Solange der IS im Grenzgebiet zwischen dem Irak 
und Syrien operieren kann, solange seine Schreckens¬ 
herrschaft nicht vollständig beendet ist, so lange müssen 
wir unseren Beitrag zur Bekämpfung dieser Terrorgruppe 
leisten. Diese Entscheidung liegt heute in unserer Verant¬ 
wortung. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege Hahn, es gibt von der AfD den Wunsch 
nach einer Zwischenfrage. 

Florian Hahn (CDU/CSU): 

Bitte schön. 

Jan Ralf Nolte (AfD): 

Meine Frage ist, ob Sie nicht meinen, dass die Grenz- 
Öffnung unter der CDU/CSU-gefiihrten Regierung solche 
Anschläge wie den am Breitscheidplatz viel eher ermög¬ 
licht hat als mangelndes militärisches Engagement in 
Syrien. 

(Beifall bei der AfD) 

Florian Hahn (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Kollege von der AfD, ich finde das auch 
mit Blick auf die Opfer — 

(Lachen bei der AfD - Gegenruf von der 
CDU/CSU: Pfui!) 

- Ich finde es bemerkenswert, dass Sie über die Opfer des 
Anschlags im letzten Jahr auf dem Weihnachtsmarkt hier 
in Berlin offensichtlich gerne lachen möchten. 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie bitte? - Wei¬ 
tere Zurufe von der AfD: Unverschämt! - 
Meinen Sie die nicht namentlich genannten 
Opfer?) 

Ich muss Ihnen sagen: Ich finde das geschmacklos. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN - Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Wir lachen nicht über die 
Opfer, sondern über Sie!) 
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(A) Deswegen lehne ich eine Debatte darüber, wie die Zu¬ 
sammenhänge sind, mit Blick auf genau diese Opfer und 
in der Form, in der Sie sie führen wollen, ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN - Zurufe von 
der AfD: Genau das ist das Problem! - Wie 
jede Diskussion darüber!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Entscheidung, 
heute der Verlängerung dieses Mandats zuzustimmen, 
bedeutet eine besondere Verantwortung. Ich glaube, dies 
sind wir den Menschen im Irak und in Syrien schuldig. 
Das gilt aber auch mit Blick auf die Sicherheit in unse¬ 
rem Land. Deshalb bitte ich Sie, zuzustimmen. 

Abschließend möchte ich mit Blick auf die sieben 
Mandatsabstimmungen in dieser Woche unterstreichen: 
Die Bundesregierung und der Deutsche Bundestag ma¬ 
chen und haben es sich bis heute nie leicht gemacht, deut¬ 
sche Soldatinnen und Soldaten, aber auch Polizisten in 
Auslandseinsätze zu entsenden. Ich finde es daher schon 
besonders bemerkens- und auch dankenswert, dass die 
Bundeskanzlerin, wie in den vergangenen Jahren auch, 
in wenigen Minuten Angehörige der Einsatzkräfte von 
Bundeswehr und Polizei empfängt. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Darüber hinaus wird sie sich über Videokonferenzen di¬ 
rekt an die Soldatinnen und Soldaten und an die Polizis- 

(B) tinnen und Polizisten wenden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Bitte, Frau Bundeskanzlerin, richten Sie den Einsatz¬ 
kräften unseren herzlichen Dank für ihren wertvollen 
Dienst in schwierigen Zeiten und in einer gefährlichen 
Lage aus, während wir das Fest der Liebe, des Glaubens 
und des Friedens feiern. Gottes Segen, Erfolg und alles 
Gute für unsere Soldatinnen und Soldaten in den Einsatz¬ 
ländern! 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp¬ 
fehlung des Hauptausschusses zu dem Antrag der Bun¬ 
desregierung zur Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter 
deutscher Streitkräfte zur Verhütung und Unterbindung 
terroristischer Handlungen durch die Terrororganisa¬ 
tion IS. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss¬ 
empfehlung auf den Drucksachen 19/192 und 19/205, 
den Antrag der Bundesregierung auf Drucksache 19/23 
anzunehmen. Wir stimmen über die Beschlussempfeh¬ 
lung namentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. 

Bevor ich die Abstimmung eröffne, will ich noch da¬ 
rauf hinweisen, dass es zu dieser Abstimmung mehrere 


persönliche Erklärungen nach § 31 unserer Geschäfts- (C) 
Ordnung gibt, die zu Protokoll gegeben werden. !) 

Sind alle Urnen besetzt? - Dann eröffne ich die Ab¬ 
stimmung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine Stimme noch nicht abgege¬ 
ben hat? - Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann schlie¬ 
ße ich die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Das 
Ergebnis der Abstimmung wird später bekannt gegeben. 2 * 

Sobald Sie Ihre Plätze wieder eingenommen haben, 
kommen wir zur Abstimmung über den Entschließungs¬ 
antrag der Fraktion Die Linke auf der Drucksache 19/222. 

Wer stimmt für den Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 19/222? - Wer stimmt dage¬ 
gen? - Wer enthält sich? - Dann ist der Antrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stim¬ 
men der Linken bei Enthaltungen der Fraktionen AfD 
und Grüne abgelehnt. 

Damit rufe ich den Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut¬ 
scher Streitkräfte zur Ausbildungsunterstüt¬ 
zung der Sicherheitskräfte der Regierung der 
Region Kurdistan-Irak und der irakischen 
Streitkräfte 

Drucksachen 19/25,19/178 (D) 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. Über die Beschlussempfehlung werden 
wir später wieder namentlich abstimmen. 

Auch hier sind nach einer interfraktionellen Vereinba¬ 
rung 27 Minuten für die Aussprache vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Niels Annen von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Niels Annen (SPD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute über ein 
schwieriges Mandat zu entscheiden. Das Irak-Ausbil¬ 
dungsmandat wird in einem ausgesprochen komplexen 
Sicherheitsumfeld ausgeübt, und ich möchte auch bei 
dieser Gelegenheit daran erinnern, unter welchen Be¬ 
lastungen die Bundeswehrangehörigen ihrer Aufgabe in 
professioneller Art und Weise, aber auch mit wirklich 
großem Mut nachgehen. Deswegen will ich am Anfang 
meiner Rede die Gelegenheit nutzen, mich ganz herzlich 
für diesen Einsatz zu bedanken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 

CSU und der FDP) 

" Anlagen 2 und 3 
2) Ergebnis Seite 226 C 
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(A) Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt Fort¬ 
schritte im Kampf gegen die Terrormiliz IS; das ist auch 
eben in der Debatte deutlich geworden. Es gibt sie eben¬ 
so im Irak. Es gibt sie auch in der kurdisch geprägten 
Provinz im Norden, über die wir hier miteinander reden 
müssen. 

Ich will einmal daran erinnern, dass wir hier in die¬ 
sem Hause über die Frage diskutieren mussten - das ist 
noch gar nicht lange her Was passiert eigentlich, wenn 
der IS weiter vordringt, wenn er möglicherweise Erbil 
erobert und damit nicht nur die Kontrolle über die immer 
noch am besten und am verlässlichsten regierte Provinz 
des Iraks erhalten würde, sondern auch die vielen Zehn¬ 
tausenden oder Hunderttausenden von Flüchtlingen er¬ 
neut vertrieben würden, nicht nur aus dem Irak, sondern 
auch aus Syrien? 

Ich erinnere mich an eine Reise mit dem heutigen 
Bundespräsidenten in seiner damaligen Funktion als 
Außenminister. Damals stand der IS 40 Kilometer vor 
Erbil. Wir haben mit den Kommandeuren der Peschmer- 
ga-Kräfte gesprochen, mit der Regierung in Erbil. Es 
gab eine dringende Bitte, der dieser Bundestag, der diese 
Bundesregierung am Ende nachgekommen ist, nämlich 
die inzwischen fast berühmten MILAN-Panzerabwehrra- 
keten zu liefern, um die perfiden Anschläge des IS unter¬ 
binden zu können. 

Wenn man sich heute die Lage anschaut, dann kann 
man zu dem Ergebnis kommen, dass sowohl die Lie¬ 
ferung als auch die Ausbildungsleistung, die wir ange- 
boten haben, erfolgreich gewesen sind. Ich glaube, bei 

(B) allen kritischen Bemerkungen, die wir in dieser Debatte 
sicherlich hören werden: Das sollte doch im Mittelpunkt 
unserer Betrachtung stehen. 

Dieser Einsatz war und ist gefährlich. Und, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, darauf lege ich gro¬ 
ßen Wert: Meine Fraktion, die SPD-Fraktion, hat von 
Anfang an offen auch über die Risiken dieses Einsatzes 
geredet. Wir mussten abwägen: „Was tun wir, wenn wir 
uns diesem Wunsch verweigern?“, und: „Was machen 
wir eigentlich, wenn wir dem Wunsch nach Waffenlie¬ 
ferung und Ausbildungsleistung nachkommen, wir aber 
eben aufgrund der komplexen Lage im Irak selber nicht 
ganz sicher sein können, ob diese Waffen und diese dar¬ 
gebotene Unterstützung möglicherweise einmal für ein 
anderes Ziel eingesetzt werden könnten?“ 

(Zuruf von der LINKEN: Das ist doch der 
Fall!) 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
will ich noch einmal daraufhinweisen: Wir und auch die 
Bundesregierung haben alle Kanäle genutzt, auch die 
parlamentarischen Kontakte, die wir dort seit Jahren pfle¬ 
gen, um dem damaligen Präsidenten Barsani und seiner 
Regierung deutlich zu machen: Einseitige Schritte, auch 
in Richtung einer Unabhängigkeit, können wir bei aller 
Sympathie für die legitimen Rechte der Kurdinnen und 
Kurden nicht unterstützen. Wir werden vor allem eines 
nicht akzeptieren, dass nämlich die von uns gelieferten 
Waffen in diesem Konflikt eingesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 


Mir sind zwei Dinge wichtig. Das Erste: Die Bun- (C) 
desregierung - Frau von der Leyen hat das ja kurzfristig 
entschieden - hat damals, als der Konflikt zu eskalieren 
drohte, das Ausbildungsprogramm kurzfristig ausgesetzt. 

Wir haben diese Entscheidung unterstützt. Ich will zum 
Zweiten aber auch sagen, dass wir davon im Grunde ge¬ 
nommen aus der Zeitung erfahren haben. Das darf sich 
nicht wiederholen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben dann relativ kurz nach dieser Entscheidung - 
da gab es eine angemessene Unterrichtung des Deut¬ 
schen Bundestages; auch das gehört zur Wahrheit dazu - 
zur Kenntnis genommen, dass diese Ausbildungsleistung 
wieder angeboten wird. 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute - ich tue 
das: ich empfehle Ihnen, diese Verlängerung zu beschlie¬ 
ßen; meine Fraktion wird das tun - dieses Mandat be¬ 
schließen, dann muss aber eins klar sein: Frau von der 
Leyen, die Informationsgrundlage, die Sie dem Parla¬ 
ment dargeboten haben, nämlich zu sagen: „Die Sicher¬ 
heitseinschätzung für die deutschen Ausbilder ist so, dass 
sie wieder ausbilden können“, reicht nicht aus. 

(Zuruf von der LINKEN: Aha!) 

Natürlich ist das die Voraussetzung dafür, dass die 
Arbeit weitergehen kann. Aber wir müssen hier in den 
nächsten drei Monaten eine politische Einschätzung vor¬ 
legen. Diese kann sich nicht alleine auf die Sicherheitsla¬ 
ge beziehen, sondern wir brauchen eine Einschätzung da¬ 
rüber, ob der Versöhnungsprozess zwischen Bagdad und 
Erbil vorangeht, ob wir sicher sein können, dass unsere (D) 
Waffen und unsere Ausbildungsleistung nicht in einem 
innerirakischen Krieg eingesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen haben wir darauf bestanden, dass die Bundes¬ 
regierung hier eine Erklärung zu Protokoll gibt, und das 
ist auch geschehen. Diese Erklärung richtet sich übrigens 
auch an die Kräfte im Irak. Ich hoffe sehr, dass sowohl 
der innerkurdische als auch der innerirakische Versöh¬ 
nungsprozess vorangeht. 

Wir müssen eines sehr deutlich machen: Die Grund¬ 
lage unserer Politik, die territoriale Integrität des Irak zu 
bewahren, hat sich nicht verändert. Aber ich sage auch 
in Richtung Bagdad - denn da ist eine Reise des amtie¬ 
renden Außenministers blockiert worden -: Es ist jeder 
Schritt mit Bagdad abgestimmt worden. 

Wenn wir nicht die Möglichkeit haben, unsere Solda- 
tinnen und Soldaten zu besuchen und den Kontakt mit 
Erbil weiter aufrechtzuerhalten - das bei allen Problemen 
in den letzten J ahren ein verlässlicher Partner gewesen ist 
und bleiben sollte -, dann müssen wir auch darüber mit 
Bagdad reden. Das ist keine verlässliche Politik, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Deswegen: Nutzen wir diese drei Monate, um zu einer 
gemeinsamen sicherheitspolitischen Einschätzung zu 
kommen und dort, wo es nötig ist, das Mandat anzupas- 
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sen und möglicherweise auch zu ändern. Wenn das nicht 
geschehen sollte, dann behält sich meine Fraktion vor, 
dem Mandat in Zukunft nicht mehr zuzustimmen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit und bitte - bei allen 
Problemen - um Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt gebe ich das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Haupt- 
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Damit erteile ich das Wort als nächstem Redner in 
der Debatte zu Tagesordnungspunkt 3 dem Kollegen 
Dr. Johann Wadephul von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Wir blicken auf einen der erfolgreichsten Einsätze 
der deutschen Bundeswehr zurück. Sie hat die Kurden 
bzw. die Peschmerga im Kampf gegen den brutalen IS 
unterstützt, der Gräueltaten verrichtet hat, wie wir sie 
vorher nicht gesehen haben. Es war ein Paradigmen¬ 
wechsel für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik, 
an dieser Stelle zu sagen: Wir gehen einen Schritt weiter. 
Wir wissen: In gewissen politischen Situationen, wenn 
ein Völkermord geschieht, ist Zurückhaltung ein Fehler. 
Dann müssen wir das Äußerste tun, und dann müssen 
wir diejenigen bewaffnen, unterstützen und in die Lage 
versetzen, Gräueltaten zu verhindern, die sich denen ent¬ 
gegenstellen. 

Deswegen möchte ich hier noch einmal festhalten: 
Diese Entscheidung war epochal. Sie war eine kluge 
Entscheidung. Sie hat Menschenleben gerettet. Sie hat 


Terroristen gestoppt, und sie war ein Beitrag zu mehr 
Frieden in diesem geschundenen Irak. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Dieser Auftrag ist nicht beendet. Der IS ist weiter ak¬ 
tiv. Er sammelt nach wie vor Waffen. Er begeht weiter 
Anschläge. Deswegen ist es wichtig, weiter aktiv zu blei¬ 
ben und diejenigen, die dort tapfer gekämpft haben - das 
sind die Peschmerga-Kämpfer -, weiterhin in die Lage zu 
versetzen, ihren Auftrag zu erfüllen. 

Es hat sich gezeigt, dass wir damit auch auf einen 
Rückzug der Vereinigten Staaten von Amerika aus der 
gesamten Region reagiert haben. Es wird uns in Zukunft 
häufiger geschehen, dass wir vor der Frage stehen: Wie 
verhalten wir uns als Europäer? Wie verhalten wir uns 
als Deutsche? 

Ich glaube schon: Auch wenn wir dort keine große 
Ordnungsmacht werden, kann man den Blick nicht da¬ 
rauf verengen, zu sagen: Die Bundeswehr ist dafür ver¬ 
antwortlich, die Landesgrenzen, die territoriale Integri¬ 
tät Deutschlands und Europas zu verteidigen. Natürlich 
ist sie dafür verantwortlich. Aber - um ein altes Wort 
von Peter Struck zu benutzen - unsere Freiheit, unsere 
Unabhängigkeit müssen wir auch in anderen Regionen 



230 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


Dr. Johann David Wadephul 

(A) der Welt verteidigen. Wir müssen frühzeitig dafür sor¬ 
gen, dass Menschenrechtsverletzungen nicht stattfinden, 
dass Fluchtbewegungen nicht entstehen. Diese Aufgabe 
wird weiter im Irak durch einen europäischen Verbund 
zu bewältigen sein. Es gibt dort eine Mission der Euro¬ 
päischen Union. 

Meine lieben Freundinnen und Freunde, ein Grund für 
die Existenz der Europäischen Union lautet: Sie ist für 
uns der Rahmen, in dem wir uns auch in anderen Regio¬ 
nen engagieren und dafür sorgen, dass Europa ein Gebiet 
der Freiheit, der Grundrechte und der Sicherheit bleiben 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Natürlich bedeutet das, dass wir das Mandat überden¬ 
ken. Niels Annen hat völlig recht: Es muss dabei bleiben, 
dass der Irak territorial integral bleibt. Das Mandat darf 
nicht benutzt werden für Sezessionsbewegungen. Das 
würden wir nie unterstützen. Das haben wir den Kurden 
auch immer gesagt, und es war völlig richtig. 

Ich glaube, die Wirkung der Maßnahme von Frau Bun¬ 
desministerin von der Leyen war sehr groß: Durch die 
Unterbrechung der Mission zum Schutz der deutschen 
Soldaten haben die Kurden gemerkt, dass sie nicht so 
weitermachen können. Das zeigt, dass ein Engagement 
in diesen Regionen gut und richtig ist und dass es für uns 
einen Flebel gibt, dort anderes und mehr zu erreichen. 

Aber das bedeutet natürlich auch, dass für uns immer 
klar ist: Wir brauchen einen vernetzten Ansatz. Mili- 
tärisch würden wir allein nie für Frieden und flir Aus¬ 
söhnung in dieser Region sorgen können. Wir brauchen 
immer auch eine Unterstützung in Bezug auf Rechts¬ 
staatlichkeit, eine Unterstützung in Bezug auf die wirt¬ 
schaftliche Entwicklung dieses Landes. Dazu sind wir 
weiter aufgefordert. 

Abschließend möchte ich sagen: Das ist auch der 
Grund, warum wir es weiter verantworten können, dieses 
Mandat zu verlängern. Es ist ein Mandat, das auch von 
der Zentralregierung in Bagdad gewollt wird. Deswe¬ 
gen, liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere auch 
der Grünenfraktion, gibt es natürlich eine völkerrechtli¬ 
che Legitimation. Wenn es sie gibt, dann muss man in 
einer solchen Situation auch bereit sein, Verantwortung 
wahrzunehmen. Die CDU/CSU-Fraktion ist bereit, diese 
Verantwortung für den Irak weiterhin zu tragen. Dieses 
Mandat ist eine wichtige Voraussetzung dafür, den IS 
weiterhin zu kontrollieren und zurückzuschlagen und im 
Irak eine bessere Zukunft zu sichern. Deswegen werden 
wir für die Fortsetzung stimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich der Kollegin Dr. Malsack-Winkemann 
zu ihrer ersten Rede im Deutschen Bundestag das Wort. 

(Beifall bei der AfD) 


Dr. Birgit Malsack-Winkemann (AfD): (C) 

Danke schön. - Sehr geehrter Herr Präsident! Wer¬ 
te Abgeordnete! Alleiniges Ziel des Mandats war die 
Front gegen die islamistische Terrororganisation des so¬ 
genannten „Islamischen Staates“, IS. Dafür wurden die 
Selbstverteidigungskräfte der Kurden im Nordirak mit 
Waffenlieferungen und deutschen Militärausbildern un¬ 
terstützt. Diese Unterstützung war zum damaligen Zeit¬ 
punkt richtig und wichtig. Und auch die Zustimmung der 
irakischen Zentralregierung und der kurdischen Selbst¬ 
verwaltung war gegeben. Jetzt aber haben wir eine an¬ 
dere Ausgangslage, die gegen eine Mandatsverlängerung 
spricht; denn das Ziel ist erreicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Der irakische Regierungschef Haider al-Abadi hat 
am 8. Dezember 2017 den Krieg gegen den IS in seinem 
Land für beendet erklärt. Der Irak sei vollständig befreit. 

Die gesamte Grenze zum Nachbarland Syrien befinde 
sich unter der Kontrolle der irakischen Streitkräfte. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Eine Verlängerung des Mandates stellt daher nach meiner 
Überzeugung und auch aus Sicht meiner Fraktion eine 
beispiellose Verantwortungslosigkeit dar. Hilfe muss im¬ 
mer Hilfe zur Selbsthilfe bleiben. 

(Beifall bei der AfD) 

Die kurdische Selbstverwaltung hat sich mit einer 
überwältigenden Mehrheit von 92 Prozent für eine Los¬ 
lösung vom Irak entschieden. Die irakische Zentralre- (D) 
gierung hingegen lehnt dieses Referendum vehement 
ab. Niemand kann ein ernsthaftes Interesse daran haben, 
diese Auseinandersetzung in einen offenen bewaffneten 
Konflikt zu verwandeln - vor allem wenn man bedenkt, 
dass sich die kurdischen Gebiete auch über das Staatsge¬ 
biet von Iran, Syrien und der Türkei erstrecken und dass 
das gemeinsame Ziel der allermeisten Kurden ist, einen 
eigenständigen, souveränen Staat zu bilden. 

Hinzu kommt, dass die von uns gelieferten Waffen 
nach der Übergabe an die Kurden in einem erheblichen 
Umfang auf dem dortigen Schwarzmarkt auftauchen. 

Eine Mandatsverlängerung führt daher dazu, dass wir 
in der dortigen Region einen neuen Bürgerkrieg in Kauf 
nehmen, indem wir bei nunmehr verfeindeten Parteien 
eine Seite mit Waffenlieferungen unterstützen. Es droht 
ein neuer militärischer Flächenbrand, wobei wir diesen 
Konflikt sogar nach Deutschland hineintragen; denn 
Kurden und Türken haben sich auch hier bereits gegen¬ 
übergestanden. 

(Beifall bei der AfD) 

Deutschland hat geschichtlich zu dieser Region die 
besten Beziehungen und ist dort vor allem deshalb ge¬ 
achtet. Verspielen wir dieses wichtige Pfund nicht! Seien 
wir neutral und unparteiisch! Denn nur so können wir 
auf diplomatischem Weg im gesamten Konfliktgebiet 
des Mittleren Ostens Einfluss nehmen und helfen, eine 
Lösung - hin zu friedlicher Koexistenz der dortigen Völ¬ 
ker - herbei zu führen - und das auch und insbesondere 
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im Interesse einer Akzeptanz der Autonomie der Kurden¬ 
region. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Beenden wir daher dieses Mandat! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Graf Lambsdorff, 
FDP. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen 
Sie mich zunächst sagen, dass ich mich darüber freue, 
dass wir heute das Mandat zur Fortsetzung der Ausbil¬ 
dungsunterstützung der Sicherheitskräfte in der Region 
Kurdistan-Irak direkt im Anschluss an die Debatte über 
das Mandat Counter Daesh führen. Das hatte ich bereits 
in der ersten Lesung angeregt. Beide Mandate ergänzen 
sich logisch und sinnvoll, weil es in beiden Mandaten um 
die Bekämpfung des „Islamischen Staates“ geht. Wir tra¬ 
gen mit der Debatte heute dieser logischen Verbindung 
Rechnung. 

Daneben hat es seit der ersten Beratung Entwick¬ 
lungen gegeben, neue Entwicklungen, die zeigen, wie 
wichtig es ist, dass wir uns mit diesen Mandaten auch 
inhaltlich befassen. Es hat eine Neuvermessung der stra¬ 
tegischen Gesamtsituation gegeben, die wir nachvoll¬ 
ziehen müssen. Wir haben ein kurdisches Unabhängig¬ 
keitsreferendum mit all seinen Folgen gehabt, wir haben 
die Absage der Reise des Bundesministers Gabriel in die 
Region zur Kenntnis nehmen müssen, und wir haben - 
ja, Frau Malsack-Winkemann - die Erklärung des iraki¬ 
schen Ministerpräsidenten al-Abadi, der IS sei im Irak 
besiegt. Ich teile diese Aussage in dieser Pauschalität al¬ 
lerdings nicht. Ja, es ist richtig: Die territoriale Kontrolle 
hat der „Islamische Staat“ verloren; Mosul und Rakka 
sind wieder befreit. Aber ideologische Faszination übt er 
nach wie vor aus: auf Radikale, auf Verirrte, auf gewalt¬ 
bereite Menschen in der Region. Das heißt, die Unter¬ 
stützung der Kräfte, die gegen den IS im Einsatz sind, ist 
nach wie vor sinnvoll und richtig. 

Es ist auch ein Erfolg der Ausbildungsunterstützung, 
dass der territoriale Einfluss des IS im Irak deutlich zu¬ 
rückgedrängt, ja beendet worden ist. Vor diesem Hinter¬ 
grund können wir aus militärischer, aber auch aus hu¬ 
manitärer Sicht eine durchgehend positive Bilanz ziehen, 
gerade was den Schutz der Jesiden und anderer Minder¬ 
heiten in der Region angeht. 

Was wir Freie Demokraten allerdings von Anfang 
an kritisch gesehen haben - das will ich hier nicht ver¬ 
schweigen -, war die Lieferung von Kleinwaffen in die 
Region. Es ist unter den Umständen, die dort herrschen, 
nicht möglich, deren Endverbleib verlässlich zu kon¬ 
trollieren. Deswegen sind alle Bedenken, die hier vom 
Kollegen Annen und von anderen geäußert worden sind, 
dass diese Waffen in einem innerirakischen Konflikt un¬ 


ter Umständen eingesetzt werden könnten, vollkommen (C) 
zutreffend und richtig. 

Ich sage das hier noch einmal: Das kurdische Un¬ 
abhängigkeitsreferendum war ein schwerer politischer 
Fehler der kurdischen Autonomieregierung in Erbil. Die 
anschließenden militärischen Auseinandersetzungen ha¬ 
ben das mehr als deutlich gezeigt. Deutschland darf aber 
nicht Partei werden in einem Prozess des Staatsverfalls 
des Irak. Unser Ziel muss der Erhalt der territorialen Inte¬ 
grität des Irak werden. Nur so kann Frieden gesichert und 
der Terrorismus auf Dauer besiegt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sehen sowohl in Syrien als auch im Irak eine 
neue Dynamik. Nicht jedes Element dieser Dynamik ist 
positiv. Aber eines ist völlig klar: Nach der technischen 
Verlängerung um drei Monate, der wir Freien Demokra¬ 
ten zustimmen werden, wird es eine Neubewertung der 
Gesamtlage und eine Neuformulierung der Mandate - 
vielleicht verbunden in einem einzigen Mandat - geben 
müssen. Diesen Prozess werden wir Freie Demokraten 
konstruktiv begleiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich dem Kollegen Matthias Höhn von der 
Fraktion Die Linke das Wort zu seiner ersten Rede im 
Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der LINKEN) ( D ) 

Matthias Höhn (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es dürfe kein einfaches „Weiter so“ im Nord¬ 
irak geben, und eine Neubewertung des Einsatzes sei 
notwendig; so hieß es schon im Oktober aus den Reihen 
verschiedener Fraktionen, unter anderem vom Kollegen 
Röttgen. Ich kann Ihnen bei dieser Einschätzung nur 
zustimmen. Allerdings lautet meine Frage zwei Monate 
später: Wo ist denn Ihre Neubewertung, und welche Kon¬ 
sequenzen ziehen Sie? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es gehe - so sagte Kollege Röttgen im Oktober - um eine 
kurze, technische Verlängerung, bis eine neue Regierung 
stehe. Nun, wir wissen, wie der erste Versuch ausgegan¬ 
gen ist. Wir wissen noch nicht, wie der zweite Versuch 
ausgeht und wann er möglicherweise abgeschlossen ist. 

Ich frage, was wir in drei Monaten tun werden, wenn wir 
dann noch immer keine neue Regierung haben. Werden 
wir erneut um drei Monate verlängern in der Hoffnung, 
dass wir dann eine neue Regierung haben werden? Ich 
halte das für ein absurdes Verfahren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich will hinzufügen: Das ist auch unangemessen gegen¬ 
über den Soldatinnen und Soldaten, die wir in diesen Ein¬ 
satz schicken. 


(Beifall bei der LINKEN) 
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Matthias Höhn 

(A) Die Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee, keine Re- 
giemngsarmee. Der Bundestag ist entscheidungsfähig. 
Deswegen können wir eine Bewertung - auch eine Neu¬ 
bewertung - dieses Einsatzes ohne eine neu gebildete 
Regierung vornehmen. Die Linke jedenfalls bleibt bei 
ihrem Nein, egal wer nun zukünftig Außen- oder Vertei¬ 
digungsminister wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der IS ist militärisch geschlagen; darauf wurde in der 
ersten Beratung hingewiesen, nicht zuletzt von der Ver¬ 
teidigungsministerin. Der ursprüngliche Grund für den 
Einsatz und die Waffenlieferungen ist damit entfallen. 
Trotzdem bleiben Sie bei Ihrer Auffassung und machen 
weiter wie bisher, und das ohne eine ausreichende völker¬ 
rechtliche Grundlage. Wenn wie zuletzt im Oktober die 
Ausbildungsmission wegen der Situation unterbrochen 
wird, zeigt das, wie schwierig die Situation im Nordirak 
ist. Wir sind mitten in einem innerirakischen Konflikt. 

Meine Fraktion hat bereits im Jahr 2014 den Einsatz 
und die Waffenlieferungen in die Region abgelehnt. Die 
damaligen Warnungen waren leider mehr als berech¬ 
tigt. Ein Teil der gelieferten Waffen ist mittlerweile auf 
dem Schwarzmarkt erhältlich. Sie sind längst in falsche 
Hände geraten und nicht mehr kontrollierbarer Teil der 
Auseinandersetzungen. Jesidinnen und Jesiden wer¬ 
den mittlerweile auch mit deutschen Waffen vertrieben. 
Panzerabwehrraketen aus Deutschland sind zum Einsatz 
gekommen in einem Konflikt zwischen der Zentralre¬ 
gierung und den Kurden. Kaum ein anderer Konflikt 
zeigt deutlicher, wie unkontrollierbar und gefährlich der 

(B) Kreislauf aus Wafifenexporten ist. Darum bleibt es bei 
unserem Nein zu Wafifenexporten, nicht zuletzt in solche 
Krisenregionen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, beenden Sie dieses 
Mandat! Beteiligen Sie sich an einer politischen Lösung, 
und beenden wir alle Waffenexporte! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt hat das Wort der Kollege Trittin, Bündnis 90/Die 
Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]) 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Wir haben 
diesen Einsatz am Anfang nicht für grundsätzlich falsch 
gehalten. Wir haben an ihm kritisiert, dass er nicht in ei¬ 
nem System kollektiver Sicherheit stattfindet. Wenn wir 
aber heute darüber reden, dass dieser Einsatz verlängert 
werden soll, dann kann man das doch nicht tun, ohne die 
Situation im Irak zu betrachten. Wenn jedoch die völker¬ 
rechtliche Grundlage für den Einsatz lautet, dass man der 
Regierung des Irak hilft, ihren Sicherheitssektor zu re¬ 
formieren, und diese Regierung selbst feststellt, dass sie 


die Grenzen des Irak vollständig unter Kontrolle hat und (C) 
Daesh besiegt ist, stellt sich doch die Frage: Wo ist denn 
da der Spielraum, lieber Niels Annen, an dieser Stelle so 
zu tun, als sei das nicht der Fall gewesen, und einfach 
weiterzumachen? 

Ich finde, dass man zusätzlich hinzunehmen muss, 
was im Zusammenhang mit dem Unabhängigkeitsrefe¬ 
rendum passiert ist. Es ist doch eine Tatsache, dass ein 
Teil der Waffen, die wir geliefert haben - man muss das 
in dieser Deutlichkeit sagen; Panzerabwehrraketen sind 
keine Yogamatten -, in diesem Krieg eingesetzt worden 
sind. Vor diesem Hintergrund war es richtig, so zu ver¬ 
fahren, wie Sie, Frau von der Leyen, gesagt haben, näm¬ 
lich in dieser Situation aufzuhören, weiter auszubilden. 

Was war aber eigentlich das Motiv - diese Frage hat auch 
Niels Annen nicht beantworten können -, die Ausbildung 
wieder aufzunehmen? 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Gute Frage, 

ja!) 

Können Sie heute sicherstellen, dass die militärischen 
Fähigkeiten, die ein Teil der Kurden, also eine bestimmte 
Strömung innerhalb der irakischen Kurden, besitzt, nicht 
eingesetzt werden, um einen Zerfall bzw. einen Bürger¬ 
krieg im Irak herbeizuführen? Auf all dies haben Sie kei¬ 
ne Antwort gegeben. 

Es ist noch viel schlimmer: Dem Bundesaußenminis¬ 
ter Sigmar Gabriel hat die Regierung einen Besuch im 
Nordirak schlicht und ergreifend untersagt. Als so etwas 
in Incirlik stattgefunden hat, waren wir gemeinsam der 
Auffassung: Da, wohin die deutsche Bundesregierung (D) 
bzw. die Parlamentarier nicht gehen können, lassen wir 
keine deutschen Soldaten stehen, sondern ziehen sie ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Warum passiert das hier nicht? 

Wir alle haben ja ein Interesse daran, dass der Irak 
nicht zerfällt; denn die Folgen wären fürchterlich. Ein 
Zerfall des Irak in einen kurdischen Nordteil, einen schi- 
itisch regierten und vom Iran dominierten Süden und 
isolierte sunnitische Teile in der Mitte und im Westen 
brächte das Wiederaufleben genau jener Strukturen mit 
sich, die den IS stark gemacht haben. Deswegen sage ich 
Ihnen: Wir müssen alles tun, um die zentrifugalen Kräf¬ 
te innerhalb des Irak unter Kontrolle zu bringen. - Dazu 
gehört aber nicht, sich weiterhin fahrlässig darauf ein¬ 
zulassen, die Soldatinnen und Soldaten von Separatisten 
militärisch zu trainieren. Deswegen ist es falsch, dieses 
Mandat heute hier zu verlängern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Jürgen Trittin. - Guten Morgen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der nächste und letzte Red¬ 
ner in diesem Teil unseres Debattentages ist Dr. Reinhard 
Brandl für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wir diskutieren hier ja oft, ob ein Einsatz erfolgreich war 
oder nicht. Bei diesem Einsatz können wir festhalten: Er 
war erfolgreich. Er ist bisher ein großer Erfolg. 

Denken Sie zurück an den Sommer 2014, als der IS 
weite Teile des Iraks förmlich überrannt hat und wir 
hier nicht sicher waren, ob die Peschmerga ihre Gebie¬ 
te werden halten können. Wir befürchteten damals, dass 
Hunderttausende, die in den Nordirak geflohen waren, 
dort nicht mehr sicher sind und sich weiter auf den Weg 
machen müssen. Wir können heute feststellen: Es ist den 
Peschmerga gelungen, die Gebiete zu halten. Sie haben 
es auch dank unserer Unterstützung, dank unserer Aus¬ 
rüstung, dank unserer Ausbildung geschafft. Sie konnten 
den IS auch in weiten Teilen des Iraks zurückdrängen. 
Ich sage bewusst „zurückdrängen“ und nicht „besiegen“; 
denn der Kampf gegen den IS ist noch nicht gewonnen. 
Die Ideologie existiert weiterhin. Die Anhänger werden 
versuchen, den Kampf weiterzuführen: in Syrien, im Irak 
und an anderen Orten, wahrscheinlich auch bei uns. 

Meine Damen und Herren, der Kampf gegen den IS 
hat sich aber verändert. Es kommt jetzt darauf an, den 
Menschen in den zurückeroberten Gebieten das Vertrau¬ 
en und die Sicherheit zu geben, dass sie dort eine bessere 
Zukunft und bessere Lebensbedingungen haben als unter 
der Gewaltherrschaft des „Islamischen Staates“. 

Deswegen ist der Schwerpunkt unseres deutschen 
Engagements nicht die Militärausbildung, über die wir 
heute diskutieren; sie ist nur ein kleiner Aspekt. Un¬ 
ser deutscher Schwerpunkt sind der Wiederaufbau und 
die Stabilisierung des Iraks. Seit 2014 wurden dafür 
700 Millionen Euro zur Verfügung gestellt; so wurde es 
mit dem Haushalt beschlossen. Ebenso wurde mit dem 
Haushalt beschlossen, dem Irak einen Kredit in Höhe 
von 500 Millionen Euro zu gewähren, um die Basisinfra¬ 
struktur wieder aufzubauen und den Binnenvertriebenen 
die Möglichkeit zur Rückkehr zu geben. Die Menschen 
werden aber nur dann zurückkehren, wenn sie die Sicher¬ 
heit haben, dass der irakische Staat sie schützen kann, 
und keine Angst haben müssen, dass der IS bei nächster 
Gelegenheit wiederkommt. Deswegen ist der Aufbau von 
Sicherheitsstrukturen im Irak essenziell. 

Heute stehen wir vor der Frage - und darüber stimmen 
wir gleich ab ob wir mit der Verlängerung des Mandats 
einen positiven Beitrag dazu leisten können, die Sicher¬ 
heitsstrukturen im Irak weiter aufzubauen. Ich meine, ja. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Und ich mei¬ 
ne, nein!) 

Aber zwei Bedingungen müssen dafür auch in Zukunft 
erfüllt werden: erstens, dass wir unsere Soldaten nicht 
unnötig gefährden, und zweitens, dass wir nicht Teil ei¬ 
nes innerirakischen Konflikts werden. Beide Bedingun¬ 
gen sind im Moment erfüllt. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nein!) 

Die Fortsetzung der Ausbildung geht auf den aus¬ 
drücklichen Wunsch beider Parteien, sowohl der Zen¬ 
tralregierung in Bagdad als auch der Regierung in Er- 


bil, zurück. Unser regionaler Schwerpunkt liegt zwar (C) 
im Nordirak in der Autonomen Region Kurdistan; im 
internationalen Kontext gesehen findet die Ausbildung 
aber nicht einseitig im Nordirak statt, weil andere NA¬ 
TO-Partner zum Beispiel in Bagdad oder in anderen Tei¬ 
len des Iraks Truppen ausbilden. Die Europäische Union 
unterstützt die irakische Regierung seit kurzem auch mit 
einer zivilen Beratermission - übrigens unter Führung 
eines deutschen Bundespolizisten. 

Meine Damen und Herren, es wäre das absolut falsche 
Signal, jetzt in dieser Situation die Truppen abzuziehen. 

Wir wollen die Menschen im Irak nicht im Stich lassen 
und dürfen unsere bisher im Kampf gegen den IS erreich¬ 
ten Erfolge nicht leichtsinnig gefährden. Deswegen bitte 
ich Sie um Zustimmung zur Verlängerung dieses Man¬ 
dats. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Brandl. - Damit schließe ich die De¬ 
batte. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss¬ 
empfehlung des Hauptausschusses zum Antrag der Bun¬ 
desregierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffne¬ 
ter deutscher Streitkräfte zur Ausbildungsunterstützung 
der Sicherheitskräfte der Regierung der Region Kurdi- 
stan-lrak und der irakischen Streitkräfte. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa¬ 
che 19/178, den Antrag der Bundesregierung auf Druck- (D) 
Sache 19/25 anzunehmen. 

Wie Sie wissen - das sieht man auch daran, dass Sie 
sich bereits zu den Wahlurnen begeben -, stimmen wir 
namentlich über die Beschlussempfehlung ab. Ich bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, ihre vorgesehe¬ 
nen Plätze einzunehmen und uns hier oben zu signalisie¬ 
ren, ob sie bereit sind. - Jetzt ist alles klar. Dann gebe ich 
die Abstimmung frei. 

Gibt es noch Kolleginnen oder Kollegen, die noch 
nicht abgestimmt haben? - Keine Reaktion; dann gehe 
ich davon aus, dass alle Kolleginnen und Kollegen ab¬ 
gestimmt haben. Ich schließe die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszäh¬ 
lung zu beginnen. Wie immer wird Ihnen das Ergebnis 
schnellstmöglich bekannt gegeben. 1 ’ 

Wir sind mitten in einem Abstimmungsvorgang, des¬ 
wegen bitte ich, die Gespräche einzustellen. Das betrifft 
auch Sie, Gerd Müller. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent¬ 
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 19/223. Wer stimmt für diesen Ent¬ 
schließungsantrag? - Wer stimmt gegen den Entschlie¬ 
ßungsantrag? - Wer enthält sich? - Zugestimmt hat Die 
Linke, dagegen waren FDP, CDU/CSU und SPD, Enthal¬ 
tungen von AfD und Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist 
der Entschließungsantrag abgelehnt. 


11 Ergebnis Seite 235 C 
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Vizepräsidentiii Claudia Roth 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut¬ 
scher Streitkräfte am NATO-geführten Ein¬ 
satz Resolute Support für die Ausbildung, Be¬ 
ratung und Unterstützung der afghanischen 
nationalen Verteidigungs- und Sicherheits¬ 
kräfte in Afghanistan 

Drucksachen 19/21,19/193,19/206 

Auch hierzu liegt uns ein Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke vor. Über die Beschlussempfehlung 
werden wir wie bei den anderen Mandaten im Anschluss 
an die Debatte namentlich abstimmen. 

Nach interfraktioneller Vereinbarung sind für die Aus¬ 
sprache auch bei diesem Mandat 27 Minuten vorgese¬ 
hen. - Ich höre und sehe keinen Widersprach. Dann ist 
das so beschlossen. 

Dann bitte ich die Kolleginnen und Kollegen Platz zu 
nehmen, weil wir jetzt der Debatte folgen wollen. Das 
gilt für alle Kolleginnen und Kollegen. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Oder rausgehen!) 

- Oder rausgehen. - Ich fange nicht an, bevor Ruhe ein¬ 
gekehrt ist. Darf ich Sie bitten, die Gespräche entweder 
draußen zu führen oder sich hinzusetzen und dem ersten 
Redner zuzuhören, wie wir es selbstverständlich auch 
mit großer Freude tun. - Schauen wir mal. 

Der erste Redner ist Niels Annen für die SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der SPD - Andrea Nahles [SPD]: 

He, he, he! Das ist unser bester Mann hier!) 

Niels Annen (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie mir das 
Wort erteilt haben. Ich glaube, wir haben hier eine De¬ 
batte zu führen, die nicht ganz einfach ist. Wenn ich so in 
die Runde schaue, dann sehe ich viele Kolleginnen und 
Kollegen aus fast allen Fraktionen, die schon einmal in 
Afghanistan gewesen sind und die sich inzwischen über 
Jahrzehnte, muss man ja sagen, mit der Lage in diesem 
Land auseinandergesetzt haben. Ich sehe auch viele, die 
sich persönlich für Fortschritte in Afghanistan eingesetzt 
haben. 

Erwarten Sie nicht von mir, dass ich Ihnen jetzt sage, 
die Lage in Afghanistan sei gut. Sie ist es nicht. Die Lage 
kann uns alle miteinander nicht zufriedenstellen. Aber da 
ich so ein bisschen ahne, wie die Debatte ablaufen könn¬ 
te, weil wir hier, wenn es um Afghanistan geht, ja lang¬ 
sam so etwas wie ein Ritual zelebrieren, will ich schon 
am Anfang sagen: Bei allen Problemen gibt es auch Fort¬ 
schritte. Wir dürfen nicht vergessen, dass es zumindest 
in den großen Zentren - in Kabul, in anderen Städten - 
auch dank deutscher Unterstützung heute Schulen gibt, 
die von Jungen und Mädchen besucht werden, dass es 
Möglichkeiten der Berufsausbildung gibt, dass es Uni¬ 


versitäten gibt, dass es zumindest in Kabul eine Zivilge- (C) 
Seilschaft gibt. Es ist eine Zivilgesellschaft, die unter Ex¬ 
trembedingungen arbeiten muss, die es manchmal nicht 
nur deswegen schwer hat, weil sie Ziel von Angriffen der 
Taliban und anderer Terroristen ist, sondern auch deswe¬ 
gen, weil sie Probleme hat, bei unserem Partner, näm¬ 
lich der afghanischen Regierung, Gehör zu erhalten. Es 
ist aber gerade in dieser Situation wichtig, diejenigen zu 
unterstützen, die unter ganz anderen Bedingungen als bei 
uns hier in Deutschland jeden Tag für ihre Grundrechte 
eintreten. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, das muss im Mittelpunkt der Debatte stehen. Ein 
realistischer Blick auf Afghanistan ist notwendig. Dafür 
werbe ich hier heute ausdrücklich. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will am Anfang ganz klar auf eines hinweisen - wir 
werden das wahrscheinlich nachher von den geschätzten 
Rednerinnen und Rednern der Partei Die Linke wieder 
hören -: Der Kampfeinsatz der Bundeswehr in Afghanis¬ 
tan ist beendet. Er wird auch nicht wiederaufgenommen, 
jedenfalls nicht mit der Unterstützung der SPD-Bundes- 
tagsfraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

ISAF ist ein Teil unserer Geschichte. Wir haben Sol- 
datinnen und Soldaten verloren. Wir haben einen hohen 
Preis gezahlt, auch für die Sicherheit Afghanistans und 
für unsere eigene Sicherheit. Aber wir sind heute in ei¬ 
ner Phase, in der ISAF zur Geschichte gehört, einer Ge¬ 
schichte, die wir aber nicht einfach beiseitelegen können. 
Vielmehr müssen wir uns selbstkritisch fragen: Was hat 
die internationale Staatengemeinschaft - damit auch un- ' 
ser Land - für Fehler in Afghanistan gemacht? Wir haben 
diese Diskussion in unserer Fraktion stets offen geführt, 
und wir werden sie auch in Zukunft führen. 

Worum geht es heute? Es geht um die Frage, ob Af¬ 
ghanistan und seine Regierung in die Lage versetzt wer¬ 
den können, für die eigene Sicherheit zu sorgen. Stand 
heute ist die Antwort sehr eindeutig: Allein schafft Af¬ 
ghanistan das nicht, weder finanziell noch was die Aus¬ 
bildung und das Know-how angeht. Afghanistan braucht 
unsere Unterstützung. Deswegen haben wir ISAF um¬ 
gewandelt und weiterentwickelt zu dem Mandat, was 
Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
vorliegt: Resolute Support, entschiedene Unterstützung 
für die afghanischen Sicherheitskräfte. Das betrifft übri¬ 
gens - ich kann aufgrund der Zeit nicht auf alle Details 
eingehen - nicht nur die Armee, sondern auch den Poli¬ 
zeiaufbau, der möglicherweise langfristig gesehen sogar 
die größere Herausforderung darstellt. Wenn Sie sich an¬ 
schauen, wo vor allem Opfer zu beklagen sind, stellen 
Sie fest, dass dies im Bereich der Polizei gerade in den 
ländlichen Gebieten, die nicht unter vollständiger Kon¬ 
trolle der afghanischen Regierung stehen, der Fall ist, 
wie Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, alle 
wissen. Wir bedauern das gemeinsam. 

Ich will auf einen weiteren Aspekt hinweisen. Als 
wir das letzte Mal hier über Afghanistan diskutiert ha¬ 
ben, mussten wir einen Schwerpunkt legen auf die an¬ 
haltenden Spannungen zwischen Herrn Ghani und Herrn 
Abdullah, also in der von uns unterstützten Regierung; 
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Niels Annen 

(A) denn diese Regierung war ganz unabhängig von dem, 
was die Taliban in diesem Land an Verbrechen begehen, 
aufgrund eigener Unfähigkeit nicht in der Lage, minima¬ 
le Versprechungen, die sie selber gemacht haben, umzu¬ 
setzen. 

Man kann sich heute nicht zufrieden zurücklehnen - 
das ist auch nicht meine These aber es gibt Fortschrit¬ 
te. Es gibt Fortschritte in der Zusammenarbeit zwischen 
diesen beiden für Afghanistan so wichtigen Personen. 
Wir müssen den Druck auf die afghanische Regierung 
aufrechterhalten, damit sie ihrer eigenen Bevölkerung 
gegenüber liefert. Aber jeder, der sich in den vergange¬ 
nen Jahren mit Afghanistan beschäftigt hat, weiß: Afgha¬ 
nistan befindet sich - selbst wenn Präsident Ghani und 
CEO Abdullah alles in ihrer Macht Stehende tun wür¬ 
den und über Stammes- und Partikularinteressen hinaus 
mutige Entscheidungen treffen würden - in einem ausge¬ 
sprochen schwierigen regionalen Umfeld. Deswegen ist 
unser Ansatz ein umfassender Ansatz. Er bezieht die Zi¬ 
vilgesellschaft - ich habe sie schon genannt -, aber auch 
die Nachbarn Afghanistans, die real existierenden Macht¬ 
faktoren, mit ein. Ohne die Unterstützung Pakistans, 
Russlands, Chinas, aber natürlich auch der Vereinigten 
Staaten von Amerika werden wir in dieser Situation zu 


keiner nachhaltigen Lösung kommen. Deshalb bleibt Re¬ 
solute Support wichtig. Aber auch der umfassende diplo¬ 
matische Ansatz für diese Initiativen, für den auch unser 
Außenminister Sigmar Gabriel steht, bleibt wichtig. 

Ich bitte deswegen - bei allen Problemen, die wir 
nicht verschweigen - um Zustimmung und danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Niels Annen. 

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte ich 
Ihnen das von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 
Streitkräfte zur Ausbildungsunterstützung der Sicher¬ 
heitskräfte der Regierung der Region Kurdistan-Irak und 
der irakischen Streitkräfte bekannt geben: abgegebene 
Stimmen 666. Mit Ja haben gestimmt 435 Kolleginnen 
und Kollegen, mit Nein haben gestimmt 196, und wir 
hatten 35 Enthaltungen. Die Beschlussempfehlung ist 
damit angenommen. 
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BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Luise Amtsberg 
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Canan Bayram 
Katja Dömer 
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Erhard Grundl 


Jetzt rufe ich den nächsten Redner in der Debatte auf: 
Henning Otte für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Henning Otte (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolle¬ 
ginnen und Kollegen! Es gilt heute insgesamt sieben 
Mandate zu verlängern. Die CDU/CSU wird der Verlän¬ 
gerung aller sieben Mandate zustimmen, weil es dämm 
geht, die Stabilität und Sicherheit zu stärken und unsere 
Verlässlichkeit im Verbund zu zeigen. Aber wir wollen 
damit auch einen Beitrag zur Sicherheit unseres Landes 
in den kommenden drei Monaten leisten; danach soll die 
neue Bundesregierung die Lage neu bewerten. Ich finde, 
das ist eine gute Maßgabe. Wir haben die Lage in Afgha¬ 
nistan über die Jahre hinweg im Verteidigungsausschuss, 
im Haushaltsausschuss, aber auch im Auswärtigen Aus¬ 
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Ulle Schauws 

Renate Künast 

Dr. Gerhard Schick 

Sven Lehmann 

Dr. Wolfgang Strengmann- 

Steffi Lemke 

Kuhn 
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Fraktionslos 

Cem Özdemir 

Lisa Paus 

Dr. Frauke Petry 

Tabea Rößner 
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schuss immer miteinander diskutiert. Auch im Hauptaus¬ 
schuss haben wir intensiv darüber beraten. Deswegen 
bitte ich, dieses Mandat für Afghanistan weiter zu ver¬ 
längern, meine Damen und Herren. 

Vieles ist erreicht worden. Jetzt gilt es die Erfolge zu 
festigen, aber auch deutlich zu machen: Die Anstrengung 
darf nicht nachlassen. Der Terror muss bekämpft werden, 
die zivile Entwicklung muss gestärkt werden, Fluchtur¬ 
sachen müssen beseitigt werden. 

Das liegt auch im Interesse unseres Landes, im Inte¬ 
resse Deutschlands. Die klare Zielvorgabe war, dass von 
afghanischem Boden kein Terror ausgehen darf, der die 
westliche Welt bedroht. Diesbezüglich ist viel erreicht 
worden, und für das Erreichte danken wir insbesondere 
den zivilen Helferinnen und Helfern, aber auch den Sol- 
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Henning Otte 

(A) datinnen und Soldaten der Bundeswehr. Herzlichen Dank 
dafür! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so¬ 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Dies ist kein Kampfauftrag mehr, sondern eine Be- 
ratungs- und Ausbildungsmission innerhalb der NATO- 
Kräfte, an der sich 39 Nationen beteiligen. Die af¬ 
ghanische Armee hat viele Erfolge vorzuweisen. Sie 
kontrolliert zwei Drittel des Landes und damit 75 Prozent 
der Bevölkerung. Aber dies ist beileibe noch nicht als ge¬ 
sichert anzusehen, sondern die Anstrengungen müssen 
zum Teil sogar verstärkt werden. Diese Herausforderung 
gilt es anzunehmen. Das ist mit einer Brandwache zu ver¬ 
gleichen: Wir müssen unsere Kräfte vor Ort halten, um 
zu gewährleisten, dass Konflikte nicht Wiederaufflam¬ 
men. Dabei müssen wir militärisch, wirtschaftlich und 
zivil vernetzt agieren, um eine Stabilisierung der Lage in 
Afghanistan zu erreichen. 

Hierzu leistet Deutschland einen Beitrag. Aber insbe¬ 
sondere die afghanische Regierung ist aufgefordert, ihren 
Beitrag zu verstärken. Es gibt zwar durch ein regionales 
Konzept gute Ansätze im Kampf gegen Kriminalität und 
Terror. In Richtung des Staatspräsidenten Ghani sage 
ich aber deutlich, dass die Anstrengungen Afghanistans, 
selbst für Stabilität und Sicherheit zu sorgen, verstärkt 
werden müssen. Wir können nur einen gewissen Beitrag 
leisten. Dieser Beitrag ist aber wichtig und im Interesse 
unseres Landes, im Interesse Deutschlands. Deswegen 
müssen wir verlässlich zu unseren Partnern stehen, mei¬ 
ne Damen und Herren. 

(B) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Pascal Kober [FDP]) 

Im Norden und Westen des Landes gibt es bereits sta¬ 
bile Zonen. Es ist unser Ziel, dass Menschen, die sich 
unrechtmäßig in Deutschland aufhalten oder hier bei¬ 
spielsweise gewalttätig geworden sind, in ihre Heimat 
zurückgehen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Auch deswegen müssen wir dieses Land stabilisieren. 
Ich habe großes Verständnis dafür - und unterstütze ent¬ 
sprechende Maßnahmen -, dass sich unrechtmäßig in 
Deutschland aufhaltende oder gar gewalttätig geworde¬ 
ne afghanische Staatsbürger in ihr Land zurückkehren 
sollen. Zu sagen, das Land sei in Gänze nicht sicher, ist 
falsch und wäre auch ein falsches Signal von Deutsch¬ 
land. Deswegen unterstütze ich Maßnahmen der Rück¬ 
führung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Auch das ist Verantwortung, meine Damen und Her¬ 
ren. Deutschland nimmt diese Verantwortung innerhalb 
der Vereinten Nationen, der NATO und der Europäischen 
Union wahr. Wir müssen deutlich machen, wie begrü¬ 
ßenswert die Entwicklung im Rahmen von PESCO ist 
und dass wir sowohl unsere Verteidigungspolitik als auch 
unsere Außenpolitik innerhalb von Europa noch stärker 
miteinander koordinieren wollen. Das sind ganz wichtige 
Signale. Gleichzeitig wollen wir die Sicherheitsarchitek¬ 
tur im Inneren - die Streitkräfte, die Polizei, das Bundes¬ 


kriminalamt, aber auch die Nachrichtendienste - stärken; (C) 
auch sie gehören dazu. Unser Auftrag ist es, sie an die 
jeweilige Lage anzupassen. 

Ich schließe mit einem ganz herzlichen Dank an all 
diejenigen, die sich für die Sicherheit unseres Landes 
einsetzen. Sie sind die wahren Säulen und brauchen die 
volle Rückendeckung unseres Parlamentes. Auch deswe¬ 
gen sagen wir: Bitte unterstützen Sie weiterhin das Man¬ 
dat in Afghanistan; denn es trägt auch zur Stabilität und 
Sicherheit unseres Landes bei. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Henning Otte. - Der nächste Redner hält 
jetzt seine erste Rede im Deutschen Bundestag: Rene 
Springer für die AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Rene Springer (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bundesregierung will mit dem vorliegenden 
Antrag den Einsatz von fast 1 000 deutschen Soldaten 
in Afghanistan verlängern. Um das gleich zu Beginn mit 
aller Deutlichkeit zu sagen: Die AfD-Fraktion lehnt die¬ 
sen Antrag als absolut unvernünftig und absolut unver¬ 
antwortlich ab. 

(D) 

(Beifall bei der AfD) 

Drei Gründe will ich Ihnen nennen: 

Erstens. Niemand hier im Haus kann die Lage in Af¬ 
ghanistan wirklich kennen. Vor drei lahren legte die Bun¬ 
desregierung einen letzten Fortschrittsbericht vor. Seit¬ 
dem hat es keinen einzigen seriösen Lagebericht mehr 
gegeben, keine ehrliche Bilanzierung, keine unabhängige 
Evaluation. Wer hier und heute im Sinne der Bundesre¬ 
gierung entscheidet, der entscheidet schlichtweg blind. 

(Beifall bei der AfD) 

Zweitens. Für die Mission in Afghanistan gibt es kein 
explizites Mandat der Vereinten Nationen. Wer aber - 
wie wir als AfD - die zentrale Rolle der Vereinten Nati¬ 
onen für internationale Sicherheit und Weltfrieden aner¬ 
kennt, der kann ein fehlendes UN-Mandat nicht einfach 
ignorieren. Genau das aber tut die Bundesregierung, und 
sie tut es seit drei lahren. 

(Beifall bei der AfD) 

Drittens. Die NATO-Mission in Afghanistan kann 
man als klassisches Nation-Building verstehen, und laut 
Antrag der Bundesregierung ist es ausdrücklich kein 
Kampfeinsatz. Aber es war gerade im August - vor weni¬ 
gen Monaten -, da stellte sich der US-Präsident Donald 
Trump vor die Kameras dieser Welt und erklärte seine 
neue Afghanistan-Strategie. Dort sagte er: Wir betreiben 
kein Nation-Building. Wir töten Terroristen. - Das ist aus 
meiner Sicht kein lapidares Abweichen von unserer Stra- 
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(A) tegie in Afghanistan. Es ist exakt das Gegenteil unserer 
Strategie in Afghanistan. 

(Beifall bei der AfD) 

Meine Damen und Herren, seit 16 Jahren ist die NATO 
unter deutscher Beteiligung am Hindukusch, und wir alle 
kennen die katastrophale Bilanz. Kaum ein Land auf die¬ 
ser Welt ist korrupter - glauben Sie mir; denn ich habe es 
als Soldat im Einsatz, der dort sechs Monate verbracht 
hat, selbst erlebt -, kaum ein Land ist mehr vom Terror 
betroffen, und bei der Opiumproduktion liegt Afghanis¬ 
tan weltweit auf Platz eins. 56 deutsche Soldaten mussten 
den Einsatz, der diese katastrophale Bilanz aufweist, mit 
ihrem Leben bezahlen, und doch will die Bundesregie¬ 
rung allen Misserfolgen, Rückschlägen und Opfern zum 
Trotz erneut deutsche Soldaten nach Afghanistan entsen¬ 
den, obwohl kein UN-Mandat vorliegt, obwohl niemand 
hier weiß, wie die Lage in Afghanistan wirklich aussieht, 
und obwohl von einer abgestimmten NATO-Strategie si¬ 
cherlich nicht mehr die Rede sein kann. 

(Beifall bei der AfD) 

Nicht mit uns, meine Damen und Herren, nicht mit der 
AfD! Wir lehnen diesen Antrag der Bundesregierung ab. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Nächster Redner in der Debatte: Alexander Graf 
Lambsdorff für die FDP-Fraktion. 

(B) 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Sabine 
Weiss [Wesel 1] [CDU/CSU]) 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Freien Demokraten bekennen sich ausdrücklich zum 
Afghanistan-Engagement der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land. Resolute Support ist ein zentraler Beitrag für die 
Zukunft Afghanistans. Aber wir haben schon bei der ers¬ 
ten Lesung eines sehr deutlich gemacht: Wir wollen dem 
Parlament den realistischen Blick, der hier vom Kollegen 
Annen erwähnt worden ist, in der Zukunft besser ermög¬ 
lichen. Wir brauchen eine kritische Bestandsaufnahme, 
eine Bewertung des bisher Erreichten und des bisher 
nicht Erreichten. 

Es sind ja Fortschritte gemacht worden. Es gibt einen 
erfolgreichen Aufbau staatlicher Institutionen, es gibt 
eine Zivilgesellschaft. Aber diese Erfolge können nur da 
auf Dauer bewahrt werden, wo die afghanischen Sicher¬ 
heitskräfte für Sicherheit und Stabilität sorgen. Hier geht 
es eindeutig um das nicht Erreichte, denn das schaffen 
die afghanischen Sicherheitskräfte noch nicht. Deswe¬ 
gen braucht Afghanistan auch in Zukunft mehr politische 
Aufmerksamkeit, mehr entwicklungspolitisches Engage¬ 
ment; es braucht aber eben auch noch mehr militärische 
und polizeiliche Ertüchtigung. 

Wie aber soll das geschehen, und anhand welcher Kri¬ 
terien ist der Erfolg der Mission zu messen? Wir fordern 
die Bundesregierung auf, dies in einem jährlichen Evalu¬ 


ierungsbericht offenzulegen. Ich habe es bereits gesagt: 
Es gibt in den USA das Verfahren des Special Inspector 
General for Afghanistan Reconstruction. Er legt einmal 
im Jahr einen entsprechenden unabhängigen Bericht vor. 
Der Deutsche Bundestag braucht das auch. 

Ich will hier aber auch eines ganz deutlich sagen: Wir 
werden der jetzt anstehenden technischen Verlängerung 
zustimmen - nicht blind, wie der Kollege von der AfD 
gerade gesagt hat, denn wir haben genug Informatio¬ 
nen aber wir wollen in der Zukunft eine Neubewer¬ 
tung auf Grundlage eines Evaluierungsberichts. Wer hier 
heute ablehnt, wer heute dem Antrag nicht zustimmt, der 
will ja den Abzug binnen dreier Monate quasi erzwingen. 

(Beifall bei der AfD) 

Das ist logistisch und militärisch völlig unrealistisch, und 
es ist politisch und diplomatisch absolut verantwortungs¬ 
los. 

(Beifall der Abg. Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]) 

Alle unsere Verbündeten würden auf Deutschland schau¬ 
en und fragen, ob wir noch alle Tassen im Schrank ha¬ 
ben, wenn wir unsere Bundeswehrsoldaten mir nichts, dir 
nichts aus einem gemeinsamen Einsatz der internationa¬ 
len Gemeinschaft abziehen. 

(Beifall bei der FDP - Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Das ist der AfD ja egal!) 

Ich sage es noch einmal: Es ist logistisch und mili¬ 
tärisch unrealistisch und politisch und diplomatisch ver¬ 
antwortungslos. Humanitär wäre es geradezu zynisch, 
weil wir die Menschen im Norden Afghanistans völlig 
unvermittelt alleine lassen würden. Das kann nicht deut¬ 
sche Politik werden. Wir dürfen nicht zulassen, dass Af¬ 
ghanistan erneut ein sicherer Hafen für Terroristen wird. 
Wir haben es geschafft, dass in den letzten 16 Jahren von 
diesem Land keine Bedrohung für die Sicherheit und den 
Frieden der Welt ausgegangen ist. Das ist ein Erfolg, auf 
den wir auch in Zukunft aufbauen sollten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank. - Nächster Redner: Tobias Pflüger für 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Tobias Pflüger (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In dieser Debatte wird sehr viel über die Evaluation 
von Bundeswehreinsätzen gesprochen. Könnten wir uns 
nicht einfach ernsthaft anschauen, wie die konkrete Lage 
in den Gebieten ist, wohin Sie die Bundeswehr schicken, 
und erst dann konkret Entscheidungen treffen? 

Ich habe den Eindruck, in der Debatte reden alle von 
Evaluation, aber zustimmen werden Sie auf jeden Fall. 
So genau wollen Sie dann doch nicht wissen, was vor Ort 
passiert. Wir als Linke schauen uns die Situation sehr ge- 
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nau an und kommen zu dem Schluss: Es macht überhaupt 
keinen Sinn, Bundeswehrsoldaten nach Afghanistan zu 
schicken. Deshalb sagen wir Nein zu diesem Einsatz. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

Wir sollen heute darüber entscheiden, ob bis zu 
980 Bundeswehrsoldaten im Rahmen von Resolute Sup¬ 
port nach Afghanistan geschickt werden. Die Situation 
in Afghanistan eskaliert immer weiter. Seit Jahresbeginn 
gibt es 350 000 Binnenflüchtlinge, die innerhalb Afgha¬ 
nistans vor Gefechten zwischen Taliban und den soge¬ 
nannten Sicherheitskräften fliehen. Das sind Zahlen der 
UN-Agentur OCHA. Allein der gesamte Norden Afgha¬ 
nistans ist inzwischen eine Region, in der man die Si¬ 
cherheitslage als hochproblematisch einschätzen muss. 

Das Ganze hat Gründe. Die Bombardierungen, die es 
bis heute gibt, insbesondere die der USA, werden um¬ 
fangreich ausgeweitet. Allein in der letzten Zeit gab es 
pro Monat 236 Angriffe. Die NATO hat nach Trumps In¬ 
tervention entschieden, die Truppen aufzustocken, aber 
das Ergebnis ist nicht eine bessere Sicherheitslage, im 
Gegenteil. Wir als Linke sagen: Diese Truppenaufsto¬ 
ckung war völlig falsch. Wir wollen keine Truppenauf¬ 
stockung, sondern wir wollen, dass die Truppen abgezo¬ 
gen werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Ausbildung von Soldaten und Polizisten ist of¬ 
fensichtlich nicht Teil der Lösung, sondern Teil des Pro¬ 
blems. Sogar höchste afghanische Offiziere verkaufen 
Waffen, Treibstoff und Ausrüstung unter anderem an die 
Taliban; dabei sind sie es, die von der Bundeswehr aus¬ 
gebildet worden sind. Ich kann nur sagen: Nein, diesem 
Bundeswehreinsatz kann man in keiner Weise zustim¬ 
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD sowie der 
Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]) 

Wir sagen Nein zu diesem Einsatz, weil er politisch 
falsch ist. Wir lehnen ihn grundsätzlich ab. 

(Beifall bei der LINKEN - Henning Otte 

[CDU/CSU]: Grundsätzlich! Genau das ist es!) 

Die afghanische Armee hat 4 000 Soldaten verloren, 
die afghanische Polizei 5 000 Polizisten. Sie sind entwe¬ 
der gefallen oder desertiert. Ich bin der Meinung, dass es 
einfach falsch ist, den Bundeswehreinsatz fortzusetzen. 
Wir als Linke werden ihn aus inhaltlichen Gründen ab¬ 
lehnen. 

Lassen Sie mich abschließend noch eine Bemerkung 
machen. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Aber abschließend! 

Tobias Pflüger (DIE LINKE): 

Die Bundesregierung ist trotz der Unsicherheitslage in 
Afghanistan inzwischen bereit, Menschen dorthin abzu¬ 


schieben. Zu diesen Abschiebungen sagen wir genauso (C) 
Nein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir als Linke sagen Nein zu den Auslandseinsätzen und 
zu den Abschiebungen nach Afghanistan. Das sind näm¬ 
lich zwei Seiten einer Medaille. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Kollege Pflüger. - Nächster Redner in 
der Debatte: Dr. Tobias Lindner für Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, geschätzte Frau Präsidentin. - Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Am 22. Dezember 2001 hat 
der Deutsche Bundestag beschlossen, Soldatinnen und 
Soldaten nach Afghanistan zu entsenden. Das ist jetzt 
16 Jahre her. Wir bzw. unsere Vorgängerinnen und Vor¬ 
gänger haben das damals getan, weil Deutschland nach 
den Anschlägen des 11. September fest an der Seite der 
Vereinigten Staaten gestanden hat. So nachvollziehbar 
diese Begründung damals gewesen sein mag, so reicht 
sie natürlich heute bei weitem nicht aus, um hier eine 
Mandatsverlängerung zu beschließen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- m) 

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sind und - das sage ich persönlich - wir bleiben 
mit der Bundeswehr in Afghanistan, weil wir damit be¬ 
gonnen haben, für dieses Land und für seine Bevölkerung 
Verantwortung zu übernehmen. Meine Fraktion bekennt 
sich unabhängig davon, wie wir nachher abstimmen, 
auch weiterhin zu der Verantwortung für dieses Land, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

In der ersten Debatte an diesem Morgen hat der Kol¬ 
lege Kiesewetter zu Recht anklingen lassen, dass wir 
regelmäßig evaluieren müssen: Welche Ziele haben wir 
erreicht? Wie verläuft dieser Einsatz? Wo gab es Rück¬ 
schläge? Wo gab es Fehlschläge? Wo gab es Irrtiimer? 
Daher wäre das Schlimmste, was wir sowohl unseren 
Soldatinnen und Soldaten im Einsatz als auch den Men¬ 
schen in Afghanistan antun könnten, heute so zu tun, als 
sei eine solche Verlängerung reine Routine. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich gehöre zu denen in meiner Fraktion, die dem An¬ 
trag der Bundesregierung trotz aller Mängel nachher ihre 
Zustimmung geben werden. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Guter Mann!) 

Wir tun dies, weil wir davon überzeugt sind, dass das En¬ 
gagement der Bundeswehr im Bereich der Ausbildung in 
Afghanistan weiterhin benötigt wird, und weil wir über¬ 
zeugt sind, dass die Bundeswehr mit der Speiche Nord in 
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(A) Masar-i-Scharif einen wichtigen Knotenpunkt für unsere 
Partner bereitstellt. 

(Beifall der Abg. Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN] - Henning Otte [CDU/CSU]: 

Sehr verantwortlich!) 

Aber wir sagen auch ganz deutlich: Militär ist in Af¬ 
ghanistan nicht die Lösung. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es kann maximal einen Rahmen für eine zivile Entwick¬ 
lung schaffen. Es kann einen Rahmen dafür schaffen, 
dass wir beim Staatsaufbau, bei den zivilen Instrumenten 
wie humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit 
sowie bei der Polizeiausbildung vorankommen. Weil wir 
hier viel mehr tun müssten und weil wir - davon bin ich 
persönlich überzeugt - viel mehr tun könnten, wird ein 
großer Teil meiner Fraktion diesem Mandat heute wie in 
den Vorjahren nicht seine Zustimmung geben können. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ein letzter Punkt, ein Blick nach vorne: Was braucht 
es, wenn wir in drei Monaten erneut über dieses Mandat 
diskutieren? Was hätte es schon längst gebraucht? Wir 
brauchen nicht nur eine ehrliche Evaluation - was ha¬ 
ben wir richtig gemacht, was haben wir falsch gemacht, 
was können wir lernen? sondern endlich auch eine 
öffentliche Debatte darüber, was dieser Einsatz mit der 
Bundeswehr gemacht hat. Und für Afghanistan brauchen 

(B) wir endlich einen größeren Plan - ein Weiter-so in der 
Ausbildung wird nicht reichen mit dem dieses Land 
eine wirklich realistische Perspektive hat, sodass wir hier 
eines Tages beschließen können, die Truppen aus Afgha¬ 
nistan abzuziehen. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Das machen wir jetzt aber nicht mehr. 

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Tobias Lindner. - Der nächste und letz¬ 
te Redner in dieser Debatte: Thorsten Frei für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich finde es gut, dass wir in diesen Adventstagen über 
die Mandatsverlängerungen entscheiden, nicht nur aus 
politischen und rechtlichen Gründen, sondern auch, weil 
unsere Soldatinnen und Soldaten, die fernab von Familie 
und Heimat ihren wichtigen Dienst für unser Land tun, 
diese Rückenstärkung verdienen. 


Ich habe in der bisherigen Debatte viel über die Pro- (C) 
bleme gehört. Es gibt diese Probleme hinsichtlich der 
Sicherheitslage in Afghanistan. Die Zahl der Binnenver¬ 
triebenen ist erneut gestiegen. Die Zahl der Anschlags¬ 
opfer ist seit Jahresanfang erneut um 6 Prozent gestie¬ 
gen. Wir haben tatsächlich große Herausforderungen zu 
bewältigen. Wenn man sich die 401 Distrikte in Afgha¬ 
nistan anschaut, stellt man fest, dass nur 57 Prozent von 
der Regierung kontrolliert werden, während 30 Prozent 
umkämpft sind und 13 Prozent gar in den Händen der 
Aufständischen sind. Die Frage ist aber, welche Schluss¬ 
folgerungen man daraus zieht. 

Wir haben in Afghanistan große Probleme. Afghanis¬ 
tan ist das Herz des internationalen Drogenanbaus und 
der Drogenproduktion. 9 000 Tonnen Opium werden 
allein in diesem Jahr produziert - eine Steigerung um 
87 Prozent. Das macht insgesamt 7 Prozent des Brutto¬ 
inlandsprodukts Afghanistans aus. Das Schlimme ist im 
Übrigen, dass mit diesem Geld internationaler Terroris¬ 
mus finanziert wird. Etwa die Hälfte davon fließt in die 
Taschen der Taliban, die damit ihren Terrorismus auch 
bei uns in Europa und der westlichen Welt finanzieren 
und ermöglichen. 

Vor diesem Hintergrund ist mir schon schleierhaft, 
wie man allen Ernstes behaupten kann, dass die Sicher¬ 
heit Deutschlands nicht auch am Hindukusch verteidigt 
wird, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
AflD: Oh! - Ach ja?) 

Wer so denkt, der denkt in den Kategorien des vorletz- (D) 
ten Jahrhunderts. Denn in Zeiten der Globalisierung wird 
die Sicherheit und werden die Interessen Deutschlands 
und Europas natürlich auch am Hindukusch verteidigt. 

Wir haben ein Interesse daran, wie die Zukunft Afgha¬ 
nistans aussieht. Aber zu diesen Themen habe ich von Ih¬ 
nen nichts gehört. Was wollen Sie eigentlich? Wir wollen 
nicht, dass Afghanistan wieder ein Hort und Rückzugsort 
für islamistischen Terrorismus wird. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Kollege Frei, erlauben Sie eine Zwischenfra¬ 
ge oder Zwischenbemerkung eines Kollegen von der 
AfD? - Entschuldigung, ich kenne Ihre Namen noch 
nicht alle. Nach Weihnachten ist das vielleicht anders. 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Bitte. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Bitte schön. 

Dr. Anton Friesen (AfD): 

Vielen Dank. - Sie haben das Thema Drogen ange¬ 
sprochen. Welche Drogenbekämpfungsstrategie verfolgt 
denn die Bundesregierung, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
müssen Sie die Bundesregierung fragen!) 
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(A) oder welche Drogenbekämpfungsstrategie würden Sie 
uns Vorschlägen? 


(Beifall bei der CDU/CSU - Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Jetzt ist er hoffentlich 
besser informiert!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
über die Probleme gesprochen, aber es gibt auch unbe- 
(B) streitbare Erfolge. Nach der Beendigung der ISAF-Mis- 
sion im Jahr 2015 hat sich die Sicherheitssituation zu¬ 
nächst deutlich verschlechtert. Das hatte auch Folgen für 
das zivile Leben und die ökonomische Entwicklung in 
Afghanistan. Es gab dort ein Wirtschaftswachstum im 
zweistelligen Bereich, danach ein Nullwachstum, und 
heute haben wir ein Wachstum von 2,9 Prozent, über das 
wir uns freuen. 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Denken Sie an Ihre Redezeit. 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

- und damit die Taliban zwingen, an den Verhand¬ 
lungstisch zurückzukehren. Denn es ist tatsächlich so: 
Am Ende muss ein innerafghanischer Aussöhnungspro¬ 
zess stehen. Wir sind bereit, dafür die Voraussetzungen 
zu schaffen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Kollege Frei. - Ich schließe die Ausspra¬ 
che. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss¬ 
empfehlung des Hauptausschusses zum Antrag der Bun¬ 
desregierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffne¬ 
ter deutscher Streitkräfte am NATO-gefiihrten Einsatz 
Resolute Support für die Ausbildung, Beratung und Un¬ 
terstützung der afghanischen nationalen Verteidigungs¬ 
und Sicherheitskräfte in Afghanistan. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf den Druck¬ 
sachen 19/193 und 19/206, den Antrag der Bundesregie¬ 
rung auf Drucksache 19/21 anzunehmen. 

Es liegen uns eine Reihe von Erklärungen zur Ab¬ 
stimmung gemäß § 31 der Geschäftsordnung vor. 1 ' 

Wir stimmen jetzt über die Beschlussempfehlung na¬ 
mentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift¬ 
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen, damit wir 
mit der Abstimmung beginnen können. Sind die Plätze 
an den Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Dann eröffne ich 
jetzt die Abstimmung. 

Gibt es Kolleginnen und Kollegen, die ihre Stimme 
noch nicht abgegeben haben? - Das ist nicht der Fall. 
Dann schließe ich die Abstimmung. Ich bitte die Schrift¬ 
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Wie immer wird Ihnen das Ergebnis später be¬ 
kannt gegeben. 2 ' 


Ich glaube, es ist wichtig, zu sagen: Wir brauchen heu¬ 
te die Verlängerung dieses Mandats bis März nächsten 
Jahres. Aber wir müssen uns auch Gedanken darüber ma¬ 
chen, wie man das militärische Patt zwischen den Taliban 
und der afghanischen Regierung auflösen kann. 

Vorhin ist über die Entscheidung des amerikanischen 
Präsidenten gesprochen worden, 4 000 zusätzliche Sol¬ 
daten nach Afghanistan zu senden. Ich halte diese Ent¬ 
scheidung für richtig. Ich halte es auch für richtig, situ¬ 
ationsangepasst vorzugehen und Maßnahmen nicht vom 
heimischen Wahlkalender abhängig zu machen, wie es 
in der Vergangenheit der Fall war. Wir - jedenfalls die 
meisten von uns - kritisieren zu Recht die Aussage: Wir 
töten nur noch Terroristen, aber wir machen kein Nati¬ 
on-Building mehr. - Wer das propagiert, der darf aber 
nicht sagen: Wir dürfen keine vierstellige Zahl an deut¬ 
schen Soldaten nach Afghanistan senden. 

Wir müssen eine entsprechende Strategie entwickeln 
und deutlich machen, dass wir in Afghanistan Sicherheit 
brauchen und dass wir diese gewährleisten, indem wir 
die afghanische Regierung unterstützen - 


Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Wir wissen ganz genau, lieber Herr Kollege, dass wir 
für Afghanistan eine Gesamtstrategie brauchen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ich 
bin mir nicht sicher, dass er das auch weiß!) 

Das bedeutet zunächst einmal mehr Sicherheit in Af¬ 
ghanistan und aufbauend auf mehr Sicherheit auch Na¬ 
tion-Building. Genau das tun wir. Wenn Sie sich einmal 
die Erfolge anschauen - über sie ist wenig gesprochen 
worden stellen Sie fest: Es gibt sie nicht nur im Be¬ 
reich der Gesundheitsversorgung und nicht nur bei den 
Bildungsmöglichkeiten, sondern beispielsweise auch 
beim Staatsaufbau. So ist es der afghanischen Verwal¬ 
tung gelungen, das Zoll- und Steueraufkommen in den 
letzten drei Jahren um 13 bzw. 15 Prozent zu erhöhen. 
All das sind Entwicklungen, die für Stabilität in Afgha¬ 
nistan sorgen und dabei helfen, den Menschen Lebens¬ 
perspektiven zu eröffnen. Das ist eine effektive Strategie 
für Sicherheit und gegen Drogenanbau und -produktion 
in Afghanistan. 


Ich bitte Sie, Platz zu nehmen, weil wir in einem Ab¬ 
stimmungsvorgang sind. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie¬ 
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa¬ 
che 19/224. Wer stimmt für diesen Entschließungsan¬ 
trag? - Wer stimmt gegen den Antrag? - Wer enthält 
sich? - Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. Zuge¬ 
stimmt hat Die Linke, dagegengestimmt haben CDU/ 
CSU, SPD und FDP, enthalten haben sich die AfD und 
Bündnis 90/Die Grünen. 

1 * Anlagen 4 und 5 
2) Ergebnis Seite 246 C 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Hauptausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der Multidimensi¬ 
onalen Integrierten Stabilisierungsmission 
der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA) 
auf Grundlage der Resolutionen 2100 (2013), 
2164 (2014), 2227 (2015), 2295 (2016) und 
2364 (2017) des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen vom 25. April 2013, 25. Juni 2014, 
29. Juni 2015, 29. Juni 2016 und 29. Juni 2017 

Drucksachen 19/24 (neu), 19/177 

Auch hierzu liegt uns ein Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke vor, und auch über dieses Mandat 
werden wir im Anschluss namentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 27 Minuten vorgesehen. - Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe Siemtje Möller 
von der SPD zu ihrer ersten Rede das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Siemtje Möller (SPD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Heute debattieren wir das UN-Mandat MINUSMA. 
Ich möchte vorweg für MINUSMA klar herausstellen: 
Das Hauptziel dieses Mandates ist die Stabilisierung des 
Landes in der Sahelregion. Unsere Aufgabe ist es, mithil¬ 
fe der Bundeswehr und an der Seite unserer europäischen 
und internationalen Partner Verantwortung zu überneh¬ 
men und Mali zu helfen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Cem 
Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ziel ist die Umsetzung des Friedensabkommens von 
2015. Das ist das, was wir versuchen mithilfe des Man¬ 
dats zu erreichen. 

2013 drohte Mali die Kontrolle über weite Teile seines 
Territoriums zu verlieren oder hatte sie bereits an mar¬ 
odierende Räuberbanden verloren. Auf den Hilferuf der 
malischen Regierung reagierte Frankreich umgehend. 
Deutschland nun unterstützt Frankreich und stärkt so 
mit seinem Engagement nicht nur die malische Regie¬ 
rung, sondern auch die europäische Zusammenarbeit in 
der Sicherheitspolitik. In die Zukunft gedacht kann diese 
Zusammenarbeit beispielhaft für die beschlossene euro¬ 
päische Sicherheitsunion stehen. 

Trotz dieser erfolgreichen Kooperation wissen wir 
alle: Der Blauhelmeinsatz der UN in Mali ist einer der 
gefährlichsten, an dem sich die Bundeswehr je beteiligt 
hat. Eine schwierige Sicherheitslage, die katastrophale 
Situation der Infrastruktur und herausfordernde Witte¬ 
rungsverhältnisse fordern unsere Soldatinnen und Solda¬ 
ten besonders. Damit kommt uns, dem Parlament, eine 
besondere Verantwortung zu. Alle Abgeordneten, die 
diesem Mandat heute zustimmen - um Ihre Zustimmung 


werbe ich ausdrücklich sind sich dieser Verantwortung (C) 
bewusst - auch ich; seien Sie sich dessen versichert. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verlängerung 
des Mandats um drei Monate gibt uns Zeit, die Heraus¬ 
forderungen und Probleme des Einsatzes anzusprechen 
und gegebenenfalls nachzujustieren. Auch ich bin schon 
im Gespräch in meinem Wahlkreis Friesland - Wilhelms¬ 
haven - Wittmund; denn 52 Soldatinnen und Soldaten 
des Objektschutzregiments der Luftwaffe aus Upjever, 
also direkt aus meinem Wahlkreis, sind vor Ort in Mali 
und leisten dort als Teil des Einsatzkontingentes hervor¬ 
ragende Arbeit. Beispielsweise sichern sie einen Flugha¬ 
fen. Ich freue mich deshalb besonders, dass der Kom¬ 
mandeur, Oberst Walter, als Vertreter der Objektschützer 
heute auf der Besuchertribüne zu Gast ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Damit unterstreicht er, wie ich finde, wie sehr die Bun¬ 
deswehr eine Parlamentsarmee ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der AfD und der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bedrohungen in 
Mali sind häufig asymmetrisch. Radikale Rebellengrup¬ 
pen quälen die Bevölkerung, und der unübersichtliche 
Norden dient als Rückzugsort für international agieren¬ 
de Terrornetzwerke. Nur ein funktionierender Staat kann 
dagegenhalten. Gerade deswegen geht es dämm, Mali zu 
stabilisieren. Und, sehr verehrte Damen und Herren, es 
ist sehr wohl im Interesse Deutschlands und der globalen 
Gemeinschaft, in Mali gegen Armut, Kriminalität und 
Terrorismus und für stabile staatliche Strukturen einzu¬ 
treten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Um dort diese Probleme anzugehen und die Kern¬ 
punkte des Friedensabkommens umzusetzen, ist ein ver¬ 
netzter Ansatz entscheidend. Das heißt, das Engagement 
der Bundeswehr muss mit der Diplomatie und der Ent¬ 
wicklungszusammenarbeit Hand in Hand gehen. 

Die Kernpunkte des Friedensabkommens sind die 
bessere Integration der Bevölkerung aus dem Norden, 
um sie nicht strukturell vom Staatsdienst in Armee und 
Verwaltung auszuschließen, sowie die Neuordnung des 
Sicherheitssektors und die Entwaffnung der Rebellen. Es 
ist wichtig, vertrauensbildende Maßnahmen zwischen 
den Konfliktparteien einzuleiten, um einen gesellschaft¬ 
lichen Versöhnungsprozess und einen nationalen Dialog 
zu beginnen und darüber hinaus Entwicklungsprogram¬ 
me und die verstärkte Autonomie für Nordmali zu för¬ 
dern. Kurz gesagt: Das Ziel ist, Mali auf seinem Weg in 
eine friedliche und stabile Zukunft zu unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Pascal Kober [FDP]) 

Folgenden Fragen müssen wir uns allerdings stellen: 

Wie kann das zukünftige Engagement der Bundeswehr in 
Mali aussehen? Wie können die Fähigkeiten und Kompe¬ 
tenzen unserer Soldatinnen und Soldaten optimal einge- 
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(A) setzt werden? Und wie schaffen wir es, dass die Ausrüs¬ 
tung den ortsüblichen Witterungsumständen bestmöglich 
standhält? 

Es gehört aber auch zu unserer Verantwortung, unse¬ 
re Fähigkeiten zu gewährleisten und sicherzustellen, ln 
der letzten Debatte hat die Ministerin gesagt, dass die 
Hubschrauber Tiger und NH90 nur noch bis zum Som¬ 
mer 2018 in Mali sein werden. Es gehört, finde ich, tat¬ 
sächlich zu unserer Verantwortung, sicherzustellen, dass 
die Ablösung unserer Hubschrauberflotte einwandfrei 
funktioniert und der Fortgang des Einsatzes garantiert 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb möchte ich meine Erwartungen an die zu¬ 
künftige Bundesregierung deutlich formulieren: Der 
Friedensprozess in Mali muss fortgeführt werden, indem 
wir unser Engagement in der Region um Bamako aus¬ 
weiten. Die Ablösung unserer Truppenteile muss ein¬ 
wandfrei vollzogen werden. Die Zivilgesellschaft des 
Landes muss stärker in den Friedensprozess eingebun¬ 
den werden, und die Korruption im Lande muss dringend 
weiter massiv bekämpft werden. 

Mir ist klar: Diese Erwartungen können nur erfüllt 
werden, wenn es zügig zu einer Regierungsbildung in 
Deutschland kommt, damit die Mandate der Bundeswehr 
die Aufmerksamkeit bekommen, die sie verdienen. Das 
sind wir unserer Parlamentsarmee schuldig. 

Allen Soldatinnen und Soldaten, besonders denjeni¬ 
gen, die während der Weihnachtszeit für Deutschland 

(B) ihren Dienst in Mali oder in anderen Auslandseinsätzen 
leisten, sende ich von hier sehr herzliche Grüße und un¬ 
seren Dank für ihren Einsatz. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Kollegin Möller. - Nächster Redner: 
Jürgen Hardt für die CDU/CSU-Fraktion. - Ich bitte auch 
die Herren in der ersten Reihe der CDU/CSU-Fraktion, 
ihren Rednern zuzuhören. Die Herren merken gar nicht, 
dass ich mit ihnen rede. - Danke, Herr Kauder. 

Jetzt ist Herr Hardt an der Reihe, und wir hören ihm 
auch zu. 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Mali-Einsatz der deutschen Bundes¬ 
wehr ist, auch im Zusammenhang mit der Ausbildungs¬ 
mission der Europäischen Union gesehen, der größte 
Einsatz, und ich glaube, er gehört auch zu den gefähr¬ 
lichsten Einsätzen, die die Bundeswehr derzeit im Aus¬ 
land absolviert. 

Ich erinnere an den tragischen Hubschrauberabsturz 
am 26. Juli 2017. Wir haben in einer ergreifenden Trauer¬ 
feier in Fritzlar von den beiden Kameraden Abschied ge¬ 


nommen, die im Einsatz für die Bürger Malis und für die (C) 
Bundesrepublik Deutschland ihr Leben gelassen haben. 

Es war die dunkelste Stunde der Bundeswehr in diesem 
Jahr, als wir in diesem Auslandseinsatz leider zwei gefal¬ 
lene Soldaten beklagen mussten. 

Aber der Einsatz, der nun seit circa fünf Jahren läuft, 
ist ein ausgesprochen erfolgreicher Einsatz gemessen an 
dem, wie die Situation war, als wir im Frühjahr 2013 die 
Arbeit dort aufnahmen - die Kollegin Möller hat darauf 
hingewiesen -: Das Land war dabei, komplett zu kippen. 

Die Hauptstadt Bamako stand kurz vor der Besetzung 
durch Rebellen. 450 000 Binnenvertriebene waren inner¬ 
halb Malis unterwegs. Die Tuareg, aber auch die islamis- 
tischen Terroristen haben Kinder als Soldaten rekrutiert 
und sie als Kanonenfutter in die Gefechte geschickt. Die 
Zahl der Bombenexplosionen ging rapide nach oben. 
Dieses Land war knapp davor, der Kontrolle zu entglei¬ 
ten. 

Die Franzosen haben dann den ersten Schritt getan. 

Wir haben uns dem bald angeschlossen und haben auf 
der Basis des UN-Mandats unseren Beitrag dazu gelie¬ 
fert, dass dieses Land zusammengehalten wird, dass es 
stabilisiert wird und dass sich heute zivile Hilfsorgani¬ 
sationen im Land wieder freier bewegen können, als es 
früher der Fall war, und dass sie ihrer Arbeit nachgehen 
können. Wir sind in Mali noch weit entfernt von einem 
durchschlagenden Erfolg, von einer sich selbst tragenden 
Entwicklung. Die Regierung braucht unsere Unterstüt¬ 
zung. Deswegen ist es richtig, dass wir dieses Mandat 
verlängert haben. 

Wenn man sich die geografische Lage Malis anschaut, (D) 
wird einem auch klar: Es ist nicht nur für Mali, sondern 
auch für die gesamte Region des westlichen Afrikas von 
enormer Bedeutung, dass wir den Vormarsch des Terro¬ 
rismus aus den destabilisierten Regionen Libyens über 
die Wüste in den westlichen Teil Afrikas stoppen und 
dass Mali eben nicht das Durchmarschland für Terroris¬ 
ten und Gewalttäter und für Menschenschlepper in der 
Region wird. 

Die Bundeswehr hat ganz konkret in Gao von den 
Niederländern die wichtige Aufgabe übernommen, das 
dortige Lager Castor zu sichern, zu organisieren, von 
dort Aufklärung zu betreiben und auch die medizinische 
Versorgung der gesamten UN-Truppen in dieser Regi¬ 
on durch die MedEvac-Hubschrauber der Bundeswehr 
sicherzustellen. Wir sind dort außerdem mit der Hoch¬ 
wertfähigkeit der Transporthubschrauber NH90 und der 
Kampfhubschrauber vertreten. Dort passierte auch dieser 
schreckliche Unfall. 

Wir setzen darauf, dass die Bereitstellung dieser Hoch¬ 
wertfähigkeit im Frühsommer abgelöst wird, vermutlich 
durch belgische Soldaten und, möglicherweise dann in 
einer weiteren Welle, durch andere. Den nächsten Zyklus 
könnten die Kanadier beginnen. Es würde mich - auch 
als Koordinator der transatlantischen Zusammenarbeit - 
besonders freuen, wenn wir die Kanadier wieder mit ins 
Boot bekämen. 

Wir müssen die Bundesregierung bitten, innerhalb der 
Völkergemeinschaft zu fordern, derartige Hochwertfä¬ 
higkeiten, wie zum Beispiel die Fähigkeit, Soldaten im 
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(A) Unglücksfall oder im Gefechtsfall, etwa wenn sie verletzt 
oder verwundet worden sind, mit Hubschraubern zu eva¬ 
kuieren, gemeinsam bereitzustellen. Solche Hochwertfä¬ 
higkeiten sollten roulierend von den Nationen praktiziert 
werden, die das können. Diejenigen, die sich bereit er¬ 
klären, in einen Einsatz zu gehen, dürfen nicht als die¬ 
jenigen dastehen, die sozusagen dämm betteln müssen, 
dass sie eines Tages abgelöst werden. Vielmehr brauchen 
wir ein vernünftiges, roulierendes System, in dem auch 
die Bundeswehr ihren festen Platz hat. Aber für uns muss 
eben auch klar sein: Wir können unsere Bundeswehrsol¬ 
daten nach 12 oder nach 18 Monaten abziehen, und wir 
können uns darauf verlassen, dass die Hochwertfahigkeit 
erhalten bleibt. 

Die Fähigkeit, Soldatinnen und Soldaten im Falle ei¬ 
nes Gefechts oder eines Unglücks innerhalb einer gol¬ 
denen Stunde in eine vernünftige medizinische Feldlaza¬ 
rettversorgung zu bringen und damit ihr Leben zu retten, 
ist eine absolut unverzichtbare Fähigkeit, wie wir sie 
nicht nur in Mali, sondern zum Beispiel auch in Afgha¬ 
nistan dringend brauchen. 


Wir sind dafür, dieses Mandat fortzusetzen. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion wird dem zustimmen. Wir bit¬ 
ten die Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses, 
dies ebenfalls zu tun. Wir wünschen den Soldatinnen und 
Soldaten im Einsatz - 950 sind es allein bei MINUSMA- 
eine glückliche Heimkehr nach ihrem Einsatz. Denen, 
die vor Ort bleiben müssen, wünsche ich ein gesegnetes 
Weihnachtsfest. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Jürgen Hardt. - Bevor ich den nächs¬ 
ten Redner aufrufe, gebe ich Ihnen das von den Schrift¬ 
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über die Beschlussempfeh¬ 
lung zur Fortsetzung des Einsatzes in Afghanistan be¬ 
kannt: abgegebene Stimmen 667. Mit Ja haben gestimmt 
458, mit Nein haben gestimmt 197, und 12 Kolleginnen 
und Kollegen haben sich enthalten. Damit ist die Be¬ 
schlussempfehlung angenommen. 


Endgültiges Ergebnis 

Dr. Reinhard Brandl 

Klaus-Dieter Gröhler 

Alois Karl 

Abgegebene Stimmen: 668; 

Michael Brand (Fulda) 

Michael Grosse-Brömer 

Anja Karliczek 

davon 

Dr. Ralf Brauksiepe 

Astrid Grotelüschen 

Torbjöm Karies 

ja: 458 

Silvia Breher 

Markus Grübel 

Volker Kauder 


Sebastian Brehm 

Manfred Grund 

Dr. Stefan Kaufmann 

nein: 

enthalten: 12 

Heike Brehmer 

Oliver Grundmann 

Ronja Kemmer 


Ralph Brinkhaus 

Monika Grütters 

Roderich Kiesewetter 

Ja 

Dr. Carsten Brodesser 

Fritz Güntzler 

Michael Kießling 

Gitta Connemann 

Olav Gutting 

Dr. Georg Kippeis 

CDU/CSU 

Astrid Damerow 

Christian Haase 

Volkmar Klein 


Alexander Dobrindt 

Florian Hahn 

Axel Knoerig 

Dr. Michael von Abercron __ . _ 

Stephan Albani 

Michael Donth 

Jürgen Hardt 

Jens Koeppen 

Marie-Luise Dött 

Matthias Hauer 

Markus Koob 

Norbert Maria Altenkamp 

Hansjörg Durz 

Mark Hauptmann 

Carsten Körber 

Peter Altmaier 

Thomas Erndl 

Dr. Matthias Heider 

Alexander Krauß 

Philipp Amthor 

Hermann Färber 

Mechthild Heil 

Günther Krichbaum 

Artur Auemhammer 

Uwe Feiler 

Thomas Heilmann 

Dr. Günter Krings 

Peter Aumer 

Enak Ferlemann 

Frank Heinrich (Chemnitz) 

Rüdiger Kruse 

Dorothee Bär 

Axel E. Fischer (Karlsruhe- 

Mark Helfrich 

Michael Kuffer 

Thomas Bareiß 

Land) 

Rudolf Henke 

Dr. Roy Kühne 

Norbert Barthle 

Dr. Maria Flachsbarth 

Michael Hennrich 

Andreas G. Lämmel 

Maik Beermann 

Thorsten Frei 

Marc Henrichmann 

Katharina Landgraf 

Manfred Behrens (Börde) 

Dr. Hans-Peter Friedrich 

Ansgar Heveling 

Ulrich Lange 

Veronika Bellmann 

(Hof) 

Dr. Heribert Hirte 

Jens Lehmann 

Sybille Benning 

Michael Frieser 

Christian Hirte 

Paul Lehrieder 

Dr. Andre Berghegger 

Hans-Joachim Fuchtel 

Alexander Hoffmann 

Dr. Katja Leikert 

Melanie Bernstein 

Ingo Gädechens 

Karl Holmeier 

Dr. Andreas Lenz 

Christoph Bernstiel 

Dr. Thomas Gebhart 

Dr. Hendrik Hoppenstedt 

Dr. Ursula von der Leyen 

Peter Beyer 

Alois Gerig 

Erich Irlstorfer 

Antje Lezius 

Marc Biadacz 

Eberhard Gienger 

Hans-Jürgen Inner 

Andrea Lindholz 

Steffen Bilger 

Eckhard Gnodtke 

Thomas Jarzombek 

Dr. Carsten Linnemann 

Peter Bleser 

Ursula Groden-Kranich 

Andreas Jung 

Patricia Lips 

Norbert Brackmann 

Hennann Gröhe 

Ingmar Jung 

Bernhard Loos 
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Dr. Jan-Marco Luczak 
Daniela Ludwig 
Karin Maag 
Yvonne Magwas 
Dr. Astrid Mannes 
Matern von Marschall 
Hans-Georg von der Marwitz 
Andreas Mattfeldt 
Stephan Mayer (Altötting) 

Dr. Michael Meister 
Jan Metzler 

Dr. h. c. Hans Michelbach 
Dr. Mathias Middelberg 
Dietrich Mönstadt 
Karsten Möring 
Marlene Mortler 
Elisabeth Motschmann 
Dr. Gerd Müller 
Axel Müller 
Sepp Müller 
Carsten Müller 
(Braunschweig) 

Stefan Müller (Erlangen) 

Dr. Andreas Nick 
Petra Nicolaisen 
Michaela Noll 
Dr. Georg Nüßlein 
Wilfried Oellers 
Florian Oßner 
Josef Oster 
Henning Otte 
Sylvia Pantel 
Martin Patzelt 
Dr. Joachim Pfeiffer 
Stephan Pilsinger 
Dr. Christoph Ploß 
Eckhard Pols 
Thomas Rachel 
Kerstin Radomski 
Alexander Radwan 
Alois Rainer 
Lothar Riebsamen 
Josef Rief 
Johannes Röring 
Dr. Norbert Röttgen 
Stefan Rouenhoff 
Erwin Riiddel 
Albert Rupprecht 
Stefan Sauer 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Andreas Scheuer 
Jana Schimke 
Tankred Schipanski 
Dr. Claudia Schmidtke 
Christian Schmidt (Fürth) 
Patrick Schnieder 


Nadine Schön 
Felix Schreiner 
Dr. Klaus-Peter Schulze 
Uwe Schummer 
Armin Schuster (Weil am 
Rhein) 

Torsten Schweiger 

Detlef Seif 

Johannes Seile 

Reinhold Sendker 

Dr. Patrick Sensburg 

Thomas Silberhom 

Björn Simon 

Tino Sorge 

Jens Spahn 

Katrin Staffier 

Dr. Frank Steffel 

Dr. Wolfgang Stefinger 

Albert Stegemann 

Andreas Steier 

Sebastian Steineke 

Johannes Steiniger 

Peter Stein (Rostock) 

Christian Frhr. von Stetten 

Dieter Stier 

Gero Storjohann 

Max Straubinger 

Karin Strenz 

Michael Stübgen 

Hans-Jürgen Thies 

Alexander Throm 

Dr. Dietlind Tiemann 

Markus Uhl 

Dr. Volker Ullrich 

Arnold Vaatz 

Oswin Veith 

Kerstin Vieregge 

Volkmar Vogel (Kleinsaara) 

Christoph de Vries 

Kees de Vries 

Dr. Johann David Wadephul 
Marco Wanderwitz 
Kai Wegner 
Dr. h. c. Albert Weiler 
Marcus Weinberg (Hamburg) 
Dr. Anja Weisgerber 
Peter Weiß (Emmendingen) 
Sabine Weiss (Wesel I) 

Ingo Wellenreuther 
Marian Wendt 
Kai Whittaker 
Annette Widmann-Mauz 
Bettina Margarethe 
Wiesmann 
Klaus-Peter Willsch 


Elisabeth Winkelmeier- 
Becker 
Oliver Wittke 
Emmi Zeulner 
Paul Ziemiak 
Dr. Matthias Zimmer 

SPD 

Niels Annen 
Ingrid Arndt-Brauer 
Heike Baehrens 
Doris Bamett 
Dr. Matthias Bartke 
Sören Bartol 
Bärbel Bas 

Lothar Binding (Heidelberg) 

Leni Breymaier 

Dr. Karl-Heinz Brunner 

Katrin Budde 

Martin Burkert 

Dr. Lars Castellucci 

Bernhard Daldrup 

Dr. Daniela De Ridder 

Dr. Karamba Diaby 

Esther Dilcher 

Sabine Dittmar 

Dr. Wiebke Esdar 

Saskia Esken 

Yasmin Fahimi 

Dr. Johannes Fechner 

Dr. Fritz Felgentreu 

Dr. Edgar Franke 

Ulrich Freese 

Sigmar Gabriel 

Michael Gerdes 

Martin Gerster 

Angelika Glöckner 

Timon Gremmels 

Kerstin Griese 

Uli Grötsch 

Bettina Hagedorn 

Rita Hagl-Kehl 

Metin Hakverdi 

Sebastian Hartmann 

Hubertus Heil (Peine) 

Gabriela Heinrich 

Marcus Held 

Wolfgang Hellmich 

Gustav Herzog 

Thomas Hitschier 

Dr. Eva Högl 

Frank Junge 

Josip Juratovic 

Thomas Jurk 

Oliver Kaczmarek 


Johannes Kahrs 

Elisabeth Kaiser 

Gabriele Katzmarek 

Ulrich Kelber 

Arno Klare 

Lars Klingbeil 

Dr. Bärbel Kofler 

Elvan Korkmaz 

Anette Kramme 

Christine Lambrecht 

Christian Lange (Backnang) 

Dr. Karl Lauterbach 

Helge Lindh 

Burkhard Lischka 

Kirsten Lühmann 

Heiko Maas 

Caren Marks 

Katja Mast 

Christoph Matschie 

Dr. Matthias Miersch 

Klaus Mindrup 

Susanne Mittag 

Falko Mohrs 

Claudia Moll 

Siemtje Möller 

Bettina Müller 

Detlef Müller (Chemnitz) 

Michelle Müntefering 

Dr. Rolf Mützenich 

Andrea Nahles 

Ulli Nissen 

Thomas Oppermann 

Josephine Ortleb 

Mahmut Özdemir (Duisburg) 

Aydan Özoguz 

Detlev Pilger 

Sabine Poschmann 

Florian Post 

Achim Post (Minden) 

Florian Pronold 
Martin Rabanus 
Andreas Rimkus 
Sönke Rix 
Dennis Rohde 
Dr. Martin Rosemann 
Rene Röspel 

Dr. Ernst Dieter Rossmann 
Susann Rüthrich 
Bernd Rützel 
Sarah Ryglewski 
Johann Saathoff 
Dr. Nina Scheer 
Marianne Schieder 
Udo Schiefner 
Dr. Nils Schmid 
Uwe Schmidt 
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(A) Dagmar Schmidt (Wetzlar) 
Carsten Schneider (Erfurt) 
Johannes Schraps 
Michael Schrodi 
Dr. Manja Schüle 
Ursula Schulte 
Martin Schulz 
Stefan Schwartze 
Andreas Schwarz 
Rainer Spiering 
Svenja Stadler 
Martina Stamm-Fibich 
Sonja Amalie Steifen 
Mathias Stein 
Claudia Tausend 
Michael Thews 
Markus Tons 
Carsten Träger 
Ute Vogt 

Marja-Liisa Völlers 
Dirk Vöpel 
Bernd Westphal 
Dirk Wiese 
Gülistan Yüksel 
Dagmar Ziegler 
Stefan Zierke 
Dr. Jens Zimmermann 


Grigorios Aggelidis 
Renata Alt 

Christine Aschenberg- 
Dugnus 
Nicole Bauer 
Jens Beeck 
Nicola Beer 
Dr. Jens Brandenburg 
(Rhein-Neckar) 

Mario Brandenburg 
Dr. Marco Buschmann 
Karlheinz Busen 
Carl-Julius Cronenberg 
Britta Katharina Dassler 
Bijan Djir-Sarai 
Christian Dürr 
Hartmut Ebbing 
Dr. Marcus Faber 
Daniel Föst 
Otto Fricke 
Thomas Hacker 
Katrin Helling-Plahr 
Markus Herbrand 
Torsten Herbst 
Katja Hessel 

Dr. Gero Clemens Hocker 


Manuel Höferlin 
Dr. Christoph Hoffmann 
Reinhard Houben 
Ulla Ihnen 
Olaf In der Beek 
Gyde Jensen 
Dr. Christian Jung 
Thomas L. Kemmerich 
Karsten Klein 
Katharina Kloke 
Daniela Kluckert 
Pascal Kober 
Dr. Lukas Köhler 
Carina Konrad 
Wolfgang Kubicki 
Konstantin Elias Kuhle 
Alexander Külitz 
Alexander Graf Lambsdorff 
Ulrich Lechte 
Christian Lindner 
Michael Link (Heilbronn) 
Oliver Luksic 
Christoph Meyer 
Alexander Müller 
Roman Müller-Böhm 
Frank Müller-Rosentritt 
Dr. Martin Neumann 
(Lausitz) 

Hagen Reinhold 
Dr. Stefan Ruppert 
Dr. h. c. Thomas Sattelberger 
Christian Sauter 
Frank Schäffler 
Dr. Wieland Schinnenburg 
Matthias Seestem-Pauly 
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Ich gebe jetzt das Wort für seine erste Rede im Deut¬ 
schen Bundestag dem Kollegen Jens Kestner von der 
AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Jens Kestner (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Heute 
entscheiden wir über die Fortsetzung der Beteiligung 
bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Multidimensi¬ 
onalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen in Mali oder, kurz, so wie wir alle es kennen, 
MINUSMA. Wenn man der Bundesregierung glauben 
mag, so soll der deutsche Einsatz Mali stabilisieren. Er 
soll die Bevölkerung schützen. Der lokale Sicherheits¬ 
sektor soll ausgebaut, ja, er soll gestärkt werden. Man 
will die territoriale Einheit Malis sichern. Flüchtlings¬ 
ströme in Richtung Deutschland will man verhindern 


oder will man gar stoppen. Wie Sie sehen: Man will hier 
alles. 

All das hört sich schön an, kann aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass man diese Ziele mit dem Einsatz 
an Truppe und Material nicht erreichen kann, zumal 
von vollkommen falschen Voraussetzungen ausgegan¬ 
gen wird, da zum Beispiel Mali, wenn überhaupt, nur 
ein Transitland für Flüchtlinge und kein klassisches Ur¬ 
sprungsland ist. 

Viel schlimmer noch - wir haben es hier vorhin von 
meinem Kollegen und Kameraden Springer gehört -: Sie 
haben nichts, aber auch gar nichts aus der deutschen Ge¬ 
schichte in Bezug auf den Afghanistan-Einsatz gelernt. 
Dieselben Fehler werden nun auch in Mali begangen. 
Man begibt sich in ein Abenteuer, das aus heutiger Sicht 
schon zum Scheitern verurteilt ist. 

(Beifall bei der AfD) 
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ln voreiligem Gehorsam vertritt man französische In¬ 
teressen in Mali, im Westen von Afrika, wo doch deut¬ 
sche Interessen klar im Vordergrund stehen sollen. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Bedrohungslage für unsere Soldaten im Einsatz¬ 
gebiet, so steht es geschrieben, ist erheblich. Oder sollte 
ich lieber sagen: „Sie ist vermutlich tödlich' 1 ? Darüber 
wird auch die bunte Berichterstattung ä la Hollywood, 
die hier auf den Weg gebracht wurde, nicht hinwegtäu¬ 
schen. 

Mali mit einer Fläche dreimal so groß wie Deutsch¬ 
land kann mit einer Mandatsobergrenze von 1 000 Solda¬ 
ten und aktuell 968 Kameraden im Einsatz nicht befrie¬ 
det, stabilisiert und auch nicht gesichert werden. 

(Beifall bei der AfD) 

Man muss sich den Realitäten stellen und erkennen, 
dass man all das nicht leisten kann, was man sich hier 
zur Aufgabe gemacht hat. Die AfD-Fraktion wird diesen 
Einsatz ablehnen. Es fehlt eine klare Strategie, der Kräf¬ 
teansatz ist verfehlt, und deutsche Interessen, wenn über¬ 
haupt vorhanden, kann man hier mit der Lupe suchen. 

(Beifall bei der AfD) 

Frau Ministerin und alle Anwesenden im Plenum, sind 
wir doch heute einfach alle so mutig, wie unsere Soldaten 
tapfer sind, jeden Tag aufs Neue! Lassen Sie uns den Mut 
aufbringen, diesen Einsatz abzulehnen, auf dass unsere 
Soldaten wieder mit Stolz auf uns, die politischen Vertre¬ 
ter, blicken können! Wir sind es unseren Soldaten, ihren 
Familien, ja, aber auch unserem Volk in Gänze schuldig. 
Lehnen Sie mit uns diesen Einsatz ab! 

Danke schön. 


(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Danke schön. - Nächster Redner für die FDP-Frakti- 
on: Pascal Kober. 


(Beifall bei der FDP) 

Pascal Kober (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn wir heute der Verlängerung des Einsatzes der Bun¬ 
deswehr im Rahmen von MINUSMA, der Multidimen¬ 
sionalen Integrierten Stabilisierungsmission in und für 
Mali, zustimmen, dann tun wir das aus der festen Über¬ 
zeugung heraus, dass wir damit einen entscheidenden 
Beitrag für die Sicherheit in Europa und damit auch für 
die eigene Sicherheit in Deutschland leisten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Mali erscheint man¬ 
chem weit weg. „Was geht uns dieses Land an?“, mag der 
eine oder andere fragen. Aber: Der internationale Terro¬ 
rismus kennt keine Grenzen. Er sucht sich instabile Le¬ 
bensverhältnisse - wenn er sie nicht findet, dann schafft 
er sie sich -, von denen aus er operieren kann, von denen 
aus er seine Kampfkraft entwickeln kann und von denen 
aus er seine Angriffe auf die freie Welt starten kann. 


Deshalb ist das Engagement unserer Bundeswehr (C) 
im Rahmen dieser internationalen Friedensmission der 
Vereinten Nationen richtig. Wir müssen zu verhindern 
suchen, dass Mali zum Failed State wird, dass Mali 
verloren geht, dass Mali in die Hände islamistischer Ter¬ 
roristen fällt. Wir müssen verhindern, dass es dem isla- 
mistischen Terrorismus in Mali gelingt, von Mali aus die 
Sahelzone zu destabilisieren und dann in einem zweiten 
Schritt die Maghreb-Staaten und damit die Außengrenze 
Europas. Der Norden Afrikas ist unsere Außengrenze. 

Wir wissen nicht erst seit der Flüchtlingswelle 2015, wie 
nah uns Afrika ist. 


Ich selbst war 2016 mit MINUSMA in Gao im Ein¬ 
satz. Deshalb weiß ich aus eigener Anschauung, dass 
sich in Mali nicht alles reibungslos und ohne Rückschrit¬ 
te entwickelt. Ich glaube aber aus Gesprächen mit der 
malischen Bevölkerung zu wissen, dass die Bundesre¬ 
publik Deutschland ein ganz besonders hohes Ansehen 
in Mali genießt. Das müssen wir nun für eine positive 
Entwicklung nutzen. Mali muss aber auch in bestimm¬ 
ten Bereichen besser werden. Die Staatsführung muss 
mehr Anstrengungen in den Bereichen gute Regierungs¬ 
führung und Korruptionsbekämpfung unternehmen. Hier 
müssen wir als Bundesrepublik Deutschland unseren gu¬ 
ten Namen und unseren hohen Stellenwert stärker als in 
der Vergangenheit zur Geltung bringen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Bei allen unseren eigenen Sicherheitsinteressen wol¬ 
len wir als Demokraten aber nicht vergessen, dass wir 
auch eine Verpflichtung haben, für Freiheit, Demokra¬ 
tie, Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit für alle Menschen 
auf dieser Welt einzutreten. Die Malier sind, obwohl sie 
sechs Stunden von uns entfernt wohnen, nicht weit weg 
und sind Menschen, für die wir uns interessieren, für die 
wir eintreten und für die wir Verantwortung empfinden. 


(D) 


Mein Dank geht an die Soldatinnen und Soldaten so¬ 
wie die zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Einsätzen genauso wie an ihre Familien, die nicht zuletzt 
die Anforderungen des anspruchsvollen Dienstes mit 
den Soldatinnen und Soldaten teilen. Ich möchte aber so 
kurz vor Weihnachten auch denjenigen Menschen Dank 
sagen, die sich um die betreffenden Familien und die Sol¬ 
daten in den Einsätzen kümmern, - 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Darf ich Sie dennoch an die Redezeit erinnern? 


Pascal Kober (FDP): 

- zum Beispiel die Evangelische und die Katholische 
Arbeitsgemeinschaft für Soldatenbetreuung, die Famili¬ 
enbetreuungszentren, der BundeswehrVerband, die Mili¬ 
tärseelsorge sowie viele Bürgerinnen und Bürger, die den 
Soldaten in den Einsatzländern schreiben, Pakete schi¬ 
cken, mit unseren Soldaten mitfühlen und an sie denken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ihre Weihnachtswünsche teile ich, lieber Kollege. 
Wenn aber Redezeiten verabredet sind, bitte ich alle 
Kolleginnen und Kollegen, sich daran zu halten. Wenn 
es vorne am Rednerpult blinkt, dann ist das keine Weih¬ 
nachtsbeleuchtung, sondern bedeutet, dass Sie zum Ende 
kommen müssen. 

(Heiterkeit) 

Nächste Rednerin: Sevim Dagdelen für Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Liebe Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 
In Mali wird deutlich, wie die Außen- und Sicherheits¬ 
politik der Bundesregierung an ihren eigenen Widersprü¬ 
chen scheitert. Zum einen haben Sie in den letzten Jahren 
den Einsatz der Bundeswehr in Mali immer mehr aus¬ 
geweitet. Deutschland führt Krieg in der Sahara an der 
Seite der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. Zum 
anderen führt dieser Krieg zu immer mehr Unsicherheit. 
Die Stiftung Wissenschaft und Politik - weiß Gott keine 
linke Institution - kommt in ihrer Analyse von Dezember 
2017 zu dem Befund, dass „sich die Sicherheitslage in 
Mali und seinen Grenzgebieten stetig verschlechtert“ hat. 

Morgen, am 13. Dezember, soll nun eine Geberkonfe¬ 
renz - wo auch anders? - in Paris das Geld zusammen¬ 
kratzen, um zusätzlich eine afrikanische Truppe zu finan¬ 
zieren. Wieder einmal soll das Schicksal Afrikas in einer 

(B) europäischen Hauptstadt entschieden werden. Eine poli¬ 
tische Strategie suche man - so noch einmal die Stiftung 
Wissenschaft und Politik - vergebens. Während sich das 
Kriegsabenteuer der Bundesregierung immer stärker als 
Desaster erweist, sollen es nun noch mehr Soldaten und 
Waffen richten. Die Bundesregierung gleicht hier einer 
Feuerwehr, die statt Wasser Benzin zum Löschen eines 
Brandes in Mali verwendet. Das lehnt Die Linke ab. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

Man muss sich ja auch einmal klarmachen: Die isla- 
mistischen Terrorbanden in Mali kommen nicht aus den 
Sanddünen der Sahara. Sie sind wesentlich das Produkt 
der ideologischen Einflussnahme von Terrorstaaten bzw. 
Terrorfördererstaaten wie Saudi-Arabien oder auch Ka¬ 
tar. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Da haben Sie recht!) 

Und sie sind auch das Ergebnis einer völkerrechtswid¬ 
rigen Umsturzpolitik von vermeintlich unliebsamen Re¬ 
gierungen oder, wie wir es nennen, der Regime-Change- 
Politik der NATO und der islamistischen Diktaturen am 
Golf in Libyen, einem Land, das engste Verbindungen 
zu Mali hat. Wo kommen denn bitte schön die Waffen 
oder in Teilen auch die Akteure in Mali her? Sie sind das 
Ergebnis der verheerenden Regime-Change-Politik in 
Libyen; denn die Allianz des Grauens - das muss man 
schon sagen - aus NATO und Terrorfördererstaaten wie 
Saudi-Arabien oder eben auch Katar setzte auf den isla¬ 


mistischen Terror zum Sturz von Gaddafi. Jedes Mittel (C) 
war recht, um die eigenen Interessen durchzusetzen. 

Jetzt steht der Westen wieder einmal wie der berühm¬ 
te Zauberlehrling da und schickt auch die Bundeswehr 
in einen Krieg, der moralisch verwerflich, politisch ver¬ 
heerend und militärisch nicht zu gewinnen ist. Wenn Sie 
tatsächlich etwas gegen islamistische Terrorbanden un¬ 
ternehmen wollen, dann müssten Sie Ihre engen Bezie¬ 
hungen zu den Förderern des Terrors in dieser Region 
und gerade auch am Golf neu justieren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Redezeit. 

Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Das wollen Sie nicht, und deshalb können Sie es of¬ 
fenbar auch nicht. Ziehen Sie die Bundeswehr ab, und 
beenden Sie auch diese unliebsamen Beziehungen mit 
Terrorförderstaaten am Golf in Form von Waffenliefe¬ 
rungen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 

Dr. Harald Weyel [AfD]) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Dagdelen. - Nächste Red¬ 
nerin: Katja Keul für Bündnis 90/Die Grünen. 

(D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! MINUSMA ist nicht nur eine UN-mandatierte, 
sondern auch eine UN-geführte Mission, die wir Grüne 
von Anfang an unterstützt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

11 000 Blauhelmsoldaten aus den Nachbarländern 
Malis sind seit 2013 beauftragt, die Sicherheitslage zu 
stabilisieren, während der politische Friedensprozess 
mal mehr und mal weniger Fortschritte macht. Wir un¬ 
terstützen diese Friedensmission nicht etwa, weil wir sie 
für harmlos halten - im Gegenteil! Nach der Zahl der 
bislang gefallenen Blauhelmsoldaten ist dies derzeit die 
gefährlichste UN-Mission weltweit. Wer aber die UNO 
stärken will, kann sie gerade bei einer so schwierigen 
und trotzdem legitimen Aufgabe nicht alleinlassen. Des¬ 
wegen halten wir es für richtig und konsequent, dass die 
Bundeswehr die Blauhelmsoldaten unterstützt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir können die Afrikaner auch schon deswegen nicht 
mit ihren Problemen alleinlassen, weil Europa und die 
USA die Probleme mitverursacht haben. Erinnern wir 
uns: Mali war 2011 ein armer, halbwegs demokratischer 
Staat mit einer sehr schwachen Armee und einer dünn be- 
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(A) siedelten Wüstenregion im Norden, wo die Tuareg leben. 
Allein die demokratischen Traditionen Malis machen an 
dieser Stelle schon jeden Vergleich mit Afghanistan hin¬ 
fällig. 

Neben den Tuareg gab es in der Sahara allerdings auch 
noch jede Menge kriminelle und islamistische Netzwer¬ 
ke, die mit Drogenhandel, Menschenschmuggel und 
Geiselnahmen einem einträglichen Geschäft nachgin¬ 
gen. Viele Tuareg waren zudem Jahrzehnte in Libyen für 
Gaddafi als Söldner tätig gewesen. 2011 bombardierte die 
NATO Libyen so lange, bis der Regime-Change durch 
den Tod Gaddafis unumkehrbar war. Gaddafis moderns¬ 
tes Waffenarsenal vagabundierte daraufhin unkontrolliert 
durch die Sahelzone, darunter auch MILAN-Abwehr- 
raketen und fabrikneue G36. Derart bewaffnete Tuareg 
kehlten nach dem Tod Gaddafis in ihre Heimat zurück 
und gerieten dort mit der malischen Armee aneinander, 
die ihnen hoffnungslos unterlegen war. 

Im Norden verbündete sich die Unabhängigkeits- 
bewegung der Tuareg mit den islamistischen Milizen, 
was sie aber nach kurzer Zeit schon bereuen sollte. Die 
aus dem Ausland finanzierten Islamisten errichteten im 
Norden ein brutales Scharia-Regime und trieben die ein¬ 
heimische Bevölkerung in die Flucht in den Süden. Im 
Laufe des Jahres 2012 riefen sowohl die Übergangsre¬ 
gierung als auch die Afrikanische Union mehrfach den 
UN-Sicherheitsrat an und baten um militärische Unter¬ 
stützung. Noch bevor im Dezember der Sicherheitsrat die 
Vörgängermission AFISMA beschlossen hatte, standen 
die Islamisten schon vor den Toren Bamakos. Präsident 
Traore bat am 10. Januar 2013 schriftlich um militärische 
Unterstützung Frankreichs, die dann auch erfolgte und 
den Untergang des malischen Staates im letzten Moment 
verhinderte. Diese militärische Intervention war auch aus 
heutiger Sicht legal, legitim und notwendig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Später übernahm die UN die Führung. Es gab Präsi¬ 
dentschafts- und Parlamentswahlen und 2015 auch ein 
Friedensabkommen. 80 Prozent der Binnenvertriebenen 
konnten inzwischen in ihre Heimatregionen zurückkeh¬ 
ren. Im November 2016 konnten endlich auch die Kom¬ 
munalwahlen nachgeholt werden. 

Dennoch bleibt die Sicherheitslage im Norden ange¬ 
spannt und MINUSMA ein Angriffsziel von extremisti¬ 
schen Gruppierungen. 

Kritisch sehe ich zudem das Nebeneinander der Frie¬ 
densmission MINUSMA und der französischen Antiter¬ 
roroperation Barkhane. Ein solches Nebeneinander ist 
erfahrungsgemäß eher kontraproduktiv. 

Außerdem muss die Bundesregierung endlich aufhö¬ 
ren, die Förderer islamistischer Terroristen, vor allem 
Katar und Saudi-Arabien, als strategische Partner zu be¬ 
trachten und aufzurüsten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mali hat gezeigt, wie Waffenexporte eine ganze Regi¬ 
on destabilisieren können. 


Vizepräsidentin Claudia Roth: (C) 

Redezeit. 

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wir sind es den Maliern schuldig, sie auf ihrem Weg 
zurück zu Frieden und Demokratie nach Kräften zu un¬ 
terstützen. Deswegen stimmen wir Grüne zu, dass auch 
die Bundeswehr die UNO an dieser Stelle unterstützt. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen herzlichen Dank. - Es tut mir leid. Ich bin ei¬ 
gentlich auch jemand, der immer gern lange redet. Aber 
wir können ja morgen noch Weihnachtsgeschenke vertei¬ 
len, was die Redezeit angeht. 

Letzter Redner in dieser Debatte: Dr. Andreas Nick für 
die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

An keiner anderen Stelle weltweit ist die Bundeswehr 
aktuell so stark engagiert wie in Mali. Bei MINUSMA 
und der Ausbildungsmission EUTM Mali sind insgesamt 
1 130 Soldatinnen und Soldaten im Einsatz. Das ist aktu¬ 
ell fast ein Drittel der Soldatinnen und Soldaten in Aus- (D) 
landseinsätzen. 

Die schwierigen politischen und geografischen Ver¬ 
hältnisse haben diese Mission der Vereinten Nationen 
von Anfang an zu einer der gefährlichsten in ihrer Ge¬ 
schichte gemacht. Auch im Ernstfall die optimale sani¬ 
tätsdienstliche Versorgung unserer Soldaten sicherzu¬ 
stellen, ist deshalb für uns vorrangig. In Mali sind dazu 
auch Soldaten des Sanitätsregiments 2 aus Rennerod in 
meinem Wahlkreis im Einsatz. 

Allen unseren Soldatinnen und Soldaten in Auslands¬ 
einsätzen gelten gerade in diesen Tagen unsere besondere 
Verbundenheit, wie wir sie erst vor kurzem wieder mit 
den Gelben Bändern zum Ausdruck gebracht haben, und 
unser herzlicher Dank für ihren Einsatz. 

Wie herausfordernd die Bedingungen im Einsatzge¬ 
biet für Mensch und Material sind, hat auch der Absturz 
des Kampfhubschraubers Tiger im Juli dieses Jahres auf 
tragische Weise gezeigt. Zwei Hubschrauberpiloten der 
Bundeswehr kamen dabei ums Leben. Ihren Angehöri¬ 
gen sprechen wir unser tiefes Mitgefühl aus. 

Meine Damen und Herren, es ist die vordringlichste 
Aufgabe und Verantwortung des Deutschen Bundestages, 
unseren Soldatinnen und Soldaten für derartige Einsätze 
die bestmögliche Ausrüstung zur Verfügung zu stellen. 

Dazu gehört, dass sich künftige Beschaffungsvorhaben 
an den realen Erfahrungen einer Armee im Einsatz orien¬ 
tieren müssen. Das gilt im Übrigen auch für die Anforde¬ 
rungen an zivile Dienstleister, etwa wenn es dämm geht. 
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Dr. Andreas Nick 

(A) vertraglich vereinbarte Wartungsintervalle an die im Ein¬ 
satz tatsächlich zu leistenden Flugstunden anzupassen. 

Mit Blick auf manche Debatten zum Verteidigungs¬ 
haushalt stelle ich auch mit aller Deutlichkeit fest: Wenn 
wir hier jeweils in namentlicher Abstimmung mit großer 
Mehrheit Einsätze beschließen, wäre es unverantwort¬ 
lich, anschließend in den Haushaltsberatungen unseren 
Soldatinnen und Soldaten die notwendigen Mittel für die 
erforderliche Ausrüstung zu verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kernaufgaben von MINUSMA sind die im Zweifel 
auch robuste Absicherung der Einhaltung der Waffenruhe 
und die Umsetzung des Friedensabkommens. 

Die UN-Mission in Mali folgt aber dem richtigen 
Grundsatz der vernetzten Sicherheit. Die militärische 
Unterstützung des Friedensprozesses muss in einen Pro¬ 
zess zur politischen Konfliktlösung und den Aufbau zivi¬ 
ler Sicherheitsstrukturen eingebettet sein. 

Eine Schlüsselrolle spielt dabei die Schaffung einer 
funktionierenden Polizei. An deren Ausbildung beteiligt 
sich Deutschland in Mali mit insgesamt 13 Polizeibeam¬ 
ten. 

Auch die Ertüchtigung nationaler und regionaler 
Einsatzkräfte stellt eine wichtige Dimension der Missi¬ 
on dar. Wir unterstützen daher nachdrücklich auch auf 
der morgigen Geberkonferenz in Paris die Initiative der 
G-5-Sahelstaaten, gemeinsame Sicherheitskräfte für den 
grenzüberschreitenden Kampf gegen Terrorismus und 
Kriminalität aufzubauen, die Force conjointe du G 5 Sa- 
hel. 

Angesichts einer schwierigen Sicherheitslage nicht 
nur im Norden, sondern auch in der Mitte und im Süden 
des Landes bleibt die Mission MINUSMA eine beson¬ 
dere Herausforderung. Wir sichern heute zunächst die 
Kontinuität des Einsatzes für die nächsten Monate. Für 
die Zukunft bedarf es realistischer Erwartungen für die 
Möglichkeit der Mission ebenso wie einer konsequenten 
Evaluierung der Wirksamkeit des Einsatzes. Das gilt da¬ 
rüber hinaus auch für die Zielerreichung bei der politi¬ 
schen Konfliktlösung und der stärkeren Übernahme von 
nationaler und regionaler Verantwortung. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Nick. - Damit schließe ich die De¬ 
batte. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss¬ 
empfehlung des Hauptausschusses zum Antrag der 
Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung be¬ 
waffneter deutscher Streitkräfte an der Multidimensio¬ 
nalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 
Nationen in Mali, MINUSMA. Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/177, 
den Antrag der Bundesregierung auf Drucksache 19/24 
(neu) anzunehmen. Auch hierüber stimmen wir nament¬ 


lich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, (C) 
ihre Plätze einzunehmen und mir ein körpersprachliches 
Zeichen zu geben. - Jetzt gibt es eine kleine Strafzah¬ 
lung: Hinten fehlt zum vierten Mal jemand. - Ich glaube, 
wir können jetzt beginnen. Dann eröffne ich die Abstim¬ 
mung. 

Gibt es noch Kolleginnen und Kollegen, die ihre 
Stimme noch nicht abgegeben haben? - Ich sehe keine 
rennenden Menschen mehr. Dann schließe ich jetzt die 
Abstimmung. 1 * 

Ich darf die Kollegen und Kolleginnen bitten, Platz zu 
nehmen, weil wir noch in einem Abstimmungsvorgang 
sind. Herr Hahn und andere: Schön, dass Sie sich gut un¬ 
terhalten. Ich bitte auch die Kollegen der AfD, Platz zu 
nehmen, weil wir noch eine Abstimmung haben. - Danke 
schön. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie¬ 
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa¬ 
che 19/225. Wer stimmt für diesen Entschließungsan¬ 
trag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der 
Entschließungsantrag ist abgelehnt. Zugestimmt hat Die 
Linke, abgelehnt haben ihn die FDP, die CDU/CSU, 
Bündnis 90/Die Grünen und die SPD, enthalten hat sich 
die AfD. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE 

Positionierung der Bundesregierung zu Fra- 
gen der Ständigen Strukturierten Zusammen- ' ' 
arbeit sowie zum Brexit und weiteren Fragen 
beim Europäischen Rat am 14./15. Dezember 
2017 in Brüssel 

Sie kennen das Prozedere der Aktuellen Stunde. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, Platz zu neh¬ 
men, und gebe das Wort Heike Hänsel für Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Heike Hänsel (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Fraktion Die Linke hat heute diese Aktuelle Stunde 
beantragt, weil die Bundeskanzlerin sich schlicht gewei¬ 
gert hat, im Vorfeld des Europäischen Rates, der Ende 
der Woche stattfinden wird, eine Regierungserklärung 
zur Politik dieser kommissarisch geführten Regierung im 
Europäischen Rat abzugeben, obwohl dort gewichtige 
Themen wie die Militarisierung der EU, die Folgen der 
Brexit-Verhandlungen und vieles mehr auf der Tagesord¬ 
nung stehen. Wir halten es für einen Skandal, dass die 
Kanzlerin sich weigert, hier dem Bundestag Rede und 
Antwort zu stehen, und deswegen haben wir diese Aktu¬ 
elle Stunde beantragt. 

(Beifall bei der LINKEN und der AfD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 
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(A) Diese völlige Missachtung des Parlaments macht Die 
Linke nicht mit. Uns wundert schon etwas, dass die ande¬ 
ren Fraktionen so verhalten reagiert haben, als wir letzte 
Woche gefordert haben, eine Sondersitzung durchzufüh¬ 
ren. Sie sprechen immer von der Stunde des Parlaments, 
vom Herz der Demokratie. Wenn es darauf ankommt, 
diese Aussagen mit Leben zu füllen, ist nicht viel da. Ich 
finde, das ist ein Armutszeugnis für die anderen Fraktio¬ 
nen hier. 

(Beifall bei der LINKEN und der AfD) 

Ich frage mich schon: Wovor hat die Bundeskanzlerin 
eigentlich Angst? Warum weigert sie sich, dem Deut¬ 
schen Bundestag Rede und Antwort zu stehen? Für mei¬ 
ne Fraktion kann ich sagen: Wir halten dieses Wegdu¬ 
cken von Frau Merkel für unerhört. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

Das zeigt einmal mehr: Ihre Zeit ist abgelaufen. Die Me¬ 
thode Merkel, alles auszusitzen, hat sich überlebt. 

Wir haben viel zu diskutieren zu Europa. Morgen ist 
es zehn lahre her, dass der Vertrag von Lissabon unter¬ 
zeichnet wurde. Die Linke hat sich von Anfang an gegen 
diesen Vertrag von Lissabon gewandt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben vor einer undemokratischen und militaristi¬ 
schen Europäischen Union gewarnt. Dafür wurden wir 
von Grünen, SPD und CDU/CSU hier belächelt. Uns 
wurde entgegnet, es gäbe gar keine militärischen Struk¬ 
turen. Aber jetzt ist es so weit. 

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Endlich!) 

Ohne Einvernehmen mit dem Bundestag herzustellen, 
hat gestern eine geschäftsführende Regierung einer Auf- 
rüstungs- und Militärunion zugestimmt. Wir halten das 
für einen Anschlag auf die Rechte des Bundestages, ei¬ 
nen Anschlag auf die Demokratie und einen Anschlag auf 
die friedliche Außenpolitik. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

Denn es wird - quasi unter Ausschluss der Öffentlich¬ 
keit - deutlich mehr Geld für Aufrüstung geben. Es soll 
eine jährliche Erhöhung der Mittel für Militär und sehr 
viel mehr Geld für Rüstungsforschung geben, und auch 
ein sogenannter Verteidigungsfonds soll eingesetzt wer¬ 
den. Wir werden deswegen auch rechtliche Schritte prü¬ 
fen. Ich kann Ihnen sagen: Es wäre nicht das erste Mal, 
dass das Bundesverfassungsgericht die Missachtung der 
Rechte des Bundestages durch die Bundesregierung rü¬ 
gen müsste. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Was Sie hier auf die Schiene setzen wollen, ist ein 
Einstieg in eine sogenannte Verteidigungsunion. Vertei¬ 
digung, denke ich, ist hier jedoch der falsche Begriff. Wir 


sehen es eher als eine EU mit globaler Kriegsfiihrungs- (C) 
Fähigkeit unter deutscher Hegemonie. Dagegen wird Die 
Linke immer antreten. Das machen wir nicht mit. 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf des Abg. 

Alexander Graf Lambsdorff [FDP]) 

Ihr Europa ist ein Europa des Krieges und der Auf¬ 
rüstung. 

(Zuruf des Abg. Ingo Gädechens [CDU/ 

CSU]) 

Sie bringen dieses Militärprojekt auch deshalb voran, 
weil Sie der Meinung sind, dass die Menschen darauf 
warten und dass dieses neue europäische militärische 
Projekt ein Zukunftsprojekt wäre und eine Antwort auf 
die große Skepsis vieler Europäer. Was aber die Men¬ 
schen hier in Europa brauchen, ist soziale Sicherheit. 

Sie warten nicht auf eine Militärunion. Sie wollen eine 
Alternative zu diesem neoliberalen und militaristischen 
Europa. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie wollen einen Plan B, eine Antwort auf die große sozi¬ 
ale Krise und die sozialen Ungleichheiten in Europa. Ich 
glaube auch nicht, dass die Gründungsmütter und -väter 
sich vorgestellt haben, dass auf die Versöhnung über den 
Schützengräben von Verdun jetzt eine neue Aufrüstungs¬ 
union folgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) (D) 

Wir, Die Linke, wollen ein soziales und friedliches 
Europa der Menschen. Dem stehen die jetzt geplanten 
Militärausgaben, der Aufbau einer neuen Rüstungsin¬ 
dustrie in Europa, fundamental entgegen. Wir brauchen 
keine Militärunion. Wir brauchen die Wiederherstellung 
des Sozialstaats in Europa. Das ist ein Zukunftsprojekt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Heike Hänsel. - Nächster Redner: 
Jürgen Hardt für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte kurz auf den Einwurf von Frau Hänsel ein- 
gehen. Wir haben vor und nach Europäischen Räten Re¬ 
gierungserklärungen der Bundeskanzlerin gehabt. Wir 
haben genauso das Verfahren gehabt, dass die Bundes¬ 
regierung vor dem Europaausschuss berichtet hat, was 
im Europäischen Rat ansteht. Sie hat dort auch Rede und 
Antwort gestanden. 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Den gibt es ja 
jetzt nicht!) 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


255 


Jürgen Hardt 

(A) Morgen werden wir im Hauptausschuss, der im Augen¬ 
blick den Europaausschuss ersetzt, natürlich Gelegenheit 
haben, darüber zu reden. Insofern finde ich, dass dieser 
Vorwurf ins Leere geht. 

(Heike Hansel [DIE LINKE]: Wir haben doch 
die Anträge aufgesetzt, nicht Sie!) 

Zum Thema der Aktuellen Stunde: Die PESCO, die 
Ständige Strukturierte Zusammenarbeit im Bereich der 
Verteidigungspolitik, ist aus meiner Sicht ein Meilen¬ 
stein in der Europapolitik, der sich in zehn Jahren in einer 
Rückschau möglicherweise als ähnlich gewichtig heraus¬ 
steilen wird wie andere Meilensteine, etwa die Schaffung 
des Schengen-Raumes, 

(Zuruf von der AfD: Der Euro!) 

die Schaffung des Binnenmarktes oder die Einführung 
der einheitlichen europäischen Währung Euro. 

(Lachen bei der AfD) 

Diese Erfolgsbausteine der europäischen Einigung, die 
unseren Kontinent in eine unverbrüchliche Gemeinschaft 
von Frieden, Freiheit und Wohlstand zusammengeführt 
hat, werden hier an einer Stelle ergänzt, von der bereits 
die Gründungsväter der Europäischen Union wussten, 
dass sie entscheidend ist. Die Europäische Union, die eu¬ 
ropäischen Gemeinschaften sind einst angetreten, auch 
die europäische Verteidigungsunion zu schaffen. Es ist 
^ aus bekannten Gründen in den 50er-Jahren nicht möglich 
gewesen, das umzusetzen. Die französische Nationalver¬ 
sammlung hat damals ihr Veto eingelegt. Nun sind wir an 
einem Punkt angelangt, wo wir endlich diesen Baustein - 
nun in neuer Gestalt des 21. Jahrhunderts - hinzufügen 
können. 

Als dieses Instrument der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit gemäß EU-Vertrag aktiviert wurde, wa¬ 
ren viele skeptisch. Wird es genügend Staaten geben, die 
bei dieser Verteidigungsunion mitmachen wollen? Jetzt 
stellen wir fest: Von den 28 EU-Mitgliedstaaten haben 
25 die Absicht, das Projekt zu begleiten, eine Zahl, die 
ich mir im Traum nicht hätte vorstellen können. Das hat 
natürlich damit zu tun, dass die Sorge um die Sicherheit 
in Europa größer geworden ist, gerade auch bei unseren 
mittel- und osteuropäischen Partnern. Das hat damit zu 
tun, dass wir eher skeptisch sind, ob Amerika unter Füh¬ 
rung des Präsidenten Donald Trump die Stärke behält, 
die wir gewohnt sind. Das ist natürlich auch eine Folge 
der Entscheidung der Briten, aus der Europäischen Uni¬ 
on austreten zu wollen. 

Die polnische und die französische Regierung 
stehen voll hinter diesem Projekt; das finde ich sehr 
wichtig. Das ist ein Zeichen dafür, dass unsere frühe¬ 
ren Kriegsgegner überhaupt keine Probleme damit ha¬ 
ben, dies gemeinsam mit uns zu veranstalten. Das ist 
doch eigentlich die großartigste Auszeichnung, die wir 
uns als Deutsche in der Mitte der Europäischen Uni¬ 
on wünschen können: dass wir glücklicherweise ein 


Stück Geschichte und geschichtliche Konfrontationen (C) 
hinter uns gelassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich halte den Schritt, sich an PESCO zu beteiligen, für 
klug eingefädelt. Ich bin sicher, dass wir im Deutschen 
Bundestag über jedes einzelne der Projekte diskutieren 
werden, die sich unter dem Dach der PESCO entwickeln 
werden. Deutschland wird bei ganz vielen Projekten vor¬ 
ne mit dabei sein. Es wird allerdings auch Projekte ge¬ 
ben, bei denen Deutschland keine entscheidende Rolle 
spielen wird. So ist das auch gedacht. Es soll ein Stück 
weit Arbeitsteilung innerhalb der Europäischen Union 
stattfinden. Es ist wichtig, dass die Europäische Union, 
die wirtschaftlich ein Riese, politisch ein Mittelgewicht 
und sicherheitspolitisch eher ein Zwerg ist, endlich eine 
Verantwortungsfähigkeit erlangt, die ihrer wirtschaftli¬ 
chen Leistungskraft entspricht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Die Frage, ob dies mit oder ohne Großbritannien ge¬ 
schieht, ist - das ist allerdings meine persönliche Mei¬ 
nung - nach wie vor offen. Ich kann mir nicht vorstellen, 
dass das britische Parlament eines Tages dem jetzt zu 
verhandelnden EU-Austrittsvertrag und dem zukünfti¬ 
gen Kooperationsvertrag zustimmen wird. Denn jetzt 
wird sichtbar, welche unüberbrückbaren Widersprüche 
zwischen den Erwartungen der Austrittsbefürworter und 
den realen Möglichkeiten, die sich für Großbritannien 
bei einem Austritt ergeben, bestehen und welche riesigen (^) 
Lücken sich auftun. Wir werden in Großbritannien eine 
spannende Diskussion erleben. Zum Thema Brexit sage 
ich nur: Wir verhandeln fair, aber wenn die Briten eines 
Tages sagen: „Wir machen es doch nicht“, werden wir 
ihnen natürlich die Tür weit öffnen. 

In diesem Sinne wird es ein spannender, ein interes¬ 
santer Rat, und die Themen, die auf diesem Rat bespro¬ 
chen und beraten werden, werden uns in den nächsten 
Monaten und Jahren hier im Deutschen Bundestag be¬ 
schäftigen. Die Europapolitik hat, wie ich finde, hier im 
Deutschen Bundestag in den letzten Jahren eine zuneh¬ 
mende Bedeutung bekommen, und dies steht ihr auch 
zu. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Jürgen Hardt. - Bevor ich den nächsten 
Redner aufrufe, möchte ich Ihnen das von den Schrift¬ 
führerinnen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung zu MINUSMA bekannt ge¬ 
ben: abgegebene Stimmen 666. Mit Ja haben gestimmt 
504, mit Nein haben gestimmt 158, und 4 Kolleginnen 
und Kollegen haben sich enthalten. Damit ist die Be¬ 
schlussempfehlung angenommen. 
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Endgültiges Ergebnis 


Abgegebene Stimmen: 

666; 

davon 


ja: 

504 

nein: 

158 

enthalten: 

4 


Ja 

CDU/CSU 

Dr. Michael von Abercron 
Stephan Albani 
Norbert Maria Altenkamp 
Peter Altmaier 
Philipp Amthor 
Artur Auemhammer 
Peter Aumer 
Dorothee Bär 
Thomas Bareiß 
Norbert Barthle 
Maik Beermann 
Manfred Behrens (Börde) 
Veronika Bellmann 
Sybille Benning 
Dr. Andre Berghegger 
Melanie Bernstein 
Christoph Bernstiel 
Peter Beyer 
Marc Biadacz 
Steifen Bilger 
Peter Bleser 
Norbert Brackmann 
Dr. Reinhard Brandl 
Michael Brand (Fulda) 

Dr. Ralf Brauksiepe 
Silvia Breher 
Sebastian Brehm 
Heike Brehmer 
Ralph Brinkhaus 
Dr. Carsten Brodesser 
Gitta Connemann 
Astrid Damerow 
Alexander Dobrindt 
Michael Donth 
Marie-Luise Dött 
Hansjörg Durz 
Thomas Erndl 
Hermann Färber 
Uwe Feiler 
Enak Ferlemann 
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 
Land) 

Dr. Maria Flachsbarth 
Thorsten Frei 


Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof) 

Michael Frieser 
Hans-Joachim Fuchtel 
Ingo Gädechens 
Dr. Thomas Gebhart 
Alois Gerig 
Eberhard Gienger 
Eckhard Gnodtke 
Ursula Groden-Kranich 
Hermann Gröhe 
Klaus-Dieter Gröhler 
Michael Grosse-Brömer 
Astrid Grotelüschen 
Markus Grübel 
Manfred Grund 
Oliver Grundmann 
Monika Grütters 
Fritz Güntzler 
Olav Gutting 
Christian Haase 
Florian Hahn 
Jürgen Hardt 
Matthias Hauer 
Mark Hauptmann 
Dr. Matthias Heider 
Mechthild Heil 
Thomas Heilmann 
Frank Heinrich (Chemnitz) 
Mark Helfrich 
Rudolf Henke 
Michael Hennrich 
Marc Henrichmann 
Ansgar Heveling 
Dr. Heribert Hirte 
Christian Hirte 
Alexander Hoffmann 
Karl Holmeier 
Dr. Hendrik Hoppenstedt 
Erich Irlstorfer 
Hans-Jürgen Inner 
Thomas Jarzombek 
Andreas Jung 
Ingmar Jung 
Alois Karl 
Anja Karliczek 
Torbjöm Kartes 
Volker Kauder 
Dr. Stefan Kaufmann 
Ronja Kemmer 
Roderich Kiesewetter 
Michael Kießling 
Dr. Georg Kippeis 
Volkmar Klein 
Axel Knoerig 
Jens Koeppen 


Markus Koob 

Carsten Korber 

Alexander Krauß 

Günther Krichbaum 

Dr. Günter Krings 

Rüdiger Kruse 

Michael Kuffer 

Dr. Roy Kühne 

Andreas G. Lämmel 

Katharina Landgraf 

Ulrich Lange 

Jens Lehmann 

Paul Lehrieder 

Dr. Katja Leikert 

Dr. Andreas Lenz 

Dr. Ursula von der Leyen 

Antje Lezius 

Andrea Lindholz 

Dr. Carsten Linnemann 

Patricia Lips 

Bernhard Loos 

Dr. Jan-Marco Luczak 

Daniela Ludwig 

Karin Maag 

Yvonne Magwas 

Dr. Astrid Mannes 

Matern von Marschall 

Hans-Georg von der Marwitz 

Andreas Mattfeldt 

Stephan Mayer (Altötting) 

Dr. Michael Meister 

Jan Metzler 

Dr. h. c. Hans Michelbach 
Dr. Mathias Middelberg 
Dietrich Mönstadt 
Karsten Möring 
Marlene Mortler 
Elisabeth Motschmann 
Dr. Gerd Müller 
Axel Müller 
Sepp Müller 
Carsten Müller 
(Braunschweig) 

Stefan Müller (Erlangen) 

Dr. Andreas Nick 
Petra Nicolaisen 
Michaela Noll 
Dr. Georg Nüßlein 
Wilfried Oellers 
Florian Oßner 
Josef Oster 
Henning Otte 
Sylvia Pantel 
Martin Patzelt 
Dr. Joachim Pfeiffer 
Stephan Pilsinger 


Dr. Christoph Ploß 
Eckhard Pols 
Thomas Rachel 
Kerstin Radomski 
Alexander Radwan 
Alois Rainer 
Lothar Riebsamen 
Josef Rief 
Johannes Röring 
Dr. Norbert Röttgen 
Stefan Rouenhoff 
Erwin Riiddel 
Albert Rupprecht 
Stefan Sauer 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Andreas Scheuer 
Jana Schimke 
Tankred Schipanski 
Dr. Claudia Schmidtke 
Christian Schmidt (Fürth) 
Patrick Schnieder 
Nadine Schön 
Felix Schreiner 
Dr. Klaus-Peter Schulze 
Uwe Schummer 
Armin Schuster (Weil am 
Rhein) 

Torsten Schweiger 

Detlef Seif 

Johannes Seile 

Reinhold Sendker 

Dr. Patrick Sensburg 

Thomas Silberhorn 

Björn Simon 

Tino Sorge 

Jens Spahn 

Katrin Staffier 

Dr. Frank Steffel 
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DIE GRÜNEN 
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Fraktionslos 

Dr. Frauke Petry 

Enthalten 

SPD 

Marco Btilow 

BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Monika Lazar 

Corinna Riiffer 

Beate Walter-Rosenheimer 


Nächster Redner in der Aktuellen Stunde: Achim Post 
für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Achim Post (Minden) (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dann 
wollen wir einmal über Europa reden. Warum ist es gut 
und richtig, dass wir das heute machen? Weil wir eine 
Aktuelle Stunde haben? Sicherlich. Weil es einen Gipfel 
am Donnerstag in Brüssel gibt? Auch das. Weil Europa 
immer irgendwie wichtig ist? Aber natürlich. Aber wa¬ 
rum machen wir es wirklich? Wir machen es wirklich, 
weil in diesen Tagen, Wochen und Monaten grundlegen- 
(B) de Entscheidungen in und für Europa anstehen und weil 
sich für diese Weichenstellungen und Entscheidungen 
jetzt ein Zeitfenster geöffnet hat, das wir nicht einfach so 
schließen sollten. 

Warum nicht? Wir haben in den letzten zehn Jahren 
ein Europa im Krisenmodus erlebt. Wir haben in den 
letzten zehn Jahren gesehen, wie der Einfluss Europas 
global abgenommen hat und wie gleichzeitig innerhalb 
Europas, innerhalb der Europäischen Union, die Flieh¬ 
kräfte zugenommen haben. Einige, wie die Briten, wol¬ 
len sich ganz verabschieden aus der Europäischen Union. 
Andere, wie die Polen oder Ungarn - aber nicht nur sie 
alleine -, wollen sich verabschieden aus dem Werteka¬ 
non Europas, also Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und 
Gewaltenteilung. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Frontex!) 

Dritte wiederum begreifen Europa schlicht und einfach 
als ein Europa der Rosinenpickerei. 

Schauen wir mal an drei Orte, nach Sotschi, nach 
Budapest und nach Washington - drei Orte, an denen Eu¬ 
ropa nichts zu vermelden hatte. Nach Sotschi hat der rus¬ 
sische Präsident erst den syrischen Präsidenten, dann den 
iranischen und den türkischen Präsidenten eingeladen, 
die gefühlten und wahrscheinlich wirklichen Sieger des 
Syrien-Konfliktes. Europa hat dabei keine Rolle gespielt. 

(Andrea Nahles [SPD]: Richtig!) 

Schauen wir nach Budapest, zu den 16-plus-l -Ge¬ 
sprächen, die China mit 16 europäischen Ländern führt, 


davon 11 Mitglieder der Europäischen Union. Die Euro¬ 
päische Union hat dabei keine Rolle gespielt. 

Schauen wir auf die vor einigen Tagen getroffene Ent¬ 
scheidung von Präsident Trump zu Jerusalem. Mit uns, 
mit Deutschland, mit der Europäischen Union, wurde das 
nicht abgesprochen. 

Wenn wir das ändern wollen - ich vermute mal, dass 
die Mehrheit des Hauses es ändern will -, 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Deutsche 
Großmachtfantasien!) 

dann brauchen wir erstens eine strukturierte Zusammen¬ 
arbeit im Bereich der äußeren Sicherheit. PESCO ist 
ein gutes Beispiel und aus meiner Sicht ein historischer 
Schritt in die richtige Richtung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Das Gleiche gilt zweitens für die Einladung des 
schwedischen Ministerpräsidenten - ein Sozialdemokrat, 
im Übrigen ein alter IG-Metaller -, um neue Impulse zu 
setzen. Er will zusammen mit den anderen Europäern 
erreichen, dass es mehr soziale Gerechtigkeit in der Eu¬ 
ropäischen Union und in Europa gibt. Hier gibt es vie¬ 
le gute Vorschläge, die wir jetzt in die Praxis umsetzen 
müssen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Zuruf der Abg. Heike Hänsel [DIE LINKE]) 

Der dritte Punkt. Das, was die EU-Kommission und 
vorher Präsident Macron hinsichtlich einer grundlegen¬ 
den Reform der Wirtschafts- und Währungsunion vorge¬ 
schlagen haben, ist der Kern aller Reformen, wenn wir 
eine Stabilisierung der Euro-Zone auch in Krisenzeiten 
wollen. Wenn wir wollen, dass Europa mehr für Inves¬ 
titionen, Wachstum und Beschäftigung tut, dann müssen 
wir diese Reformvorschläge im Grundsatz unterstützen. 
Über Details können wir reden; aber im Grundsatz ist 
das, was da vorgeschlagen wird, richtig. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusammengefasst geht es aus meiner Sicht um eine 
ganz einfache Frage: Wem wollen wir nicht nur in den 
nächsten Wochen und Monaten, sondern in den nächs- 
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Achim Post (Minden) 

(A) ten Jahren dieses Europa überlassen: Ultranationalisten, 
Kleinkrämern oder wahren Patrioten und Europäern? Ich 
bin für das Dritte. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katja 
Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Achim Post. - Nächster Redner in der 
Aktuellen Stunde: Rüdiger Lucassen für die AfD-Frak- 
tion. 


(Beifall bei der AfD) 


Rüdiger Lucassen (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Die Re¬ 
gierung hat vor vier Wochen ein Dokument unterschrie¬ 
ben, das die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit in 
der europäischen Verteidigungspolitik zementiert. Die 
geschäftsführende Bundesregierung will damit wieder 
einmal einen Weg gehen, der schon in anderen Fällen in 
der Sackgasse endete. Es ist der Weg einer rücksichtslo¬ 
sen EU-Zentralisiemngspolitik. 

(Beifall bei der AfD) 


(B) 


Mit PESCO wollen Sie einmal mehr unterschiedlichs¬ 
te nationale Organisationsformen in ein Brüsseler Kor¬ 
sett zwängen und hoffen, dass sich die Staaten Europas 
dann diesem Korsett anpassen. Der Brexit hat bewiesen, 
dass die erhoffte Integrationswirkung einer solchen Po¬ 
litik ausbleibt. Jetzt wollen Sie diesen Kardinalfehler in 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik wiederholen. 
Die Verteidigungsministerin sagt es ganz offen: PESCO 
ist „ein weiterer Schritt in die Richtung der Armee der 
Europäer”. 


Der französische Präsident Macron wandelt auf ähn¬ 
lichen Pfaden wie Sie: gemeinsamer EU-Haushalt, ge¬ 
meinsamer Finanzminister, Euro-Bonds. Derartige Zu¬ 
geständnisse an Frankreich haben Sie den verbliebenen 
Realisten in der Union nicht zumuten können. Jetzt wol¬ 
len Sie über den Weg der Sicherheitspolitik gehen, einen 
Bereich, in dem die CDU ja ohnehin schon fast das ge¬ 
samte Tafelsilber verkauft hat. 


(Beifall bei der AfD) 

Aber wie verhält sich Deutschland eigentlich in einer 
EU-Armee, wenn Frankreich mal wieder seine Luftwaf¬ 
fe und seine Fremdenlegionäre einsetzt und einen put¬ 
schenden Obristen in Westafrika stürzt oder stützt? Sind 
deutsche Soldaten dann zwangsläufig dabei? Liegt der 
Befehl dann bei einer Brüsseler Superbehörde? Was wird 
aus dem Parlamentsvorbehalt in diesem Hause? All das 
fragen wir die Regierung und das Bundesministerium der 
Verteidigung. 

Sie wollen gemeinsame Entscheidungsprozesse auf 
europäischer Ebene etablieren und gleichzeitig den na¬ 
tionalen Parlamentsvorbehalt erhalten. Das ist eine Qua¬ 
dratur des Kreises. Das geht nicht. 


(Beifall bei der AfD) 


Deshalb müssen die Menschen in Deutschland erfahren, (C) 
wohin die Reise geht. Halten Sie sich endlich einmal 
an das - und das richte ich an die Bundesministerin der 
Verteidigung -, was Sie ständig ankündigen, und stoßen 
Sie eine breite öffentliche Debatte über das Ziel einer 
EU-Armee an. 


(Beifall bei der AfD) 

Sie wollen den Weg hin zu Ihrer Armee der Europä¬ 
er weiter betonieren. Sie wollen unter anderem eine ge¬ 
meinsame Offiziersausbildung, ln welcher Sprache soll 
die eigentlich stattfinden? Und viel wichtiger: nach wel¬ 
chem Leitbild? Nach französischem? Oder erwarten Sie, 
dass polnische Offiziersanwärter künftig nach dem Prin¬ 
zip der Inneren Führung ausgebildet werden? 

(Beifall bei der AfD - Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Ja, ganz genau!) 

Frau Ministerin von der Leyen sei gesagt: Sie nennen 
PESCO einen weiteren „Schritt in die Richtung der Ar¬ 
mee der Europäer“. An anderer Stelle sprechen Sie von 
einem wichtigen Schritt in Richtung einer europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungsunion. Was ist es denn 
nun: eine Armee oder eine Union? Und was ist der Un¬ 
terschied zwischen einer Verteidigungsunion und einer 
Verteidigungsallianz? Die haben wir nämlich schon seit 
über 60 Jahren, sie heißt NATO. 

Gerade Sie, die Verteidigungsministerin, müssten 
eigentlich wissen, dass man Geld nur einmal ausgeben 
kann. Wenn Sie jetzt anfangen, europäische Parallelstruk¬ 
turen aufzubauen - das sage ich vertretungsweise dem 
Staatssekretär Grübel, bevor er vollständig einschläft 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

werden Sie den europäischen Pfeiler der NATO weiter 
schwächen. Das ist ein gefährlicher Weg. 

Wenn wir über eine europäische Armee sprechen - das 
sage ich gerichtet an das Bundesministerium der Vertei¬ 
digung -, dann sprechen wir über die Beschneidung von 
Rechten dieses Parlaments und damit des deutschen Vol¬ 
kes. 


(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Denken Sie an Ihre Redezeit, bitte? 

Rüdiger Lucassen (AfD): 

Das sind gute Voraussetzungen für einen Schulter¬ 
schluss mit Martin Schulz, der bis 2025 die Vereinigten 
Staaten von Europa will. 

Die Regierung verschließt sich aber einer Parlaments¬ 
debatte. Sie hat dem Antrag auf Einberufung einer Son¬ 
dersitzung, den wir unterstützt haben, nicht zugestimmt, 
sondern hat am Montag eigenmächtig entschieden. Des¬ 
halb verweigern wir, die AfD, die Zustimmung zu einem 
Weg hin zu einer europäischen Armee; denn es ist ein 
Irrweg. 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Denken Sie an Ihre Redezeit, sonst ziehe ich Ihrem 
Kollegen Redezeit ab. 

Rüdiger Lucassen (AfD): 

Wir fordern Sie auf, die Zustimmung zu PESCO un¬ 
verzüglich zurückzunehmen. - Vielen Dank, Frau Präsi¬ 
dentin. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Nächster Redner in der Debatte: Alexander Graf 
Lambsdorff für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was 
wollen die Menschen von der Europäischen Union? 
Was wollen sie von Europa? Sie wollen Jobs, sie wollen 
Wachstum, sie wollen sozialen Zusammenhalt, sie wol¬ 
len eine gesunde Umwelt, aber sie wollen auch Sicher¬ 
heit. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Soziale Sicher¬ 
heit!) 

In allen Umfragen beantworten 70 bis 80 Prozent der 
Befragten die Frage „Soll die Europäische Union unsere 
Sicherheit gewährleisten?“ mit einem deutlichen Ja. Ge¬ 
nau deswegen befürworten wir als Freie Demokraten die 
Schaffung einer europäischen Verteidigungsunion. Es ist 
ein wichtiger politischer Schritt, dass Europa in internati¬ 
onal schwierigen Zeiten zusammensteht. 

Frau Hänsel, Sie sagen, das würde unter deutscher 
Hegemonie mit neuer Aufrüstung und mit einer riesigen, 
machtvollen Bundeswehr einhergehen. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Ja, klar! Sagte 
Herr Kauder schon!) 

Die AfD sagt, die Bundeswehr sei eine marode Truppe. 
Wenn ich all das so höre, schlage ich Ihnen vor: Setzen 
Sie sich einmal zusammen und einigen Sie sich: entwe¬ 
der marode Truppe oder deutsche Hegemonie. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Nee, nee! Lei¬ 
der was ganz anderes! - Helin Evrim Sommer 
[DIE LINKE]: Setzen Sie sich mit denen zu¬ 
sammen, nicht wir!) 

Vielleicht können Sie sich auf eine Linie verständigen. 
Es ist ein solcher Unsinn, den Sie hier erzählen. Das ist 
unglaublich. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir als Freie Demokraten 
begrüßen den Beschluss des Rates für Allgemeine An¬ 
gelegenheiten zur Ständigen Strukturierten Zusammen¬ 
arbeit. Das ist ein überfälliger Startschuss. Das ist ein 
richtiger Schritt hin zu dem, was Emmanuel Macron in 


seiner Rede an der Sorbonne so genannt hat: die Schaf- (C) 
fung einer gemeinsamen europäischen Kultur. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: In welche 
Richtung?) 

An dem Punkt, Herr Lucassen - da würde ich Ihnen so¬ 
gar recht geben -, sind wir noch nicht: Wir haben noch 
keine gemeinsame europäische strategische Kultur. Aber 
wenn wir die Welt um uns hemm betrachten, müssen 
wir uns doch fragen: Schaffen wir es mit einer einzelnen 
deutschen, französischen, polnischen Kultur, in dieser 
Welt, dieser sich rapide verändernden Welt unsere Inte¬ 
ressen, unsere Werte zu schützen? Ganz sicher nicht. Das 
werden wir nur gemeinsam, europäisch, schaffen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die PESCO, die Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit, schafft die Voraussetzun¬ 
gen, um europäische Verteidigungsprojekte in Zukunft 
endlich - endlich! - gemeinsam umzusetzen. Es ist rich¬ 
tig, es in der Cyberabwehr gemeinsam, europäisch, zu 
machen. Brauchen wir 27 verschiedene Cyberstrategien? 

Es ist richtig, dass wir unsere Rüstungsindustrie konsoli¬ 
dieren. Wir in Europa haben 14 verschiedene Kampfpan¬ 
zer, die Amerikaner haben einen. Das können Sie für alle 
Waffengattungen und -Systeme durchdeklinieren. Wir 
können in Zukunft über 10 Milliarden Euro einsparen, 
wenn wir das gemeinsam machen. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Wir geben je¬ 
des Jahr mehr aus!) 

Deswegen gilt es, die PESCO mit Leben zu erfüllen, ^ 
Fähigkeitslücken zu schließen, gemeinsam Fähigkeiten 
und Mittel effizienter einzusetzen. Wir wollen dafür auch 
ganz bewusst ein stärkeres deutsch-französisches En¬ 
gagement. Wir wollen auch ein stärkeres deutsches En¬ 
gagement. Das gilt besonders für die Frage einer gemein¬ 
samen Offiziersausbildung, ja; denn wenn Europäerinnen 
und Europäer gemeinsam in gefähr lichen Einsätzen sind, 
dann ist es eine große Hilfe, wenn die Menschen, die in 
diesen Einsätzen sind, sich gegenseitig kennen und ver¬ 
trauen, wenn sie wissen, aus welcher strategischen Kul¬ 
tur heraus ihre Aufträge erteilt wurden und zu erfüllen 
sind. Ich glaube, das wäre der richtige Weg. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir wollen ja auch über 
den Brexit reden. Ich sage Ihnen: Mir als Liberalem fällt 
es immer noch sehr schwer, den Brexit zu akzeptieren. 
Großbritannien ist das Mutterland des Liberalismus. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Neoliberalis¬ 
mus! Thatcherismus!) 

Wir hätten die Briten wirklich gerne bei uns behalten. 

Auf der anderen Seite muss man sehen: Großbritanni¬ 
en war nicht besonders konstruktiv in der Europäischen 
Union, jedenfalls nicht immer. 

Der Brexit schafft aber auch Chancen. Eine solche 
Chance ist die Verbesserung unserer Zusammenarbeit 
im Bereich der Sicherheit. Die Chance wird jetzt durch 
den Europäischen Verteidigungsfonds genutzt. 500 Mil¬ 
lionen Euro werden bereitgestellt für die gemeinsame 
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(A) Forschung im Bereich der militärischen Fähigkeiten, der 
Sicherheitsfähigkeiten. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Welche Rich¬ 
tung?) 

Dazu sage ich: Endlich ist das der Fall. Es macht doch 
überhaupt keinen Sinn, dass wir alle national an exakt 
denselben Dingen forschen. Es ist viel besser, wir koor¬ 
dinieren das. 

Lassen Sie mich abschließend zum Brexit eines sagen: 
Es ist bemerkenswert, wie stark die britische Regierung 
sich bewegt hat. Wir haben jetzt die drei Kernfragen der 
ersten Phase geklärt: Der Europäische Gerichtshof wird 
nach dem Brexit für weitere acht Jahre die Rechte von 
europäischen Bürgerinnen und Bürgern in Großbritanni¬ 
en schützen, es soll keine harte Grenze zwischen Nordir¬ 
land und der Republik Irland geben, und Großbritannien 
verpflichtet sich, seine Rechnung gegenüber der Euro¬ 
päischen Union zu begleichen. Diese Zugeständnisse 
wurden durch die erfolgreiche Verhandlungsführung von 
Michel Barnier, dem Chefunterhändler der Europäischen 
Union, erreicht. Ich glaube, es ist deswegen wichtig, da¬ 
rüber zu reden, dass jetzt das Mandat für die zweite Pha¬ 
se zu erteilen ist. Das ist die Phase, in der die Wirtschafts¬ 
und Handelsbeziehungen im Vordergrund stehen. Ich 
glaube, es muss darum gehen, den wirtschaftlichen Scha¬ 
den, der durch den Brexit unausweichlich entstehen wird, 
so gering wie möglich zu halten. Wir sind und bleiben 
enge wirtschaftliche Partner, und - das sage ich hier ganz 
deutlich - Großbritannien wird auch weiterhin ein enger 
sicherheitspolitischer Partner, ein Freund und Alliierter 

(B) in der NATO bleiben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Nächste Rednerin für Bündnis 90/Die Grünen: 
Dr. Franziska Brantner. Bitte schön. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Damen 
und Herren! Ich möchte noch einmal kurz klarstellen, 
worüber wir heute hier reden: Wir reden nicht über eine 
europäische Armee, wie die AfD uns das hier hat weis¬ 
machen wollen, sondern wir reden über mögliche Ver¬ 
teidigungsprojekte, die gemeinsam angegangen werden. 
Für uns ist dieser Unterschied extrem wichtig, weil wir 
Grüne den Parlamentsvorbehalt bei der Bundeswehr im¬ 
mer nachdrücklich verteidigt haben und das auch in Zu¬ 
kunft tun werden. Das steht für uns außer Frage. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Aber, Herr Lucassen, vielleicht haben Sie noch nicht mit¬ 
bekommen, dass beides geht: Man kann den Parlaments¬ 
vorbehalt beibehalten und sogar stärken und trotzdem ge¬ 


meinsame Verteidigungsprojekte angehen. Ich wünsche (C) 
Ihnen, dass auch Sie das noch herausfinden. Das wäre für 
die Debatte hier sachdienlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist klar, dass wir Europäer in Zeiten von Trump, 
Erdogan, Putin & Co eine gemeinsame europäische Au¬ 
ßen- und Sicherheitspolitik stärker vorantreiben müssen. 

Wir wollen schließlich nicht Spielball dieser Akteure 
sein, sondern selber gestalten können. Unser Ziel ist es, 
dass wir gemeinsam Synergien schaffen. Es müssen nicht 
alle alles anschaffen, und es muss nicht jeder seinen eige¬ 
nen Panzer haben, sondern einiges können wir auch ge¬ 
meinsam machen. Aber dann muss es eben auch Synergi¬ 
en bringen. Wir sind also im Prinzip nicht gegen PESCO. 

Für uns kommt es aber auf drei Dinge an: Erstens geht 
es um den Inhalt der einzelnen Projekte, zweitens wol¬ 
len wir die Schaffung von wirklichen Synergien, und wir 
wollen nicht, dass wir einfach alles weiterlaufen lassen 
wie bisher und noch zusätzlich europäisch agieren, und 
drittens brauchen und fordern wir eine parlamentarische 
Kontrolle der Gesamtprojekte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Kurz zu diesen drei Punkten: 

Erstens. Einzelne Projekte sehen wir mit durchaus 
großer Skepsis, zum Beispiel die Drohnen. Wahrschein¬ 
lich sind wir nicht mit Ihnen an Bord, wenn es dämm 
geht, dass Deutschland dieses Projekt unterstützt. Andere 
Dinge sehen wir positiv, zum Beispiel das Sanitätskom¬ 
mando. (D) 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Es sind Sondie¬ 
rungsgespräche!) 

Wenn wir über den zweiten Punkt, die Synergien, 
sprechen - schade, dass Frau von der Leyen heute nicht 
da ist -: Um beurteilen zu können, ob wir überhaupt Sy¬ 
nergien schaffen, haben wir nämlich bis heute keinerlei 
Grundlage. Wir bekommen zwar lauter schöne Papiere 
aus dem Ministerium. Aber Frau von der Leyen hat sich 
bis heute geweigert, irgendwelche Hausnummern bzw. 
Zahlen zu nennen, wie viel diese Projekte kosten. Wir 
haben dazu also bis heute keinerlei Informationen. Wenn 
man sich fragt, warum das so ist, bleiben, ehrlich gesagt, 
nur zwei Optionen: Entweder hat Frau von der Leyen die 
Zahlen, möchte sie uns aber nicht geben, sie also dem 
Parlament vorenthalten, oder sie hat die Zahlen nicht; 
dann hat sie aber auch keinen Plan, sondern ist auf Geis¬ 
terfahrt. Ich weiß gar nicht, welche von beiden Alternati¬ 
ven ich schlimmer finden soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der AfD) 

Aber eindeutig ist, dass wir die Zahlen dringend von Ih¬ 
nen brauchen, um diese Frage wirklich seriös beantwor¬ 
ten zu können. 

Der letzte Punkt, der uns wichtig ist, betrifft die par¬ 
lamentarische Kontrolle. Die Gefahr ist: Wenn es große 
gemeinsame Rüstungsprojekte geben wird, will Deutsch¬ 
land seinen Anteil an den Geldern kontrollieren, die Spa¬ 
nier ihren und die Franzosen ihren. Aber wer kontrolliert 
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(A) das Gesamtprojekt? Unserer Meinung nach müsste dies 
das Europäische Parlament tun. Wir sehen nämlich die 
große Gefahr, dass bei solchen Milliardenprojekten sonst 
am Ende die Versuchungen, was Korruption und Miss¬ 
management angeht, extrem groß sind, gerade in diesem 
Bereich. Unsere ganz klare Bitte an Sie ist: Machen Sie 
sich in Brüssel dafür stark, dass das Europäische Parla¬ 
ment diese Projekte kontrollieren kann! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Und: Legen Sie bei diesen Themen nach! Wir wollen 
nicht, dass PESCO ein schönes Weihnachtsgeschenk für 
die Rüstungsindustrie wird - sozusagen noch eine Run¬ 
de extra für alle sondern wir brauchen hier wirkliche, 
echte Synergien. Dann macht das auf europäischer Ebene 
Sinn. Das ist das, was wir von der Bundesregierung bei 
PESCO erwarten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Erlauben Sie mir, noch ein Wort zu sagen. Bei dem 
Gipfel geht es auch um den Euro; es gibt ja auch einen 
Euro-Gipfel. Die Vorschläge von Präsident Macron lie¬ 
gen vor, und mit dem Nikolaus-Paket von Herrn Juncker 
liegen auch Vorschläge der Europäischen Kommission 
auf dem Tisch. Wir wissen, dass wir die Wirtschafts- und 
Währungsunion stabiler machen und stabilisierender 
aufstellen müssen. Wir haben dafür vor den Europa¬ 
wahlen ein enges Zeitfenster. Derzeit haben wir nur eine 
geschäftsführende Regierung, die beim Euro nichts tut. 
Was PESCO angeht, tut sie übrigens sehr viel - das ist 

(B) ein kleiner Widerspruch -, aber mit Blick auf den Euro 
tut sie gerade nichts. Wir Abgeordnete sind ja gewählt. 
Uns dürfte eigentlich keiner stoppen können. Wir könn¬ 
ten doch gemeinsam eine europäische Antwort formulie¬ 
ren und sagen: Dies sind die Antworten des Parlaments 
auf die Herausforderungen, die anstehen. - Das ist mein 
Weihnachtswunsch. Vielleicht bekommen wir das ja im 
neuen Jahr hin. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die CDU/CSU hat jetzt der Kollege Detlef Seif 
das Wort. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Detlef Seif (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Bei den Bre- 
xit-Verhandlungen stellen sich aktuell die Fragen: Ist 
ausreichender Fortschritt in den Verhandlungen erzielt 
worden? Soll der Europäische Rat am Freitag den Weg 
für weitere Verhandlungen über das zukünftige Verhält¬ 
nis zwischen dem Vereinigten Königreich und der Euro¬ 
päischen Union eröffnen? An dieser Stelle ist zunächst 
festzustellen, dass sich die Einteilung in zwei Phasen als 
richtig erwiesen hat. 


Großbritannien hat sich in der Vergangenheit immer (C) 
als knallharter Verhandlungspartner erwiesen, hat stän¬ 
dig Rosinenpickerei betrieben und hat auch Sonderrechte 
erhalten. Ich denke an den Briten-Rabatt, die Nichtzuge¬ 
hörigkeit zur Währungsunion und zum Schengen-Raum 
und an die vielen Opt-ins und Opt-outs im Bereich Justiz 
und Inneres. 


Wir haben also unsere Erfahrungen gemacht und 
mussten damit rechnen, dass Großbritannien wichtige 
Fragen bis ans Ende der Verhandlungen zurückstellen 
wird oder am liebsten gar nicht behandeln will. Man 
wollte sofort über einen Handelsvertrag reden. Dieser 
Eindruck ist durch die Verhandlungen selbst auch bestä¬ 
tigt worden: Boris Johnson und David Davis haben stets 
gezeigt, dass bei ihnen überhaupt kein Interesse besteht, 
über Zahlen und Positionen im Bereich der finanziellen 
Verpflichtungen zu sprechen. 

In ihrer Florenz-Rede am 22. September 2017 hat die 
Premierministerin Theresa May zwar gesagt, Großbritan¬ 
nien werde seine Verpflichtungen erfüllen, als es dann in 
die Verhandlungen ging, hieß es bei David Davis aber 
stets: Es ist nicht die Zeit, das müssen wir bis später ver¬ 
schieben, wenn wir auch über die zukünftige Beziehung 
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU reden. 


Nach der monatelangen Blockade ist an dieser Stel¬ 
le nun endlich der Gordische Knoten durchgeschlagen 
worden. Deshalb kann man in diesem Bereich auch tat¬ 
sächlich von einem Durchbruch sprechen. Das wäre für 
mich ohne die Arbeit von Michel Barnier und seiner Mit¬ 
arbeiter, seines Teams, nicht denkbar gewesen. Deshalb, 
meine ich, kann man ihm auch einmal ausdrücklich für 
seine geleistete Arbeit danken. 


(D) 


Ein Weiteres steht fest: Die anderen 27 Mitgliedstaa¬ 
ten sind völlig geschlossen aufgetreten. Das ist nicht 
immer der Fall. Man hat mit einer Stimme gesprochen, 
und das macht uns stark. Ich denke, wenn wir jetzt in 
die zweite Phase kommen, dann wird das das Pfund sein, 
mit dem wir wuchern können. Wir sollten diese Strategie 
beibehalten. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Natürlich sind die Regelungen erst verbindlich, wenn 
alles vereinbart ist; das Gesamtpaket muss vereinbart 
werden. 


Meine Damen und Herren, die Briten sind für eine 
ausgebuffte Verhandlungsführung bekannt. Aber an die¬ 
ser Stelle habe ich keine Zweifel: Wenn in der jetzigen 
ersten Phase das Papier unterzeichnet sein wird, dann 
wird man sich auch an die Punkte halten, die vereinbart 
sind. 


Im Einzelnen: 


Bei den Bürgerrechten wurde sehr viel und sehr Gutes 
erreicht. Man hat sich auf ein einfaches, kostengünstiges 
und effizientes Verfahren verständigt, sodass die Bürger 
schnell an ihr Daueraufenthaltsrecht gelangen können. 
Das oberste britische Gericht soll für acht Jahre die Mög¬ 
lichkeit haben, den Europäischen Gerichtshof anzurufen; 
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(A) damit soll Einheitlichkeit in der Rechtsprechung sicher¬ 
gestellt werden. 

Bei den finanziellen Verpflichtungen besteht weit¬ 
gehend Einigkeit - nicht über die Summen, die überall 
hemmgeistern, sondern über die Berechnungsmethode 
und darüber, um welche Positionen es letztlich geht. 
Eine Einigung wurde bislang aber nicht darüber erzielt, 
ob bei der Europäischen Investitionsbank - das ist noch 
ein Knackpunkt - ein Rückzahlungsanspruch besteht, der 
sich lediglich auf die Kapitaleinlagen bezieht, oder ob er 
sich auch auf die entstandene Kapitalbildung im Bereich 
der Rücklagen bezieht. Über diesen Knackpunkt wird 
man noch diskutieren müssen. 

Auch bezüglich der Kosten für den Umzug der beiden 
Agenturen wurde noch keine Einigkeit erzielt. 

Zur Situation Irlands hat ein Kommentator das Ganze 
wie folgt zusammengefasst: Wenn die Republik Irland 
vollwertiges Mitglied im EU-Binnenmarkt bleibt, es kei¬ 
ne Zollgrenze zu Nordirland geben darf und ebenfalls 
keine zwischen Nordirland und dem Vereinigten König¬ 
reich, dann bleibt nur die Möglichkeit, dass das Vereinig¬ 
te Königreich Mitglied im Binnenmarkt bleibt. - Das ist 
in der Tat die Frage nach der Quadratur des Kreises, die 
es zu beantworten gilt. 

ln der jetzigen Phase stellt sich aber doch die Frage: 
Ist das, was jetzt auf dem Tisch liegt - das muss nicht 
das endgültige Ergebnis sein -, ausreichend, um in die 
nächste Verhandlungsphase gehen zu können? Ich meine, 
man kann hier ohne Wenn und Aber feststellen: In den 

(B) Verhandlungen wurde ausreichender Fortschritt erzielt. 
Wir können also dem Europäischen Rat empfehlen, die 
nächste Verhandlungsphase zu eröffnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Zu seiner ersten Rede erteile ich das Wort dem Kolle¬ 
gen Markus Tons von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Markus Tons (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemo¬ 
kraten stehen für eine Weiterentwicklung der Europä¬ 
ischen Union. Wir stehen für ein soziales Europa. Ich 
glaube, man muss in dieser Debatte noch einmal betonen: 
Europa ist ein stetiges Projekt. Es ist ein Friedensprojekt, 
und es ist ein demokratisches Projekt. Das noch einmal 
herauszustellen, ist wichtig. 

Europa ist das demokratische Projekt, an dem wir ste¬ 
tig Weiterarbeiten müssen. Aber - auch das muss man 
sagen - Europa ist nicht nur die Bewältigung von Krisen 
und die Kritik an krummen Gurken. Europa muss mehr 
leisten und solidarischer werden. 


Deutschland muss hierzu seinen Beitrag leisten. Der (C) 
Bundesaußenminister Sigmar Gabriel hat deutlich ge¬ 
macht: Deutschland ist Nettogewinnerland innerhalb der 
Europäischen Union. 

(Zurufe von der AfD: Quatsch!) 

Es ist wichtig, das noch einmal zu betonen. Das sollten 
wir endlich einmal zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber es gibt auch einen Konstruktionsfehler, den ich 
aus meiner Sicht darstellen möchte: Das ist die fehlende 
soziale Säule. Deshalb war das Treffen in Göteborg so 
wichtig, und deshalb ist an dieser Stelle zu betonen: Es 
ist schade, dass die Bundesregierung nicht daran teilge¬ 
nommen hat; das will ich ausdrücklich hervorheben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sind der Auffassung, dass die 
Europäische Union sich ständig weiterentwickeln muss. 
Stillstand ist Rückschritt. Es geht um den Mehrwert für 
die Menschen in Deutschland und in Europa. Es geht 
um soziale Sicherheit. Es geht bei diesem europäischen 
Gipfel übrigens nicht nur um PESCO. Es geht - das ist 
zum Glück von einigen Rednern betont worden - auch 
um den Brexit. 


Beim Brexit haben wir die Situation, dass Boris 
Johnson und Nigel Farage geziindelt, dann Chaos hinter¬ 
lassen und sich aus der Verantwortung gestohlen haben. 
Aber die verbleibenden 27 Mitgliedstaaten müssen jetzt 
noch stärker als zuvor einheitlich zusammenstehen. Ich 
finde, das ist bisher recht gut gelungen. 


(D) 


Die erste Phase der Verhandlungen haben wir so er¬ 
folgreich abschließen können. Es muss einen Mechanis¬ 
mus geben, der sicherstellt, dass sich beide Seiten an die 
im Austrittsabkommen getroffenen Vereinbarungen hal¬ 
ten. Das ist ein ganz entscheidender Schritt, der hier zu 
gehen ist. Aus unserer Sicht wäre eine Zuständigkeit des 
EuGH hier die sinnvollste Lösung, und zwar für länger 
als die acht Jahre, die vereinbart sind. 


(Beifall bei der SPD) 


Ich komme zu den bisherigen Fortschritten in den 
Verhandlungen. Themen der bisherigen Verhandlungs¬ 
runden waren unter anderem: Rechte der Bürger, finan¬ 
zieller Ausgleich und Grenzziehung Nordirland/Irland. 
Die Kommission und die britische Regierung haben sich 
auf eine Berechnungsmethode für die noch ausstehenden 
Zahlungen geeinigt. Für die EU-Biirgerinnen und -Bür¬ 
ger in Großbritannien soll es Erleichterungen bei der Er¬ 
langung von Aufenthaltspapieren geben. Das alles ist gut. 


ln der Frage der Grenzziehung Nordirland/Irland ha¬ 
ben beide Seiten sich geeinigt, dass der Grundsatz „Kei¬ 
ne harte Grenze“ oberste Priorität hat. Wichtig ist in die¬ 
sem Zusammenhang - das muss man betonen -, dass der 
Friedensprozess Nordirland/Irland nicht gefährdet wird. 
Deshalb unterstützen wir ausdrücklich die Linie der 
Kommission an dieser Stelle. 


(Beifall bei der SPD) 


(Beifall bei der SPD) 
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ln der zweiten Phase, in der über die zukünftige Aus¬ 
gestaltung der Beziehungen verhandelt wird, wird über 
ein gemischtes Abkommen verhandelt. Das ist für den 
Deutschen Bundestag von entscheidender Bedeutung, 
weil wir darüber entscheiden müssen, wie wir damit um¬ 
gehen. Aber das Ausbleiben einer Regierungserklärung - 
das will ich an dieser Stelle betonen - ist enttäuschend. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Martin 
Hebner [AfD]) 

Es ist kein Hexenwerk, was auf dem europäischen Gipfel 
beredet wird. Wenn Mitgliedstaaten gemeinsam beraten, 
ob die Brexit-Verhandlungen in Phase zwei übergehen, 
ist das zu begrüßen. Wenn Mitgliedstaaten gemeinsam 
beraten, wie der Euro für die Zukunft krisenfest gemacht 
werden kann, ist das zu begrüßen. Wenn Mitgliedstaa¬ 
ten Möglichkeiten nutzen, die im Vertrag von Lissabon 
schon angelegt sind, um bei der Verteidigung stärker zu¬ 
sammenzuarbeiten, ist das auch zu begrüßen. Das ist kein 
Hexenwerk. 

(Beifall bei der SPD) 

Das bietet eigentlich keinen Stoff für Verschwörungs¬ 
theorien; das will ich an dieser Stelle deutlich sagen. 
Man muss aber kein Experte sein, um zu wissen, dass 
hier Kräfte vertreten sind, die genau das daraus machen 
wollen. Fatal finde ich es schon, sich in so einer Situation 
der Debatte zu entziehen. Das ist, gerichtet an die Bun¬ 
deskanzlerin, durchaus ein wichtiger Hinweis. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade in Zeiten, in denen eine rechtsradikale Partei 
im Bundestag sitzt, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wider¬ 
spruch bei der AfD) 

wäre es wichtig und richtig gewesen, dass die Frau Bun¬ 
deskanzlerin eine Regierungserklärung abgibt. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ihre Weigerung ist nicht nachzuvollziehen. Aber viel¬ 
leicht fehlt ihr auch eine europapolitische Perspektive. 

(Zuruf von der LINKEN: Das scheint so!) 

An Die Linke gerichtet sage ich: Heute präsentiert 
sich ausgerechnet Die Linke, die Friedenspartei, mit 
ihren populistischen Tönen als Totengräber des größten 
Friedensprojekts auf europäischem Boden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wider¬ 
spruch bei der LINKEN) 

Im Ausschuss der Regionen, dem AdR, in dem ich fünf 
Jahre saß, habe ich erlebt, wie Linke an der Fortentwick¬ 
lung der europäischen Idee gearbeitet haben. Fragen Sie 
doch einmal Ihre Parteikollegen, wie das möglich war! 
Dann lernen Sie vielleicht daraus. 

Aber - ich komme zum Schluss - ich möchte nicht 
falsch verstanden werden: Nicht jeder Vorschlag der 
Kommission muss aus meiner Sicht bejubelt werden. 
Das tut auch die SPD nicht. Es kann aber auch nicht sein. 


dass Europadebatten von Parteien dazu benutzt werden, (C) 
die eigenen programmatischen Unzulänglichkeiten zu 
verdecken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Stattdessen müssen wir darüber diskutieren, wie Europa 
in Zukunft sozialer und gerechter gestaltet werden kann. 

Glück auf! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Alexander Graf Lambsdorff [FDP]) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Herr Kollege, wenn Sie sich bei Ihrer nächsten Rede 
etwas kürzer fassen, an die vorgesehene Zeit halten und 
vielleicht auch Ihren Sprachgebrauch gegenüber den 
Kollegen anderer Fraktionen etwas überprüfen! 

(Beifall bei der AfD) 

Ebenfalls zur ersten Rede erteile ich jetzt das Wort 
dem Kollegen Martin Hebner von der AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Martin Hebner (AfD): 

Herr Präsident, herzlichen Dank. - Meine Damen 
und Herren! Am 23. Juni letzten Jahres durften die Bür¬ 
ger des Vereinigten Königreichs demokratisch über eine 
Schicksalsfrage ihrer Nation entscheiden. Sie haben sich 
mehrheitlich für den Austritt aus der Europäischen Union 
entschieden. 

Der Kollege Hardt, der vorhin gesprochen hat, hat das 
Ganze bezweifelt. Ich hatte irgendwie den Eindruck, er 
hat die Ernsthaftigkeit dieser Entscheidung infrage ge¬ 
stellt. 

Meine Damen und Herren, diese Entscheidung ist sehr 
ernsthaft. Zu glauben, dass im Rahmen der Verhandlun¬ 
gen irgendetwas revidiert würde, ist milde ausgedrückt 
etwas blauäugig. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Die Entscheidung hat weitreichende Konsequenzen: 
für das Land selbst, aber auch für die anderen Staaten 
der EU. Wie bei PESCO, der Verteidigungsunion, so ist 
auch bei der Ausgestaltung des Brexit die Mitsprache 
des Deutschen Bundestags dringend sicherzustellen. Der 
Bundestag entscheidet, meine Damen und Herren, und 
nicht nur eine Kanzlerin und die vielen Kommissare in 
Brüssel. 

(Beifall bei der AfD) 

Es kann nicht sein, dass die Merkel-Regierung - formal 
nur geschäftsführend - wichtige Entscheidungen trifft 
und vollendete Tatsachen schafft, ohne diesen Bundestag 
einzubeziehen. 

Grundsatzentscheidungen wie zu PESCO oder zur 
Ausgestaltung des Brexit hat der Bundestag mitzugestal¬ 
ten. Wir alle hier sind die gewählten Vertreter, und wir - 
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(A) und nicht nur eine geschäftsführende Regierung - sind 
verantwortlich für das Land. 

(Beifall bei der AfD) 

Der Brexit selber ist eine Kehrtwende in Europa. Er 
erfordert die sinnvolle Weiterentwicklung eines euro¬ 
päischen Verständnisses. Denn wir müssen es ganz klar 
unterstützen, Europa weiterzuentwickeln - in einer ver¬ 
nünftigen und gerade nicht ideologischen Werten zu¬ 
grunde liegenden und am Wohl der verschiedenen Natio¬ 
nen orientierten Ausrichtung. 

Meine Damen und Herren, der jetzige Weg der EU ist 
ein Irrweg. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Euro-Schuldenkrise, die erodierenden Sozialsysteme 
und der Verlust der inneren Sicherheit sind ein untrügli¬ 
ches Zeichen dafür. Die Rückkehr zur Selbstbestimmung 
Großbritanniens ohne gesetzlich übergriffige Bevormun¬ 
dung durch die Gesetzesflut aus Brüssel ist eine Ent¬ 
scheidung für die Vielfalt Europas. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Die Vielfalt der Völker Europas hat Europa groß ge¬ 
macht. Große Teile der Bevölkerung in den europäischen 
Staaten legen auch Wert auf diese Vielfalt. 

Jetzt geht es um die Ausgestaltung des Brexit. Die¬ 
se Ausgestaltung muss ein friedliches Zusammenleben 
in einem Binnenmarkt wie der früheren EWG zum Ziel 
haben. Das ist der erste reale Gegenentwurf zu der iiber- 

(B) stürzten Zwangsintegration in eine europäische Superbü¬ 
rokratie, die hier auch gerne die Vereinigten Staaten von 
Europa genannt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Die Ausgestaltung darf deshalb, weil sie als Alterna¬ 
tive zu einem EU-Zentralstaat dient, nicht nur und kei¬ 
nesfalls ausgerechnet den EU-Biirokraten überlassen 
werden, denen ein solcher Erfolg der eindeutige Beleg 
ihres Irrwegs wäre. Das heißt, er darf auch nicht einer 
bloß geschäftsführenden, längst abgewählten Regierung 
Merkel überlassen werden. Beiden fehlen der Mut und 
der Wille zu einer erfolgreichen Gestaltung. 

(Beifall bei der AfD) 

Der Wille zur Aufgeschlossenheit für neue Wege wird 
dringend benötigt, gerade bei uns in Deutschland. Be¬ 
trachten wir unsere Außenhandelsbilanz, so sehen wir, 
gerade was Großbritannien betrifft, einen deutlichen Au¬ 
ßenhandelsüberschuss, der im Übrigen nicht wie bei den 
maroden Euro-Südländern von uns noch über Target2 fi¬ 
nanziert und kreditiert wird. 

Wir haben ein großes Interesse an einer weiterhin 
funktionierenden europäischen wirtschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit. Ein harter Brexit würde uns sehr schaden. Das 
hat auch Donald Tusk ganz klar betont, der die Notwen¬ 
digkeit einer EU-UK-Partnership hervorgehoben hat. 
Wir wollen die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Sie ist 
dringend notwendig. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 


Zum anderen ist, wie eben schon angesprochen, auch (C) 
aus humanitären Gesichtspunkten eine sinnvolle Rege¬ 
lung im Rahmen des Brexit erforderlich. Ich möchte hier 
noch einmal auf die Problematik von Irland zurückkom¬ 
men. Mit dem Karfreitagsabkommen von 1998, dem 
Good Friday Agreement, haben die Regierungen in Groß¬ 
britannien und Irland und die Partner in Nordirland eine 
Basis gelegt. Diese Basis darf jetzt nicht durch einen har¬ 
ten Brexit konterkariert werden, nicht durch eine Grenze 
im Land. Dafür sind wir in Deutschland aus humanitären, 
aus menschlichen Gesichtspunkten mitverantwortlich, 
und dafür sollten wir uns dringend einsetzen. 

Zusammenfassend heißt das: Aus unserem eigenen 
wirtschaftlichen Interesse wie aber auch aus humanitären 
Überlegungen heraus wollen wir als AfD-Fraktion an der 
Aufrechterhaltung des EU-Binnenmarktes und der Aus¬ 
gestaltung der europäischen Zusammenarbeit im Rah¬ 
men des Brexit gern mitwirken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die Fraktion Die Linke spricht der Kollege Andrej 
Hunko. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Andrej Hunko (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gab 
einmal eine Zeit, in der internationale Vereinbarungen 
getroffen wurden, um Abrüstung, Gewaltverbote in den ^ 
internationalen Beziehungen, Völkerfreundschaft, Ko¬ 
operation festzuschreiben. Deutschland war meistens 
dabei; das war gut so. Am Sonntag wurde der Friedens¬ 
nobelpreis an die Internationale Kampagne zur Abschaf¬ 
fung von Atomwaffen vergeben. 120 Staaten beteiligen 
sich im Rahmen der Vereinten Nationen an diesem Ver¬ 
bot - Deutschland nicht, und das ist eine Schande. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zeitgleich, einen Tag später, wird maßgeblich von 
einer geschäftsführend im Amt befindlichen Bun¬ 
desregierung Aufrüstung und nicht Abrüstung in ei¬ 
nem internationalen Vertrag festgeschrieben. Ich rede 
von PESCO - das ist das heutige Thema -: Permanent 
Structured Cooperation - Permanente Strukturierte Zu¬ 
sammenarbeit. Ein Abkommen darüber wurde gestern 
in Brüssel unterzeichnet und soll Ende der Woche, wie 
es so schön heißt, im EU-Rat gewürdigt werden. Es ist 
von einem historischen Schritt die Rede. Wir sagen: Es 
ist ein Schritt in die falsche Richtung, weil Aufrüstung 
und nicht Abrüstung Zweck von PESCO ist. Wir haben 
nichts gegen die Zusammenarbeit; aber der Zweck dieser 
Vereinbarung ist Aufrüstung und nicht Abrüstung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dabei wäre nichts gegen mehr Kooperation europä¬ 
ischer Staaten auch in der Verteidigungspolitik, im Si¬ 
cherheitsbereich zu sagen. Die Linke will, so steht es 
im Programm, ein kollektives Sicherheitssystem unter 
Einbeziehung Russlands, das auf Abrüstung zielt. Da 
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(A) kann es durchaus Sinn machen, dass man Doppelungen 
vermeidet, dass man Synergien herstellt. Da müsste am 
Ende ein Weniger an Militärausgaben unter dem Strich 
stehen und nicht ein Mehr, wie es jetzt bei PESCO fest¬ 
geschrieben ist. Wir sagen Nein zu diesem Programm, 
und wir kritisieren dieses Programm inhaltlich und nicht, 
weil es ein europäisches Programm ist. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich will auf den Inhalt eingehen; das wurde ja kaum 
erwähnt. 

Punkt eins der Vereinbarungen: regelmäßige rea¬ 
le Aufstockung der Verteidigungshaushalte, alljährlich 
überprüft von der Europäischen Kommission und auch 
im Europäischen Rat behandelt. Das heißt, jedes dieser 
25 Länder verpflichtet sich, real mehr Geld in den Haus¬ 
halt einzustellen - das Ganze soll dann überprüft wer¬ 
den -, und zwar Jahr für Jahr, bis man dann vielleicht bei 
dem 2-Prozent-Ziel der NATO ist. 

Zweiter Punkt. 20 Prozent der Gesamtausgaben sol¬ 
len in Rüstungsgüter gesteckt werden. Das heißt: nicht 
Geld für Personal, sondern ganz konkret für Waffen. Ich 
glaube, darüber freut sich vor allen Dingen die Rüstungs¬ 
industrie. 

Drittens soll dann noch zusätzlich ein Europäischer 
Verteidigungsfonds aufgelegt werden. 

Wir fordern von der Bundesregierung sehr dringend, 
dass die Zustimmung zu diesem Vertrag zurückgezogen 
wird. 

(B) (Beifall bei der LINKEN) 

Aber es gibt auch eine gute Nachricht dabei. Wenn 
ein künftiger Bundestag oder ein anderes nationales Par¬ 
lament dieser 25 Staaten, vielleicht nach einer nächsten 
Wahl, zu der Entscheidung kommt, dass man nicht mehr, 
sondern weniger Geld für die Rüstung ausgeben will und 
mehr Geld zum Beispiel für Gesundheit, für Soziales, für 
Bildung ausgeben will, dann ist dies weiterhin möglich. 
Es gibt keine rechtliche Verbindlichkeit, das einzuhalten. 
Es ist ein politischer Druck, den Sie hier aufbauen, und 
kein rechtlicher Druck. 

Ganz kurz ein paar Worte zum Brexit, der heute auch 
Thema ist. Eine gute Nachricht ist, dass es Fortschritte 
gibt bei den Rechten der EU-Bürger in Großbritannien 
und der Briten, die in der EU leben; wir drängen schon 
lange darauf. Es wäre besser gewesen, wenn das schon in 
einem Vertrag festgehalten worden wäre und jetzt nicht 
von anderen Fortschritten abhängig gemacht werden 
würde. Aber trotzdem ist das ein guter Punkt. 

Ich will, wenn wir über Großbritannien reden, meine 
Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass der nächste briti¬ 
sche Premier Jeremy Corbyn heißt, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der SPD) 

der persönlich wie kaum ein anderer für internationale 
Kooperation, für Friedenspolitik und für diplomatische 
statt militärische Lösungen steht sowie gegen soziale Un¬ 
gleichheit eintritt. Das könnte vielleicht auch ein neues 


Kapitel in der deutsch-britischen und europäisch-briti- (C) 
sehen Kooperation aufschlagen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Linke würde das sehr begrüßen. 

Es ist meine letzte Rede in diesem Jahr. Deswegen 
möchte ich Ihnen allen und auch den Zuschauern ein fro¬ 
hes und friedliches Weihnachtsfest wünschen. Ich sage 
angesichts der Weltlage: Friede auf Erden, das wäre das, 
was wir wirklich brauchen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Der Kollege Florian Hahn ist der nächste Redner für 
die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Heike Hänsel 
[DIE LINKE]: Jetzt kommt der Rüstungslob¬ 
byist!) 

Florian Hahn (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident Friedrich! Kollegin¬ 
nen und Kollegen! Die letzten zwei Sätze des Kollegen 
Hunko kann ich nur begrüßen. Da möchte ich mich aus¬ 
drücklich anschließen. Das war mal was Gescheites aus 
der linken Ecke. Ich bin ganz begeistert. 

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das Fest der Liebe!) 

Aber lassen Sie mich, bevor wir die einzelnen Themen 
des bevorstehenden Europäischen Rats besprechen, kurz 
noch grundsätzlich etwas zur europapolitischen Ausrich¬ 
tung sagen. Für uns als CSU ist Europa immer eine Her¬ 
zensangelegenheit gewesen. Wie könnte es auch anders 
sein? Bayern ist in der Mitte Europas, geschichtlich und 
auch wirtschaftlich tief verwurzelt in den europäischen 
Beziehungen. In unserem Grundsatzprogramm haben wir 
deswegen auch festgehalten, dass für uns die europäische 
Einigung die bedeutendste politische Idee und der größte 
Stabilitätsbeitrag des 20. Jahrhunderts war. Deshalb wa¬ 
ren es auch die CSU und die Union, die die europäische 
Integration maßgeblich vorangetrieben haben. Wir sagen 
aber auch: Europas Stärke, Europas Besonderheit und 
Europas kreativer Antrieb ist die Einheit in der Vielfalt. 

In der CSU gehören bayerische Heimatliebe, deutscher 
Patriotismus und europäische Identität zusammen. Die 
Menschen in Europa sollen sich als Europäer fühlen, 
ohne ihre Nationalität abgeben zu müssen. 

Da komme ich zum SPD-Parteivorsitzenden Martin 
Schulz. Was stört mich an der kühnen Vision, in den 
kommenden acht Jahren die Vereinigten Staaten von Eu¬ 
ropa zu schaffen? Zunächst einmal ist das schlicht und 
einfach nicht das, was die Menschen in diesem Land, in 
unserem Land, oder in irgendeinem anderen Land in der 
EU wollen. Solche Träumereien von einer postnationalen 
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(A) Zukunft Europas werden von der überwältigenden Mehr¬ 
heit der EU-Biirger abgelehnt. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Sie finden auch keinerlei Unterstützung im Kreise der 
EU-Mitgliedstaaten. Mit wem will Schulz eigentlich die 
Vereinigten Staaten gründen: mit Luxemburgern und mit 
Brüsselern? Mir ist das schleierhaft. All diejenigen, die 
die Fantasien des SPD-Parteivorsitzenden nicht teilen - 
alle Skeptiker, Realisten und Anhänger europäischer Va¬ 
terländer -, sollen dann vor die Tür gesetzt werden? Das 
ist keine Vision eines vereinigten Europas, das in die Zu¬ 
kunft führt. Das ist ein Europaradikalismus ä la Schulz, 
eine intolerante Vision, die Europa spalten und gefährden 
und nicht einigen wird. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Europa wird doch nicht attraktiver, wenn Sie diejeni¬ 
gen bestrafen und bedrohen, die einem „mehr Europa“ 
skeptisch gegenüberstehen. Vielmehr brauchen wir ein 
attraktives Europa, dem die Menschen aus Hoffnung und 
Überzeugung die Bude einrennen, ein Europa, das einen 
konkreten Nutzen hat. Die Abschaffung der nationalen 
Souveränität allein kann dieser Nutzen nicht sein. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vielmehr muss es ein Europa sein, das weiterhin Frieden 
und Freiheit auf dem Kontinent sichert, 

(B) (Christian Petry [SPD]: Wie peinlich das 

Ganze!) 

das für Wohlstand bei der Mehrheit der Menschen sorgt 
und das vor allem für die Sicherheit unserer Bürgerinnen 
und Bürger sorgt. So muss Europa sein. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir konzentrieren uns lieber auf konkrete Projekte, 
die uns zusammenführen, die uns Schritt für Schritt vo¬ 
ranbringen und die den Bürgern konkreten Nutzen brin¬ 
gen. Das ist beim Thema Sicherheit zum Beispiel das 
Projekt der europäischen Verteidigung. Ja, auch wir als 
CSU haben den Begriff der europäischen Armee in unse¬ 
rem Grundsatzprogramm stehen. Er steht dafür, dass wir 
als Europa gemeinsam verteidigungsfähig sein wollen. 
Hier sind wir seit gestern wieder ein Stück weiter. Der 
Ratsbeschluss, der die Ständige Strukturierte Zusammen¬ 
arbeit im Verteidigungsbereich begründet, ist ein echter 
Fortschritt. Natürlich kann man jetzt in der Presse wie im 
politischen Bereich Unter- und Übertreibungen bei der 
Bewertung finden. Das reicht von der Einschätzung, dass 
hier völlig ungenügende Trippelschritte gegangen wer¬ 
den, bis hin zur Furcht vor einer institutionalisierten Mi¬ 
litarisierung der EU-Außen- und Sicherheitspolitik, wie 
sie die Kollegen von der Linken umtreibt. 

Halten wir uns aber an die Fakten: Die PESCO hat das 
Potenzial, zu einigen, nicht zu spalten. Mit den Nachzüg¬ 
lern der letzten Tage sind 25 EU-Mitglieder dabei. Sogar 
Portugal und Irland wollen mitmachen. Das ist ein groß¬ 


artiges Ereignis. 17 konkrete Projekte wurden bereits (C) 
identifiziert, 4 davon unter deutscher Führung. Das lässt 
sich aus meiner Sicht sehen. Ich halte PESCO für eine 
gute Sache im Sinne einer vernünftigen europäischen 
Politik. Ich finde das gut, genauso wie die Tatsache, dass 
wir heute darüber hier im Hohen Haus diskutieren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege 
Dr. Fritz Felgentreu. Bitte schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Fritz Felgentreu (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Außen¬ 
minister der Europäischen Union haben auf ihrem gest¬ 
rigen Treffen abschließend die Permanente Strukturierte 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verteidigungspoli¬ 
tik beschlossen. Zusammen mit dem Europäischen Ver¬ 
teidigungsfonds verleiht die sogenannte PESCO - das ist 
die englische Abkürzung - damit einer gemeinsamen eu¬ 
ropäischen Verteidigung zum ersten Mal Kontur. Die EU 
beweist mit der PESCO Handlungsfähigkeit angesichts 
neuer Herausforderungen. 

Zwei entscheidende Anstöße dazu kamen von außen. 
Europa hat in den letzten Jahren lernen müssen, dass es 
sich in Fragen seiner Sicherheit nicht mehr in gleichem (P) 
Maße auf die USA verlassen bzw. nicht mehr zurück¬ 
lehnen kann wie in der Vergangenheit. Gerade die Ent¬ 
wicklung in Syrien hat uns deutlich vor Augen geführt, 
welche Risiken entstehen können, wenn ein geringes 
Engagement der USA und Europas Schwäche in einer 
instabilen Region ein sicherheitspolitisches Vakuum ent¬ 
stehen lassen. Dann verfolgen andere handlungsfähige 
und handlungswillige Akteure ganz ungehindert ihre In¬ 
teressen. Gleichzeitig hat der Rückzug Großbritanniens 
aus der Europäischen Union zumindest ein politisches 
Hindernis auf dem Weg zu tieferer verteidigungspoliti¬ 
scher Integration beseitigt. 

Der Europäische Verteidigungsfonds und PESCO sind 
Antworten auf eine veränderte Weltlage, die sich in Eu¬ 
ropa niemand in politischer Verantwortung so gewünscht 
hat. Dass Europa dennoch in der Lage war, schnell und 
konzentriert zu reagieren, stimmt hoffnungsvoll. 

Die PESCO stimmt hoffnungsvoll einmal deswe¬ 
gen, weil sie klug konstruiert ist. Mit ihren finanziellen 
Zielvorgaben - 20 Prozent der Verteidigungsausgaben 
der Teilnehmerstaaten müssen in Investitionen fließen, 

2 Prozent in Forschung und Technologie - fügt sie sich 
nahtlos in die Zielvorgaben der NATO ein. Damit wird 
auch klar, dass sie nicht als Konkurrenz, sondern als 
Ergänzung zur NATO konzipiert ist. Die NATO ist und 
bleibt auf Dauer das Rückgrat der Sicherheit Europas. 

Ohne diesen Rahmen wäre es vielen Ländern, insbeson¬ 
dere in Ost- und Mitteleuropa schwergefallen, sich auf 
die PESCO einzulassen. 
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Zum anderen ist die PESCO eine erweiterungsfähige 
Struktur mit niedriger Zugangsschwelle. Nicht alle Staa¬ 
ten der EU sind zur Teilnahme verpflichtet, und nicht alle 
Teilnehmerländer müssen sich auch an allen Vorhaben 
beteiligen. So ermöglicht die PESCO den Ländern, die 
zu tieferer Integration bereit sind, die engere Zusammen¬ 
arbeit, ohne die anderen auszugrenzen. Das ist ein sehr 
europäisches Konzept, das eben nicht mit politischem 
Druck überwältigen, sondern durch Anreize überzeugen 
will. 

(Zuruf von der LINKEN: Ja, aber in welche 
Richtung?) 

Und diese Anreize können sich sehen lassen. Es geht um 
nicht weniger als um einen Zugewinn an Sicherheit, um 
größere Effektivität bei der gemeinsamen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten und um den klügeren Einsatz 
der dafür notwendigen finanziellen Mittel. 

Der deutsche Weg enger, bilateraler und multilateraler 
Kooperation mit unseren unmittelbaren Nachbarn in der 
EU - besonders die Zusammenarbeit mit Holland ist da¬ 
für ein gutes Beispiel - kann unter dem Dach der PESCO 
ohne Richtungswechsel weiter beschritten werden. 

Deutschland hat sich in dieser Anfangsphase unter 
anderem zur Leitung von PESCO-Vorhaben im Sanitäts¬ 
wesen, in der Logistik, in der Ausbildung für Ausland¬ 
seinsätze und in der Vorbereitung auf Krisensituationen 
verpflichtet. All das ist gut und vernünftig. Gut ist auch, 
dass wir heute auf Antrag der Linken die Gelegenheit 
nutzen, im Parlament über PESCO zu diskutieren. Das 
ist im letzten halben Jahr definitiv zu kurz gekommen, 
allerdings aus Gründen, die nicht unbedingt der Regie¬ 
rung anzulasten sind. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

In Zeiten des Wahlkampfes und - Achtung, keine Iro¬ 
nie - in Zeiten der Regierungsbildung war dafür auch 
nicht so sehr die Gelegenheit. Es ist allerdings Unsinn, zu 
behaupten, die Regierung habe durch ihre Zustimmung 
zur Einrichtung der Strukturierten Zusammenarbeit ihre 
politischen Kompetenzen überschritten. Genau dafür ist 
sie da, und sie kann sich bei ihrem Handeln auch auf 
eine breite parlamentarische Mehrheit verlassen; das hat 
die Diskussion hier gezeigt. Es sind ja nur zwei Fraktio¬ 
nen, nämlich die beiden Fraktionen, deren gemeinsamer 
Nenner es ist, die Westbindung unseres Landes bei jeder 
Gelegenheit infrage zu stellen, die hier nicht mitgehen 
wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP - Heike Hänsel 
[DIE LINKE]: Sie meinen die NATO?) 

- Ja, genau die meine ich. Richtig. 

Mit der SPD sind deutsche Sonderwege nicht zu ma¬ 
chen. Im Gegenteil: Wir sind und bleiben die Partei des 
Seif an Seif, auch und gerade in der europäischen Si¬ 
cherheitspolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist uns klar, dass Deutschland als Partnerland sich 
nicht für alle Zeiten in sicherheitspolitische Komfortzo¬ 


nen wie das Sanitätswesen oder die Logistik zuriickzie- (C) 
hen kann. Und der Regierung muss klar sein, dass die 
Zusagen, die sie macht, im Parlament Bestand haben 
müssen. Der Parlamentsvorbehalt gilt für Einsätze ohne 
Wenn und Aber, und der Haushaltsgesetzgeber sind wir. 
Lieber Herr Staatssekretär Grübel, gehen Sie bitte immer 
davon aus, dass wir nur die Projekte finanzieren werden, 
von denen wir überzeugt sind, dass sie Europa und unser 
Land sicherer machen und unsere Freiheit schützen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Roderich 
Kiesewetter [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Der letzte Redner in der Aktuellen Stunde ist von der 
CDU/CSU der Kollege Thorsten Frei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist in der Tat so, dass diese Debatte und auch der Euro¬ 
päische Rat Ende dieser Woche in einer Zeit stattfinden, 
die sehr herausfordernd ist, die aber gleichermaßen auch 
Chancen und Möglichkeiten eröffnet, ln dieser Zeit ist es, 
glaube ich, wichtig, die Europäische Union und Europa 
nicht zu spalten, sondern zusammenzuführen und zu gu¬ 
ten Ergebnissen zu bringen. Das beziehe ich zum einen 
auf die 28 respektive 27 Mitgliedstaaten, zum anderen 
aber auch auf die Bürgerinnen und Bürger in der Euro- (pj) 
päischen Union. Deshalb rate ich dazu, auch unter dem 
Gesichtspunkt von Chancen und Risiken hier keine ideo¬ 
logischen Debatten zu führen, sondern das Augenmerk 
vor allen Dingen darauf zu richten, was den Menschen 
nutzt, was sie schützt, was sie weiterbringt und was den 
Rahmen auf europäischer Ebene verbessert. 

Wenn man das tut, muss man vom Ziel her denken 
und fragen: Bei welchen Aufgaben und Herausforderun¬ 
gen ist ein europäischer Mehrwert ersichtlich? Nicht al¬ 
les, was europäisch gelöst wird, wird automatisch gut ge¬ 
löst - genauso wie nicht alles, was national gelöst wird, 
automatisch gut gelöst wird. Ich habe einen viel zu subsi¬ 
diären Politikansatz, um so zu denken. Aber auf die Fra¬ 
ge, welche Aufgaben denn überhaupt nur supranational 
gelöst werden können oder jedenfalls sehr viel besser, ist 
meines Erachtens eine gemeinsame Außen-, Sicherheits¬ 
und Entwicklungspolitik im europäischen Maßstab exakt 
die richtige Antwort. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Auch die Menschen sind davon überzeugt, dass man hier 
auf europäischer Ebene bessere Lösungen erzielen kann. 

Graf Lambsdorff hat vorhin darauf verwiesen, wie viel 
Geld man einsparen kann, wenn man in Europa gemein¬ 
sam Sicherheits- und Verteidigungspolitik macht. Damit 
hat er selbstverständlich recht. Ich will aber ausdrücklich 
sagen: Uns geht es nicht dämm, 10 Milliarden Euro zu 
sparen. Uns geht es um mehr Effektivität in der Europäi¬ 
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 
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Wir haben doch zwei Probleme. Das eine Problem ist, 
dass beispielsweise die USA - ich könnte aber auch über 
Russland oder China sprechen - jedes Jahr über 600 Mil¬ 
liarden Euro für Sicherheit und Verteidigung ausgeben 
und die europäischen Staaten zusammen jährlich etwa 
200 Milliarden Euro. Das alleine ist schon ein Problem. 
Das zweite Problem ist, dass wir mit diesem Drittel, das 
wir ausgeben, nur 15 Prozent der sicherheitspolitischen 
Leistungsfähigkeit der Amerikaner erreichen. Das ist ein 
Riesenproblem, und das hat nichts mit Militarisierung 
zu tun. Es hat vielmehr damit zu tun, dass wir Europäer 
nicht in der Lage sind, unsere Aufgaben selbst zu lösen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Was glauben wir eigentlich, wenn wir uns über die 
USA beklagen? Außenpolitik wird auch vor dem Hinter¬ 
grund von Interessen gemacht. Bilden wir uns wirklich 
ein, dass die USA unsere Interessen in unserer europä¬ 
ischen Nachbarschaft verteidigen sollen? Wenn sie es 
nicht machen wollen, dann machen sie es nicht. Da es 
unsere Interessen sind, müssen wir uns so stark machen, 
dass wir unsere Aufgaben lösen können. Es ist in der De¬ 
batte angesprochen worden: Was ist denn im Nahen und 
Mittleren Osten, in Syrien? Europa spielt dort keine Rol¬ 
le. Aber wir tragen die Konsequenzen. Europa trägt die 
Konsequenzen - und Deutschland in ganz besonderem 
Maße. Wenn uns darauf keine Antwort einfallt, dann ist 
das ein Armutszeugnis für unser Parlament. Deswegen 
setzen wir uns nicht für das Einsparen von Mitteln ein, 
sondern dafür, in deutsche und europäische Sicherheit zu 
investieren. Das ist unsere Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Man könnte die Themen weiter aufspannen. Wenn es 
um eine gemeinsame Sicherung unserer europäischen 
Außengrenzen geht, wenn es um einen gemeinsamen An¬ 
satz in der Asyl- und Migrationspolitik geht oder wenn 
es dämm geht, dass Fluchtursachen in den Herkunftslän¬ 
dern gemeinsam in Europa besser zu bewältigen sind als 
einzeln, erkennen wir einen klaren europäischen Mehr¬ 
wert. Deshalb plädieren wir auch dafür, dort stärker eu¬ 
ropäisch zusammenzuarbeiten. Da sind wir jetzt auf dem 
richtigen Pfad. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen Punkt 
hinweisen. Eingangs habe ich gesagt, dass nicht alles, 
was man europäisch macht, deshalb automatisch besser 
ist. Ich stelle schon fest, dass man glaubt, zum Beispiel 
bei der Sozialunion oder auch bei anderen Themen, lin¬ 
ke politische Vorstellungen über die europäische Ebene 
leichter durchsetzen zu können als auf nationaler Ebene. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Es ist selbstverständlich wichtig, dass wir soziale Min¬ 
deststandards nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in Europa haben; das will ich an dieser Stelle betonen. 
Wenn das am Ende aber dazu führt, dass es sich für die 
einen zu einem bürokratischen Monstrum ausweitet und 
die anderen jeglicher Chance auf Erlangung von Wett¬ 
bewerbsfähigkeit beraubt, ist es nichts, was den Staaten 
und den Menschen in Europa weiterhilft. Letztlich geht 


es nicht dämm, Nivellierung in Europa zu betreiben - zu¬ 
letzt noch auf niedrigstem Niveau -, sondern wir wollen 
ein wettbewerbsfähiges Europa. Das setzt voraus, dass 
man um die besten Lösungen ringt. Man muss daher ge¬ 
nau aufpassen: Nicht bei allen Themen ist Europa die 
richtige Antwort, aber bei vielen, und das sollten wir klar 
herausarbeiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich rufe jetzt 14 sowie Zusatzpunkt 2 auf: 

14. Erste Beratung des von der Bundesregie¬ 
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2018 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2018) 

Drucksache 19/164 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 2 Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre¬ 
gierung 

Bericht über die Inanspruchnahme der För¬ 
dermittel aus dem ERP-Sondervermögen im 
Jahr 2016 

Drucksache 19/196 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 27 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das beschlossen. 

Ich erteile als erstem Redner in der Debatte dem Kol¬ 
legen Bernd Westphal von der SPD das Wort. Bitte schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bernd Westphal (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Für die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft sind eine Reihe von Parametern re¬ 
levant. Für die sich dynamisch entwickelnden Start- 
up-Branchen sind vor allem Punkte wie gute Ideen, ein 
Gründergeist der jungen und innovativen Unternehmen 
sowie die Finanzierung wichtig. 

Junge Unternehmerinnen und Unternehmer mit mu¬ 
tigen Ideen brauchen während ihrer Gründlings- und 
vor allen Dingen ihrer Wachstumsphase Kapital. Diese 
private und manchmal auch Risiken abdeckende Finan¬ 
zierung ist leider oft keine Selbstverständlichkeit. Daher 
haben wir Anfang des Jahres zusammen mit dem Bun¬ 
deswirtschaftsministerium eine Start-up-Finanzierung 
für den Zugang zu Wagniskapital geschaffen. Wir haben 
die KfW als sehr erfolgreiche Förderbank des Bundes 
ermächtigt, in Zukunft die Wagniskapitalausstattung 
der Hightechbranche zu verbessern. Diese leistet einen 
wichtigen Beitrag zur Modernisierung und Wettbewerbs- 
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(A) Steigerung unserer Wirtschaft und zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. 

Die KfW geht von einer Finanzierungslücke für Un¬ 
ternehmen in der Start-up- und frühen Wachstumsphase 
von rund 500 bis 600 Millionen Euro jährlich aus. Da¬ 
her macht die neue Förderung der KfW im Bereich der 
Wagniskapital- und Beteiligungsfinanzierung substanzi¬ 
ell Sinn. Diese substanzielle Intensivierung der Beteili¬ 
gungsfinanzierung ist gerade zur Verbesserung der Digi¬ 
talisierung unseres Landes besonders wichtig. 

Bisher haben Start-up-Unternehmen am Standort 
Deutschland gute Ideen und Geschäftsmodelle entwi¬ 
ckelt, zu deren Finanzierung aber Kapitalgeber aus dem 
Ausland herangezogen werden mussten. Das birgt Risi¬ 
ken: Das Unternehmen könnte dem Kapital folgen und 
den Standort Deutschland verlassen. Das, liebe Kollegin¬ 
nen und Kollegen, müssen wir verhindern. 

Seit 1948 wird die deutsche Wirtschaft mit den Finan¬ 
zierungsmitteln des ERP, des European Recovery Pro¬ 
gram, einem Sondervermögen zur Verwendung für den 
Wiederaufbau, unterstützt. Die KfW hat zurzeit ausrei¬ 
chende Erträge aus den Kapitaleinlagen des ERP-Son- 
dervermögens. Wir haben die Erfordernisse der Kapital¬ 
vorschriften für die KfW vor einigen Monaten angepasst. 
Dadurch können jetzt Erträge aus der sogenannten För¬ 
derrücklage 1 des ERP-Sondervermögens für die Wag¬ 
niskapital- und Beteiligungsfinanzierung der KfW zur 
Verfügung gestellt werden. Hierzu wird die KfW eine 
Tochtergesellschaft gründen, in der das Beteiligungsge¬ 
schäft künftig stattfindet. Diese Gesellschaft soll Mitte 

(B) des Jahres 2018 ihre operative Geschäftstätigkeit aufneh¬ 
men. Der Fokus wird auf Investitionen in Venture Capital 
Fonds liegen. Auch Investitionen in sogenannte Venture 
Debt Fonds werden ermöglicht. Diese Fonds stellen Un¬ 
ternehmen zur Finanzierung ihrer risikoreichen Expansi¬ 
onsphase Fremdkapital zur Verfügung. 

Bis zum Jahr 2020 soll die Gesellschaft ihr jährliches 
Investitionsvolumen auf 200 Millionen Euro steigern 
und so in den kommenden zehn Jahren rund 2 Milliar¬ 
den Euro für wachstumsorientierte Hightechfirmen zur 
Verfügung stellen. Damit ermöglichen wir Start-ups, zu 
wachsen, Arbeitsplätze zu sichern und besser am Markt 
Fuß zu fassen. 

Die Geschäftsführung der Gesellschaft wird mit je¬ 
weils einem Experten aus dem Markt und aus der KfW 
besetzt. Auch dämm beraten wir in dieser Woche in ers¬ 
ter Lesung einen Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Nutzung der Mittel aus dem ERP-Sondervermögen 
für das Jahr 2018. Der Gesetzentwurf für ein ERP-Wirt- 
schaftsplangesetz 2018 wurde noch unter der Großen 
Koalition vom Kabinett am 2. August 2017 beschlossen. 
Wir wollen es jetzt möglichst zügig beschließen, da es 
sonst beim Anschub und bei der Bereitstellung der Mittel 
Verzögerungen geben würde. 

Nach dem vorliegenden Wirtschaftsplan sollen 2018 
rund 790 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. 
Damit erhalten insbesondere mittelständische Unter¬ 
nehmen und freie Berufe zinsgünstige Finanzierungen 
aus dem ERP-Programm der KfW mit einem Volumen 
von 6,75 Milliarden Euro. Betonen möchte ich, dass das 


Bundeswirtschaftsministerium eine ganze Reihe von 
Förderinstrumenten aufgelegt hat, die der Bereitstellung 
von Beteiligungskapital oder von Zuschüssen für inno¬ 
vative Gründungsvorhaben dienen. Die Botschaft lau¬ 
tet also: Damit sollen Unternehmensgründerinnen und 
-griinder mobilisiert, das Gründungskapital und -klima 
in Hochschulen und Forschungseinrichtungen verbessert 
und für mehr Dynamik bei technologieorientierten und 
wissensbasierten Firmengründungen sowie ein nachhal¬ 
tiges Wachstum dieser Unternehmen gesorgt werden. So 
werden Beteiligungs- und Mezzanine-Finanzierungen 
beihilfefrei sowie in allen Strukturierungsformen und 
Marktsegmenten ermöglicht und die Beteiligung privater 
Investoren angeregt. Es wird jetzt entscheidend darauf 
ankommen, dass die KfW eine Wachstums- und inno¬ 
vationsorientierte Struktur schafft. Gerade zur risikoge¬ 
rechten Steuerung dieses Geschäftsfeldes wird es wichtig 
sein, beteiligungsspezifische Prozesse zu etablieren. 

Bedanken möchte ich mich für die breite Unterstüt¬ 
zung dieses Gesetzentwurfes. Wir haben das in der Gro¬ 
ßen Koalition, aber auch mit Unterstützung der Grtinen- 
und der Linkenfraktion diskutiert. Der Bundestag wird 
dazu aufgefordert, dieses Gesetz zu beschließen. Vielen 
Dank für die konstruktive Diskussion. Ich bitte Sie um 
Zustimmung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Nächster Redner für die CDU/CSU-Fraktion: der Kol¬ 
lege Dr. Joachim Pfeiffer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her¬ 
ren! Wir beraten in der Tat das ERP-Wirtschaftsplange- 
setz 2018, wie es jetzt auch richtigerweise an der Tafel 
ausgewiesen wird. Kollege Westphal hat schon richti¬ 
gerweise darauf hingewiesen, dass das ERP, European 
Recovery Program - diese Mittel wurden einstmals im 
Rahmen des Marshallplans zur Verfügung gestellt -, eine 
Erfolgsgeschichte ist. Seit fast 70 Jahren, seit 1948 wer¬ 
den diese Mittel in Deutschland zur Wirtschaftsförderung 
eingesetzt. Insgesamt sind es über 100 Milliarden Euro, 
mit denen hier insbesondere kleine und mittelständische 
Unternehmen gefördert wurden und mit denen Millionen 
von Arbeitsplätzen geschaffen und gesichert wurden. 

Was wird gefördert? Innovationen, Exportleistungen 
von Unternehmen, Aufbau und Modernisierung beste¬ 
hender Unternehmen in regionalen Fördergebieten und, 
was jetzt zukünftig noch mehr im Fokus stehen wird, 
Existenzgründer, Wachstumsfinanzierungen und vor 
allem auch Beteiligungskapital für junge, innovative 
Unternehmen. Im Fokus stehen dabei kleine und mit¬ 
telständische Unternehmen, die im Vergleich zu Groß¬ 
unternehmen oftmals strukturelle Nachteile bei der Fi¬ 
nanzierung haben. Die Förderung erfolgt traditionell 
durch Kredit. Deutschland ist ja ein Land des Kredits, 
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(A) des Bankkredits, der Fremdkapitalfinanziemng, weil wir 
über Jahrzehnte hinweg Eigenkapital steuerlich vielleicht 
nicht immer so behandelt haben, wie wir es hätten tun 
sollen. Deshalb haben wir in Deutschland traditionell 
eher eine fremdkapitallastige Finanzierung. 

Diese Förderung erfolgt insbesondere dort, wo der bis¬ 
herige Bankkredit nicht aushilft oder nicht ausreichend 
ist. Die Förderung war in der Vergangenheit besonders 
dadurch gekennzeichnet, dass Kredite mit besonders 
günstigen Zinsen zum Zuge kamen: mit langen Laufzei¬ 
ten, Verzicht auf Tilgungsleistungen, insbesondere in den 
Anfangsjahren, was gerade für Neugründungen oftmals 
wichtig und hilfreich war, und gleichzeitig sehr flexi¬ 
bel, dass jederzeit Tilgungen vorgenommen und damit 
Zins- und Tilgungsbelastungen schnell gemildert werden 
konnten. So weit, so gut. 

Bisher haben wir ein jährliches Fördervolumen von 
rund 6 Milliarden Euro. Aber bekanntlich ist das Bessere 
der Feind des Guten. Wir sehen, dass durch das niedri¬ 
ge Zinsniveau und das Zinsumfeld diese Zinsvorteile bei 
Krediten in den letzten Jahren nicht mehr der allergrößte 
Renner sind. Deshalb weist uns der Bundesrechnungs¬ 
hof zu Recht darauf hin, dass der Mittelabfluss gar nicht 
mehr so vollumfänglich erfolgt, wie es in der Vergangen¬ 
heit der Fall war. Dies ist im Übrigen auch ein Zeichen 
dafür, dass die Finanzierungssituation im klassischen 
unternehmerischen Bereich funktioniert, auch jetzt in 
der Flochkonjunktur und in der Aufschwungsphase. Wer 
weiß, was die Zukunft bringt. Deshalb müssen wir dort 
auch weiterhin am Ball bleiben. 

(B) 

Es besteht hier Flandlungsbedarf - der Kollege 
Westphal hat schon darauf hingewiesen -, insbesondere 
bei innovativen jungen Unternehmen, die schnell wach¬ 
sen. Diese Unternehmen können sich über den Bank¬ 
kredit nicht so schnell refinanzieren oder gar Wachstum 
finanzieren. Hier gereicht es uns zum Nachteil, dass wir 
aufgrund der Historie in Deutschland bei der Wachs¬ 
tumsfinanzierung im Vergleich zu vielen anderen Län¬ 
dern nicht so gut aufgestellt sind. Deshalb müssen wir 
hier jetzt neue Schwerpunkte setzen, dass wir weg vom 
Kredit hin zur Wachstumsfinanzierung mit kapitalerset¬ 
zendem Charakter beim Eigenkapital kommen. Das ist 
der neue Fokus, der in der vergangenen Legislaturperi¬ 
ode hier im Haus große Übereinstimmung gefunden hat. 

Der Markt für Venture-Finanzierungen in Deutschland 
hat sich in den letzten Jahren zwar gut entwickelt, von 
2013 bis 2015 haben sich die Beträge allein auf 3 Milli¬ 
arden Euro vervierfacht. Wenn man es aber im internati¬ 
onalen Vergleich sieht, sind wir leider noch übersichtlich 
unterwegs, ln den USA sind es 50 Milliarden Euro im 
selben Zeitraum. Dort haben sich die Beträge verdoppelt. 
Deutschland hat, was die Wachstumsfinanzierung in ab¬ 
soluten Zahlen angeht, in Europa Platz drei hinter Groß¬ 
britannien und Schweden inne. Bezogen auf das BIP ist 
das Potenzial noch höher, ln den eben angeführten USA 
beträgt der Wachstumsfinanzierungsbereich 0,3 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts, in Israel sogar 0,4 Prozent, 
während es in Deutschland gerade einmal 0,02 Prozent 
sind. Das heißt, wir haben mindestens den Faktor 10, den 
wir hier noch hebeln müssen. 


Die KfW geht gegenwärtig von einer Angebotslücke (C) 
in Höhe von 500 bis 600 Millionen Euro jährlich aus. 

Auch hier - darauf hat der Kollege Westphal schon hin¬ 
gewiesen - haben wir ein Problem mit der Wagniskapi¬ 
talfinanzierung im Wachstumsbereich bei Dimensionen 
in Höhe von 5, 10, 15, 20 oder gar 50 Millionen Euro. 

Das können wir im Moment kaum leisten. Wir haben 
nicht die entsprechenden Möglichkeiten. Deshalb besteht 
hier eine fatale Abhängigkeit, dass Dritte es von außen 
finanzieren. Das wäre noch okay, wenn es in Deutsch¬ 
land stattfindet. Vielmehr besteht aber die Gefahr, dass 
die Unternehmen entsprechend abwandern, gerade im 
Hightechbereich haben wir das im Wachstumsfinanzie¬ 
rungsbereich in den letzten Jahren beobachten müssen. 

Deshalb gibt es den neuen Ansatz mit einer Beteili¬ 
gungstochter der KfW. Es gibt schon eine ganze Rei¬ 
he: ERP-Beteiligungsprogramm, ERP/EIF-Mezzani- 
ne-Dachfonds, ERP-Venture-Capital-Fondsinvestments, 
Wachstumsfonds, coparion und andere mehr; ich kann 
sie hier im Einzelnen nicht erläutern. Hier steht eine Grö¬ 
ßenordnung von 700 Millionen Euro zur Verfügung. Die 
Beteiligungsfinanzierung soll auf 500 Millionen Euro er¬ 
höht werden. Dies soll außerhalb der KfW mithilfe des 
Vehikels geschehen, das sich jetzt in der Gründung be¬ 
findet und das hoffentlich im ersten Quartal des nächsten 
Jahres operativ anläuft. Es wird dann auf Eigenkapital, 
also kapitalersetzende Maßnahmen wie Venture Capital 
Fonds und Venture Debt Fonds, spezialisiert sein. 

Es ist aber nicht so, dass wir das nur öffentlich ma- 
nagen wollen. Der VEB ist auch bei der Wachstumsfi- ^ 
nanziemng nicht die richtige Antwort, sondern die KfW 
soll dazu verhelfen, dass auch privates Kapital sich ent¬ 
sprechend entwickelt, gehebelt und zunehmend in den 
Wachstumsmarkt integriert wird. Es erfolgt also kein 
Crowding-out, sondern ein Crowding-in. 

Wir denken, dass wir auf einem guten Weg sind. Ich 
hoffe, dass wir in der 19. Legislaturperiode eine ebenso 
große Übereinstimmung finden und haben werden, wie 
wir sie in der 18. Legislaturperiode hatten. Dort hatten 
wir den ERP-Unterausschuss des Ausschusses für Wirt¬ 
schaft und Energie. Frau Groteliischen hat ihm vorgeses¬ 
sen; sie ist heute hier. Dort wurde die wesentliche und 
wichtige Vorarbeit für den Beschluss geleistet, den wir 
hier im Hause am 30. März dieses Jahres über alle Frakti¬ 
onen hinweg gefasst haben. Die Bundesregierung wurde 
darin aufgefordert, diese Instrumente entsprechend wei¬ 
terzuentwickeln. Nun liegt der Gesetzentwurf vor. Auch 
in dieser Übergangsphase, in der wir uns im Moment 
befinden, zeigen wir uns hier im Deutschen Bundestag 
handlungsfähig und können dem wichtigen Instrument 
der Wachstumsfinanzierung neue Impulse geben. 

Ich hoffe, dass wir sowohl heute bei der ersten Lesung 
als auch bei den weiteren Beratungen im Ausschuss, in 
der zweiten und dritten Lesung sowie vor dem Bundesrat 
die notwendige Unterstützung bekommen, um die PS bei 
der Wachstumsfinanzierung bereits im ersten Quartal des 
nächsten Jahres auf die Piste bringen zu können. 
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Dr. Joachim Pfeiffer 

(A) In diesem Sinne: Herzlichen Dank, und ich hoffe auf 
breite Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Zu seiner ersten Rede rufe ich jetzt auf Enrico 
Komning von der AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Enrico Komning (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her¬ 
ren Kollegen! Liebe Besucher auf den Tribünen! Immer 
wenn wir über Wirtschaft reden, will uns die Bundesre¬ 
gierung weismachen, alles sei gut: 

(Dietmar Nietan [SPD]: Stimmt auch!) 

geringe Arbeitslosigkeit, immer weiter wachsende 
Wachstumszahlen, Exportrekorde, und das auch noch bei 
Haushaltsüberschüssen. 

Das aber ist nur die halbe Wahrheit; denn das Mantra 
der schwarzen Null hat zu einem massiven Abbau öf¬ 
fentlicher Investitionen geführt, und die Niedrigzinspo¬ 
litik der Europäischen Zentralbank bedeutet erhebliche 
Vermögensabschmelzungen. All dies bekommen insbe¬ 
sondere kleine und mittlere Unternehmen in Deutsch¬ 
land zu spüren. Ein steter Rückgang der Unternehmens¬ 
gründungen ist die Folge. Bei jährlich immer noch über 
20 000 Unternehmensinsolvenzen allein im Mittelstand 

(B) bleibt das Pleiterisiko nach wie vor hoch. Aber gerade 
die kleinen und mittleren Unternehmen schaffen die Ar¬ 
beitsplätze in Deutschland. So sind es wieder einmal die 
deutschen Arbeitnehmer, die in die Röhr e schauen. 

(Beifall bei der AfD - Dietmar Nietan [SPD]: 

Was hat das mit dem Thema zu tun?) 

Richtig bleibt daher, gerade diese Unternehmen, die 
auch und insbesondere in den strukturschwachen und 
ländlichen Gebieten Arbeitsplätze schaffen, zu fördern 
und zu unterstützen. Das dem European Recovery Pro¬ 
gram, das auch als Marshallplan bekannt ist, entstam¬ 
mende ERP-Sondervermögen ist daher von größerer 
Bedeutung als je zuvor; denn das ERP-Sondervermögen 
muss für die gravierenden Fehler der Haushalts- und 
Währungspolitik der Bundesregierung und der EZB in 
die Bresche springen. 

Die Bundesregierung will für das Jahr 2018 aus dem 
ERP-Sondervermögen knapp 790 Millionen Euro bereit¬ 
stellen. Das klingt erst einmal ganz gut. Wenn man aber 
einen genaueren Blick darauf wirft, sieht man, dass die 
Investitionsfinanzierungen um mehr als 11 Millionen 
Euro abgeschmolzen werden. Das geht hauptsächlich 
zulasten der Finanzierungshilfen für Unternehmensgrün¬ 
dungen. Wo fließen diese Mittel also hin? 

Nach Ansicht der Bundesregierung soll zum 1. Januar 
eine weitere Gesellschaft - Herr Dr. Pfeiffer hat schon 
darauf hingewiesen eine KfW-Beteiligungstochter, 
gegründet werden. Die schon bestehenden Tochtergesell¬ 
schaften, beispielsweise die Deutsche Investitions- und 


Entwicklungsgesellschaft, die KfW IPEX-Bank GmbH (C) 
und die Finanzierungs- und Beratungsgesellschaft mbH, 
reichen aus Sicht der Bundesregierung offensichtlich 
nicht aus. Dabei könnte der postulierte Zweck der neu¬ 
en Gesellschaft, nämlich das Angebot an Wagniskapital, 
Venture Capital, für innovative, technologieorientierte 
Unternehmen zu verbessern, mit Sicherheit auch inner¬ 
halb der bestehenden KfW-Strukturen erreicht werden. 

Der Eindruck, dass hier weitere Versorgungsposten ge¬ 
schaffen werden sollen, drängt sich schlichtweg auf. 

(Beifall bei der AfD) 

Eine neue KfW-Tochter bedeutet wieder mehr Bü¬ 
rokratie, und die Bewilligungsverfahren werden länger 
dauern. Auf diese Weise ist den Unternehmensgründern 
und den kreativen Köpfen in Deutschland mit Sicherheit 
nicht geholfen. Ich darf an Otto von Bismarck erinnern, 
der sagte: Die Demokratie ist es, an der wir alle kranken. 

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Was?) 

Sparen Sie das Geld für diese Gesellschaft! Wir kön¬ 
nen damit eine Reihe von Kleinunternehmen mit Förder¬ 
mitteln ausstatten und Anschubfinanzierungen für Start- 
ups leisten. Dann haben Sie uns auf Ihrer Seite. 

Wir werden der Überweisung zustimmen. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ebenfalls zur ersten Rede darf ich nun dem Kollegen (pj) 
Reinhard Houben von der FDP-Fraktion das Wort ertei¬ 
len. 

(Beifall bei der FDP) 

Reinhard Houben (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es tut 
mir leid: Ich muss von meinem Redekonzept sofort ab¬ 
weichen, denn das, was Sie, Herr Komning, hier vorne 
vorgetragen haben, hat mit der Aufgabe der KfW relativ 
wenig zu tun. Ich glaube, Sie haben eine falsche Vorstel¬ 
lung von der Aufgabe der KfW. Angesichts Ihres Duktus 
insgesamt möchte ich festhalten: Bei Ihrer inneren Hal¬ 
tung zur internationalen Politik wäre die Bereitstellung 
von Mitteln wie denen nach dem Marshallplan natürlich 
niemals zustande gekommen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das sollten Sie bitte zur Kenntnis nehmen. Was Sie ge¬ 
sagt haben, war wirklich sehr merkwürdig. 

Meine Damen und Herren, machen wir uns nichts vor: 

Die Welt ändert sich, die wirtschaftlichen Bedingungen 
ändern sich, und natürlich muss die KfW als Institution 
darauf reagieren. Wie können wir das machen? Es ist si¬ 
cherlich sinnvoll, dass wir nun in kleinen Schritten Ven- 
ture-Capital-Finanzierungsmöglichkeiten bei der KfW 
schaffen. Aber, meine Damen und Herren, wenn man die 
Größenordnung der bereitgestellten Mittel betrachtet - 
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Reinhard Houben 

(A) es ist von den Kollegen zum Teil dargestellt worden 
erkennt man, dass das doch sehr wenig ist. Diese gut 
3 Milliarden Euro entsprechen gerade einmal 10 Prozent 
dessen, was nur im Silicon Valley jährlich ungefähr in 
unsichere Geschäfte - das muss man bei diesem Thema 
einfach sagen - investiert wird. Der Vorstellung der KfW 
entsprach es früher vor allen Dingen, gut zu besichern, 
dann eine gewisse Tilgungsfreiheit zu schaffen und das 
Geld am Ende abstottern zu lassen. So funktioniert das 
bei neuen Geschäftsmodellen, so wie wir sie heute bei 
Start-ups kennen oder vielleicht überhaupt noch nicht 
kennen, natürlich nicht. 

(Zuruf von der AfD: Hört! Hört!) 

- Ja, genau, hören Sie gut zu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Es ist bei den erforderlichen Unternehmensgründun¬ 
gen ein wesentlicher Flaschenhals, dass Investitionsmit¬ 
tel nicht nur nach dem Markteintritt, sondern auch für 
Expansion, Innovation und Internationalisierung fehlen. 
Hier scheitert häufig die klassische Bankenfinanzierung 
für Start-ups, und hier sehen wir weiterhin eine große 
Lücke. 

Wir als FDP-Fraktion, meine Damen und Herren, hal¬ 
ten es deswegen für ganz entscheidend wichtig, in dieser 
Legislaturperiode ein Wagniskapitalgesetz einzuführen, 
um gerade jene Prozesse auch steuerrechtlich zu beglei¬ 
ten, die es jungen Unternehmen und Unternehmungen 
möglich machen, tatsächlich durchzustarten. Wir brau¬ 
chen natürlich auch eine andere Behandlung der Absetz- 

(B) barkeit von Wagniskapitalinvestitionen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir als Freie Demokra¬ 
ten im Bundestag sehen den vorgelegten Gesetzentwurf 
durchaus als richtigen Schritt, wir halten ihn aber nicht 
für ausreichend. W'ir werden in dieser Sache weiterar- 
beiten, dass wir eine breitere Basis für Wagniskapital in 
Deutschland schaffen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die Fraktion Die Linke hat nun das Wort Thomas 
Lutze. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 

Christian Petry [SPD]) 

Thomas Lutze (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
der Rede meines Vörvorredners haben nur noch die Kos¬ 
ten für die Flüchtlinge gefehlt, dann wäre das Ding rund 
gewesen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP) 

Aber kommen wir zurück zum Thema, das heute auf 
der Tagesordnung steht. Wir beraten heute die Fortset¬ 
zung der Förderung der deutschen Wirt Schaft aus dem 
ERP-Sondervermögen für das Jahr 2018. Insbesonde¬ 


re der Mittelstand und die freien Berufe sollen mit fast (C) 
7 Milliarden Euro in Form von verbilligten Krediten, 
aber auch zunehmend durch Beteiligungskapital geför¬ 
dert werden. Das Geld soll den Unternehmen zugute¬ 
kommen. Das finden wir grundsätzlich richtig, und das 
findet auch unsere Unterstützung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der Teufel steckt allerdings wie immer im Detail. In 
der 16. Wahlperiode, also vor meiner Zeit, wurde das 
ERP-Sondervermögen vom Bundeswirtschaftsminis¬ 
terium an die KfW übertragen. Die Linke hatte damals 
befürchtet, dass damit der Substanzerhalt und die parla¬ 
mentarische Kontrolle der Gelder infrage gestellt wer¬ 
den. Das hat sich zum Glück nicht bewahrheitet. Umso 
unverständlicher ist es für uns, dass sich das Parlament 
immer noch mit der groben Gliederung von Förderzie¬ 
len abspeisen lässt. Sinnvoll wäre es doch stattdessen, 
dass die Gelder konkret nach Förderprogrammen auf¬ 
geschlüsselt werden. Transparenz und vor allen Dingen 
Klarheit dieser Förderung sind für meine Begriffe drin¬ 
gender denn je notwendig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Darüber hinaus ist es ebenso unverständlich, dass die 
Förderung immer noch eine Exportförderung umfasst. 
W / enn der Europäische Wirtschaftsraum eines sicher 
nicht benötigt, dann sind das zusätzliche deutsche Ex¬ 
porte. Die deutsche Wirtschaft scheint diese Förderung 
im Übrigen auch gar nicht mehr zu benötigen. Allein im 
Zeitraum von 2015 bis 2016 ist das Fördervolumen in 
diesem Sektor um fast zwei Drittel zurückgegangen. 

Nutzen wir also die Förderung aus dem ERP-Sonder- 
vermögen dafür, wichtige Impulse für die Wirtschaft und 
damit auch für Beschäftigung zu geben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dazu gehören Binnenabsatz statt Exportförderung, die 
Förderung wirtschaftlich benachteiligter Regionen im 
Osten wie im Westen unseres Landes, die energetische 
Gebäudesanierung oder die dringend notwendige Schaf¬ 
fung von bezahlbarem Wohnraum, gerade in Ballungs¬ 
zentren. 

Wir müssen in den nächsten Jahren darüber hinaus 
darauf aufpassen - vielleicht tagt der Wirtschaftsaus¬ 
schuss bald wieder -, dass vor allen Dingen ganz kleine 
Unternehmen, Selbstständige, die auch gefördert werden 
sollen, ebenfalls zu Geld kommen. Sie sind in den För¬ 
dersummen nämlich nach wie vor unterdurchschnittlich 
vertreten. 

Für eine Wirtschaftsforderung, wie sie heute vorliegt 
und wie sie vielleicht auch weiterentwickelt werden 
kann, bekommen Sie hier im Deutschen Bundestag auch 
die Unterstützung der Linksfraktion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Christian 
Petry [SPD]) 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ebenfalls zu ihrer ersten Rede im Deutschen Bundes¬ 
tag erteile ich das Wort der Kollegin Claudia Müller vom 
Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP) 

Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Nach den doch mehrheitlich kon¬ 
struktiven Reden meiner Vorredner wird es Sie nicht 
überraschen, dass auch ich hier einen eher positiven Ton 
anschlagen werde. 

Die Mittel aus dem ERP-Sondervermögen sind 
Grundlage der Mittelstandsförderung durch die KfW. 
Der vorliegende Wirtschaftsplan ist eine Fortschreibung 
dieser Arbeit - mit einer großen Neuerung: der Gründung 
einer eigenen Beteiligungsgesellschaft der KfW. 

Nicht nur in der Gründungsphase stehen Unterneh¬ 
merinnen und Unternehmer regelmäßig vor besonderen 
Investitionsbedarfen: sei es, um innovative Produkte und 
Dienstleistungen zu entwickeln und zur Marktreife zu 
bringen, sei es, um ressourcenschonende Produktions¬ 
mittel anzuschaffen oder um die Unternehmensnachfol¬ 
ge zu regeln oder, oder, oder. Dabei haben sie im inter¬ 
nationalen Wettbewerb um Finanzmittel einen großen 
Nachteil: die geringe Eigenkapitalquote. Nicht erst seit 
Basel II und Basel III werden regelmäßig die fehlenden 
Eigenkapital- und Mezzanine-Finanzierungsmöglich- 
keiten für Klein- und Kleinstunternehmen bemängelt. 
Bei uns werden risikobehaftete Vorhaben weiterhin sehr 
konservativ bewertet. Risiko wird gerne mit mangeln¬ 
der Seriosität verwechselt und daher mit entsprechend 
hohen Zinsen belastet, oder der Zugang zur Kreditfinan¬ 
zierung wird komplett verweigert. Vor allem Klein- und 
Kleinstunternehmen, die ihre innovativen Ideen voran¬ 
treiben wollen, werden so Steine in den Weg gelegt. Den 
Wettbewerb mit den großen Unternehmen verlieren sie - 
Deutschland damit deren Kreativität und im schlimmsten 
Fall Arbeitsplätze. 

Der Beschluss, eine eigene Tochtergesellschaft der 
KfW zu gründen, ist ein wichtiger Schritt, wenn er auch 
etwas spät erfolgt. Aber er wird jetzt unternommen, und 
das ist richtig so. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir dürfen uns allerdings nichts vormachen. Der Erfolg 
dieser Maßnahmen wird nicht über Nacht kommen, son¬ 
dern Zeit brauchen, Zeit, die wir uns in den Beratungen 
jetzt nicht mehr lassen sollten. Zum 1. Januar 2018 star¬ 
tet die Gesellschaft formal. Das operative Geschäft muss 
schnellstmöglich folgen. 

Ich will schon jetzt einen Gedanken in die Beratungen 
im Ausschuss einbringen: Venture-Capital-Investments 
und Mezzanine-Finanzierungsformen sind immer zeit¬ 
lich limitiert. Das stellt insbesondere Klein- und Kleinst¬ 
unternehmen vor die Herausforderung, eine sichere 
Anschlussfinanzierung zu finden, fällt sie doch häufig 
in eine Wachstumsphase, in der sich Fragen nach Pro¬ 


duktionserweiterung, Verbreiterung der Produktpalette (C) 
oder neue Forschungsanstrengungen stellen, ln der Ver¬ 
gangenheit hat dies regelmäßig dazu geführt, dass Unter¬ 
nehmen gescheitert sind. Über diese und andere Fragen 
möchte ich mich gerne mit Ihnen in den kommenden Be¬ 
ratungen austauschen. 

Ich bin überzeugt, dass die neue Gesellschaft eine 
wichtige Ergänzung zum bestehenden KfW-Angebot ist. 
Schnelle Erfolge werden wir aber, wie gesagt, nicht se¬ 
hen. Geben wir dieser Gesellschaft die nötige Zeit und 
unser Vertrauen. Wir hingegen sollten uns keine Zeit 
mehr lassen. Wir sollten alles Notwendige auf den Weg 
bringen. Ich freue mich auf die Beratungen dazu und auf 
die Zusammenarbeit hier im Haus. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP und des Abg. Stefan Liebich 
[DIE LINKE]) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/164 und 19/196 an den Hauptaus¬ 
schuss vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? - 
Ich höre keinen Widersprach. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 a und 15 b auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten (pj) 

Stephan Brandner, Marcus Bühl, Joana Eleonora 
Cotar, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 

der AfD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Aufhebung des Netzwerkdurchsetzungs¬ 
gesetzes 

Drucksache 19/81 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 

Dr. Petra Sitte, Anke Domscheit-Berg, Simone 
Barrientos, weiteren Abgeordneten und der Frak¬ 
tion DIE LINKE eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Teilaufhebung des Netzwerk¬ 
durchsetzungsgesetzes 

Drucksache 19/218 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Es gibt keinen 
Widersprach. Dann ist das beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zu ihrer ers¬ 
ten Rede Joana Eleonora Cotar von der AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Joana Eleonora Cotar (AfD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich dachte 
eigentlich. Sie hätten dazugelemt. Auch als Sie am spä- 
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(A) ten Abend des 30. Juni 2017 über das unsägliche Zensur¬ 
gesetz, das sogenannte Netzwerkdurchsetzungsgesetz, 
abgestimmt haben, war kaum noch einer von Ihnen in 
diesem Hohen Hause anwesend. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Der Bundestag war eigentlich gar nicht mehr beschluss¬ 
fähig. Aber das hat Sie nicht allzu sehr gestört. Mit rund 
50 Abgeordneten beschlossen Sie die Abschaffung der 
Meinungsfreiheit in den sozialen Netzwerken. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: So ein Quatsch! - Dr. Volker Ullrich 
[CDU/CSU]: So ein Unsinn, was Sie sagen!) 

Die Betreiber sozialer Netzwerke sind nun verpflich¬ 
tet, innerhalb kürzester Zeit offensichtlich rechtswidrige 
Beiträge zu löschen. 

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau, sehr 
gut!) 

Tun sie das nicht, drohen Geldstrafen in Millionenhöhe. 
Was „offensichtlich rechtswidrig“ ist, wird dabei nicht 
definiert. 

(Dietmar Nietan [SPD]: Das müssen Sie doch 
wissen! - Nadine Schön [CDU/CSU]: Viel¬ 
leicht erst das Gesetz lesen und dann eine 
Rede darüber halten!) 

Damit wurde das Strafrecht privatisiert. Jetzt entschei- 
den nicht mehr Richter darüber, was strafbar ist und was 
nicht. Nein, privatwirtschaftliche Unternehmen und ihre 
Mitarbeiter werden zu Richtern über die Meinungsfrei¬ 
heit. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Rechtsprechung wurde ausgerechnet von unserem 
Justizminister outgesourct. Eines ist sicher: Aus Angst 
vor den horrenden Geldstrafen werden die Unternehmen 
lieber einmal zu viel als einmal zu wenig löschen. 

(Beifall bei der AfD) 

Damit ist das NetzDG nichts anderes als Zensur, und die 
ist nach Artikel 5 Grundgesetz verboten. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Unsinn!) 

Zudem mangelt es für von Sperrungen betroffene Nut¬ 
zer an klaren Einspruchsmöglichkeiten. Unzählige User, 
darunter angesehene Publizisten, werden ohne Angabe 
von Gründen gelöscht und gesperrt. Wer sich keinen An¬ 
walt leisten kann, um Einspruch zu erheben, der hat eben 
Pech gehabt. Herr Maas und seine Kollegen, die dieses 
unsägliche Gesetz in Kraft gesetzt haben, behaupten, es 
ginge um Hass und Hetze. Meine Damen und Herren, 
seien wir doch einmal ehrlich: Mit dem Aufkommen der 
sozialen Netzwerke im Internet haben sich neben Zei¬ 
tungen und dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk weitere 
Plattformen des Pluralismus und des Meinungsaustau¬ 
sches entwickelt, die zu traditionellen Medien in Kon¬ 
kurrenz treten. Doch im Gegensatz zum öffentlich-recht¬ 


lichen Rundfunk, der vor allem zu einem Spielplatz der (C) 
Parteien verkommen ist 

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: So ein Quatsch!) 

und den die Bürger mit rund 8 Milliarden Euro im Jahr 
zwangsfinanzieren müssen, sind die sozialen Netzwerke 
durch finanzielle und politische Unabhängigkeit gekenn¬ 
zeichnet. 

(Beifall bei der AfD) 

Genau das ist das Problem für Sie: Es geht nicht um 
das Aufspüren von Straftätern oder Straftaten. Nein, Sie, 

Herr Maas, wollen die Diskurshoheit zurückgewinnen, 
die von den parteikontrollierten Medien in die freien so¬ 
zialen Netzwerke abgewandert ist. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Was labern Sie denn da für einen 
Quatsch?) 

Sie haben schlicht Angst vor einer freien und ehrlichen 
Debatte über die wahren Probleme unseres Landes. Sie, 

Herr Maas, und all die, die diesem Gesetz zugestimmt 
haben, sind nicht in der Lage, echte Meinungsfreiheit zu 
akzeptieren. 

(Beifall bei der AfD - Dietmar Nietan [SPD]: 

Dummes Zeug!) 

Das ist verständlich; denn das ist unter Linken so üblich. 

Ein Blick in die Geschichte des Sozialismus beweist das 
eindrücklich. 

(D) 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - Lachen 
bei Abgeordneten der SPD) 

Übrigens sind wir von der AfD nicht die Einzigen, die 
der Meinung sind, dass dieses Gesetz eine Schande für 
Deutschland ist. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Die Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf in der Anhö¬ 
rung im Rechtsausschuss des Bundestages am 19. Juni 
2017 haben den Verrat am Bürger offengelegt. „Repor¬ 
ter ohne Grenzen“ sprach davon, dass das Gesetz gänz¬ 
lich ungeeignet sei, um die sogenannte Hasskriminalität 
und andere strafbare Inhalte zu unterbinden. Stattdessen 
griffen die Maßnahmen des NetzDG unverhältnismäßig 
stark in die Presse- und Meinungsfreiheit ein 

(Dagmar Ziegler [SPD]: Machen Sie doch 
einen besseren Vorschlag!) 

und könnten die Kommunikationsfähigkeit im Internet 
nachhaltig beschädigen. 

(Beifall bei der AfD) 

Diese Kritik teilt der UN-Sonderberichterstatter für 
Meinungsfreiheit, David Kaye. Ja, selbst die Vereinten 
Nationen haben sich hier eingeschaltet, weil das Gesetz 
eine solche Ungeheuerlichkeit ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das nicht be¬ 
schlossene Gesetz!) 
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Joana Eleonora Cotar 

(A) Auch der Wissenschaftliche Dienst dieses Hauses legt 
zahlreiche Mängel und handwerkliche Fehler des Geset¬ 
zes offen. 

(Beifall der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD] - 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist der Ent¬ 
wurf! - Dagmar Ziegler [SPD]: Der Entwurf!) 

In seiner Ausarbeitung hat er Heiko Maas bescheinigt, 
dass sein Eingriff in die Meinungsfreiheit verfassungs¬ 
rechtlich nicht gerechtfertigt sei. 

(Beifall bei der AfD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, all diese Be¬ 
denken und Einsprüche haben Sie ignoriert. Sie haben 
das Gesetz trotz dieser fundierten Kritik verabschiedet. 

Eines der wichtigsten Elemente unseres Grundgeset¬ 
zes ist die Meinungsfreiheit, der Meinungsstreit in der 
öffentlichen Debatte. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Machen Sie doch mal 
einen sachlichen Vorschlag!) 

Nur der Austausch verschiedener und damit kontroverser 
Meinungen gewährleistet und sichert den Pluralismus. 
Ja, nicht alle Meinungen sind bequem. Aber wir müssen 
sie trotzdem ertragen. Das ist Demokratie. 

(Beifall bei der AfD) 

Werte Kollegen, die AfD gibt Ihnen die Gelegenheit, 
sich weiter zu dieser Demokratie zu bekennen und den 
Frontalangriff auf die Meinungsfreiheit zurückzuneh- 
R men. Die Rechtsdurchsetzung gehört nicht in private 
' Hände, sondern in die öffentlicher Gerichte. 

(Beifall bei der AfD) 

Wer anerkennt, dass die Freiheit und damit auch die Mei¬ 
nungsfreiheit unser höchstes Gut ist, der kann nur mit uns 
für die ersatzlose Aufhebung dieses Gesetzes stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD - Die Abgeordneten der 
AfD erheben sich) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die CDU/CSU-Fraktion spricht jetzt die Kollegin 
Lisa Winkelmeier-Becker. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol¬ 
legen! Es ist schwierig, in fünf Minuten all das aufzu¬ 
greifen und zu widerlegen, was hier gerade vorgetragen 
worden ist, nämlich ein Zerrbild des Netzwerkdurchset¬ 
zungsgesetzes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD - Zuruf von der AfD: Wo denn?) 

Sie meinen, in neuer Allianz - auch hier wiederum zu¬ 
sammen mit den Linken - für Meinungsfreiheit und ver¬ 
meintliche Freiheit auch dann noch kämpfen zu müssen, 
wenn es längst um strafbare Inhalte und Geschäftsmo¬ 


delle von großen Plattformen geht, die daran Millionen (C) 
verdienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir nehmen diese Rechte der Schreiber in den sozia¬ 
len Netzwerken und auch das Geschäftsmodell der Platt¬ 
formen durchaus ernst, 

(Zurufe von der AfD: Oh!) 

aber wir machen uns auch Sorgen um die Betroffenen, 
die Opfer von Straftaten im Netz, die bei Ihnen überhaupt 
keine Berücksichtigung finden. Wo kommen die bei Ih¬ 
nen überhaupt vor? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD - Beatrix von Storch [AfD]: Im Straf¬ 
recht!) 

Zum Glück gibt diese Debatte, die wir heute in erster 
Lesung beginnen, Gelegenheit, hier einiges klarzustellen. 

Sie meinen, dass sich dieses Gesetz gegen die freie 
Debatte im Internet richtet. Das ist falsch. 

(Zuruf von der AfD: Natürlich!) 

Ich möchte zunächst richtigstellen: Das Netzwerkdurch¬ 
setzungsgesetz ändert überhaupt nichts an dem materiel¬ 
len Recht, welche freie Meinung noch geschützt ist, was 
davon vom Gesetz gedeckt ist und wo eben die Grenze 
zur Strafbarkeit verläuft. Das ist im Strafgesetzbuch defi- 
niert und ändert sich durch das Netzwerkdurchsetzungs- 
gesetz in keiner Weise. 

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Hört! 

Hört!) 

Die Meinungsfreiheit ist in unserer Demokratie ein 
essenzielles Grundrecht. Deshalb ist sie sehr weit gefasst 
und deckt auch massive Kritik gegenüber der Regierung 
und der Politik ab. Sie kann abseitig, absurd und abstrus 
sein. Wir erleben hier ja auch Beispiele dafür. Es gibt kei¬ 
nen Meinungs-TÜV, und niemand hat eine Zensur oder 
staatliche Sanktionen zu befürchten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU - Zuruf von der AfD: Wo leben Sie 
eigentlich?) 

Das ist die Meinungsfreiheit in den Grenzen des 
Grundgesetzes, begrenzt durch allgemeine Gesetze, die 
Gesetze zum Schutz der persönlichen Ehre und zum 
Schutz der Jugend. Das sind eben auch allgemeine Ge¬ 
setze im Strafrecht. 

Für uns ist aber klar: Wir akzeptieren nicht, dass die 
großen Plattformen von Unternehmen, wie Facebook, 
Twitter oder Google, meinen, sie könnten ihre selbstde¬ 
finierten Gemeinschaftsstandards an die Stelle unserer 
demokratisch legitimierten Gesetze stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 
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Für uns ist klar: Im Netz darf es keinen Freibrief für Be¬ 
leidigungen und Bedrohungen geben - auch nicht unter 
dem Schutzmantel der Anonymität. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Beatrix von Storch [AfD]: Gibt es nicht! Da¬ 
für gibt es ein Strafgesetzbuch!) 

Wir brauchen hier Regeln, die diese großen Player der 
modernen Kommunikation verpflichten, sich an die de¬ 
mokratisch beschlossenen Gesetze zu halten. 

Was für andere Medien selbstverständlich ist, muss 
eben auch für die Social Media gelten. Auch die müs¬ 
sen in eigener Verantwortung prüfen. Das ist für Verlage 
völlig selbstverständlich. Auch die müssen prüfen, ob in 
ihren Beiträgen oder auch in den Leserbriefen zu ihren 
Rubriken strafbare Dinge stehen. Wenn sie das zulassen, 
dann haftet der Fierausgeber oder der Redakteur. Das ist 
also etwas ganz Normales und nichts Neues für die Netz¬ 
werke. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Es geht hier um nicht mehr und nicht weniger als um 
die Grundsatzfrage - das ist auch eine Machtfrage -, wer 
rechtlich und tatsächlich die Regeln im Netz bestimmt. 
Sind das die Facebooks dieser Welt? Das ist anscheinend 
Ihr Standpunkt, meine Damen und Herren von der AfD. 
Ich will Ihnen vorlesen, wie Facebook das meint und 
auch praktiziert. In deren Allgemeinen Geschäftsbedin¬ 
gungen heißt es nämlich: 

Wir können sämtliche Inhalte und Informationen, 
die du auf Facebook postest, entfernen, wenn wir 
der Ansicht sind, dass diese gegen diese Erklärung 
bzw. unsere Richtlinien verstoßen. 

Also: Soll das der Maßstab sein, oder sind das unsere 
Gesetze, die dann auch durchgesetzt werden müssen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Das ist unsere Meinung, und das sind das Ziel und der 
Zweck des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. 

Deshalb verpflichtet es die Plattformen zu drei Din¬ 
gen: 

Erstens. Es verpflichtet sie zu einem effektiven Be¬ 
schwerdemanagement mit qualifizierten Mitarbeitern in 
ausreichender Zahl. 

Zweitens. Es müssen eine Kontaktperson und eine er¬ 
reichbare Adresse öffentlich gemacht werden, damit man 
überhaupt weiß, wohin man sich als Betroffener oder 
auch vonseiten der Staatsanwaltschaft und des Gerichts 
wenden kann. 

Drittens gibt es die Pflicht, nach einem gerichtlichen 
Beschluss die Kontaktdaten mitzuteilen, damit man einen 
anonymen Schreiber überhaupt identifizieren kann - je¬ 
denfalls das versuchen kann. Das ist keine Privatisierung 
des Rechts - da irren Sie sondern es ist im Gegenteil 


die Durchsetzung des Gesetzes, das an die Stelle der pri¬ 
vaten, selbstgemachten Standards tritt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP) 

Auch die Gefahr des Overblockings haben wir im Ge¬ 
setzgebungsverfahren ausgeräumt. Es droht nämlich kein 
Bußgeld, wenn man im Einzelfall zu einer anderen Ent¬ 
scheidung kommt. Vielmehr darf ein Bußgeld nur dann 
verhängt werden, wenn die Pflichten systematisch nicht 
erfüllt werden, wenn es also grundsätzlich abgelehnt 
wird, ein Beschwerdemanagement einzurichten, oder 
grundsätzlich bestimmte Straftaten nicht entsprechend 
behandelt werden. 

Es gibt auch eine Exit-Strategie für die Plattformen, 
die wir ihnen ganz bewusst eingeräumt haben. Sie haben 
die Möglichkeit, die Fälle, die aus ihrer Sicht nicht klar 
sind, ob also rechtmäßig oder nicht, völlig ohne Zeit¬ 
druck innerhalb von sieben Tagen an ein plural besetztes 
Gremium zu geben, das dann diese Entscheidung in eige¬ 
ner Verantwortung trifft - völlig ohne Druck, ohne vorge¬ 
gebenes Ergebnis. Auch das ist ein wichtiger Punkt, den 
wir gerne noch ausbauen wollen, wenn die Plattformen 
sich dieser Möglichkeit nicht bedienen. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist um. 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 

Sie senden das fatale Signal, dass Ihnen die Durch¬ 
setzung des Rechts im Internet nicht wichtig ist. Wir 
sind überzeugt, dass wir diese Regeln brauchen. Und wir 
scheuen die Debatte nicht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die SPD hat das Wort Dr. Johannes Fechner. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Johannes Fechner (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Hass und Het¬ 
ze im Netz, das ist heutzutage leider keine Ausnahmeer¬ 
scheinung mehr. Wir alle wissen von unseren eigenen 
Profilen, von Kollegen, von Gesprächen mit Lehrerinnen 
und Lehrern oder mit der Polizei, mit welcher Wucht und 
vor allem mit welcher Intensität in strafbarer Weise im 
Internet gehetzt wird. Da geht es um Völksverhetzungen, 
um üble Beleidigungen, um Mobbing und um Bedrohun¬ 
gen bis hin zu Mordaufrufen. 

Weil leider allzu oft solche Worte dann auch zu Ge¬ 
walttaten führen, mussten wir dagegen Vorgehen. Des¬ 
wegen war es richtig, dass wir gegen Hass und Hetze und 
gegen Straftaten im Internet dieses Netzwerksdurchset- 
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(A) zungsgesetz beschlossen haben. Das war eines der wich¬ 
tigsten Gesetze der letzten Legislaturperiode. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dank an Justizminister Maas für seine Initiative, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 

und Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Dank an die Opposition für wertvolle Anregungen und 
Dank an alle Abgeordneten der Koalitionsfraktionen der 
letzten Wahlperiode für dieses Gesetz. Es war richtig, 
dass wir die sozialen Netzwerke in die Pflicht genommen 
haben; denn wer Milliarden verdient, wer Milliarden¬ 
umsätze macht, den trifft auch die Verantwortung dafür, 
dass es keine Straftaten in seinem Netzwerk gibt. Des¬ 
wegen war dieses Gesetz wichtig. Damit verhindern wir 
Einschüchterungen von Bürgerinnen und Bürgern. Damit 
sichern wir die Meinungsfreiheit, sodass jeder seine Mei¬ 
nung äußern kann, ohne bedroht zu werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wohlgemerkt: Die Meinungsfreiheit wird durch die¬ 
ses Gesetz nicht im Ansatz verletzt. 

(Jürgen Braun [AfD]: Nein!) 

Nur offensichtlich strafbare Inhalte müssen gelöscht 
werden. Wenn es Zweifel gibt, ob ein strafbarer Inhalt 
vorliegt, dann greift die regulierte Selbstregulierung. Das 

(B) soziale Netzwerk muss dabei auch nicht ständig jeden In¬ 
halt kontrollieren, sondern nur auf Beschwerden reagie¬ 
ren. Und nur eine Behörde kann Bußgelder verhängen, 
nicht Facebook selbst. Wo kämen wir da hin! Deshalb, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, kann von einer Privati¬ 
sierung des Rechts in diesem Zusammenhang überhaupt 
keine Rede sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das wichtigste Element unseres Gesetzes hat breite 
Zustimmung erfahren: vom Richterbund über die Poli¬ 
zeibehörden bis hin zur Internet-Community. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD) 

Endlich haben wir in Deutschland die Verpflichtung, dass 
soziale Netzwerke eine Zustellperson in Deutschland be¬ 
nennen müssen. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist gut!) 

Bürgerinnen und Bürger können ihre Unterlassungs¬ 
ansprüche in Deutschland geltend machen und müssen 
nicht im Ausland tätig werden, etwa in einem Karibikstaat 
oder wo auch immer die sozialen Netzwerke angeblich 
ihren Sitz haben. Staatsanwaltschaften und Ermittlungs¬ 
behörden haben einen Ansprechpartner vor Ort. Das war 
ein Meilenstein dafür, dass Unterlassungsansprüche hier 
in Deutschland durchgesetzt werden konnten. 

(Beifall bei der SPD) 


Ihnen von der AfD geht es doch gar nicht darum, die (C) 
Meinungsfreiheit zu verteidigen. 

(Zurufe von der AfD: Doch!) 

Ihnen geht es dämm, weiterhin Hass und Hetze im Inter¬ 
net zu ermöglichen, wie wir es von Ihren Leuten hören. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN¬ 
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

So hetzte etwa Politikerin Jeanette Ihme, AfD-Landes- 
vorstandsmitglied im Saarland, in Facebook so übel über 
Zuwanderer, dass sie zu Recht zu 90 Tagessätzen wegen 
Volksverhetzung verurteilt wurde. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Genau gegen solche Leute ist dieses Gesetz. Gegen ein 
solches Verhalten wollen wir Vorgehen. Es darf keine 
Rechtsfreiheit im Internet geben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der LINKEN - Widersprach 
bei der AfD) 

Im Übrigen ist Ihr Entwurf so dünn und so schlam¬ 
pig begründet, dass wir ihm schon deswegen nicht zu¬ 
stimmen können. Das mag daran liegen, dass Sie andere 
Arbeitsprioritäten haben. In der „Bild“-Zeitung war zu 
lesen, dass Sie für über 10 000 Euro Kuchen und Schnitt¬ 
chen bestellt haben. Ganz offensichtlich beschäftigen Sie (pj) 
sich lieber mit solchen Dingen. Sie verfuttern Steuergel¬ 
der, statt ordentliche Anträge zu stellen. 

(Widersprach bei der AfD) 

Das zeigt: Sie taugen nicht einmal als Protestpartei. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Hass und Hetze haben 
ein beängstigendes Ausmaß erreicht. 

Noch eine Anmerkung zu den Linken: Ihre Ände¬ 
rungsvorschläge sind so minimal. Wenn man sich vor 
Augen hält, dass Sie in der letzten Legislaturperiode alle 
Vorschläge der GroKo abgelehnt haben, dann ist das, 
glaube ich, ein großes Lob und eine innige Verbeugung 
vor diesem Gesetzeswerk. 

In diesem Sinne: Lassen Sie uns zusammenstehen. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Herr Kollege, lassen Sie eine Frage zu? 

Dr. Johannes Fechner (SPD): 

Ich war gerade fertig. Bitte schön. 

Norbert Kleinwächter (AfD): 

Sehr geehrter Herr Dr. Fechner, Sie haben gerade ein 
individuelles potenzielles Fehl verhalten, das mir persön¬ 
lich nicht bekannt ist, eines Parteimitglieds angespro- 



280 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


Norbert Kleinwächter 

(A) chen. Glauben Sie, dass das Konzept der Sippenhaft ei¬ 
nem modernen Rechtsstaat entspricht? 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei der CDU/ 
CSU, der SPD, der FDP, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Dr. Petra 
Sitte [DIE LINKE]: Das sagt der Richtige!) 

Dr. Johannes Fechner (SPD): 

Die Zeiten der Sippenhaft sind leider vorbei. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der SPD - Abgeordnete der AfD erheben sich) 

- Langsam, langsam. Ein Versprecher darf sein. - Die 
Zeiten sind vorbei, wobei ich mir genau solche Vorschlä¬ 
ge aus Ihrem Munde vorstellen könnte. 

Das ist eben nicht nur die Spitze des Eisbergs. Wenn 
man sich Ihre Facebook-Profile ansieht und sieht, was 
Sie für Meinungen verbreiten, was Sie für Meinungen 
stehen lassen und mit welchen Organisationen Sie Zu¬ 
sammenarbeiten, dann ist es doch eindeutig: Ihnen geht 
es nicht um Meinungsfreiheit; Sie wollen Hetze und Hass 
im Netz straffrei lassen. Damm geht es Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP, der LINKEN und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Wir können Hass und Hetze im Internet so nicht stehen 
lassen. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam als anständi- 

(B) ge Demokraten solche dünnen und schlampigen Anträge 
ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ihre erste Rede im Deutschen Bundestag hält die Kol¬ 
legin Nicola Beer von der FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Nicola Beer (FDP): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Demokratie lebt vom Diskurs: vom Austausch von 
Meinungen, Positionen und Vorschlägen, pointiert und 
auch kontrovers. Ich finde, die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land hat in der Vergangenheit eher darunter gelitten, dass 
wir nicht genug Diskurs hatten denn zu viel. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der FDP) 

- Sie von der AfD sollten sich nicht zu früh freuen. 

(Lachen bei der AfD) 

Denn wir Freie Demokraten sagen: Die sozialen Netz¬ 
werke haben in diesem Zusammenhang eine sehr wichti¬ 
ge Rolle. - Aber anders als Sie, meine Damen und Herren 


von der AfD, sehen wir soziale Netzwerke nicht als einen 
rechtsfreien Raum an. 

(Beifall bei der FDP) 

Anders als Ihnen, meine Damen und Herren, geht es uns 
nicht um Systemschelte, sondern um Bürgerrechte. Die 
Freien Demokraten wollen, anders als die AfD, effektiv 
gegen Menschenfeindlichkeit, Antisemitismus, Diskri¬ 
minierung und Hasskommentare im Netz Vorgehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Doch das, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen von SPD und CDU/CSU, wollen wir auf einer 
rechtssicheren Grundlage machen. Das ist der Grund, 
warum die Freien Demokraten zu dem nächsten Tages¬ 
ordnungspunkt heute einen eigenen Gesetzentwurf vor¬ 
gelegt haben, der wieder die richtige Balance zwischen 
dem Rechtsstaat auf der einen Seite und den Möglichkei¬ 
ten des Eingriffs auf der anderen Seite herstellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn für uns ist klar: Das Netzwerkdurchsetzungsge¬ 
setz, das Sie gerade in einem nochmaligen kurzfristigen 
Zusammenfinden der Großen Koalition so gefeiert ha¬ 
ben, ist ein schlecht gemachtes Gesetz, 

(Beifall bei der FDP) 

für das es keine Gesetzgebungskompetenz gibt - jeden¬ 
falls nicht auf Bundesebene - und das die Meinungsäu¬ 
ßerungsfreiheit, die Informationsfreiheit, die Rundfunk¬ 
freiheit und die Pressefreiheit verletzt, indem es den 
Betreibern privater Plattformen weitreichende Entschei¬ 
dungsbefugnisse gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das stimmt 
nicht!) 

- Im Hinblick auf den Eingriff durch Löschen und Sper¬ 
ren, Herr Kollege Fechner. - Das ist eine Privatisierung 
der Rechtsdurchsetzung, die nichts mehr mit unserem 
Rechtsstaatsprinzip zu tun hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Ehrhorn von der AfD? 

Nicola Beer (FDP): 

Gerne. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Bitte schön. 

Thomas Ehrhorn (AfD): 

Verehrte Kollegin, sind Sie wirklich der Meinung, 
dass wir dem Rechtsstaat und der demokratischen Mei¬ 
nungsfreiheit einen Gefallen tun, wenn wir es zulassen, 
dass juristisch definierte Begriffe wie „Beleidigung“ und 
„Verleumdung“ ersetzt werden durch völlig Undefinierte 
Begriffe wie „Hate Speech“ und „Fake News“? 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


281 


Thomas Ehrhorn 

(A) Sind Sie weiter der Meinung, dass es zu verantwor¬ 
ten ist, dass wir eine solche juristische Beurteilung nun 
tatsächlich Mitarbeitern von Facebook und Twitter über¬ 
tragen? 

Nicola Beer (FDP): 

Sehr geehrter Plerr Kollege, genau solche Begriffe 
werden Sie deswegen in dem heute hier vorliegenden 
Vorschlag der Freien Demokraten nicht finden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Wir setzen am bestehenden Rechtsrahmen an. Wir set¬ 
zen an der bestehenden Gesetzgebungskompetenz an, die 
hier zwischen Bund und Ländern gesplittet ist, und wir 
wollen ein verfassungskonformes System, das trotzdem 
die Bürgerrechte gegen Beleidigung, gegen Diskriminie¬ 
rung auch im Netz durchsetzt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD - Armin-Paulus Flampel [AfD]: Da 
sind wir bei Ihnen!) 

Dazu gehört eben auch - deswegen ist es so wichtig -, 
heute hier das Netz-DG aufzuheben und durch die von 
den Freien Demokraten vorgeschlagene Regelung zu 
ersetzen. Dazu gehört eben auch, dass die Feststellung, 
ob eine Meinungsäußerung noch Satire ist, ob sie zwar 
geschmacklos, aber im Sinne unserer Meinungsfreiheit 
zu ertragen ist oder ob sie, Herr Kollege Fechner, schon 
die Grenze der Strafbarkeit überschreitet, ob sie eine Be¬ 
leidigung, eine Verleumdung oder vielleicht sogar Volks- 

(B) Verhetzung ist, Privaten nicht zur Entscheidung überlas¬ 
sen wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Das ist allein Sache der dazu berufenen Behörden. Das 
ist Sache von Polizei und Justiz in unserem Rechtsstaat. 
Genau dieses System müssen wir wiederherstellen. 

Dazu werden wir Polizei und Justiz besser ausstatten 
müssen; denn, ja, es ist schwieriger geworden, hier hin¬ 
terherzukommen. Ja, in der Zeit der sozialen Netzwer¬ 
ke verbreiten sich solche Äußerungen sehr schnell, sie 
verbreiten sich sehr weit, und sie halten sich auch hart¬ 
näckig. Doch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz, sehr 
geehrte Kollegen von SPD und CDU/CSU, wird dem 
Anspruch nicht gerecht; es ist sogar gefährlich. Denn 
mit seiner Kombination aus Löschungsverpflichtung und 
Bußgeldbedrohung führt es zur Umkehrung des bisheri¬ 
gen Prinzips. Früher hieß es: „Im Zweifel für die Frei¬ 
heit.“ Reden Sie einmal mit den Plattformbetreibern - 
mittlerweile heißt es: „Im Zweifel löschen.“ Genau das 
greift in Bürgerrechte ein. 

(Beifall bei der FDP und der AfD) 

Genau deswegen muss dieses Gesetz aufgehoben wer¬ 
den. 

Wir Freie Demokraten legen Ihnen einen eigenen Vor¬ 
schlag vor; denn die Lücke, die die AfD schaffen will - 
da tun Sie uns mit der Debatte, wie Sie sie hier führen, 
keinen Gefallen -, lehnen wir ab; aber leider ist auch 


der Gesetzentwurf der Linksfraktion nicht geeignet. Sie (C) 
wollen Auskunftsansprüche streichen, die wir dringend 
brauchen. 


Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Frau Kollegin, es gibt den Wunsch nach einer weite¬ 
ren Zwischenfrage. Lassen Sie sie zu? 

Nicola Beer (FDP): 

Ich hätte zwar den Gedanken jetzt gern erst zu Ende 
geführt, aber bitte schön. 

Markus Frohnmaier (AfD): 

Sehr geehrte Frau Kollegin, ich wollte Ihnen die Frage 
stellen, inwiefern sich Ihr Beitrag eigentlich vom Beitrag 
der AfD-Fraktion unterscheidet. Ich glaube, eins zu eins 
wurde das hier gerade schon einmal vorgebracht. 


Nicola Beer (FDP): 

Wer aufmerksam zuhört, der hört auch die Unterschie¬ 
de. Vielleicht legen Sie einfach unseren Gesetzentwurf 
neben den Ihren; dann sehen Sie die Unterschiede. 

(Beifall bei der FDP) 


Ich erkläre zum Schluss, dass wir der Meinung sind, 
dass es die überflüssigen Berichtspflichten, die Sie als 
Linkspartei festschreiben wollen, in dieser Form nicht 
braucht. Gleichzeitig fußt das von Ihnen beschriebene 
Beschwerdeverfahren nicht auf einer Gesetzgebungs¬ 
kompetenz des Bundes. Deshalb noch einmal: Wir wer¬ 
den nachher die Gelegenheit haben, den FDP-Vorschlag 
zu diskutieren. Er ist die richtige Lösung. Er findet die 
richtige Balance. 


(D) 


Herzlichen Dank. 


(Beifall bei der FDP) 


Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Die nächste Rednerin zu ihrer ersten Rede im Deut¬ 
schen Bundestag: Anke Domscheit-Berg von der Frakti¬ 
on Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ni¬ 
cola Beer [FDP]) 

Anke Domscheit-Berg (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Liebe Gäste! Als Netzaktivistin habe auch ich 
große Probleme mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz; 
dennoch kommen wir als Linksfraktion zu ganz anderen 
Schlussfolgerungen als AfD und FDP, die die vollständi¬ 
ge Abschaffung des Gesetzes fordern. Ich möchte unsere 
Kritikpunkte kurz ansprechen: 

Wir sehen immer noch die Gefahr der Privatisie¬ 
rung der Rechtsdurchsetzung; denn auch eine regulier¬ 
te Selbstregulierung ist kein Bestandteil der deutschen 
Justiz. Hinsichtlich der behaupteten Neutralität dieses 
Gremiums würde ich schon gern wissen, wer eigentlich 
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(A) bestimmt, welche Mitglieder darin sitzen, wer sie bezahlt 
und wer es kontrolliert. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir sehen weiterhin, nach wie vor, auch das Risiko 
der Einschränkung der Meinungsfreiheit durch die Ge¬ 
fahr des Overblocking. Es ist schlicht auch eine Frage 
der Größenordnungen. Facebook hat 31 Millionen aktive 
Nutzer in Deutschland. Als profitorientiertes Unterneh¬ 
men hat es da genau zwei Möglichkeiten, das Problem 
von Meldungen zu lösen: Entweder entscheidet Software, 
eine künstliche Intelligenz, oder es entscheiden schlecht¬ 
bezahlte Menschen mit minderer juristischer Qualifika¬ 
tion, und zwar im Akkord. Beides muss zwangsläufig 
zu Overblocking führen, zum Löschen von Inhalten, die 
überhaupt nicht gemeint waren. 

Wie das Netzwerkdurchsetzungsgesetz mit seinen 
schwammigen Formulierungen hat auch der Gesetzent¬ 
wurf der AfD sehr starke handwerkliche Fehler; denn er 
fordert die Zurücksetzung des Telemediengesetzes auf 
den Stand vom 30. September und würde damit durch 
die Hintertür die Abschaffung der Störerhaftung rück¬ 
gängig machen. Offene WLANs wären dann wieder von 
Abmahnungen bedroht, und das will echt keiner. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir halten das Gesetz aber auch für ineffektiv; denn 
zum Beispiel auf der russischen Plattform VKontakte 
gibt es schon seit 2013 für den - Selbstbeschreibung - 

(B) „Fall der Fälle“ eine offizielle Gruppe der AfD, deren 
User angeben, dass sie wegen Sperrungen auf Facebook 
dort sind. Bleibt das Netzwerkdurchsetzungsgesetz in 
seiner Fassung unverändert, wird dort bald sehr viel mehr 
los sein; denn das Netzwerkdurchsetzungsgesetz greift 
dort und auf anderen Plattformen nicht. Der Hass zieht 
einfach um. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das Gesetz ist außerdem ein Ablenkungsmanöver; es 
soll von staatlichem Versagen ablenken. Ich zitiere aus 
einer Hassnachricht an mich: 

Du Fischvotze! Lass Dich vom Nigger totficken und 
Deine Familie gleich mit. Unwertes Leben wie Dich 
braucht niemand. 

Ich hatte sie vor über einem Jahr angezeigt - ohne Er¬ 
gebnis. Als Feministin mit linkem Wertegerüst fühle ich 
mich als Freiwild, weil Justiz und Ermittlungsbehörden 
flächendeckend versagen - nicht weil ein Posting nicht 
schnell genug gelöscht worden ist. Ich vermisse eine Ini¬ 
tiative der Bundesregierung zur Aufstockung und Ausbil¬ 
dung von Personal bei Ermittlungsbehörden. 

An effektiverer Strafverfolgung hat die AfD jedenfalls 
kein Interesse; sonst stünde dazu etwas in ihrem Gesetz¬ 
entwurf, und sonst hätte ihr allseits berüchtigter Spitzen¬ 
politiker Hocke nicht in einer internen Mail von 2015 
die Legalisierung folgender Straftatbestände gefordert: 
Volksverhetzung, Aufruf zur Gewalt, Verbreitung von 
Propagandamitteln verbotener Parteien und das Leugnen 
der Verbrechen des Nationalsozialismus. Die AfD hängt 


sich ein liberales Deckmäntelchen um, damit Hass im 
Netz weiter wirkt. 

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der FDP) 

Deshalb bitte ich Sie um Ablehnung des Gesetzent¬ 
wurfs der AfD und um Zustimmung für den alternativen 
Vorschlag der Linksfraktion, der die schädlichen und in¬ 
effektiven Bestandteile des NetzDG wie genaue Lösch¬ 
vorgaben und damit verbundene Bußgelder aufhebt, alle 
sinnvollen Bestandteile wie Benennung zustellfähiger 
Ansprechpartner sowie Berichts- und Beschwerdepro¬ 
zesse aber beibehält, was die Erfüllung hoheitlicher Auf¬ 
gaben erleichtert, ohne Grundrechte zu verletzen. 

Lassen Sie uns zusätzlich demokratische Kräfte und 
politische Bildung stärken und mit der Zivilgesellschaft 
nach Lösungen suchen, die dazu beitragen, dem Hass in 
unserer Gesellschaft den Boden zu entziehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Nächste Rednerin ist dann die Kollegin Tabea Rößner 
von Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren, ins¬ 
besondere von der AfD! In Ihrem Gesetzentwurf schrei¬ 
ben Sie sich auf die Fahne, den Widerstreit der Meinun¬ 
gen in der öffentlichen Debatte erhalten zu wollen. Das 
ist von der Zielsetzung her genauso löblich wie bemer¬ 
kenswert; denn ich kenne keine andere Partei, die in den 
vergangenen Jahren so häufig vor Gericht gezogen ist, 
um gegen Meinungsäußerungen vorzugehen, wie die 
Ihre - übrigens meist erfolglos, und das ist auch gut so. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Ansonsten entnehme ich weder Ihrem Gesetzentwurf 
noch Ihrer Rede eine sachliche Auseinandersetzung mit 
dieser komplexen Materie. Sie sind einfach nur dagegen. 
Lösungen schlagen Sie nicht vor. Dabei sind Sie doch 
angetreten, um zu gestalten. 

Wir haben in der letzten Legislaturperiode in der Tat 
heftig über das Netzwerkdurchsetzungsgesetz gestritten. 
Manches an diesem Gesetz ist zu kritisieren: 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

das überstürzte Gesetzgebungsverfahren, das Wegschie¬ 
ben umfassender rechtlicher und verfassungsrechtlicher 
Bedenken. Das alles hat meine Fraktion benannt. Wir 
haben aber auch darauf hingewiesen, wie eine sinnvol¬ 
le Regulierung aussehen könnte. Wir wollen die viel zu 
kurzen Löschfristen, unbestimmten Rechtsbegriffe und 
fehlende Verfahrensregeln angehen, die Overblocking in 
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(A) Kauf nehmen. Es fehlt ein Put-back-Verfahren zum Wie¬ 
dereinstellen unrechtmäßig gelöschter Inhalte. Die regu¬ 
lierte Selbstregulierung muss genauer herausgearbeitet 
werden. Die Staatsferne bei der Aufsicht muss gewähr¬ 
leistet werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Die Linke stellt sich anders auf und bringt einige kon¬ 
struktive Vorschläge ein. Zumindest werden hier die gu¬ 
ten Ansätze des Gesetzes erhalten wie die Bußgelder und 
der Zustellungsbevollmächtigte, der am Ende zum Glück 
noch eingeführt wurde. 

Bei aller Kritik steht doch eines fest: Auf eine Regu¬ 
lierung zu verzichten, bedeutet nicht, Meinungsfreiheit 
zu erhalten und sachliche Debatten zu fördern. Gegen 
Verleumdung und Völksverhetzung vorzugehen, ist da¬ 
her keine Zensur, sondern ein Beitrag zur Zivilisierung 
des Netzes. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP) 

Sind es nicht gerade Sie, die immer schnell nach Sicher¬ 
heit und Ordnung rufen? Sie wollen auf gar keinen Fall 
rechtsfreie Räume entstehen lassen. Aber in digitalen 
Räumen wollen Sie nicht einmal Mindestvoraussetzung¬ 
en für die Einhaltung rechtlicher Regeln. Das bedeutet, 
dass im Netz strafbare Äußerungen weiter kursieren kön¬ 
nen, dass Posts, in denen zu Gewalt gegen Personen - 
einschließlich der Veröffentlichung ihrer Adressen - 

(B) aufgerufen wird, nicht gelöscht werden müssen. Das ist 
unverantwortlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD - Beatrix von Storch [AfD]: Das ist 
Stuss!) 

Als Abgeordnete des Deutschen Bundestags haben 
wir die Verantwortung, Lösungen für dringende und 
komplexe Probleme zu finden. Aber mehr als ein bloßes 
Nein wollen oder können Sie offensichtlich nicht liefern. 
Da fällt es Ihnen schon leichter, undifferenziert auf das 
vorgebliche Meinungskartell der öffentlich-rechtlichen 
Sender und Zeitungsverlage einzuschlagen. Bei aller Kri¬ 
tik, die im Einzelnen an diesen Medien geäußert werden 
kann, sollte eines nicht vergessen werden: Qualitätsjour¬ 
nalismus ist eines der Bollwerke gegen Irrationalität und 
Verrohung des öffentlichen Diskurses. Er verdient unsere 
kritische, aber konstruktive Begleitung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP 
und der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]) 

Genauso wie der Staat die Erfüllung der Funktion des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gewährleisten muss, ist 
er verpflichtet, die sozialen Netzwerke in die Rechtsord¬ 
nung des freiheitlichen Rechtsstaates einzubinden. Die¬ 
ses Feld komplexer Abwägungen taugt übrigens nicht 
zur populistischen Profilierung durch wen auch immer. 

Eine Regulierung, die noch überwiegend aus der ana¬ 
logen Welt stammt, muss gut durchdacht in die digitale 


Welt transformiert werden. Dabei geht es um den Erhalt (C) 
von Meinungsfreiheit und um Regeln, die einen demo¬ 
kratischen Meinungsbildungsprozess erst ermöglichen. 

Es geht um eine offene und pluralistische Debatte in un¬ 
serer Gesellschaft, angetrieben durch Menschen, die auf 
Augenhöhe und sachlich miteinander kommunizieren. 
Lügen und strafbare Äußerungen, deren unzähliges Ver¬ 
breiten und Teilen - das kann Menschen zerstören - müs¬ 
sen bekämpft werden, ohne den Diskurs abzuwürgen. 

Das ist eine schwierige Aufgabe, die verlangt, Verant¬ 
wortung für das Ringen um verhältnismäßige Lösungen 
zu übernehmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Nächster Redner ist Thomas Jarzombek von der CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thomas Jarzombek (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich freue 
mich sehr, dass man nun im Deutschen Bundestag über 
manches diskutieren kann, was bisher als Mythos und 
Legende durch die sozialen Medien wabert. Bevor wir 
das Netzwerkdurchsetzungsgesetz beschlossen haben, 
haben wir dazu eine Anhörung im Rechtsausschuss (D) 
durchgeführt. Diese Anhörung im Rechtsausschuss wur¬ 
de ja heute schon von den Antragstellern erwähnt. 

Bei dieser Anhörung haben alle Praktiker aus der 
Justiz - das unterscheidet auch die Gesetzentwürfe, die 
die FDP und die Linkspartei eingebracht haben, von 
dem der AfD - deutlich gemacht, dass die Durchsetzung 
deutschen Rechts gegenüber amerikanischen sozialen 
Plattformen kaum möglich ist. Warum? Weil diese Un¬ 
ternehmen ihren Sitz nicht in Deutschland haben und 
es überhaupt keinen Zustellungsbevollmächtigten die¬ 
ser Unternehmen in Deutschland gibt. Deshalb ist eines 
der Module des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, dass 
wir Unternehmen wie Facebook und andere dazu zwin¬ 
gen, einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten zu 
benennen; denn die Praktiker aus Polizei und Justiz sa¬ 
gen uns: All das, was man bisher an Durchsetzung von 
deutschem Recht vornehmen möchte, geht nur über ein 
Rechtshilfeersuchen an Irland 

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Telemedienge- 
setz!) 

mit einem unendlichen Papierkrieg und mit monatelan¬ 
gem Gehampel. 

Was ich interessant finde, ist, dass die Partei, die sich 
vermeintlich für Recht und Gesetz ausspricht, als einzige 
Partei im Deutschen Bundestag heute einen Gesetzent¬ 
wurf vorlegt, laut dem diese Unternehmen keinen inlän¬ 
dischen Zustellungsbevollmächtigten mehr haben sollen, 
damit also nicht mehr deutschem Recht und Gesetz un- 
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(A) terliegen würden. Das müssen Sie Ihren Wählern einmal 
erklären. Ich jedenfalls verstehe es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN - Zurufe von der 
AfD) 

- Nein, das ist nichts anderes. Sie müssen sich überle¬ 
gen - Sie sind hier nicht in einem Schülerparlament, 
sondern im Deutschen Bundestag was genau Sie hier 
beantragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ihr Gesetzentwurf verrät Sie; denn das, was Sie fordern, 
heißt, dass diejenigen, die möglicherweise mit Ihnen 
sympathisieren und nicht wissen, wo die Grenzen des 
Rechtsstaates sind, künftig keinerlei Sanktionen unterlie¬ 
gen und am Ende sich nicht mehr deutschen Gerichten 
und Staatsanwälten stellen müssen. Das darf nicht pas¬ 
sieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

In der Sache kann man sehr unterschiedlicher Mei¬ 
nung sein, ob dieses Gesetz richtig oder falsch ist. Das 
Interessante jedoch ist: Es gilt noch gar nicht; es wird ja 
erst ab 1. Januar tatsächlich wirken. Und wenn das ganze 
Gesetz wirkt, dann werden wir einmal schauen, was am 

(B) Ende daraus wird. 

Es ist aber auch kein Geheimnis, dass es zwischen der 
Union und der SPD durchaus unterschiedliche Sichtwei¬ 
sen bei der Verhandlung darüber gab. 

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Stimmt!) 

Die SPD wollte, dass am Ende Unternehmen möglichst 
viel dazu beitragen, dass gelöscht wird. Wir wollten eine 
Selbstregulierung nach dem Vorbild zum Beispiel von 
Computerspielen, bei der unabhängige Leute Entschei¬ 
dungen treffen und nicht die Unternehmen selbst. 

(Nicola Beer [FDP]: Tun sie ja nicht!) 

Wir haben uns auf einen Kompromiss verständigt, der 
Anreize zur regulierten Selbstregulierung beinhaltet. 
Leider nutzt Facebook nicht die Möglichkeit, sich des 
Vorwurfes zu erwehren, dass sie selber im Zweifelsfall 
lieber löschen, als das Prinzip zu akzeptieren, dass auch 
unbequeme Meinungen gepostet werden. 

Ich sage deshalb nur, insbesondere an FDP und Grüne 
gerichtet: Wir hätten hier eine schöne Novelle des Geset¬ 
zes machen können. 

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das stimmt!) 

Wir hätten zum Beispiel an das anknüpfen können, was 
in §§ 30 ff. des Rundfunkstaatsvertrages steht, näm¬ 
lich dass der, der eine besonders große Meinungsmacht 
hat, auch Vielfalt zulassen muss. Dazu könnte auch ein 
Rechtsanspruch auf Darstellung gehören. Ich gebe aber 


die Hoffnung noch nicht auf und freue mich auf die wei¬ 
teren Diskussionen zum Thema. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Stefan Ruppert [FDP]) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wie Sie bemerkt haben, hat die Sitzungsleitung gewech¬ 
selt. Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte ich 
gerne der Kollegin Petra Nicolaisen aus Schleswig-Hol¬ 
stein zu ihrem heutigen Geburtstag herzlich gratulieren. 

(Beifall) 

Als Nächstes: Thomas Jarzombek, CDU/CSU. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der war gerade!) 

- Das ist ja schön; der Kollege vor mir hatte den Namen 
nicht durchgestrichen. Ich bitte vielmals um Entschuldi¬ 
gung. -Als Nächstes: Dr. Jens Zimmermann, SPD. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist auf 
jeden Fall - das kann man, glaube ich, feststellen - eine 
muntere Debatte. Das ist gut für den Bundestag, weil die 
Thematik, die wir beim Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
diskutieren, ja keinesfalls erledigt ist. Es ist eben schon 
einmal kurz angeklungen - wenn Thomas Jarzombek 
nochmals vier Minuten gehabt hätte, hätte er dazu viel¬ 
leicht noch mehr sagen können -, dass wir bisher noch 
gar keine Erfahrungswerte haben, weil die Übergangs¬ 
frist erst am 1. Januar beendet ist. Deswegen ist es wich¬ 
tig, dass wir sehr genau schauen, wie dieses Gesetz An¬ 
wendung findet. 

Aber die heute hier eingebrachten Gesetzentwürfe zur 
Abschaffung bzw. Änderung sind an dieser Stelle doch 
ein bisschen schwierig. Das hat man in der Debatte auch 
gespürt. Vor allem die Argumente von der rechten Seite 
waren doch ein bisschen flach. 

Wenn wir über dieses Gesetz diskutieren, müssen wir 
auch einmal in die Historie schauen und uns fragen: Was 
hat den Deutschen Bundestag in der letzten Legislaturpe¬ 
riode eigentlich dazu gebracht, dieses Gesetz genau so zu 
verabschieden? 

(Zuruf von der AfD: Das fragen wir uns 
auch!) 

Seinerzeit hatten wir einen ganz großen Vorlauf. Wir ha¬ 
ben mit den Unternehmen zusammengesessen. Es gab 
viele Appelle, freiwillig entsprechend tätig zu werden. 

Jeder, der sich bei Facebook, Twitter und Co anmel¬ 
det, akzeptiert dort auch die Allgemeinen Geschäftsbe¬ 
dingungen. Gegen das, was Sie dort alles akzeptieren, ist 
das, was wir hier von rechtlicher Seite vorgesehen haben, 
ein Kindergeburtstag; denn dort akzeptieren Sie unter an¬ 
derem auch ein amerikanisches Weltbild. 
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Noch etwas Weiteres haben wir festgestellt. Bei einer 
Anhörung im Ausschuss Digitale Agenda war die Vertre¬ 
terin von Facebook nicht einmal in der Lage bzw. wil¬ 
lens, uns, dem Deutschen Bundestag, mitzuteilen, wie 
viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eigentlich diese 
Beschwerden bearbeiten. 

Damit kommen wir auch ein bisschen zu dem Hin¬ 
tergrund der Kritik, die vonseiten der Unternehmen er¬ 
hoben wird. Es sind große, mittlerweile multinationale 
amerikanische Konzerne, die vor allem ein Interesse 
haben: möglichst viel Geld zu verdienen. Wenn sie, wie 
jetzt, ein vernünftiges Beschwerdemanagement einfiih- 
ren müssen, verringert das zunächst einmal den Gewinn; 
denn sie müssen Mitarbeiterstellen schaffen. Das ist das 
Ergebnis dieses Gesetzes. Ich halte das für ein sehr gutes 
Ergebnis, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem meine ich, dass es gut gewesen wäre, der 
oder die eine oder andere hätte vor dieser Debatte ein¬ 
mal in das Gesetz geschaut. Das soll ja manchmal helfen. 
Hier wird viel erzählt, was alles darin stände. Wenn man 
das Gesetz zur Hand nimmt, stellt man aber fest, dass 
darin nichts von Hate Speech steht. Für die ganzen un¬ 
bestimmten Rechtsbegriffe, die hier in die Debatte ein¬ 
geführt wurden, würde ich gerne einmal die Fundstellen 
im Gesetz sehen. Man hat sie explizit nicht hineinge¬ 
schrieben. Das muss man in dieser Debatte auch einmal 
klarstellen. Denn sonst werden hier Mythen erzeugt, die 
das Gesetz überhaupt nicht hergibt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Abschließend: Es ist auch für die Bürgerinnen und 
Bürger wichtig, zu verstehen, dass es sich um ein Durch¬ 
setzungsgesetz handelt. Wir haben hier keine neuen 
Rechtstatbestände dahin gehend geschaffen, was sie on¬ 
line äußern dürfen und was nicht oder was ein rechtswid¬ 
riger Inhalt ist und was nicht. Daran hat sich überhaupt 
nichts geändert. Es ist wichtig, das einmal zur Kenntnis 
zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Denn hier wird so getan, als hätte der Bundestag in der 
letzten Legislaturperiode an dieser Stelle etwas beschlos¬ 
sen, was es noch nicht gab. 

Auf jeden Fall hat jeder - und das sollte sich jeder 
von uns klarmachen - die Möglichkeit, wenn er Schrott 
gepostet hat, diesen selbst wieder zu löschen. Wenn ich 
mich morgens um halb neun in den leeren Bundestag 
stelle und ein Foto von den leeren Reihen der anderen 
Fraktionen mache, kann ich dieses Bild, wenn ich es ge¬ 
postet habe und erkenne, dass das vielleicht doch keine 
gute Idee war, auch selbst wieder herausnehmen. Das ist 
doch etwas, was uns alle versöhnen sollte. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Zimmermann. - Als letzter 
Redner in der Debatte: der Kollege Alexander Hoffmann, 
CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kollegin¬ 
nen und Kollegen! An Sie von der AfD: Ich fand Ihre 
Standing Ovations bei der ersten Rede durchaus beein¬ 
druckend. Es hat mich beeindruckt, zu sehen, mit was für 
einem dünnen Sachvortrag man bei Ihnen Begeisterungs¬ 
stürme auslösen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN - Lachen bei der AfD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich denke, dass ich 
für das ganze Haus spreche, wenn ich sage, dass wir es 
uns im Sommer 2017 bei den Beratungen zum Netzwerk¬ 
durchsetzungsgesetz beileibe nicht leicht gemacht haben. 
Gleich die allererste Frage, die wir aufgeworfen haben, 
war: Gibt es in diesem Bereich Regelungsbedarf? Wir 
waren uns fraktionsiibergreifend einig, dass es uns am 
liebsten gewesen wäre, wenn diese Regelungen von den 
Unternehmen, von den Plattformanbietem selbst vorge¬ 
nommen worden wären. 

Wir alle waren uns darüber einig, dass es - und das 
macht das Thema so wahnsinnig schwierig - am Ende 
um das Auflösen eines Spannungsverhältnisses geht: 
Auf der einen Seite steht das Grundrecht auf freie Mei¬ 
nungsäußerung, und auf der anderen Seite stehen andere 
Grundrechte wie zum Beispiel das Grundrecht auf Per¬ 
sönlichkeitsschutz. 

Mit Ihrem Entwurf geben Sie heute zu erkennen: Es 
gibt keinen Regelungsbedarf. Wenn man aber ins Netz 
schaut, stellt man fest, dass man das auch anders beurtei¬ 
len kann. - Herr Präsident, Sie gestatten, dass ich dazu 
einen Dialog zum Besten gebe, wie man ihn auf Face¬ 
book findet. - Da schreibt jemand über eine Person des 
öffentlichen Lebens in Deutschland - ich zitiere -: Wa¬ 
rum wird dieses Biest nicht gesteinigt? So eine hat doch 
null Charakter. Für Geld und Macht verkauft die sich 
doch zur Not auch selbst. - Ein anderer schreibt: Kann 
der Alten nicht irgendjemand in den Kopf schießen? 

Diese Beispiele zeigen sehr deutlich, dass Ihr Entwurf 
mit drei Denkfehlern behaftet ist. 

Erstens. Aussagen dieser Art sind nicht vom Grund¬ 
recht auf freie Meinungsäußerung umfasst, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Aber das sind Straftaten! Es ist 
strafbar! Unfassbar! Strafrecht!) 

weil dieses Grundrecht eben nicht schrankenlos ge¬ 
währt ist, sondern es an der Stelle beschränkt wird, wo 
es Grundrechte anderer tangiert, wie hier das Grundrecht 
auf Persönlichkeit. 
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Alexander Hoffmann 

(A) Der zweite Denkfehler ist, dass es keine Regulierung 
durch Facebook und Co gibt, die wir uns sehr wohl ge¬ 
wünscht hätten. Beide Kommentare wurden an Facebook 
gemeldet. Ich kann Ihnen die Antwort von Facebook vor¬ 
lesen. Sie lautet: 

Wir haben den von dir im Hinblick auf Verherrli¬ 
chung drastischer Gewalt gemeldeten Kommentar 
geprüft und festgestellt, dass er nicht gegen unsere 
Gemeinschaftsstandards verstößt. 

Damit bin ich beim dritten Denkfehler. Bereits heute - 
es ist schon angeklungen - reguliert und zensiert Face¬ 
book nach Maßstäben, die wir nicht kennen, die nicht 
transparent sind und die in ihren Gemeinschaftsstandards 
versteckt sind. 

Ich habe von Ihnen noch an keiner Stelle irgendein 
kritisches Wort dazu gehört oder dass Sie gesagt haben: 
Das müssen wir jetzt unterbinden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Frohnmaier, AfD? 

Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 

Ja, aber mit ganz großem Vergnügen. 

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Dreifache 
Redezeit!) 

Markus Frohnmaier (AfD): 

Herr Kollege, machen Sie das eigentlich mit Absicht? 
Immer wieder wird hier wiederholt, dass die AfD rechts¬ 
freie Räume im Internet will. Das stimmt doch gar nicht. 
Hätten Sie uns zugehört, dann wäre Ihnen klar gewor¬ 
den, dass wir einfach nur sagen, dass so etwas in Gerich¬ 
te gehört und nicht an private Unternehmen übertragen 
werden soll. Das, was Sie hier gerade machen, sind doch 
Live Fake News. 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der SPD) 

Alexander Hoffmann (CDU/CSU): 

Sie geben mir schon das Stichwort „Fake News“. 
Dazu wollte ich gleich etwas sagen. Aber jetzt ganz kurz 
zu Ihnen: Es ist ein Unterschied, ob eine Aussage, die 
justiziabel ist, in einem Zwiegespräch gemacht wird oder 
ob diese Aussage oder sogar Bilder ins Netz gestellt wer¬ 
den, wo sie sofort um die ganze Welt eilen. 

Es gibt ein Beispiel von einer 15-Jährigen, die auf ei¬ 
ner Party vergewaltigt worden ist. Das Video ist ins In¬ 
ternet gestellt worden und hat sich über die ganze Welt 
verteilt. Das Mädchen hat nie wieder einen Fuß auf den 
Boden bekommen, wurde drogenabhängig und hat sich 
irgendwann das Leben genommen. 

Es gibt ein weiteres Beispiel von einem Mädchen, das 
mit zwölf Jahren Opfer von Cybergrooming geworden 
ist, das heißt, sie hat sich dazu verleiten lassen, einem 
fremden Mann Nacktbilder von sich zu schicken. Auch 


diese Bilder standen dann im Netz. Damit ist sie erpresst (C) 
worden. 

(Zurufe von der AfD - Gegenruf von der 
SPD: Ruhe!) 

Drei Jahre später, nach Drogenabhängigkeit, hat sich die¬ 
ses Mädchen das Leben genommen. 

Ich weiß, dass Sie das nicht hören wollen, aber das 
zeigt sehr schön den Unterschied. 

(Zuruf von der AfD: Beantworten Sie die 
Frage!) 

- Das ist doch genau die Antwort. - Es ist wichtig, zu 
sehen, dass eine Äußerung im Internet, ein Bild, das ins 
Internet gestellt wird, von den Auswirkungen und von 
den Dimensionen her eine ganz andere Größenordnung 
hat als eine Äußerung in einem Zwiegespräch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Am Ende wischen Sie das alles - das, was ich zitiert 
habe, die beiden Beispielsfälle, die ich gebracht habe - 
weg, und das aus einem einzigen Grund: weil das die 
Mittel Ihrer politischen Arbeit sind. Sie arbeiten mit Fake 
News, Sie arbeiten mit alternativen Fakten, und Sie ar¬ 
beiten mit Agitationen, 

(Widerspruch bei der AfD) 

wo es nur um eines geht: die Ängste der Menschen in 
unserem Land zu schüren. 

(D) 

Dieser Agitation steht dieses Gesetz im Weg, und das ist 
auch gut so. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Ich schließe damit die Ausspra¬ 
che. 

Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwür¬ 
fe auf den Drucksachen 19/81 und 19/218 an den Haupt¬ 
ausschuss vorgeschlagen. Gibt es dazu anderweitige 
Vorschläge? - Das sehe ich nicht. Dann sind die Über¬ 
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 

Christian Lindner, Stephan Thomae, Dr. Marco 

Buschmann, weiteren Abgeordneten und der 

Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Stärkung der Bürgerrechte (Bür- 

gerrechtestärkungs-Gesetz - BüStärG) 

Drucksache 19/204 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki 

Ich rufe für die Fraktion der Freien Demokraten den 
Kollegen Stephan Thomae auf. 

(Beifall bei der FDP) 

Stephan Thomae (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Der erste Gesetzentwurf der 
Freien Demokraten in dieser 19. Wahlperiode ist nicht 
zufällig ein Bürgerrechtestärkungs-Gesetz, sondern de¬ 
finiert eines der Kernanliegen der Freien Demokraten, 
an dem sich nichts geändert hat. Deswegen wollen wir 
uns mit einem Gesetz zur Stärkung der Bürgerrechte in 
diesem Hohen Haus nach vierjähriger Abwesenheit zu¬ 
rückmelden. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Sicherheitspolitik der letzten Jahre war geprägt 
von Angst - Angst vor Terror, Kriminalität, Bedrohung. 
Die Antwort darauf war viel zu oft: minimale Sicherheits¬ 
gewinne gegen maximale Einschränkungen bürgerlicher 
Rechte. Wir Freien Demokraten wollen eine Trendwende 
einleiten. Auch wir - auch ich - haben ein Verhältnis zur 
Sicherheit, aber wir wollen maximale Sicherheitsgewin¬ 
ne bei minimalen Eingriffen in bürgerliche Freiheitsrech¬ 
te. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir wollen das Minimaxprinzip wieder vom Kopf auf 
die Füße stellen, und das macht den Unterschied. So sieht 
unser Gesetzentwurf eine Aufhebung der anlasslosen, 
flächendeckenden Vorratsdatenspeicherung vor, die eben 
keinen maximalen Sicherheitsgewinn bringt, sondern nur 
der Anlass zur Erhebung von mehr Daten bei unbeschol¬ 
tenen Bürgern ist und nur eine Scheinsicherheit auslöst. 
Im Augenblick stellt das sogar überhaupt keinen Sicher¬ 
heitsgewinn dar, weil 2010 das Bundesverfassungsge¬ 
richt die Vörratsdatenspeicherung für verfassungswidrig 
und 2014 sowie 2016 der EuGH sie für europarechts¬ 
widrig erklärt hat und nun, 2017, ein Oberverwaltungs¬ 
gericht, das OVG Münster, die VDS ausgesetzt hat. Die 
Bundesregierung nimmt es hin, dass die Vörratsdaten¬ 
speicherung unanwendbar bleibt und vermutlich irgend¬ 
wann einmal, in einigen Jahren, wiederum von Karlsruhe 
oder vom EuGH wiederholt wird, dass schon irgendein 
Anlass bestehen muss, um Daten zu erheben und zu spei¬ 
chern. Da wäre es doch klüger und geschickter und ein 
effektiverer Sicherheitsgewinn, wenn der Gesetzgeber 
selbst die anlasslose Vörratsdatenspeicherung aufhöbe 
und den Weg frei machte für eine anlassbezogene Daten¬ 
speicherung, und zwar dort, wo echte Gefahr besteht: bei 
Gefährdern und gefährlichen Straftätern. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Thomae, erlauben Sie mir kurz eine In¬ 
tervention. - Ich würde dringend darum bitten, dass die 
Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU-Fraktion in 
der ersten und zweiten Reihe die Gespräche einstellen, 
während der Redner hier vorne redet. 


Stephan Thomae (FDP): 

Und mir zuhörten. - Danke schön. 

Neben der Vörratsdatenspeicherung halten wir auch 
das Netzwerkdurchsetzungsgesetz, ein Gesetz, das mit 
heißer Nadel gestrickt ist, auf den letzten Metern der 
18. Wahlperiode auf den Weg geschoben, regelrecht 
durchgezogen wurde, für verfassungswidrig und europa¬ 
rechtswidrig. Denn die Regulierung der Telemedien fällt 
im Wesentlichen nicht in die Gesetzgebung des Bundes, 
sondern wäre Gegenstand eines Staatsvertrages der Län¬ 
der. Es gibt zwar durchaus einige Inhalte des NetzDG, die 
auch wir Liberale teilen, zum Beispiel Auskunftsansprü¬ 
che Betroffener. Es gibt aber auch Dinge, die wir extrem 
kritisch sehen, nämlich insbesondere die Verlagerung der 
schwierigen rechtlichen Frage der Rechtswidrigkeit von 
Meinungsäußerungen in die Entscheidungszuständigkeit 
privater Unternehmen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Denn wenn private Unternehmen unter Androhung emp¬ 
findlicher Bußgelder innerhalb enger und starrer Fristen 
entscheiden müssen, ob ein Inhalt als rechtswidrig ein¬ 
zustufen ist und gelöscht werden soll, dann wird man 
im Zweifel nicht für die Meinungsfreiheit kämpfen und 
eintreten, sondern ihn sicherheitshalber einfach löschen. 
Und das ist bitte schön keine Kleinigkeit, sondern ein 
empfindlicher Grundrechtseingriff. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Es gibt aber durchaus einen Punkt, den wir sehr be¬ 
fürworten - Kollege Jarzombek sprach ihn im letzten Ta¬ 
gesordnungspunkt an -, nämlich die Regelung hinsicht¬ 
lich des Zustellungsbevollmächtigten. Denn das ist eine 
Frage der ZPO; da sehen wir eine Gesetzgebungskompe¬ 
tenz des Bundes. Das ist auch wichtig, weil, wie schon 
ausgeführt, inländische Betroffene einen inländischen 
Ansprechpartner brauchen. Für alles andere gibt es noch 
nicht einmal eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes. 

Ja - damit will ich zum Schluss kommen, Herr Prä¬ 
sident -, das Problem einer zunehmenden Verrohung 
und zuweilen auch Rechtsverachtung im Netz sehen wir 
wohl. Das muss man angehen. Aber auch dabei muss 
man sich an die Regeln und die Gesetzgebungskompe¬ 
tenzen halten. Wenn noch nicht einmal eine Gesetzge¬ 
bungskompetenz des Bundes besteht, dann halten wir 
eine Privatisierung von Grundrechtseingriffen wie die 
Löschung von Meinungsäußerungen für nicht hinnehm- 
bar. Deswegen bitten wir Sie, die Überweisung dieses 
Gesetzentwurfes zu beschließen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Thomae. - Als Nächstes für 
die Fraktion der CDU/CSU: die Kollegin Winkelmeier- 
Becker. 


(Beifall bei der FDP) 


(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Man hat den Eindruck, dass sich die kleinen Partei¬ 
en rechts und links der Mitte dieses Hohen Hauses über¬ 
trumpfen wollen, was den stärksten Ausschlag angeht. 
Lieber Kollege Stephan Thomae, man hört ein bisschen 
heraus, dass es hier vor allem um Symbolik geht 

(Manuel Höferlin [FDP]: Es geht um Bürger¬ 
rechte !) 

und dass ihr euch sehr stark selbst unter Druck setzt, hier 
irgendetwas zu liefern, egal ob es dürftig ist oder inhalt¬ 
lich etwas bringt. 

Ihr beginnt den Gesetzentwurf mit der Behauptung, 
dass Freiheit und Rechte der Bürger zugunsten der Si¬ 
cherheit unverhältnismäßig eingeschränkt worden seien. 
Richtig ist sicherlich, dass Sicherheit und Freiheit in ei¬ 
nem Spannungsverhältnis stehen. Ein Zuviel an Sicher¬ 
heit kann auf Kosten der Freiheit gehen. Es gibt aber 
auch einen anderen Zusammenhang: Freiheit und Sicher¬ 
heit bedingen sich gegenseitig. Freiheit ohne Sicherheit 
ist nichts wert. Wenn ich die Freiheit habe, aus dem Haus 
zu gehen, aber befürchten muss, dass in der Zeit ein Ein¬ 
bruch geschieht oder ich einem Raub zum Opfer falle, 
dann ist die Freiheit nicht so viel wert. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD) 

Das heißt, es geht um ein ausgewogenes Verhältnis von 
Freiheit und Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob diese in der Balance sind, wird von der FDP in¬ 
frage gestellt. Wenn ich im Wahlkreis unterwegs bin, 
höre ich das eher andershemm. Mir wird eher gesagt, 
dass die Sicherheit zu kurz kommt. Wenn ich die Bürger 
frage: „Was liegt euch am Herzen?“, dann höre ich eher 
die Sorge, dass es Einbruchdiebstähle gibt, dass der En¬ 
keltrick angewendet wird. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Das wollen 
Sie mit der Vörratsdatenspeicherung bekämp¬ 
fen? Das ist ja grotesk, Frau Kollegin!) 

Denn dadurch entstehen Schäden, die weit über den ma¬ 
teriellen Verlust hinausgehen. Die Leute sind zutiefst 
verunsichert und fühlen sich in der eigenen Wohnung 
nicht mehr sicher. 

Es gehört zu den ureigenen Aufgaben des Staates, für 
die Sicherheit seiner Bürger zu sorgen, 

(Christian Lindner [FDP]: Da ist die Vörrats¬ 
datenspeicherung völlig unverhältnismäßig! 

Da wird sie doch gar nicht eingesetzt! Wir re¬ 
den hier über etwas ganz anderes!) 

natürlich in der Balance mit der Freiheit. Aber hier finde 
ich es schon bedenklich, dass Sie die Gefahren, die den 
Bürgern durch Kriminalität, durch Terrorismus drohen, 
in Ihrem Gesetzentwurf überhaupt nicht erwähnen. Dass 
Sie ausgerechnet unseren demokratisch legitimierten 
Rechtsstaat als die größte Gefahr für die Bürger darstel¬ 
len wollen, geht an der Sache klar vorbei. 


Liebe Kollegen, Sie formulieren hier - ich weiß nicht, (C) 
ob bewusst oder unbewusst - sehr missverständlich, sehr 
ungenau in Ihrem Gesetzentwurf. Da heißt es: 

Der Gesetzgeber hat in den letzten Jahren die Samm¬ 
lung von Informationen über seine Bürgerinnen und 
Bürger immer mehr ausgeweitet. 

Hier entsteht ein Bild von großen Speichern im Keller 
des Innenministeriums - als würde der Staat Daten sam¬ 
meln. Das ist doch nicht so. Der einzige Gegenstand des 
Gesetzes ist, dass wir regeln, dass die Daten dort, wo sie 
anfallen - bei den Anbietern, bei den Providern nicht 
unmittelbar gelöscht werden dürfen, sondern einige Wo¬ 
chen vorgehalten werden, nicht mehr und nicht weniger. 

Kein Staat geht hin und sammelt diese Daten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 
der FDP-Fraktion? 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 

Ja. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Bitte. 

Manuel Höferlin (FDP): 

Frau Kollegin, mir ist nicht ganz klar geworden - 
vielleicht können Sie das aufklären -, wodurch aus Ih- (pj) 
rer Sicht bei der Anwendung des Enkeltricks bei älteren 
Menschen zu Hause die Vorratsdatenspeicherung prä¬ 
ventiv oder auch später in der Strafverfolgung wirksam 
eingreifen kann. 

(Beifall bei der FDP und der AfD sowie der 
Abg. Niema Movassat [DIE LINKE] und 
Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 


Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 

Wenn Sie genau zugehört hätten, 

(Manuel Höferlin [FDP]: Habe ich!) 

hätten Sie mitbekommen, dass ich dieses Beispiel im Zu¬ 
sammenhang mit dem genannt habe, was den Bürgern 
auf dem Herzen liegt, und dass es bei der Balance von 
Freiheit und Sicherheit eher um diese Dinge geht. Denn 
die Bürger fragen mich: Wann tut der Staat etwas dage¬ 
gen? Wieso ist der Staat da nicht durchsetzungsfähiger? 
In diesem Zusammenhang habe ich das gesagt. Wenn Sie 
das Gesetz lesen, dann sehen Sie, dass der Enkeltrick 
nicht zu den Straftaten gehört, bei denen auf Vörratsda- 
ten zurückgegriffen werden kann. Das habe ich auch mit 
keinem Wort behauptet. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Manuel Höferlin 
[FDP]: Ah, okay!) 

Wir kommen zurück zu den Daten, um die es geht. Es 
geht um Daten bei Festnetz- und Handynummern, wie 


Das wäre ein wertvoller Hinweis. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


289 


Elisabeth Winkelmeier-Becker 

(A) sie auch für Rechnungszwecke der Anbieter gespeichert 
werden. Diese sollen bei den Anbietern für zehn Wochen 
gespeichert werden. Bei Daten aus Funkzellen - dies 
bezieht sich auf jeweils die Funkzelle, in der sich ein 
Mobiltelefon im Moment des Beginns der Verbindung 
befunden hat - sind es vier Wochen. Es werden keine 
Namen und keine Inhalte gespeichert. Und dies tut auch 
nicht der Staat, sondern der Vertragspartner, den sich die 
Kunden selber aussuchen. 

Sie wollen nun die Regelungen streichen, in denen 
den Anbietern die Speicherung vorgeschrieben wird. Sie 
haben aber nichts dagegen, dass Daten, die zu geschäft¬ 
lichen Zwecken vorgehalten werden, der strafrechtlichen 
Verfolgung zugänglich gemacht werden. Das zeigt aus 
meiner Sicht, dass Sie selber nicht davon ausgehen, dass 
es um hochsensible Daten geht. Denn für die Bürger ist 
es doch egal, ob ihr Anbieter dies nun freiwillig oder 
wegen der Regelung der Mindestspeicherfrist tut. Flier 
ist der Eingriff in gleicher Weise zu bewerten. Das eine 
wollen Sie zulassen, das andere nicht. Das ist aus meiner 
Sicht nicht plausibel. 

Liebe Kollegen, mich hätte auch interessiert, welchen 
konkreten Schaden Sie bei Anwendung der Regeln se¬ 
hen und welchen Missbrauch Sie sich da überhaupt vor¬ 
stellen. Wir können einmal dahingestellt sein lassen, wie 
hochsensibel die Daten, um die es hier geht - zwei Tele¬ 
fone, die zu einem bestimmten Zeitpunkt miteinander in 
Verbindung waren eigentlich sind. Aber es ist doch so 
geregelt, dass niemand an diese Daten herankommt. Die 
Ausnahme sind die Staatsanwaltschaft und die Gerichte, 
wenn es um einen Fall schwerer Kriminalität geht. Ein 
Gericht muss vorher darüber entscheiden, und jeder Be¬ 
troffene wird hinterher transparent informiert. Ich weiß 
wirklich nicht, wo an dieser Stelle ein Missbrauch mög¬ 
lich ist oder worin Sie den großen Schaden sehen. 

Ich glaube eher, viele meinen, bedroht zu sein und be¬ 
obachtet zu werden, und wissen gar nicht, dass sie im Fall 
des Falles informiert würden. Im Umkehrschluss heißt 
das nämlich: Wer nicht darüber informiert wird, dass er 
betroffen war, der war auch niemals betroffen. Der muss 
sich damit abfinden, dass seine Daten niemanden interes¬ 
siert haben. Viele nehmen sich da auch zu wichtig und 
halten sich für bedroht, obwohl überhaupt niemand ihre 
Daten haben will. 

Wir halten diese Mindestspeicherpflichten für erfor¬ 
derlich, weil sie wichtige Hinweise geben, die dabei hel¬ 
fen, Straftaten aufzuklären, Täter- und Bandenstrukturen 
zurückzuverfolgen oder auch Zeugen zu finden. Dabei 
steht nicht jeder automatisch selbst in Verdacht, sondern 
kann einfach derjenige sein, der in Kontakt mit einem 
Opfer oder einem möglichen Verdächtigen gestanden hat. 

Liebe FDP, noch ein Wort zum Netzwerkdurchset¬ 
zungsgesetz, über das wir eben gesprochen haben. Ein 
paar Punkte bedürfen noch der Klarstellung. 

Wenn im Rahmen der regulierten Selbstregulierung 
die Fälle an eine Plattform abgegeben werden, dann be¬ 
steht an dieser Stelle überhaupt kein Zeitdruck. Es geht 
nur um die Abgabe an die Plattform; diese muss innerhalb 
von sieben Tagen erfolgen. Aber wenn der entsprechende 
Fall einmal dort ist, gibt es überhaupt keinen Zeitdruck. 


Es gibt überhaupt kein Risiko, kein Bußgeld, das die (C) 
Selbstregulierung nach sich ziehen könnte. Es gibt also 
an der Stelle auch überhaupt keine Beeinflussung. Es ist 
im Übrigen auch kein Präjudiz für eine spätere gerichtli¬ 
che Entscheidung darüber, ob etwas strafbar ist. 

(Nicola Beer [FDP]: Das wird ja der gericht¬ 
lichen Entscheidung zugeführt!) 

Die Selbstregulierung führt doch nicht zu einer Entschei¬ 
dung über die Strafbarkeit in dem Sinne, dass strafrecht¬ 
liche Sanktionen verhängt werden können. 


Wir sehen durchaus positiv, dass der Gesetzentwurf 
vorsieht, einige Aspekte des Netzwerkdurchsetzungs¬ 
gesetzes zu erhalten. Wir wären an den Stellen für eine 
sinnvolle Weiterentwicklung offen. Der Richtervorbe¬ 
halt und die hohen Kosten sind möglicherweise Punkte, 
die es für die Betroffenen unattraktiv machen, den Aus¬ 
kunftsanspruch geltend zu machen. Wir halten es aber für 
falsch, dass ihr euch von den Multis der Meinungsindus¬ 
trie vor den Karren spannen lasst, wenn es dämm geht, 
die Standards zu deregulieren. Wir glauben, es ist besser, 
dass wir bei dem bisherigen Standard bleiben. Wir lassen 
es besser, wie es ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Dagmar Ziegler [SPD]) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Winkelmeier-Becker. (D) 

Bevor ich den Kollegen Dr. Fechner aufrufe, möchte 
ich eine Unzulänglichkeit gestehen. Die überaus effizien¬ 
te Bundestags Verwaltung hat mich darauf hingewiesen, 
dass aufgrund eines Präsidiumsbeschlusses aus dem Jah¬ 
re 1967 nur runde Geburtstage und Geburtstage über 60 
aufgemfen werden. Da vier weitere Personen im Hohen 
Hause Geburtstag haben - drei von der AfD, einer von 
der FDP -, gratuliere ich den Personen von hier aus recht 
herzlich persönlich. Ansonsten wird künftig so verfah¬ 
ren, wie 1967 beschlossen. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten im 
ganzen Hause) 

Herr Kollege Dr. Fechner, Sie haben für die SPD das 
Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Johannes Fechner (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tribü¬ 
nen! Liebe Geburtstagskinder! Wir haben eben schon in¬ 
tensiv über das Netzwerkdurchsetzungsgesetz diskutiert. 
Insofern sei es auch in dieser Debatte, aber nur in Kürze 
gesagt: Weil es in den sozialen Netzwerken viel zu viel 
Hass und Hetze gibt, weil dort aufs Übelste beleidigt und 
bedroht wird - bis hin zum Mordaufruf -, können wir 
nicht zuschauen, wenn Bürgerinnen und Bürger in sozia¬ 
len Netzwerken derart heftig und oft auf strafbare Weise 
angegriffen werden. Hier haben die sozialen Netzwerke 
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eine Verantwortung, und es war richtig, dass wir in der 
vergangenen Legislaturperiode das Netzwerkdurchset¬ 
zungsgesetz beschlossen haben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

Dass nun ausgerechnet die FDP, genauso wie die AfD, 
wesentliche Teile dieses wichtigen Gesetzes abschaffen 
will, ist bemerkenswert. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD] - Zurufe 
von der FDP) 

Da befinden Sie sich nicht nur in schlechter Gesellschaft, 
sondern es verwundert auch, weil Sie ja einmal eine Par¬ 
tei waren, die sich für Bürgerrechte eingesetzt hat. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD] - Nicola 
Beer [FDP]: Eben!) 

- Lang ist es her. - Mit Ihrer Initiative schützen Sie aber 
nicht die Bürgerrechte, sondern Sie verhindern, dass Bür¬ 
gerinnen und Bürger vor Bedrohungen, vor Beleidigun¬ 
gen, vor Fletze und vor Flass geschützt werden. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Bürgerrechte 
sind Abwehrrechte gegen den Staat, Herr Kol¬ 
lege!) 

Den Schutz, den wir gesetzlich normiert haben, wollen 
Sie abschaffen, und das geht nicht. Wenn soziale Netz¬ 
werke Milliardengewinne machen, dann ist es den ent¬ 
sprechenden Konzernen zumutbar, strafbare Inhalte zu 
löschen, 

(Nicola Beer [FDP]: Ach! Ich dachte, sie 
sollen privat gelöscht werden!) 

anstatt sie einfach stehen zu lassen und so unbehelligten 
Bürgerinnen und Bürgern zu schaden. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen von der FDP, Sie 
weisen zu Recht daraufhin, dass die Betreiber von sozi¬ 
alen Netzwerken schon heute zu „Notice and take down“ 
verpflichtet sind. Das allein hat sich aber nicht als aus¬ 
reichend erwiesen. Ich verweise auf die Berichte von ju- 
gendschutz.net, in denen die Defizite ganz klar benannt 
werden. 

Insofern haben wir eine vernünftige Regelung gefun¬ 
den: Offensichtlich rechtswidrige Inhalte müssen inner¬ 
halb von 24 Stunden gelöscht werden. Gerade weil die 
Meinungsfreiheit für uns ein so hohes Gut ist und im 
Zweifel in ihrem Sinne entschieden werden muss, gibt 
es bei nicht eindeutigen Fällen diese Verpflichtung nicht. 
Hier greift die regulierte Selbstregulierung. Das von Ih¬ 
nen befürchtete Overblocking ist also vom Tisch. 

(Nicola Beer [FDP]: Das sieht die Praxis 
anders!) 

Das wird es mit unserer Regelung gerade nicht geben. 

Sie wollen diese Regelung allen Ernstes aufgeben. Ich 
finde, Sie müssen hier Verantwortung übernehmen. Dass 
Sie hier die Bürger im Stich lassen 

(Nicola Beer [FDP]: Das sehen die Bürger 
auch anders!) 


und dieses Im-Stich-Lassen auch noch als Bürgerrechte- (C) 
stärkungs-Gesetz bezeichnen, ist der Scherz der Woche. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Eines haben wir in der Tat nicht geregelt - da müssen 
wir noch nachlegen -: Wenn ein soziales Netzwerk einen 
Inhalt löscht und sich hinterher herausstellt, dass dies zu 
Unrecht erfolgt ist, dann muss der Nutzer einen Rechts¬ 
anspruch darauf haben, dass sein Inhalt wiederhergestellt 
wird. Die Einführung eines solchen Wiederherstellungs¬ 
anspruchs müssen wir uns für die kommende Legislatur¬ 
periode vornehmen - in welcher Regierungskonstellation 
auch immer. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Wahlkampf lau¬ 
tete einer der Werbeslogans der FDP: „Die Sicherheit 
muss besser organisiert sein als das Verbrechen.“ 

(Beifall bei der FDP) 

Da hätte man meinen können, Sie setzten sich jetzt für 
die Belange der Polizei ein. Aber weit gefehlt: Gleich mit 
Ihrem ersten Gesetzentwurf wollen Sie die Vörratsdaten- 
speicherung abschaffen, obwohl deren Anwendung eine 
der zentralen Forderungen von Polizei und Ermittlungs¬ 
behörden ist. Gerade weil die Polizei, wie ich finde, in 
ihren technischen Ermittlungsmöglichkeiten auf Augen¬ 
höhe mit organisierter Kriminalität agieren muss, sollten 
wir diese Regelung beibehalten und nicht, wie Sie es for¬ 
dern, abschaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) (D) 

In meinem Wahlkreis gab es einen schrecklichen 
Mord. Der Täter konnte nur deshalb überführt werden, 
weil sein Handy über die Funkzelle am Tatort zu orten 
war. Das Telekommunikationsunternehmen wäre nach 
der heutigen Rechtslage, insbesondere nach der Ent¬ 
scheidung der Bundesnetzagentur infolge der Entschei¬ 
dung des Oberverwaltungsgerichtes Münster, nicht ver¬ 
pflichtet gewesen, diese Daten zu speichern. 

(Nicola Beer [FDP]: Eben!) 

Wenn die Daten nicht vorhanden gewesen wären, dann 
hätte der Mörder wahrscheinlich nicht überführt werden 
können und wäre heute noch auf freiem Fuß. Ich finde, 
das ist kein haltbarer Zustand. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Gesetz zu 
den Höchstspeicherfristen hat Justizminister Maas einen 
ausgewogenen Vorschlag vorgelegt, der einerseits der 
Polizei ein wichtiges Ermittlungsinstrument an die Hand 
gibt und andererseits die Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger wahrt. Wir haben gerade im internationalen Ver¬ 
gleich sehr kurze Speicherfristen, wir speichern nicht die 
Inhalte, sondern nur die Daten, und das Ganze steht auch 
noch unter Richtervorbehalt. 

Wichtig ist, dass der EuGH die Vorratsdatenspeiche¬ 
rung in einer Entscheidung, deren Begründung ich mir, 
ehrlich gesagt, präziser gefasst gewünscht hätte, für nicht 
vereinbar mit europäischem Recht gehalten hat. Die est¬ 
nische Ratspräsidentschaft hat deshalb in der vergange¬ 
nen Woche einen, wie ich finde, interessanten Vorschlag 
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(A) unterbreitet, wie eine Neuregelung unter Wahrung der 
Bürgerrechte und unter Beachtung der Hinweise des 
EuGH möglich ist. 

Auf europäischer Ebene wird eine Rechtsgrundlage 
erarbeitet. Solange die Verfassungsgerichtsentscheidun¬ 
gen, die aufgrund entsprechender Klagen anstehen, nicht 
vorliegen, sollten wir dieses wichtige Instrument nicht 
vorschnell aus der Hand geben. 

(Nicola Beer [FDP]: Wir haben es gar nicht! 

Es ist doch ausgesetzt!) 

ln diesem Sinne können wir Ihrem Vorschlag nicht fol¬ 
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Dr. Fechner. - Als 
Nächster für die AfD mit seiner ersten Rede im Hohen 
Haus: Kollege Brandner. 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Brandner (AfD): 

Meine Damen und Herren! Ich musste lange auf die¬ 
sen Moment warten. Herzlich Willkommen und vielen 
Dank. 

(B) Der Gesetzentwurf der FDP zielt einerseits auf die Da¬ 
tenspeicherung ab, andererseits soll das Regelwerk für 
die sozialen Netzwerke neu gefasst werden. Kurz und 
knapp vorab: Der vorliegende Gesetzentwurf ist zum 
einen FDP-typischer, undurchdachter, pseudo-liberaler 
Murks, 

(Beifall bei der AfD - Dr. Marco Buschmann 
[FDP]: Von Ihnen nehmen wir das als Kom¬ 
pliment!) 

zum anderen ein Plagiat des AfD-Programms aus dem 
Bereich „Weg mit den Maas’schen Zensurgesetzen“, 
wieder einmal nach dem Altparteienmotto „Von der AfD 
lernen, heißt siegen lernen“. 

(Beifall bei der AfD - Stephan Thomae 
[FDP]: Sie haben abgeschrieben!) 

Vor allem die ausschließlich von ihrer Vergangenheit 
zehrende, seit vielen Jahren gänzlich konturlose Digita- 
lisierungs-FDP und Bunt-FDP versucht sich ja fast täg¬ 
lich in dem Bereich „von der AfD lernen, heißt siegen 
lernen“, allerdings vergeblich, meine Damen und Herren 
von der FDP. 

(Beifall bei der AfD) 

Und nun das hier: Was die Datenspeicherung betrifft, 
beschränkt sich die FDP auf Worthiilsen und lebensfrem¬ 
de Annahmen. Sie übersieht zum Beispiel völlig, dass es 
in angespannten Sicherheitslagen und vor allem im Be¬ 
reich der schweren Kriminalität selbstverständlich außer 
Frage stehen muss, von der Möglichkeit Gebrauch zu 


machen, Daten zulasten von Verbrechern zu speichern (C) 
und auszuwerten. 

Ein Beispiel. Frau Merkel - sie glänzt durch Abwe¬ 
senheit - hat mit ihrer CDU im Gleichschritt mit allen 
Altparteien die Sicherheit und die Außengrenzen unse¬ 
res Landes einem nebulösen Multikulti-Unsinn geopfert. 

Wir wissen nicht, wer kam, wir wissen nicht, wer ging, 
wir wissen nicht, wer wiederkam, und wir wissen auch 
nicht, wer noch da ist. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
wissen nicht viel!) 

Hier in den Bereich der Datenspeicherung und -auswer- 
tung einzugreifen, wäre fatal, zumal die potenziellen Tä¬ 
ter zu Hunderten oder Tausenden bereits im Land sind. 
Daran sehen wir: Liberalala und Beliebigkeit der FDP 
schaden uns auch hier. Das wird Anschläge und Terro¬ 
rismus wahrscheinlicher machen und die Aufklärung von 
Verbrechen erschweren. 

Damit klingt bereits die Botschaft, die Sie aussen¬ 
den, zweifelhaft, und der Botschafter, diese Wackel- und 
Wende-FDP, ist noch zweifelhafter. Schließlich hat diese 
Partei einen erheblichen Anteil an der Ausweitung der 
staatlichen Überwachung, beispielsweise im Jahr 2013. 

Die Liberalen haben damals massiv für den Ausbau des 
Überwachungsapparates gestimmt. 

(Zuruf von der FDP: Beispiel?) 

Sie sehen also: ln der Partei existiert in dieser Hinsicht 
nichts anderes als eine gewisse, sagen wir, Verlogenheit. ^ 

Nicht anders liegt die Sache bei dem Teil des FDP-Ge- 
setzentwurfs, der das Netzwerkdurchsetzungsgesetz, das 
nichts anderes als ein Netzwerkzersetzungsgesetz ist, be¬ 
trifft. 

(Beifall bei der AfD) 

Damit wir uns richtig verstehen: Dieses Gesetz schränkt 
die Meinungsfreiheit massiv ein. Da hat sich der Staat 
wesentlich zu viel „angemaast“, wie man so schön sagt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

Das ist ein klassisches Zensurgesetz. Es steuert die Mei¬ 
nungsverbreitung gänzlich willkürlich, beispielsweise 
durch Sperrung von engagierten Islamkritikem wie Ab- 
del-Samad oder Imad Karim. Abdel-Samad wurde dafür 
gesperrt, dass er junge Muslime gebeten hat, nicht zu 
Selbstmordattentätern zu werden. Das ist das Ergebnis 
der Maas’schen Zensurpolitik. Herr Maas weiß schon, 
warum er nicht auf seinem Stuhl sitzt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Das Gesetz steuert die Meinungsverbreitung völlig 
willkürlich. Die Meinungsverbreitung wird aber immer 
so gesteuert, dass sie im Sinne der hier Herrschenden 
ist. Das schwächt den Rechtsstaat. Dieses Gesetz ist mit 
unserer Werteordnung nicht vereinbar, „eine Schande für 
Deutschland“, sagte die Kollegin Cotar schon, und eine 
Schande für den Bundestag, der das hier mit ein paar 
Handvoll Abgeordneter verabschiedet hat. Deshalb muss 
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(A) dieses Gesetz weg, und Herr Maas muss auch weg. Er ist 
ja bereits weg, wie ich sehe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

Meine Damen und Herren, die FDP hat monatelang 
die von der AfD dominierte Diskussion aufmerksam ver¬ 
folgt, kreativ schweigend, 

(Nicola Beer [FDP]: Wovon träumen Sie 
nachts, Herr Kollege?) 

und sich im Wahlkampf auf substanzlosen Klamauk und 
Bildchen, die wie Werbung für ein Billigparfüm ausse- 
hen, beschränkt. 

(Beifall bei der AfD) 

Das Fotomodell vermisse ich hier heute. - Wo ist das Fo¬ 
tomodell? Haben Sie es nach Hause geschickt? 

Kurz vor der Wahl entdeckte dann in Ermangelung 
eigener Themen auch diese ehemals stolze Bürgerrechts¬ 
partei das Thema NetzDG. Die FDP übernahm urplötz¬ 
lich die ganz klare AfD-Forderung nach Abschaffung 
dieses Schandgesetzes, 

(Lachen bei Abgeordneten der FDP - Stephan 
Thomae [FDP]: Bizarr! Grotesk! Absurd!) 

aber nicht etwa in der Absicht, sie umzusetzen, sondern 
um sie ganz schnell auf dem bunt-schleimigen Altar der 
sogenannten Sondierungsgespräche zur Schwampel, 
manche sagen auch Jamaika, zu opfern. 

(Stephan Thomae [FDP]: Als Sie das Thema 

(B) entdeckten, haben wir es in den Fachausschüs¬ 
sen schon x-mal diskutiert!) 

So viel zur Glaubwürdigkeit der FDP. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Diese Schwampel ist oder war - man weiß es nicht 
so genau - Geschichte, Herr Kubicki. Die FDP steht als 
Verhandlungsversager dar und versucht nun, auf einen 
fahrenden Zug aufzuspringen. Dieser Zug heißt nicht 
„Martin Schulz“, sondern er heißt „AfD“ und läuft wie 
eine Eins, schnurgerade auf dem Gleis. 

(Lachen bei Abgeordneten der FDP - 
Dr. Marco Buschmann [FDP]: Also Sie wollen 
jetzt Frau Merkel zur Mehrheit verhelfen?) 

Sie springen mit Ihrem Thema hinter diesen Zug, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Nun merkt aber jeder, auch derjenige, der linksextre¬ 
mistisch geprägte Schulpolitik über sich ergehen lassen 
musste, dass die Drucksache 19/81 viel eher da war als 
die Drucksache 19/204. Die Drucksache 19/81 ist von 
uns, von der AfD, und die Drucksache 19/204 ist von 
Ihnen. 

(Beifall bei der AfD - Stephan Thomae 
[FDP]: Unterhaltsam!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Brandner, kommen Sie zum Schluss. 


Stephan Brandner (AfD): 

Sie verpacken das in den Namen „Biirgerrechtestär- 
kungs-Gesetz“. Immerhin kommt das Wort „Rechte“ da¬ 
rin vor. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Brandner, das ist meine zweite Bitte, 
zum Schluss zu kommen. Bei der dritten schalte ich das 
Mikrofon ab. 

Stephan Brandner (AfD): 

Ja, okay. Ich mache Schluss. 

(Beifall der Abg. Jutta Krellmann [DIE 
LINKE]) 

Meine Damen und Herren, am Ende mein Wunsch: 
Bleiben Sie hier einmal gradlinig. Nehmen Sie Ihren 
Gesetzentwurf zurück, und stimmen Sie dem ehrlichen, 
zuerst vorliegenden Gesetzentwurf der AfD zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Jetzt übergebe ich das Wort gerne meiner ehemaligen 
Parteichefin Frauke Petry. 

(Beifall bei der AfD - Abgeordnete der AfD 
erheben sich-Niema Movassat [DIE LINKE]: 

Sie übergeben gar kein Wort!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Brandner, bevor die Standing-Ovations-Aktio- 
nen Ihrer Fraktion überhandnehmen, möchte ich darauf 
hinweisen, dass, solange jemand hier oben sitzt, sie oder 
er anzureden ist mit „Frau Präsidentin“ oder „Herr Prä¬ 
sident“, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

ansonsten gerne mit dem Namen. 

Als Nächste die fraktionslose Abgeordnete Frau 
Dr. Frauke Petry mit ihrer ersten Rede im Deutschen 
Bundestag. 

(Saskia Esken [SPD]: Und der erteilen Sie 
übrigens auch das Wort, Herr Präsident, und 
nicht der Vorredner!) 

Dr. Frauke Petry (fraktionslos): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Diskussion zum Gesetzentwurf der FDP 
zeigt genauso wie die Diskussionen zu den vorangegan¬ 
genen Drucksachen vor allen Dingen eines: Man sucht 
das Trennende, und man vermeidet, das Gemeinsame zu 
sehen. Das überrascht nicht. Es ist trotzdem zu begrüßen, 
dass alle drei Drucksachen das Thema „Bürgerrechte und 
freie Meinungsäußerung“ thematisieren. Alle drei Ent¬ 
würfe haben ihre eigenen Mängel, die aber, wenn man 
wollte, im Ausschuss zu beheben wären. 
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Denjenigen, die das Gesetz verabschiedet haben, allen 
voran CDU/CSU und SPD, muss man jedoch die Fra¬ 
ge stellen, was ihre tatsächliche Motivation für dieses 
schnell durchgepeitschte Gesetz gewesen ist. War es, wie 
die SPD sagt, um Hass und Hetze zu bekämpfen, oder 
war es tatsächlich ein Mittel gegen die Willkür der Be¬ 
treiber sozialer Medien, wie die CDU es sagt? Festzustel¬ 
len ist: Wer zur Rechtfertigung eines solchen Gesetzes 
schwammige Begriffe wie „Hassrede“ und Ähnliches be¬ 
nutzen muss, der nimmt zumindest die Entwicklung hin 
zu Orwell’schem Neusprech billigend in Kauf. Das sollte 
in einer Demokratie nicht sein. 

An die FDP gewandt: Ihr Respekt vor der Rechtspre¬ 
chung des EuGH in allen Ehren, aber es sollte der Res¬ 
pekt vor den Bürgern und dem Grundgesetz sein, der Sie 
zu einer solchen Initiative veranlasst. Ich hoffe, das ist 
mindestens gleichrangig enthalten. Am Ende sind nicht 
starre Fristen das Problem, sondern es ist die Möglich¬ 
keit der privaten Sanktionierung subjektiver Meinungen. 
Dies sollte in einer kontroversen Demokratie ebenfalls 
nicht notwendig sein. 

Sie alle beklagen das Problem der Zustellungsbevoll¬ 
mächtigten. Richtig, es gibt ein Problem, aber Sie haben 
es selbst herbeigeführt. Denn diese Zustellungsbevoll¬ 
mächtigten sind bis jetzt nichts anderes als eine juristi¬ 
sche Hilfskonstruktion, weil eine neue Medienordnung, 
die Private und Öffentlich-Rechtliche gleichermaßen re¬ 
guliert, in diesem Land fehlt. Diese haben Sie zu schaf¬ 
fen. 

Zum Schluss: Sie sollten nicht von einer Stärkung der 
Bürgerrechte reden. Denn dieser Gesetzentwurf ist nichts 
weiter als der Versuch, Bürgerrechte wiederherzustellen. 
Es geht mitnichten dämm, sie zu stärken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Dr. Petry. - Als Nächster für die 
Fraktion Die Linke der Kollege Movassat. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Niema Movassat (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit Jahren 
erleben wir einen rasanten Abbau von Grundrechten. Un¬ 
ter dem Vorwand, den Terror zu bekämpfen, wurde ein 
sogenanntes Sicherheitsgesetz nach dem anderen verab¬ 
schiedet. Alle Bundesregierungen der letzten Jahre waren 
daran beteiligt. Ich habe mir das einmal angeschaut und 
muss sagen: Es ist ein wahrer Exzess. 2001 ging es mit 
dem Sicherheitspaket los. Dann kamen Rasterfahndung, 
Kontodatenabrufe, Terrorabwehrzentren, Luftsicher¬ 
heitsgesetz, Vörratsdatenspeicherung, BKA-Gesetz, Vi- 
sawamdatei und Onlinedurchsuchung. Es gibt offenbar 
kein Halten. Alle sind dafür, Terror und Kriminalität zu 
bekämpfen. Aber wo, bitte, bleibt die Verhältnismäßig¬ 
keit? 

(Beifall bei der LINKEN) 


Niemand kann wollen, dass wir in einem Überwa- (C) 
chungsstaat leben. Das wäre das Ende der Demokratie. 

Bei vielen Gesetzen wurden die rechtsstaatlichen Gren¬ 
zen maßlos überschritten. Deshalb hat das Bundesverfas¬ 
sungsgericht zahlreiche der genannten Gesetze ganz oder 
teilweise für verfassungswidrig erklärt, darunter auch das 
erste Gesetz zur Vörratsdatenspeicherung. Leider hat sich 
die Große Koalition davon nicht beirren lassen und die 
Vörratsdatenspeicherung wieder eingeführt. Heute liegt 
ein Gesetzentwurf der FDP vor, der sowohl die Vorrats¬ 
datenspeicherung als auch das Netzwerkdurchsetzungs¬ 
gesetz abschaffen will. Für alle, die immer noch denken: 

„Ich habe ja nichts zu verbergen“, will ich vier Gründe 
nennen, warum die Vorratsdatenspeicherung in die Tonne 
gehört: 

Erstens. Bei der Vörratsdatenspeicherung müssen 
Telekommunikationsunternehmen personenbezogene 
Daten, ohne dass irgendein rechtlicher Vorwurf besteht, 
speichern. Wer mit wem wann telefoniert hat, wird fest¬ 
gehalten. Der gläserne Bürger, der Traum aller Überwa¬ 
chungsfans, rückt einen großen Schritt näher. Die Vör¬ 
ratsdatenspeicherung ist einer der schwersten Eingriffe 
in die informationeile Selbstbestimmung. Als Demokrat 
muss man dazu Nein sagen. 

(Beifall bei der LINKEN und der FDP sowie 
der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Zweitens. Selbst die Daten von Journalisten und An¬ 
wälten werden gespeichert. Gerade Angehörige dieser 
Berufe arbeiten mit hochsensiblen Informationen. Wie 
soll denn ein Journalist noch Quellenschutz betreiben (D) 
können? Wie soll er mit Whistleblowern telefonieren, 
wenn der Staat seine Telefondaten prüfen kann? 

Drittens. Die Vorratsdatenspeicherung bringt für die 
Ermittlungen nichts. Das sagt das Max-Planck-lnstitut in 
einem Gutachten. Dort hat man 2011 geprüft, ob ohne 
Vörratsdatenspeicherung Sicherheitslücken entstehen. 

Die klare Antwort: Nein. Es liegen - ich zitiere - „kei¬ 
nerlei Hinweise dafür vor, dass auf Vorrat gespeicherte 
Verkehrsdaten in den letzten Jahren zur Verhinderung 
eines Terroranschlags geführt hätten“. Die Vörratsdaten¬ 
speicherung ist also ermittlungstechnisch sinnlos. 

Viertens ist die Vörratsdatenspeicherung rechtswid¬ 
rig. Das sagt das Oberverwaltungsgericht NRW. Es folgt 
damit dem Europäischen Gerichtshof. Dieser sieht in ihr 
einen schwerwiegenden Eingriff in den Datenschutz und 
das Kommunikationsrecht. Das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes gibt keinen Raum dafür, Daten zu spei¬ 
chern, ohne dass irgendein Verdacht gegen die betroffene 
Person besteht. Mit diesem Urteil ist die Vörratsdaten¬ 
speicherung tot, und das ist gut so. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir als Bundestag sollten diesen grundrechtswidrigen 
Zustand schnellstmöglich beheben und die Vörratsdaten¬ 
speicherung abschaffen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der FDP) 
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Niema Movassat 

Die FDP will auch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
abschaffen. Darüber haben wir in der vorigen Debatte 
ausführlich diskutiert. Wir haben einen eigenen Antrag, 
der klüger ist, weil er ebenfalls die problematischen 
Löschpflichten von Facebook und Co streicht, aber die 
sinnvollen Berichtspflichten etc. stehen lässt. 

Für die Abschaffung der Vörratsdatenspeicherung 
könnte es hier im Haus eine Mehrheit geben. Insbeson¬ 
dere an die Abgeordneten der SPD appelliere ich - bei 
Ihnen gab es damals ja viel Unmut beim Thema Vorrats¬ 
datenspeicherung; viele haben nur mit größten Bauch¬ 
schmerzen zugestimmt 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Gewissen¬ 
sentscheidung!) 

Gehen Sie in sich! Wir könnten hier eine Mehrheit da¬ 
für haben, die Vörratsdatenspeicherung zu beerdigen und 
dieses grundrechtswidrige Gesetz in die Tonne zu klop¬ 
pen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Jetzt spricht für Bündnis 90/Die 
Grünen Dr. Konstantin von Notz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Moin, Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Moin: Das sagt man im Norden so, zu jeder Tageszeit. 

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Genau; so viel Brauchtum muss sein. - Liebe Kolle¬ 
ginnen und Kollegen der FDP, ich will es an dieser Stel¬ 
le einmal sagen: Ich freue mich ehrlich, dass Sie wieder 
hier im Deutschen Bundestag sind - auch, um mit uns für 
die Bürgerrechte und Freiheitsrechte zu streiten. 

(Beifall bei der FDP - Ulli Nissen [SPD]: 

Kuschel! Kuschel!) 

Die Bürgerrechte in Zeiten der Digitalisierung, unser 
Rechtsstaat vor der Herausforderung des menschenver¬ 
achtenden Salafismus: All das war hier in den letzten Jah¬ 
ren ständig Thema. Deswegen irritiert mich dann doch 
etwas die Rhetorik und die mediale Begleitkampagne zu 
Ihrem etwas großspurig bezeichneten Gesetzentwurf zur 
Stärkung der Bürgerrechte. Ich habe Share Pix gesehen, 
wonach die Bürgerrechte vier Jahre lang keinen Anwalt 


gehabt hätten. Sie waren APO, okay, aber das ist kein (C) 
Grund für latent abwegige Egozentrik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU - Nicola Beer [FDP]: Wie war 
das? Mutige Enthaltung?) 

Wir haben hier in den letzten Jahren sowohl zur Vör¬ 
ratsdatenspeicherung als auch zum Netzwerkdurchset¬ 
zungsgesetz unzählige Debatten, Anhörungen und Fach¬ 
gespräche gehabt. Eine ganze Reihe von hier anwesenden 
Personen klagt gegen die Vörratsdatenspeicherung, und 
ich hoffe, mit Erfolg; denn die GroKo scheint in diesem 
Fall ja wirklich leider resistent gegen jedes Lernen zu 
sein, und das ist extrem unerfreulich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP - Stephan Thomae [FDP]: 
Unbelehrbar!) 

Zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz: Sehr bewusst ha¬ 
ben wir uns in der letzten Wahlperiode dazu enthalten 
und eine Alternative vorgelegt, weil es geht, Hass und 
Hetze rechtsstaatlich zu begegnen und die notwendige 
Rechtsdurchsetzung nicht an Private auszusourcen - und 
das ohne ein staatliches Wahrheitsministerium und ohne 
die Meinungsfreiheit einzuschränken. Das ist möglich, 
und das haben wir auch vorgelegt. 

Die Berichtspflichten, die Bußgelder, die verbesserten 
Meldewege, die Verpflichtung, nationale Zustellungsbe¬ 
vollmächtigte zu nennen: All das sind wichtige Punkte, 
die durchaus erhaltenswert sind. ^ 

(Stephan Thomae [FDP]: Sage ich ja! Tun 
wir!) 

Deswegen muss man differenziert auf diese Sachen gu¬ 
cken. 

Herr Kollege Brandner, so ein Klamauk von Ihnen! 

Hier ist das ernste Argument und nicht Narzissmus ge¬ 
fragt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der LINKEN) 

Was sind die Alternativen für die Alternative für 
Deutschland, wenn man es einfach abschafft? Da haben 
Sie nichts gefunden. Die Kollegen der Union haben die 
unerträglichen Mobbingfälle genannt. Darauf muss man 
im Jahr 2017 eine Antwort haben. Ich habe dazu nichts 
von Ihnen gehört. Da wird es bei Ihnen ganz, ganz dünn. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD) 

Meine Damen und Herren - vor allen Dingen der 
FDP -, Machen ist wie Wollen, nur viel krasser. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Beides, was Sie hier beantragen, lag bei den Sondierun¬ 
gen doch auf dem Tisch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Dr. Konstantin von Notz 

(A) Wir hätten eine grundlegende Reform des Netzwerk¬ 
durchsetzungsgesetzes bekommen und die Vorratsda¬ 
tenspeicherung abgeschafft, und zwar nicht nur flir die 
Kommunikationsdaten, sondern gleichzeitig auch für die 
Fluggastdaten 

(Zurufe von der AfD: Aha!) 

und auch für das, was sich hinter der anlasslosen Erfas¬ 
sung durch sogenannte intelligente Videoüberwachung 
verbirgt. 

(Ulli Nissen [SPD]: Spannend!) 

All das hätten wir hier heute gemeinsam abräumen kön¬ 
nen. Es wäre ein Meilenstein für die Bürgerrechte in die¬ 
sem Land gewesen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN - Stephan Thomae [FDP]: Das kön¬ 
nen wir immer noch tun! - Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: Dann können Sie 
ja zustimmen!) 

Herr Kollege Thomae, es tut mir leid: Stattdessen gefal¬ 
len Sie sich hier darin, zahnlose Anträge zu stellen. Ich 
kann nur sagen: Da hat Frau Leutheusser-Schnarrenberger 
die richtigen Worte gefunden. Das ist bitter. Das kann 
man Ihnen leider so kurz nach dem Ende der Gespräche 
nicht durchgehen lassen. Trotzdem: Lassen Sie uns ge¬ 
meinsam für die Bürgerrechte kämpfen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

(B) 

sowie des Abg. Udo Theodor Hemmelgarn 
[AfD]) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Dr. von Notz. - Ich darf hier leider 
nichts sagen. 

(Heiterkeit - Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das ist auch gut so!) 

Als Nächstes der Kollege Dr. Völker Ullrich von der 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Die Balance von Freiheit und Sicherheit ist die not¬ 
wendige Abwägung, die der wehrhafte Rechtsstaat jeder¬ 
zeit vorzunehmen hat. Für uns ist klar: Der Staat hat die 
Freiheitsrechte der Bürger zu schützen. Aber es gilt auch: 
Ohne Sicherheit kann es keine Freiheit geben. Freiheit 
und Sicherheit bedingen sich gegenseitig. Sie schließen 
sich nicht aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Staat hat auch die Aufgabe, Bürger vor schwe¬ 
ren Straftaten zu schützen und bei der Aufklärung von 
allerschwersten Straftaten wie Mord, Terrorismus, Kin¬ 
derpornografie, Drogenhandel die notwendigen ermitt¬ 
lungstaktischen Maßnahmen zu ergreifen. 


Aus diesen Abwägungen heraus hat der 18. Deutsche (C) 
Bundestag nach langen und guten Beratungen das Gesetz 
zur Vörratsdatenspeicherung eingeführt. Dieses Gesetz 
bewegt sich in dem Rahmen, den das Bundesverfas¬ 
sungsgericht in seinem Urteil aus dem Jahr 2010 vorge¬ 
geben hat. Ja, mehr noch: Das Gesetz bleibt hinter den 
Möglichkeiten dieses Rahmens zurück. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Das stimmt ja 
nicht!) 

Die Verbindungsdaten werden für zehn Wochen ge¬ 
speichert und die Standortdaten für vier Wochen. Der 
Rechtsstaat darf nur nach richterlichem Beschluss oder 
im Eilfall nach Antrag der Staatsanwaltschaft darauf zu¬ 
greifen, wenn eine schwere Straftat vorliegt. Wenn nicht, 
gibt es in diesem Gesetz Regelungen, dass diese Daten 
dann rechtssicher zu löschen sind. Im Ergebnis, meine 
Damen und Herren: Das war ein gutes Gesetz, das die 
Große Koalition verabschiedet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allerdings will ich auch nicht verschweigen, dass die¬ 
ses Gesetz im doppelten Sinne durch die Rechtsprechung 
ein Stück weit infrage gestellt worden ist. Beim Oberver¬ 
waltungsgericht Münster muss man sich schon die Frage 
der Reichweite der Gewaltenteilung stellen. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sachte, Herr Kollege!) 

Bei allem Respekt für die Justiz: Kann es sein, dass der 
Deutsche Bundestag in namentlicher Abstimmung ein 
Gesetz verabschiedet und dann dieses Gesetz durch eine 
einstweilige Entscheidung eines Oberverwaltungsgerich- ' 
tes in ganz Deutschland nicht angewandt wird? 

(Stephan Thomae [FDP]: Das sollte Ihnen zu 

denken geben! - Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ja!) 

Da muss ich mich schon fragen, ob die Bundesnetzagen¬ 
tur in diesem Fall berechtigterweise oder eben nicht be¬ 
rechtigterweise die Anwendung dieses Gesetzes ausge¬ 
setzt hat. 

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Also, liebe Freunde!) 

Vor dem Hintergrund der Gewaltenteilung darf man da¬ 
hinter zumindest ein Fragezeichen machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Stephan Thomae 
[FDP]: Das sagt doch auch was!) 

In Bezug auf die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes muss darauf hingewiesen werden, dass 
der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil vom De¬ 
zember 2016, dem sogenannten Tele2-Urteil, auf die 
EU-Grundrechtecharta abgestellt hat. Inwieweit jetzt 
hier ein verfassungsrechtlicher Konflikt zwischen 
der Reichweite der deutschen Grundrechte und der 
EU-Grundrechtecharta besteht, können wir an anderer 
Stelle diskutieren. Aber klar ist auch: Wir erwarten, dass 
die Europäische Union alsbald eine neue Richtlinie zur 
Vorratsdatenspeicherung vorlegt, damit die Reichweite 
und die Anwendung und die Grenzen der Vörratsdaten¬ 
speicherung europaweit rechtssicher definiert werden. Es 
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(A) ist die Aufgabe der Kommission, diese Richtlinie vorzu¬ 
legen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute diesen 
FDP-Gesetzentwurf diskutieren, dann entbehrt das durch¬ 
aus nicht einer gewissen Pointe. Gerade im Bereich der 
Vorratsdatenspeicherung des Netzwerkdurchsetzungs¬ 
gesetzes war es so, dass wir im Zuge der Jamaika-Ver¬ 
handlungen zu Kompromissen bereit gewesen wären. Es 
wäre möglich gewesen, über diese beiden Gegenstände 
zu diskutieren. 

Sie hätten als FDP den Bundesjustizminister stellen 
können. Sie haben darauf verzichtet. Deswegen will ich 
Ihnen zurufen: Ein Kompromiss ist keine Schwäche, und 
eine Inszenierung ist noch lange keine Stärke. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Verantwortung zu übernehmen, ist allemal besser als 
das kurzfristige Hoffen auf Applaus oder als taktische 
Überlegungen. Wir werden diese Frage weiterhin mit der 
entsprechenden Verantwortung auch für die notwendige 
Verbindung zwischen Freiheit und Sicherheit in diesem 
Hause debattieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Der Kollege Höferlin möchte ger- 

(B) ne zu einer Kurzintervention das Wort. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Manuel Höferlin (FDP): 

Herr Kollege, Sie und auch Ihr Vorredner, der Kollege 
von Notz, haben so schön aus Sondierungsgesprächen, 
die die Parteien miteinander geführt haben, berichtet. 
Wir tagen hier im Deutschen Bundestag als Abgeordnete 
zusammen und besprechen, ob wir Gesetzgebungsver¬ 
fahren voranbringen wollen oder ein Gesetz beschließen 
bzw. aufheben wollen. 

Würden Sie nicht auch sagen, dass wir als Abgeordnete 
das Selbstbewusstsein haben sollten, als Gesetzgeber den 
Mut zu haben, Gesetze, die mit einer hohen Wahrschein¬ 
lichkeit sogar verfassungswidrig sind, mit Verantwortung 
zurückzunehmen und das nicht auf Verhandlungen zwi¬ 
schen Parteien zur Regierungsbildung abzuschieben? Ich 
finde, das ist eine Frage des Selbstbewusstseins, das wir 
als Abgeordnete in diesem Hohen Hause haben sollten. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Dr. Ullrich, Sie haben das Recht zur Er¬ 
widerung. 

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 

Zunächst einmal, Herr Kollege, möchte ich Ihnen ant¬ 
worten, dass Ihre Aussage, dieses Gesetz sei mit hoher 
Wahrscheinlichkeit verfassungswidrig, zumindest zwei¬ 


felhaft ist. Zum einen hat das Bundesverfassungsgericht (C) 
in mehreren Eilentscheidungen dieses Gesetz für verfas¬ 
sungsgemäß gehalten. Zum anderen habe ich Ihnen be¬ 
reits deutlich gemacht, dass wir in der Umsetzung des 
Gesetzes hinter dem Beschluss des Jahres 2010 Zurück¬ 
bleiben und damit den verfassungsrechtlichen Rahmen 
des Bundesverfassungsgerichts nicht ausgeschöpft ha¬ 
ben. 

Im Übrigen möchte ich zum Thema „Aufgaben der 
Abgeordneten“ anmerken: Unser Grundgesetz besagt, 
dass es die erste Aufgabe des neugewählten Bundestages 
ist, eine Regierung zu bilden, und zwar durch die Kanz¬ 
lerwahl. Eine Kanzlerwahl setzt eine absolute Mehrheit 
voraus. Sie haben durch Ihre Inszenierung die Möglich¬ 
keit einer Kanzlerwahl konterkariert, indem Sie nicht 
bereit waren, Verantwortung zu übernehmen. Deswegen 
würde ich an diesem Punkt lieber schweigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt 
hat die Kollegin Saskia Esken für die SPD das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Saskia Esken (SPD): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
darf zum Thema zurückkehren: Diese Vergangenheitsbe- (pj) 
wältigung ist schon erstaunlich. Unter der Unterschrift 
„Stärkung der Bürgerrechte“ verlangt die FDP das Ende 
der Vörratsdatenspeicherung, der VDS, und das Ende des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, des NetzDG. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Eines haben die beiden Gesetze gemeinsam: Sie hatten 
noch gar keinen Anfang. Ihr Ende zu verlangen, ist also 
einigermaßen unlogisch. Deutliche Unterschiede gibt es 
aber in der Frage des Eingriffs in die Bürgerrechte. In¬ 
sofern ist es fast noch befremdlicher, die beiden Gesetze 
unter dieser Unterschrift zusammenzufassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Vörratsdatenspeicherung würde Kommunikati¬ 
onsunternehmen dazu verpflichten, anlasslos und flä¬ 
chendeckend die Verbindungsdaten aller Bürgerinnen 
und Bürger zu speichern. Es ist kein Geheimnis, dass die 
Netzpolitiker der SPD dies für einen zu weit reichenden 
Eingriff in die Bürgerrechte halten und deshalb dagegen¬ 
gestimmt haben. 

Die Verpflichtung, potenziell rechtswidrige Inhalte 
bei Kenntnis zu löschen - das Prinzip „Notice and take 
down“ - ist dagegen nicht neu, auch nicht für soziale 
Netzwerke. Auch werden die Grenzen der Meinungsfrei¬ 
heit durch das NetzDG nicht neu vermessen: Völksver- 
hetzung, üble Verleumdung oder Androhung von Strafta¬ 
ten sind und bleiben verboten, und Zensur übrigens auch. 
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Saskia Esken 

Nur am Rande: Wer glaubt, Facebook und Co. stünden 
für die Meinungsfreiheit und für Vielfalt der Meinungen, 
der hat das Geschäftsmodell nicht verstanden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich muss mich deshalb wundern, dass die FDP in ih¬ 
rem Gesetzentwurf die VDS und das NetzDG in einen 
Sack steckt. Der Kollege Lindner hat dies bei anderer 
Gelegenheit auch mit dem Bundestrojaner gemacht. Das 
geht nun wirklich an der Sache vorbei. Ein bisschen prä¬ 
ziser müssen wir schon sein, wenn es um so eine wichti¬ 
ge Sache wie die Bürgerrechte geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der EuGFI hat befunden, eine anlasslose flächende¬ 
ckende VDS sei mit europäischen Grundrechten nicht 
vereinbar, und auch das OVG Münster hält die VDS für 
europarechtswidrig. Die Bundesnetzagentur hat die VDS 
deshalb bis zur Klärung durch das Bundesverfassungsge¬ 
richt faktisch ausgesetzt. 

Auf europäischer Ebene wird derzeit - wir haben es 
gehört - eine räumlich und zeitlich begrenzte VDS dis¬ 
kutiert, also eben keine anlasslose und keine flächende¬ 
ckende VDS. ln dieser Situation halten wir es für an¬ 
gebracht - unabhängig davon, ob man nun dafür oder 
dagegen ist -, die Entscheidung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts abzuwarten, die Entwicklung des europäischen 
Vorschlags zu begleiten und dann tätig zu werden - und 
nicht heute, ohne jede Wirkung, außer natürlich für die 
Öffentlichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch das NetzDG wirkt noch gar nicht; dennoch glau¬ 
ben viele, man könne heute schon Vorhersagen, wie es 
wirken werde, oder man könne schon in die Vergangen¬ 
heit blicken und sagen, es habe gewirkt. 

(Stephan Thomae [FDP]: Glauben Sie, es 
wirkt gar nicht?) 

Sehr lustig! Die grundsätzliche Kritik der FDP lautet, das 
NetzDG privatisiere die Rechtsdurchsetzung. Richtig ist: 
Das NetzDG ermöglicht die Rechtsdurchsetzung. 

Auch Sie und wir, wir alle mit unseren privaten klei¬ 
nen Websites müssen bei Kenntnis rechtswidriger Inhalte 
aktiv werden, damit sie nicht weiterverbreitet werden. 
Außerdem müssen wir mit den Ermittlungsbehörden 
Zusammenarbeiten, um eine Strafverfolgung zu ermögli¬ 
chen; das ist vollkommen selbstverständlich. Wir finden, 
den sozialen Netzwerken kann man das auch abverlan¬ 
gen. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Gleichzeitig bleiben Strafverfolgung und Rechtspre¬ 
chung selbstverständlich Angelegenheit der Justiz. Wer 
beleidigt, bedroht oder hetzt, der muss sich vor Gericht 
verantworten. Dass die Strafverfolgung auch in der Flä¬ 
che und in der Masse möglich ist, dafür sorgt das NetzDG. 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen, Frau 
Kollegin? 

Saskia Esken (SPD): 

Bitte? 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen? 

Saskia Esken (SPD): 

Ja. - Die Sorge, dass die Netzwerke aus Angst vor 
Bußgeldern mehr löschen könnten als notwendig, tei¬ 
len wir. Deswegen hat die SPD eine Klarstellung dahin 
gehend erreicht, dass nicht etwa die einzelne Falschein¬ 
schätzung oder Nichtlöschung bußgeldbewehrt ist, son¬ 
dern erst das strukturelle Versagen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Meine Bitte, jetzt zum Schluss zu kommen, wiederho¬ 
le ich, Frau Kollegin. 

Saskia Esken (SPD): 

Ja. Ich habe es verstanden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Nein, das meine ich jetzt wirklich ernst. Kommen Sie 
zum Schluss. Sie sind eine Minute über Ihre Redezeit. 

Saskia Esken (SPD): 

Ja. 

(Heiterkeit) 

Das hat der Kollege Fechner für mich eingespart; aber es 
scheint nicht zu zählen. 

Wir werden die Wirkungen des NetzDG ganz klar von 
Anfang an, das heißt ab 1. Januar 2018, kritisch begleiten 
und dann mit Ihnen gemeinsam die Evaluation begleiten, 
und wir werden überlegen, wie es dann weitergeht. 

Vielen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, auch der Kollege Fechner war über sei¬ 
ne Redezeit; aber lassen wir es einmal dabei bewenden. 

Ich schließe damit die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent¬ 
wurfs auf Drucksache 19/204 an den Hauptausschuss 
vorgeschlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - 
Das erkenne ich nicht. Dann ist die Überweisung so be¬ 
schlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Pascal 
Meiser, Klaus Ernst, Matthias W. Birkwald, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion DIE 
LINKE eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
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zum Verbot von Massenentlassungen in pro¬ 
fitablen Unternehmen und zur Stärkung der 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten bei 
strategischen Unternehmensentscheidungen 

Drucksache 19/217 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst für 
die Fraktion Die Linke der Kollege Dr. Dietmar Bartsch. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha¬ 
ben den Gesetzentwurf heute aufgesetzt, weil es aktuelle 
Anlässe gibt. Wir sehen ganz deutlich: Konzerne brau¬ 
chen keine handlungsfähige Regierung. Was kurz vor 
Weihnachten passiert, ist wirklich unfassbar: nach dem 
Desaster von Air Berlin mit den verheerenden Folgen 
für viele Beschäftigte nun die sogenannten Umstruktu¬ 
rierungen bei Siemens. Diese Umstrukturierungen sind 
hammerharter Stellenabbau und Betriebsschließungen 
in Görlitz, in Leipzig, in Offenbach, in Berlin, in Erfurt, 
in Mülheim. Weltweit sollen 7 000 Entlassungen vorge¬ 
nommen werden. 

Der Skandal ist, dass gleichzeitig die Dividende der 
Siemens-Aktionäre erhöht werden soll. Für einige gibt 
es zu Weihnachten Dividendengeschenke und für andere 
Existenzängste. Das ist rücksichtslos und unverantwort¬ 
lich. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der Umsatz von Siemens ist von 79 Milliarden Euro 
auf 83 Milliarden Euro gestiegen. Der Gewinn 2017 ist 
auf 7,2 Milliarden Euro gestiegen, nach 5,5 Milliarden 
Euro im Vorjahr. Ich will einmal Siemens-Chef Kaeser 
zitieren. Er sagte: 

Ich würde mir wünschen, dass die Beschäftigten in 
Zeiten, in denen das Unternehmen hohe Gewinne 
erwirtschaftet, selbst auch stärker davon partizipie¬ 
ren. 

Offensichtlich ist das ein schlechter Scherz gewesen. Es 
ist unfassbar, was da geschieht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Was kann, was soll die Politik machen? Ich will da¬ 
ran erinnern, dass Siemens erhebliche Profite mit öffent¬ 
lichen Aufträgen macht. Die „Wirtschaftswoche“ hat vor 
Jahren sogar getitelt: „Siemens will Staatsdiener Num¬ 
mer Eins werden“. Die Bundesregierung rollt diesem 
Unternehmen rote Teppiche aus. ln jeder Wirtschafts¬ 
delegation ist Siemens vertreten. Frau Merkel, sagen Sie 
bei der nächsten Wirtschaftsdelegation in Ihrem Flieger 
Herrn Kaeser doch mal Bescheid! Wir haben die Bun¬ 
desregierung gefragt: In den letzten 20 Jahren erhielt 
der Siemens-Konzern für mehr als 1,5 Milliarden Euro 
Fördermittel aus dem Bundeshaushalt und Aufträge des 


Bundes. Frau Merkel, reden Sie mal mit Herrn Kaeser (C) 
Klartext, wenn Sie ihn zum Plätzchenessen ins Kanzler¬ 
amt einladen! 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD]) 

Hier stehen die Konzernführung wie die Bundesregie¬ 
rung in der Verantwortung, und zwar den Mitarbeitern 
sowie den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern gegen¬ 
über. 

Was kann, was muss die Politik tun? Wir haben an 
Beispielen doch gesehen, dass es mit dem Einfluss geht. 

Wir haben das bei Tengelmann gesehen. Da hat der da¬ 
malige Wirtschaftsminister, auch mit unserer Unterstüt¬ 
zung, dafür gesorgt, dass Arbeitsplätze gerettet worden 
sind. Das ist doch vernünftig. Warum denn nicht hier? 

Weil das im Osten ist? Ist das vielleicht die Begründung? 
Streichungspläne ausgerechnet in strukturschwachen Re¬ 
gionen? 

Man nehme ein Beispiel: Görlitz. Da ist nicht nur Sie¬ 
mens betroffen; das hat weitgehende Folgen. Auch die 
Beschäftigten von Bombardier stehen unter Druck. Auch 
hier drohen Kündigungen. Die Förder- und Ansiedlungs¬ 
politik der Bundesregierung hat hier vollständig versagt. 
Ganze Regionen drohen abgehängt zu werden. Die De¬ 
industrialisierung geht in diesen Regionen weiter, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der Verlierer von Görlitz, der Ex-Kollege von der CDU, 
wird morgen Ministerpräsident in Sachsen. Er wird be- (^) 
stätigen, dass die Situation dort auch mit der verfehlten 
Wirtschaftspolitik der Union zu tun hat. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Andreae [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Siemens muss zum Handeln gebracht werden, und 
zwar auch von der Bundesregierung. Ich hätte erwar¬ 
tet, dass gestern, als Frau Zypries mit Länderministern 
und Vertretern von Siemens geredet hat, der Herr Kaeser 
wenigstens da gewesen wäre und bei so einer relevanten 
Entscheidung nicht nur der Pförtner gekommen wäre. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich will ihn noch mal zitieren. Er sagt: 

Mich treibt nicht das Geld. Mir ist wichtig, was die 

Menschen einmal über meine Amtszeit sagen. 

Ich kann Ihnen sagen: Die werden über Sie nichts Gutes 
sagen, Herr Kaeser. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Wir als Linke unterstützen den Kampf der Gewerk¬ 
schaften und der Arbeitnehmer gegen den Arbeitsplatz¬ 
abbau an allen Standorten, meine Damen und Herren. 

Die Unternehmensführung hat jahrelang den Anschluss 
an den gesellschaftlichen Wandel in zentralen Bereichen 
verpasst. Das soll jetzt nicht zulasten der Beschäftigten 
gehen. Deshalb legen wir hier einen Gesetzentwurf vor, 
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(A) der Massenentlassungen in profitablen Unternehmen ver¬ 
bietet, meine Damen und Herren, 

(Beifall bei der LINKEN) 

der die Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte bei Kün¬ 
digungen oder Betriebsänderungen verbessert und der die 
Rechte der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat von 
Aktiengesellschaften stärkt. Wir lassen die Beschäftigten 
nicht allein. Es geht auch um die Frage der Demokratie. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Bartsch. - Als Nächs¬ 
tes der Kollege Dr. Carsten Linnemann für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Prä¬ 
sident! Interessant ist, Herr Bartsch, dass Sie immer bei 
den großen Unternehmen mit Gesetzentwürfen kommen. 
Ich würde mir wünschen, dass wir insgesamt über die 
allgemeine Gemengelage reden, übrigens auch über In¬ 
solvenzen von kleineren Unternehmen - 

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: Sehr 
gern!) 

das sind übrigens 58 am Tag; darüber wird viel zu wenig 

(B) gesprochen -, die wir aus unseren Wahlkreisen kennen, 
bei denen betroffene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
uns kommen und mit uns reden 

(Zuruf von der LINKEN: Nebelkerzen!) 

und wir spüren, dass es nicht nur um die Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeiter geht, sondern auch um Familien, um 
ganze Regionen. 

Erst gestern noch habe ich mit Stanislaw Tillich ge¬ 
sprochen. Er hat mir natürlich die Auswirkungen auf die 
Situation in Görlitz skizziert; dabei ging es nicht nur um 
die drohende Schließung des Werkes, sondern natürlich 
auch um die Auswirkungen auf die Zulieferindustrie. 

Aber in dieser Situation trotzdem bitte kühlen Kopf 
bewahren! Ihr Gesetzentwurf entspricht dem nicht. 
„Kühlen Kopf bewahren“ heißt, dass wir Politik und 
Wirtschaft trennen, 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Sagen Sie 
das mal den Beschäftigten!) 

dass wir als Politiker für die politischen Entscheidungen 
zuständig sind, dass es diesem Land auch in 10, 15 Jah¬ 
ren noch gut geht, 

(Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE]: 1,5 Mil¬ 
liarden Förderungen!) 

und dass die Wirtschaft betriebswirtschaftlich entschei¬ 
det. 

(Jutta Krellmann [DIE LINKE]: Genau das 
ist das Problem!) 


Nehmen Sie nur mal das Beispiel der Digitalisierung (C) 
und Dismption! Bedenken Sie, was wir da für Verände¬ 
rungen haben - im Bereich des Verlagswesens, im Be¬ 
reich des Anlagenbaus, im Maschinenbau bis hin zum 
Bereich Elektro! Da werden ganze Geschäftsmodelle in¬ 
frage gestellt, und die Unternehmer müssen entscheiden: 

Wie sieht das Geschäftsmodell der Zukunft aus? Das sind 
unternehmerische, betriebliche Entscheidungen. Da hat 
sich die Politik nicht einzumischen. Aber genau das ma¬ 
chen Sie. Sie mischen sich ein. Allein die Debatte darü¬ 
ber ist nicht gut für den Investitionsstandort Deutschland. 

(Ulli Nissen [SPD]: Unfug! Was sagen Sie 
den Menschen vor Ort, Herr Linnemann?) 

Im Mittelstand und in energieintensiven Bereichen wird 
heute schon mehr abgeschrieben als investiert. Daher ist 
das, was Sie machen, falsch. Im Kern sorgt Ihr Gesetz 
dafür, dass nicht die Konzerne, sondern die Mitarbeite¬ 
rinnen und Mitarbeiter die Leidtragenden sind. Wenn Sie 
sich so einmischen, werden nicht nur Werke geschlossen, 
sondern ganze Unternehmen ins Ausland verlegt. Dann 
sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wirklich 
die Leidtragenden. Das sollten sie aber nicht sein. 

Lassen Sie mich einen ganz anderen Punkt anspre¬ 
chen, der in der sozialen Marktwirtschaft wichtiger denn 
je ist. Das ist die Verantwortung der Unternehmer ge¬ 
genüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jenseits un¬ 
ternehmerischer Entscheidungen. Natürlich hat die Wirt¬ 
schaft auch eine gesellschaftliche Verantwortung. 

(Zuruf von der Linken: Ach was?!) (D) 

Es ist sicherlich zu kritisieren - auch dafür ist dieses Haus 
da -, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erst nach Ta¬ 
gen oder sogar Wochen aus Berichten in Medien erfah¬ 
ren, wie es um ihre Zukunft bestellt ist. Das ist nicht der 
Weg, den die soziale Marktwirtschaft vorsieht. Vielmehr 
muss es um Gemeinsamkeit gehen. Auch bei schwierigen 
Entscheidungen müssen die Arbeitnehmerinnen und Ar¬ 
beitnehmer mitgenommen werden. Das ist nicht zuletzt 
deshalb wichtig, weil die Wirtschaft, wie im Corporate 
Governance Kodex festgelegt - ich bin froh, dass es in 
diesem Land einen Konsens dazu gibt -, eine gesell¬ 
schaftliche Verantwortung gegenüber den Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeitern hat. Sie muss also bei schwierigen 
Entscheidungen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mitnehmen. Nicht zuletzt das ist es, worauf es ankommt. 
Meines Erachtens hat Siemens nun die Chance, das Ge¬ 
spräch zu suchen. Wir als Politiker können flankieren, 
moderieren und viele Gespräche führen. Aber am Ende 
dürfen wir uns nicht in unternehmerische Entscheidun¬ 
gen einmischen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Linnemann, jetzt haben Sie eine Zwi¬ 
schenfrage des Kollegen Ernst verpasst. 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Ich will eine 
Kurzintervention machen!) 
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- Sie können jederzeit eine Kurzintervention machen, 
wenn Sie das möchten. - Dann machen Sie es. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Kubicki, das wäre nicht nötig gewesen!) 

Klaus Ernst (DIE LINKE): 

Herr Kollege Linnemann, ich habe den Eindruck, dass 
Sie unseren Gesetzentwurf gar nicht gelesen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Denn Sie sagen, dass die Unternehmen, wenn das kommt, 
was wir in unserem Gesetzentwurf fordern, noch mehr 
Arbeitsplätze ins Ausland verlagern als bisher. Aber ge¬ 
nau da wirkt unser Gesetz. Wir schlagen vor, dass der 
Interessenausgleich, über den nach dem geltenden Be¬ 
triebsverfassungsgesetz zwischen Unternehmen und Be¬ 
triebsrat verhandelt werden muss, in den Fällen, in denen 
Kündigungen im Inland erforderlich werden, keine Ver¬ 
handlungssache mehr ist, sondern einigungsstellenfähig. 
Das bedeutet, dass die Rechte der Arbeitnehmer bei an¬ 
stehenden Entlassungen - egal aus welchem Grund - ge¬ 
stärkt werden. Ich verstehe also überhaupt nicht, wie Sie 
zu der vollkommen irrigen Auffassung kommen, dass 
das, was wir hier fordern, Kündigungen letztendlich er¬ 
leichtert. Das ist der erste Punkt. 

Zweitens. Wir schlagen in unserem Gesetzentwurf vor, 
das Aktienrecht so zu ändern, dass die Arbeitnehmerseite 
in den Aufsichtsräten nicht nur reden darf, sondern auch 
nicht mehr von der Arbeitgeberseite überstimmt werden 
kann. Wie Sie wissen, muss der Vorsitzende bislang im¬ 
mer von der Arbeitgeberseite kommen. Er hat nach dem 
Aktienrecht in Zweifelsfällen ein Doppelstimmrecht. 
Wir wollen - im Gegensatz zu Ihrer Auffassung, dass wir 
Entlassungen befördern dass die Arbeitnehmerseite im 
Aufsichtsrat ein besonderes Recht bei anstehenden Ent¬ 
lassungen bekommt und mehr Einfluss als bisher nehmen 
kann. Ich habe den Eindruck, dass Sie unseren Gesetz¬ 
entwurf gar nicht gelesen oder nicht verstanden haben. 
Ich kann Ihnen das auch bilateral erklären. 

(Ulli Nissen [SPD]: Ich glaube, das bringt 
nichts!) 

Unser Gesetzentwurf zielt genau darauf ab, die Rechte 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den be¬ 
schriebenen Fällen zu stärken und genau das, was Sie an¬ 
gesprochen haben, zu verhindern. Wenn Sie also das, was 
Sie angesprochen haben, nicht wollen, dann müssten Sie 
eigentlich unseren Gesetzentwurf unterstützen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Linnemann, wollen Sie antworten? - 
Dann haben Sie jetzt Gelegenheit dazu. 

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU): 

Lieber Herr Ernst, ich wundere mich, dass Sie so lan¬ 
ge reden. Ihr Anliegen hätte man auch zusammenfassen 
können. Sie möchten gerne, dass in der Wirtschaft dann. 


wenn Gewinne gemacht werden, keine strukturellen (C) 
Maßnahmen für die Zukunft vorgenommen werden. 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Entlassungen!) 

- Oder dass Entlassungen vorgenommen werden; das ge¬ 
hört auch dazu. - Ein Konzern wie Siemens stellt Zehn¬ 
tausende Arbeitsplätze in Deutschland zur Verfügung. 

(Ulli Nissen [SPD]: Und macht Riesengewin¬ 
ne!) 

Auch der muss sich heute die Frage stellen: Welche Ge¬ 
schäftsmodelle muss ich wie organisieren, damit ich auch 
in 10 oder 15 Jahren noch erfolgreich bin? - Das heißt 
mit anderen Worten: Im Zuge der Energiewende oder der 
Digitalisierung wird Siemens morgen nicht mit den Pro¬ 
dukten von heute oder gar gestern noch erfolgreich sein. 

Im Unterschied dazu wollen Sie ein Konzept, das wir 
nicht nur auf diesem Kontinent, sondern auch global viel¬ 
fach erlebt haben. Das nennt man Planwirtschaft. 

(Lachen bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Und dieses Konzept ist immer mit Pauken und Trompe¬ 
ten gescheitert. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Als Nächster in der Debatte hat 
das Wort der Kollege Bernd Riitzel für die Sozialdemo¬ 
kratische Partei Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD) 

Bernd Rützel (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Planwirtschaft wollen wir nicht, aber wir haben die sozi¬ 
ale Marktwirtschaft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Ich erwarte schon, dass sich die Politik am Ende des Ta¬ 
ges - am Ende des Tages, nicht vorher! - einmischt. Hät¬ 
ten wir das nicht gemacht, hätten wir heute noch keinen 
Mindestlohn, über den wir zum Beispiel morgen hier an 
dieser Stelle auch wieder sprechen. 

Kolleginnen und Kollegen, der Unternehmer Robert 
Bosch hat einmal gesagt: 

Immer habe ich nach dem Grundsatz gehandelt, 
lieber Geld verlieren als Vertrauen. Die Unantast¬ 
barkeit meiner Versprechungen, der Glaube an den 
Wert meiner Ware und an mein Wort standen mir 
höher als ein vorübergehender Gewinn. 

Ich glaube, das ist der Kern dessen, was wir gerade 
im Moment diskutieren. Es geht um Vertrauen, gegen¬ 
seitiges Vertrauen der Unternehmen in ihre Belegschaft, 
aber auch der Belegschaft in ihr Unternehmen. Dieses 
Vertrauen wird immer häufiger erschüttert. Wenn ein 
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(A) Unternehmen, wie wir gehört haben, Milliardengewinne 
macht, aber quasi im gleichen Atemzug ankündigt, Stel¬ 
len zu streichen, und zwar in merklichen Größenordnun¬ 
gen, zerbricht dieses Vertrauen. Und die Rekordgewinne, 
die es verbuchen kann, wurden von den Beschäftigten 
erwirtschaftet, von den Menschen, die jeden Tag dort zur 
Arbeit gehen. Aber die müssen jetzt vor Weihnachten um 
ihre Arbeitsplätze fürchten. Das ist nicht nur schlimm 
und eine Katastrophe für die Beschäftigten. Nein, das ist 
vielmehr auch eine Katastrophe für unseren ganzen Wirt¬ 
schaftsstandort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Ein großes Unternehmen muss in der Lage sein, sei¬ 
ne gut ausgebildeten und qualifizierten Kolleginnen und 
Kollegen - ich bin überzeugt, dass es sie auch braucht - 
im Unternehmen weiterzuqualifizieren, weiterzubilden 
und dann auch in neuen Branchen, die zukunftsträchtig 
sind, einzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ulli 
Nissen [SPD]: So muss es sein! Genau!) 

Ich habe es an dieser Stelle des Öfteren gesagt und tue 
es jetzt auch noch einmal, weil es immer wieder wichtig 
ist. Die Unternehmen wie auch die Beschäftigten konn¬ 
ten sich immer auf ein sehr hohes Augenmaß ihrer In¬ 
teressenvertretungen und insbesondere der Betriebsräte 
verlassen. Betriebsräte sind oftmals solche Mitarbeiter, 
die schon länger in einem Unternehmen sind und ein 
Unternehmen besser kennen als mancher, der kurzfristig 
^ die Geschicke lenkt. Diese haben uns auch durch die Fi¬ 
nanzkrise gebracht. Also vielen Dank an alle, die als Be¬ 
triebsrätin oder Betriebsrat oder in den Gewerkschaften 
Verantwortung tragen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Dies hat auch Gerhard Cromme, der Aufsichtsratsvorsit¬ 
zende von thyssenkrupp und von Siemens gewesen ist, 
noch einmal verdeutlicht, als er 2012 sagte: 

Die Mitbestimmung in Deutschland hat in der Krise 
enorm geholfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Rekordgewinne wa¬ 
ren möglich, weil die Menschen sich einsetzten. Auch 
deshalb ist der jetzt erfolgte Vertrauensbruch so proble¬ 
matisch. Er ist ein falsches Signal an die restliche Be¬ 
legschaft. Er ist ein falsches Signal an die Jugend, die 
nachkommt, die vielleicht in einem solchen Unterneh¬ 
men arbeiten will. Ich höre immer wieder, dass wir Nach¬ 
wuchsprobleme haben und Menschen brauchen. Deshalb 
kann ich das nicht verstehen. 

Ich will auch dem Kollegen Bartsch recht geben: 
Kurzarbeit und was sonst noch alles haben wir den Un¬ 
ternehmen ermöglicht. - Deshalb ist es immer falsch, 
zu sagen: Trennt das! - Das kann man tun. Dann muss 
man es aber konsequent tun. Man darf nicht auf der einen 
Seite nach dem Motto „Haltet euch raus“ argumentieren, 
während man auf der anderen Seite bei allen Reisen des 
Wirtschaftsministers mitgenommen werden will, Förde¬ 
rungen bekommen möchte usw. 


Es darf also keine Einbahnstraße sein. Ich würde mich (C) 
freuen, wenn man das öfters berücksichtigte. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Über euren Gesetzentwurf, liebe Linken, können und 
werden wir in den Ausschüssen diskutieren und debat¬ 
tieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Als Nächster erhält für die Frakti¬ 
on der AfD der Kollege Steffen Kotre das Wort zu seiner 
ersten Rede. 

(Beifall bei der AfD) 

Steffen Kotre (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf ist wieder 
ein Beispiel für „gut gemeint, aber schlecht gemacht“. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Massenentlassungen müssen verhindert werden. Ja, das 
wollen wir auch. Das ist doch völlig klar. Die Mittel, die 
in diesem Gesetzentwurf stehen, sind aber falsch, un¬ 
tauglich und schädlich. 

Sie sind untauglich, weil es zahlreiche Möglichkei¬ 
ten geben würde, die Bestimmungen zu umgehen, und 
schädlich, weil notwendige Anpassungsprozesse in Un¬ 
ternehmen dadurch verzögert würden. Die Arbeitnehmer ■ 
würden in einer trügerischen Sicherheit gewiegt, lang¬ 
fristig sichere Arbeitsplätze zu haben. 

Ein Verbot würde nur zur Kreativität verführen, Bilan¬ 
zen anders darzustellen, als sie sind. Der Jahresabschluss 
lässt sich nun einmal verändern und manipulieren. Der 
Gewinn lässt sich drücken - je nachdem, wie man es 
braucht. Denken Sie bitte an die Bewertungsmethoden, 
die Abschreibungssystematik und ähnliche Dinge. 

Massenentlassungen sind schon jetzt mit sehr hohen 
Hürden belegt: Sie müssen angekündigt werden, sie müs¬ 
sen mit dem Betriebsrat diskutiert werden, eventuell ist 
ein Sozialplan zu erstellen, und sie sind bei der Agentur 
für Arbeit genehmigungspflichtig. Es gibt also einige In¬ 
strumente, die die sozialen Folgen ein wenig abmildern. 
Dirigistische Maßnahmen haben noch niemals geholfen. 

(Beifall bei der AfD - Ulli Nissen [SPD]: 

Was wollen Sie?) 

Der Gesetzentwurf ist mit heißer Nadel gestrickt. 

(Ulli Nissen [SPD]: Was wollen Sie denn 
bitte?) 

Das sieht man zum Beispiel daran, dass er erst gestern 
Abend vorlag. 

(Beifall bei der AfD) 

Wann, bitte sehr, ist die Auftragslage so, dass nicht 
mehr gekündigt werden darf? Was, bitte schön, ist eine 
anhaltend positive Ertragssituation? Wer befindet denn 
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(A) darüber? Woran ist das festzumachen? Und wie wird klar, 
dass eine Kündigung zur Gewinnmaximierung dient? 

Sie wollen eine „die untemehmensinterne Ent¬ 
scheidungsfindung begleitende Untersuchung“ der 
Arbeitsmarktfolgen. Sie wollen allen Ernstes ein pri¬ 
vatrechtliches Unternehmen zu volkswirtschaftlichen 
Untersuchungen zwingen. An dieser Stelle sage ich: 
Herzlich willkommen in der Planwirtschaft! 

(Beifall bei der AfD) 

Dieser Gesetzentwurf atmet insgesamt den Geist einer 
sozialistischen, staatsdirigistischen Planwirtschaft. 

(Ulli Nissen [SPD]: Was sind Ihre Vorschlä¬ 

ge?) 

Die hatten wir schon einmal und wollen wir nicht noch 
einmal haben. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir wollen genau wie Sie, Die Linke, Massenentlas¬ 
sungen vermeiden. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wie denn?) 

Doch eine gesetzliche Einschränkung setzt an den Symp¬ 
tomen an, nicht bei den Ursachen. - Zu dem „Wie denn?“ 
komme ich gleich. 

Wie kommt es zu Massenentlassungen? Entweder 
macht das Management Fehler, oder die Unternehmen 

(B) sind unseren schlechten Rahmenbedingungen ausgesetzt. 

Jetzt komme ich zu dem, was wir tun können, damit 
Massenentlassungen in der Zukunft der Vergangenheit 
angehören. Jahrelang ist die Bürokratie aufgebaut wor¬ 
den. Das ist ein Problem. Die Dokumentations- und 
Auskunftspflichten sind ausgeufert. Da haben wir Stell¬ 
schrauben. Die schädliche Energiewende entzieht der 
Volkswirtschaft Milliarden von Euro. 

(Beifall bei der AfD) 

Auch zum Beispiel in der Automobilindustrie finden 
staatsdirigistische Eingriffe statt. Die Innovationsfähig¬ 
keit der deutschen Wirtschaft lässt stark zu wünschen 
übrig. Im Steuersystem können wir auch noch mehr ma¬ 
chen, damit Wagniskapital bereitgestellt wird. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Jetzt einmal konkret etwas auf den 
Tisch! - Ulli Nissen [SPD]: Was sagen Sie den 
Leuten, die entlassen werden?) 

Wir haben Fachkräftemangel, weil viele Bundesländer 
ihr Bildungssystem nicht mehr leistungsorientiert auf¬ 
bauen und die Finanzierung mangelhaft ist. 

(Beifall bei der AfD) 

An diesen Stellschrauben müssen wir drehen. Nach mei¬ 
nem Eindruck hat sich hier mittlerweile stellenweise 
eine Verbots- und Alarmismuskultur entwickelt. An der 
Klimadiskussion sehen wir, wie wenig Sie sich bei der 
strategischen Ausrichtung der Wirtschaftspolitik an wis¬ 


senschaftlich überprüfbare Kriterien halten. Da liegt der (C) 
Hase im Pfeffer. 

(Beifall bei der AfD - Ulli Nissen [SPD]: Das 
sagt gerade die AfD!) 

Weil Siemens heute schon angesprochen worden ist: 

Ich kann mir kein Urteil über das Management von Sie¬ 
mens erlauben, aber eines weiß ich: Die Kraftwerksspar¬ 
te war mal prosperierend. Warum ist sie das nicht mehr? 
Wegen der schädlichen Energiewende. 

(Beifall bei der AfD - Kerstin Andreae 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es lebe die 
Zukunft! - Zurufe von der SPD) 

Das sind staatsdirigistische Eingriffe, die dazu geführt 
haben, dass wir das Risiko der Massenentlassung haben. 

Das ist die Wahrheit. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Kommen Sie zum Schluss, Herr Kollege. 

Steffen Kotre (AfD): 

Vor diesem Hintergrund sollten wir die Leistungsfä¬ 
higkeit der deutschen Wirtschaft mehr ausspielen. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN] : Sie haben immer noch keine Vorschlä¬ 
ge gemacht!) 

Wir sollten mehr soziale Marktwirtschaft wagen. Da 
müssen wir hinkommen, da liegt der Hase im Pfeffer. 

Vielen Dank. (D) 

(Beifall bei der AfD - Ulli Nissen [SPD]: Die¬ 
se Rede sollten sich die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Siemens anhören!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Als Nächstes für die Fraktion der Freien Demokraten 
der Kollege Michael Theurer, ebenfalls mit seiner ersten 
Rede in diesem Hohen Hause. 

(Beifall bei der FDP) 

Michael Theurer (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich finde die Äußerungen des Kolle¬ 
gen von der AfD schon bemerkenswert: 

(Beifall bei der AfD - Armin-Paulus Hampel 
[AfD]: Sind sie auch!) 

bemerkenswert genau deshalb, weil die Menschen, die 
in Görlitz in Sorge um ihren Arbeitsplatz demonstriert 
haben, sofort von Politikern der vereinten Linken unter¬ 
stützt wurden. Dabei drängte sich dann auch ein Politiker 
aufs Bild: Bernd Hocke mit einem Schirm seiner Partei. 
Dabei ist es doch gerade Ihre Partei, die mit Abschot¬ 
tungspolitik, 

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Unsinn!) 

mit einer klaren Absage an den Freihandel, mit einer kla¬ 
ren Absage an Weltoffenheit unseren Standort gefährdet, 
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meine Damen und Herren. Es sind doch Sie, die die Ar¬ 
beitsplätze hier in Deutschland gefährden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der SPD - Widersprach bei der 
AfD) 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol¬ 
legen, die Menschen, die um ihren Arbeitsplatz in Sorge 
sind, verstehen wir; wir teilen diese Sorge. Die Frage ist: 
Was ist die richtige Antwort? Die Linkspartei hat hier ei¬ 
nen Gesetzentwurf eingebracht, um etwas für den Erhalt 
von Arbeitsplätzen zu tun. Sie gaukelt der Öffentlichkeit 
vor, dass mit den Maßnahmen in diesem Gesetzentwurf 
Arbeitsplätze gesichert werden können. 

Aber wenn man einmal genauer hinschaut, stellt man 
fest, dass genau das Gegenteil der Fall ist. Dort heißt es - 
Zitat 

Eine Kündigung, die bei anhaltend positiver Er¬ 
tragssituation lediglich der Gewinnsteigerung dient, 
ist sozial ungerechtfertigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Das sind alles unbestimmte Rechtsbegriffe. Sie tun nichts 
für den Erhalt von Arbeitsplätzen - oder doch: Das ist ein 
Arbeitsbeschaffungsprogramm für Rechtsanwälte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Das wird die Arbeitsgerichte beschäftigen und sonst nie¬ 
manden, meine Damen und Herren. 

Deshalb ist - auch nach den Ankündigungen des Sie¬ 
mens-Managements - manches erstaunlich, und man 
muss natürlich das eine oder andere infrage stellen: Wa¬ 
rum ist Görlitz betroffen? Kann man das nicht anders 
machen, nachdem dieser Region bereits Bombardier und 
die Braunkohleindustrie durch eine überhastete Energie¬ 
wende weggenommen werden? Wir sind der Meinung, 
das Management von Siemens muss einmal überprüfen, 
ob an diesem Standort nicht doch Arbeitsplätze erhalten 
werden können. 

Generell kann man hier - Kollege Linnemann hat es 
ausgeführt - einem international im Wettbewerb stehen¬ 
den Konzern aber nicht vorwerfen, dass er sich an verän¬ 
derte Bedingungen anpasst. 

(Jutta Krellmann [DIE LINKE]: Aber wie!) 

Dieser Konzern, Siemens, stellt in Deutschland immer 
noch mehr Menschen ein, als er an anderer Stelle entlässt. 
Wenn ein solcher Konzern unrentable Geschäftsbereiche 
durch Quersubventionen aufrechterhält, dann gefährdet 
er die Zukunftsfähigkeit des gesamten Unternehmens. 
Das wäre kontraproduktiv, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Spannend ist, dass mit diesem Gesetzentwurf den 
Betriebsräten faktisch ein Vetorecht eingeräumt wird. 
Ja, die Betriebsräte sprechen bei den Entlassungen doch 
mit - und zwar die örtlichen Betriebsräte genauso wie 
der Konzernbetriebsrat. Deshalb meine Frage: Wie ent¬ 
scheiden sich denn die Vertreterinnen und Vertreter der 
IG Metall, wenn es um die Frage geht: „Görlitz oder 


Mülheim an der Ruhr?“? Da bin ich gespannt, meine Da¬ 
men und Herren. 

Zurück zur Ordnungspolitik. Wir wollen eine markt¬ 
wirtschaftliche Ordnung, in der es keine „Lex Siemens“ 
gibt, sondern in der wir Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft schaffen, in der Arbeitsplätze entstehen kön¬ 
nen. 

Heute wurde das Hohelied auf die Familienunterneh¬ 
men gesungen. Aber dann muss hier im Deutschen Bun¬ 
destag auch etwas dafür gemacht werden, damit diese 
Familienunternehmen bessere Rahmenbedingungen be¬ 
kommen. 

(Zuruf von der SPD: Schlecker!) 

Ja, es ist richtig: Zwischen 2006 und 2014 haben die Fa¬ 
milienunternehmen ein Plus an Arbeitsplätzen in Höhe 
von 19 Prozent geschaffen, während die nicht familien¬ 
kontrollierten DAX-Konzerne nur 2 Prozent mehr Ar¬ 
beitsplätze geschaffen haben. 

Meine Damen und Herren, wir als Freie Demokraten 
wollen bessere Rahmenbedingungen für Familienunter¬ 
nehmen und eine bessere steuerliche Forschungsförde¬ 
rung schaffen. Wir wollen die arbeitende Mitte und die 
Familienunternehmen entlasten, auch bei der Bürokratie. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Theurer, erlauben Sie eine Zwischenfra¬ 
ge vonseiten der AfD? 

Michael Theurer (FDP): 

Wenn es sein muss. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki; 

Die Frage war an Sie gerichtet, ob Sie das erlauben. 

Michael Theurer (FDP): 

Ja, gerne. 

Armin-Paulus Hampel (AfD): 

Herr Kollege Theurer, stimmen Sie den Anmerkungen 
Ihres Vorredners zu, dass, während Sie in der Regierungs¬ 
verantwortung waren, nach Fukushima der gesamte An¬ 
lagenbau durch die Energiewende in Deutschland platt¬ 
gemacht worden ist und dass Siemens heute aus genau 
diesen Gründen Leute entlassen muss, weil aufgrund der 
Entscheidungen aus Ihrer Regierangszeit weder für Koh¬ 
le-, Gas- noch andere Kraftwerke eine Zukunft existiert? 

Michael Theurer (FDP): 

Sehr geehrter Herr Kollege, nein, ich stimme dieser 
Einschätzung nicht zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Wir haben als Freie Demokraten für eine vernünftige 
Energiewende gekämpft und kämpfen dafür auch weiter¬ 
hin, weil wir meinen, dass Ökonomie und Ökologie ver- 
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(A) blinden werden können. Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich sage an dieser Stelle: Wir beteiligen uns nicht an einer 
Politik der Extreme von links und rechts, die den Men¬ 
schen Sand in die Augen streut. 

(Ulli Nissen [SPD]: Sie beteiligen sich doch 
gar nicht! Sie haben gekniffen! - Dr. Matthias 
Bartke [SPD]: Das brauchen Sie nicht zu wie¬ 
derholen, dass Sie nicht beteiligt sind!) 

Das ist Sandmännchenpolitik. Am Ende ist der Wirt¬ 
schaftsstandort dann an einem Punkt, wo wir nur noch 
sagen können: Gute Nacht! 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Theurer, ich gehe davon aus, dass Sie 
jetzt zum Schluss kommen. Sonst muss ich Sie bitten, 
zum Schluss zu kommen. 

Michael Theurer (FDP): 

Ja. - Meine Damen und Herren, wir sind der Meinung, 
dass die soziale Marktwirtschaft revitalisiert werden 
muss. Wir sind für ein Volk der Eigentümer und nicht für 
Volkseigentum. Der Überweisung in den Hauptausschuss 
stimmen wir zu. Im Interesse der Beschäftigten werden 
wir aber diesem Gesetzentwurf mit Sicherheit nicht zu¬ 
stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP - Ulli Nissen [SPD]: 

(B) Das wundert uns j etzt nicht!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als Nächstes für Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen: die Kollegin Katharina Dröge. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin¬ 
nen und Kollegen! Wir reden hier heute über unterneh¬ 
merische Verantwortung, über Arbeitnehmerrechte und 
über Jobsicherheit. Es ist auch gut so, dass wir das tun. 
Wir reden hier auch zum ersten Mal seit langem wieder 
über das Thema „Verantwortung des Staates für einen 
vernünftigen Rahmen in diesem wirtschaftlichen Pro¬ 
zess“. Denn das, was wir in den letzten Jahren in den 
Debatten erlebt haben, war, sage ich mal, ein wechselsei¬ 
tiges Schulterzucken aufseiten von Union und SPD: bei 
der Union Schulterzucken angesichts des unverantwortli¬ 
chen Verhaltens von Unternehmen nach dem Motto „Das 
ist die Marktwirtschaft, da können wir nichts tun“ und 
bei der SPD große Empörung angesichts des unverant¬ 
wortlichen Verhaltens von Unternehmen, aber dann auch 
Schulterzucken nach dem Motto „Da können wir nichts 
tun“. 

(Ulli Nissen [SPD]: Na! Na!) 

Deswegen ist es richtig, dass wir hier heute über Lö¬ 
sungsansätze miteinander diskutieren. Allerdings muss 
ich auch sagen: Außer der Ablehnung des Gesetzentwur¬ 


fes der Linken habe ich ansonsten hier im Plenum nur (C) 
allgemeine Ratlosigkeit erlebt. Das ist Teil des Problems 
in dieser Debatte. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Es ist auch richtig, über einzelne Unternehmen zu 
sprechen. Es ist richtig, über Siemens zu sprechen, auch 
wenn wir das zweite Mal über Siemens sprechen und mir 
schon auffällt, dass wir über andere Unternehmen wie 
beispielsweise Air Berlin hier im Plenum nicht gespro¬ 
chen haben. Das war auch politische Absicht, weil das 
eine deutlich schwierigere Rolle für CDU und SPD in 
dieser Debatte bedeutet hätte. Aber auch hier gehen viele 
Jobs verloren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Es ist trotzdem richtig, über Siemens zu sprechen, 
über 3 000 Mitarbeiter, die ihren Job verlieren, über ei¬ 
nen Standort, an dem es wenig berufliche Perspektiven 
für diese Mitarbeiter gibt. Es ist auch über unternehmeri¬ 
sche Verantwortung zu sprechen, wenn ein Unternehmen 
auf der einen Seite Milliardengewinne macht und auf der 
anderen Seite perspektivlos einen Standort schließt. Es 
ist richtig, darüber zu sprechen, und es ist auch richtig, 
dass Sie als Linke das adressieren. 

Allerdings muss ich sagen: Ihr Lösungsansatz hilft am 
Ende nicht, und das ist ein Problem. Insofern müssen wir 
weiter miteinander darüber sprechen. Sie verkennen auf 
der einen Seite, dass es unternehmerische Entscheidun¬ 
gen geben muss und bestimmte Dinge Umstmkturierun- (D) 
gen erfordern. Auf der anderen Seite legen Sie, weil Sie 
das, glaube ich, wissen, einen Gesetzentwurf vor, der so 
vage in den einzelnen Begriffen ist, dass es, wenn ich 
Unternehmer wäre, mir ein Leichtes wäre, überall eine 
Hintertür, einen Ausweg zu finden. Das ist dann wiede¬ 
rum auch keine verantwortungsvolle Politik; denn damit 
sagen Sie den Menschen, dass Sie Probleme lösen kön¬ 
nen, die Sie am Ende nicht lösen können. Das finde ich 
nicht richtig. Wir müssen schon ehrlich sein, indem wir 
sagen, was wir machen können, und diese Wege auch ge¬ 
hen, statt so zu tun, als könnten wir Dinge regeln, die wir 
am Ende nicht regeln können, wie es mit so einem Ansatz 
der Fall wäre. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Jetzt reden wir einmal darüber, was wir machen kön¬ 
nen. Ein Thema ist der Transformationsprozess. Die De¬ 
batte darüber finde ich ein Stück weit absurd. Sie reden 
über die Energiewende als großes Problem. Dabei sagt 
selbst Siemens, dass die Energiewende die wirtschaftli¬ 
che Chance für dieses Unternehmen ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN - 
Armin-Paulus Hampel [AfD]: Nun lassen Sie 
sie doch in dem Glauben! - Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Das ist eine Chance!) 

Das Problem, das wir haben, ist, dass wir als Politik be¬ 
stimmten Transformationsprozessen zu lange zuschau¬ 
en. Dasselbe haben wir bei der Debatte um den Kohle- 
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(A) ausstieg. Sie suggerieren den Mitarbeitern: Es wird den 
Kohleausstieg irgendwann in ganz ferner Zukunft geben, 
aber wir werden das als Union und SPD weit hinaus¬ 
schieben. Solange müssen wir uns über die Transforma¬ 
tion keine Gedanken machen. - Das ist genau der falsche 
Ansatz. Das ist nicht verantwortungsvolle Politik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Verantwortungsvolle Politik heißt, klare Rahmenbe¬ 
dingungen zu setzen, auch durchaus klare Daten, wann 
es mit einer Technologie zu Ende ist, beispielsweise 
beim Thema Kohleausstieg. Auch über das Thema Ver¬ 
brennungsmotor ist zu reden. Sonst vermittelt man eine 
scheinbare Sicherheit, die es für die Beschäftigten nicht 
gibt. Die Politik zieht sich aus der Verantwortung, über 
die Transformationsprozesse zu sprechen, frühzeitig da¬ 
rüber zu sprechen, was man mit solchen Standorten wie 
Görlitz macht und was man den Mitarbeitern in der Au¬ 
tomobilindustrie als Alternative anbietet, wenn man den 
Wechsel vom Verbrennungsmotor zum Elektromotor 
macht. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Tretroller!) 

Diese Transformationsprozesse zu regeln, ist Teil des 
Jobs, den wir haben. Das erreicht man nicht, wenn man 
den Kopf in den Sand steckt und so tut, als gäbe es die 
gesellschaftlichen Transformationen nicht, sondern man 
muss als Politik den Mut haben, auch politische Leitent¬ 
scheidungen zu setzen. 

(B) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Wir können auch über andere Unternehmen reden. Wir 
können über die Fusion von thyssenkrupp und Tata re¬ 
den. Dann müssen wir über das Thema Wettbewerbsrecht 
reden. Dann müssen wir darüber reden: Wie antworten 
wir auf das Hochfusionieren auf anderen Märkten? Wir 
müssen über das Thema Handelsabkommen, über Pro¬ 
duktionsstandards in Handelsabkommen reden und nicht 
einfach nur ein Weiter-so in der neoliberalen Handels¬ 
politik betreiben. Das sind Gestaltungsinstrumente, die 
wir haben, über die wir in der letzten Legislaturperiode 
geredet haben. Von der Union und von der SPD kam dazu 
nichts. 

(Ulli Nissen [SPD]: Na, na!) 

In Richtung SPD muss ich sagen, weil Sie in der letz¬ 
ten Sitzungswoche einen Antrag zu Siemens gestellt ha¬ 
ben: Sie haben vier Jahre lang den Wirtschaftsminister 
gestellt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE] - Bernd Riitzel [SPD]: Sehr erfolg¬ 
reich!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Kommen Sie zum Schluss, Frau Kollegin. 


Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sie hätten an diesen entscheidenden Stellschrauben 
Veränderungsprozesse einleiten können. Vielleicht schaf¬ 
fen wir das miteinander in dieser Legislaturperiode. Ich 
würde mich freuen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Ich bedanke mich herzlich. - Als Nächster der Kollege 
Dr. Albert Weiler, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir alle 
wollen, dass unsere Firmen den wirtschaftlichen Wandel 
unter den neuen digitalen Voraussetzungen erfolgreich 
meistern. Managemententscheidungen sollen deshalb er¬ 
reichen, dass Unternehmen fit für die Zukunft gemacht 
werden und so langfristig Arbeitsplätze gerade am Stand¬ 
ort Deutschland sichern. Es kann aber nicht sein, dass 
Manager und Anteilseigner den Gewinn allein unter sich 
ausmachen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als 
Verlierer dastehen. 

Aber ich möchte an dieser Stelle klarstellen, dass die 
Politik Rahmenbedingungen festlegt und nicht in die 
Entscheidungen einzelner Unternehmen eingreifen soll. 
Wir leben in einer sozialen Marktwirtschaft und nicht in 
einer sozialistischen Diktatur. 

(Heiterkeit bei der LINKEN) 

Meine lieben Damen und Herren von der Linken, die 
DDR ist Geschichte, und das ist auch gut so. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD) 

Unsere Politik sorgt für gute Rahmenbedingungen, 
um Arbeitsplätze zu schaffen, und auch das ist gut so. 
Die unionsgeführte Bundesregierung hat den Wirt¬ 
schaftsstandort Deutschland in der Vergangenheit nach¬ 
haltig gestärkt, zum Beispiel durch steuerfinanzierte 
Milliardeninvestitionen in unsere Infrastruktur und in 
unser Bildungssystem, das kontinuierlich hochqualifi¬ 
zierte Fachkräfte hervorbringt. Wir haben die richtigen 
Weichen für gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
in Deutschland gestellt. Davon profitieren die Unter¬ 
nehmen im Land. Dafür erwarte ich aber auch von den 
Unternehmen, dass sie Verantwortung übernehmen: für 
ihre Mitarbeiter und für die Standorte, damit nicht ganze 
Regionen zugrunde gehen, weil auf einen Schlag Werke 
vollständig geschlossen werden und Zulieferbetriebe und 
weitere Dienstleister vor Ort mitbetroffen sind. 

Angesichts eines Rekordarbeitsmarktes, der niedrigs¬ 
ten Arbeitslosenzahl und großer Unternehmensgewinne 
scheinen Massenentlassungen gegenwärtig paradox. Sie 
erinnern an große Wirtschaftskrisen und unsichere Zei¬ 
ten. Dabei beneiden uns andere Länder für unsere aktu¬ 
elle sehr gute wirtschaftliche Stärke. Aus meiner Sicht 
können Entlassungen nur das allerletzte Mittel sein, um 
aus Krisen herauszukommen. 
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Ich bin davon überzeugt, dass Unternehmen gut aus¬ 
gebildete Fachkräfte, in deren Ausbildung und Qualifizie¬ 
rung viel investiert wurde, auch weiterhin beschäftigen 
möchten. Alternative Maßnahmen wie Weiterbildung, 
Arbeitsplatzwechsel oder Altersteilzeit sind zunächst der 
sinnvollere Weg. 

Ich verstehe die Angst davor, entlassen zu werden. 
Der Verlust eines Arbeitsplatzes ist eine existenzielle Be¬ 
drohung. Er bedeutet nicht nur den Wegfall des Einkom¬ 
mens, sondern oft auch eine Krise in den Familien. 

Bei schwierigen Unternehmensentscheidungen setze 
ich vor allem auf die bewährte Zusammenarbeit zwi¬ 
schen Arbeitnehmerschaft und Management. Hier sind 
Gewerkschaften und Arbeitgebervertretungen in einer 
Verantwortung, die sie nicht auf die Politik abwälzen 
dürfen, meine Damen und Herren. 

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP]) 

- Danke schön. 

Die Sozialpartnerschaft ist der Schlüssel zum Erfolg, 
kein Gesetz, das die Handlungsfähigkeit des Manage¬ 
ments und der Arbeitnehmervertretungen, also beider 
Seiten, erheblich belastet. Wir müssen also an der Stär¬ 
kung der Tarifbindung arbeiten. 

(Ulli Nissen [SPD]: Hört! Hört!) 

So können betriebliche Vereinbarungen sozialverträg¬ 
lich umgesetzt werden. Das setzt natürlich voraus, dass 
Abmachungen zwischen den Tarifpartnern eingehalten 
werden. Das setzt aber auch voraus, dass sich die Ge¬ 
werkschaften nicht - wie beim Mindestlohn - aus der 
Verantwortung stehlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Den Mindestlohn haben nämlich wir gemacht, nicht die 
Gewerkschaften. 

(Ulli Nissen [SPD]: Wer hat’s erfunden? Die 
SPD hat’s erfunden! - Gegenruf der Abg. 

Jutta Krellmann [DIE LINKE]: Die SPD hat 
es nicht erfunden!) 

Arbeitnehmerschaft und Arbeitgeber kennen ihre Un¬ 
ternehmen besser als wir. Im konstruktiven Interessen¬ 
ausgleich können Lösungen in Krisenzeiten am besten 
gefunden werden. Meine Damen und Herren, wir helfen 
sehr gerne und vermitteln leidenschaftlich. Eine gesetzli¬ 
che Regelung halte ich aber für den falschen Weg. 

An der Stelle wünsche ich Ihnen eine gesegnete Weih¬ 
nacht und einen guten Rutsch ins neue Jahr. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Weiler. Dafür ist es viel¬ 
leicht noch ein bisschen früh. - Als Nächstes kommt der 
Kollege Michael Gerdes für die SPD. 

(Beifall bei der SPD) 


Michael Gerdes (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
durchaus Sympathien für die Idee und das Ansinnen der 
Fraktion Die Linke, die gesetzlichen Hürden für Massen¬ 
entlassungen zu erhöhen, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

vor allem dann, wenn große Konzerne weltweit Gewinne 
erzielen und eben nicht in der Insolvenz stecken. Jüngs¬ 
tes Beispiel: General Electric. Hier geht es einmal mehr 
um kurzfristige Rendite und nicht um verantwortungsbe¬ 
wusste Standortpolitik. 

(Beifall der Abg. Jutta Krellmann [DIE 
LINKE]) 

Auf Kosten der Beschäftigten sollen kurzfristig Gewinne 
gesteigert werden. Das, meine Damen und Herren, hat 
mit sozialer Marktwirtschaft nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Ob die Form des staatlichen Eingriffs, wie im Gesetz¬ 
entwurf der Linksfraktion gefordert wird, verhältnismä¬ 
ßig und vor allem verfassungskonform ist, müssen wir 
uns im Detail ansehen. Es werden Änderungen im Be¬ 
triebsverfassungsgesetz, beim Kündigungsschutzgesetz 
und auch im Aktiengesetz vorgeschlagen. Das sind keine 
Kleinigkeiten, die wir im Vorbeigehen entscheiden soll¬ 
ten. Die Diskussionen führen wir in den Ausschüssen 
weiter. 

(Bernd Riitzel [SPD]: Jawohl!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Balance zwi¬ 
schen Mitbestimmung und unternehmerischer Freiheit 
muss stimmen. Unternehmer sollten allerdings auch kei¬ 
ne Angst vor Mitbestimmung haben. Als ehemaliger Be¬ 
triebsrat weiß ich, wie sehr sich Beschäftigte mit ihrem 
Konzern identifizieren und wie sehr sie sich um gute Lö¬ 
sungsvorschläge, auch um Kompromisse bemühen. Das 
schadet der Unternehmensentwicklung eher selten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, oftmals kommen mir 
Wirtschaftsnachrichten - egal aus welcher Branche - wie 
ein Automatismus vor, eben weil die Antwort auf Struk¬ 
turwandel meistens Personalabbau und Standortschlie¬ 
ßung lautet. Muss das wirklich immer die Konsequenz 
sein, oder geht es auch anders? Gerade Großkonzerne, 
die verschiedene Geschäftsfelder bedienen und finanziell 
solide aufgestellt sind, müssen doch in der Lage sein, ihr 
Personal auf neue Aufgaben vorzubereiten, um Arbeits¬ 
losigkeit und Perspektivlosigkeit zu vermeiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich wünsche mir an vielen Stellen mehr Unternehmerver¬ 
antwortung, vor allem im Sinne der Belegschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zum Unternehmertum gehört es, Märkte zu beob¬ 
achten und Produkte weiterzuentwickeln, Menschen 
in Arbeit zu halten. Je nach Unternehmensgröße sind 
ganze Regionen von unternehmerischen Entscheidun- 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 4. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 12. Dezember 2017 


307 


Michael Gerdes 

(A) gen abhängig. Das ernsthafte Bemühen um bestehende 
Standorte fehlt mir oftmals. Viel zu schnell ziehen große 
Unternehmen weiter, weil anderswo günstiger produziert 
werden kann, weil Steuern gespart oder Subventionen 
eingestrichen werden können, ln meinem Wahlkreis, am 
Standort Bottrop, und beim Kollegen Spiering in Dissen 
schließen die Feinkosthersteller Nadler und Homann aus 
der Unternehmensgruppe Theo Müller ihre Produktions¬ 
stätten, um, mit EU-Subventionen gefördert, nahe der 
deutsch-tschechischen Grenze ein neues Werk zu eröff¬ 
nen. 

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui!) 

Hier werden Arbeitsplätze vernichtet, dort werden neue 
zu anderen Konditionen geschaffen. Das ist absurd. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Meine Damen und Herren in den Konzernvorständen, 
zeigen Sie mehr Mut bei betriebsinternen Ausbildungen 
und Umschulungen. Zeigen Sie mehr Mut, Ihre Betriebs¬ 
stätten zu verändern, anstatt sie zu schließen. Innovatio¬ 
nen sind nicht nur im Produktbereich möglich. Es könnte 
doch auch mal soziale Innovationen in der Personalpoli¬ 
tik geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist nicht nachvollziehbar: Einerseits beklagen wir 
den Fachkräftemangel, andererseits werden Arbeitsplät¬ 
ze abgebaut, ohne die Potenziale der eigenen Belegschaft 
aufzudecken, ohne zu überlegen, was sich in der Region 
a ■ an Alternativen entwickeln könnte. Als Politik sind wir 
jederzeit zu Gesprächen bereit. 

Standortschließungen müssen vermieden werden. Ich 
hoffe, dass die Sozialpartner aufeinander zugehen und 
in fairem Dialog Chancen für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aufzeigen. Das gilt für Siemens, General 
Electric, Bombardier genauso wie für Air Berlin und die 
Müller-Homann-Gruppe. 

Herzlichen Dank und Glück auf. Ich wünsche Ihnen 
ein frohes Weihnachtsfest und ein hoffentlich erfolgrei¬ 
ches und friedliches neues Jahr. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Als letzter Redner: Kollege Peter 
Weiß von der CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Zum Schluss einer solchen Debatte stellt sich die Frage: 
Hat jemand, der bei Siemens, bei General Electric, bei 
Air Berlin oder irgendwo anders arbeitet und Angst ha¬ 
ben muss, morgen seinen Arbeitsplatz zu verlieren, wirk¬ 
lich etwas aus einer solchen Debatte gewonnen? Da sehe 
ich große Fragezeichen. 


Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir als Poli- (C) 
tikerinnen und Politiker sollten uns angewöhnen, in poli¬ 
tischen Debatten nichts zu versprechen, was wir schlicht- 
weg nicht halten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD und der FDP) 

Denn die Unternehmensentscheidungen werden nicht 
durch eine Debatte im Deutschen Bundestag oder durch 
eine Entscheidung der Bundesregierung umgedreht. 

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]) 

Aber es gilt sehr wohl: Das Erfolgsrezept der Bun¬ 
desrepublik Deutschland ist die soziale Marktwirtschaft, 
und zur sozialen Marktwirtschaft gehört eben nicht nur, 
dass Unternehmen in ihren Entscheidungen nicht durch 
den Staat gegängelt werden, sondern dazu gehört genau¬ 
so, dass unternehmerische Entscheidungen, besonders 
solche, die die materielle Existenz von Menschen be¬ 
treffen, aus dem Kontext sozialer Verantwortung heraus 
zu treffen sind. Das gilt verschärft dann, wenn es sich 
um Unternehmen wie Siemens handelt, in die staatliche 
Förderung in Millionenhöhe geflossen ist, staatliche För¬ 
derung, die letztendlich die Steuergroschen fleißig arbei¬ 
tender Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind. 

Bei den Unternehmensentscheidungen, die anstehen, 
stellt sich in der Tat die Frage: Wo bleibt das Zusammen¬ 
spiel von Freiheit der Entscheidung und Wahrnehmung 
sozialer Verantwortung? Wir können von den Unter¬ 
nehmensführungen in Deutschland zu Recht einfordern, 
ihrer sozialen Verantwortung gegenüber ihren Arbeit- (D) 
nehmerinnen und Arbeitnehmern bei allen ihren unter¬ 
nehmerischen Entscheidungen auch wirklich gerecht zu 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das gilt insbesondere dann, wenn einzelne Standorte so 
betroffen sind, dass sich vielen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in der Region vor Ort die Frage stellt: 

Gibt es überhaupt eine Alternative? Diese Frage muss 
oftmals eher mit Nein beantwortet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir erwar¬ 
ten, dass soziale Verantwortung so wahrgenommen wird, 
dass von den Unternehmen selbst Vorschläge auf den 
Tisch gelegt werden, wie es an den betroffenen Standor¬ 
ten weitergehen soll, welche Perspektiven für die Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer eröffnet werden können. 

Bei Siemens handelt es sich um ein Unternehmen, das 
wächst, wo also Arbeitsplätze aufgebaut werden. Dann 
wird man Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei ei¬ 
nem notwendigen strukturellen Umbau doch auch Alter¬ 
nativen anbieten und eröffnen können. Das ist die Erwar¬ 
tung, die wir an Siemens haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 

sowie des Abg. Michael Theurer [FDP]) 

Es gibt in der Tat etwas, das wir als Politik beitragen 
können. Wir haben schließlich ein breites Instrumenta¬ 
rium, zum Beispiel über die Weiterbildungs- und Quali¬ 
fizierungsangebote der Bundesagentur für Arbeit. Dazu 
stehen wir bereit. Oder im Fall von Air Berlin hatte 
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(A) der nordrhein-westfalische Arbeitsminister Karl-Josef 
Laumann zu Recht vorgeschlagen, die Einrichtung einer 
Transfergesellschaft zu erwägen, eine Möglichkeit, die 
allerdings nicht ergriffen worden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, soziale Ver¬ 
antwortung gehört zur sozialen Marktwirtschaft. Für uns 
als Politiker gilt, insbesondere für die Bundesregierung 
und die betroffenen Landesregierungen: Wir sind be¬ 
reit, das, was wir an Förderinstrumentarien zur Weiter¬ 
bildung und Qualifizierung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zur Verfügung haben, vor allem seitens 
der Bundesagentur für Arbeit, aktiv in diesen Umstruk¬ 
turierungsprozess einzubringen. Zur Freiheit gehört auch 
immer Verantwortung. Wir als Bundestag wollen diese 
Verantwortung wahrnehmen. Auch die Unternehmens¬ 
führung sollte ihre Verantwortung wahrnehmen. Dann 
eröffnen sich, so hoffe ich, für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in den betroffenen Sektoren Chancen 
und Möglichkeiten im Sinne neuer beruflicher Perspekti¬ 
ven. Damm sollte es uns gehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Weiß. - Ich schließe 
die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 19/217 an den Hauptausschuss vorge¬ 
schlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das 

(B) ist erkennbar nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a bis 9 c sowie die 
Zusatzpunkte 3 und 4 auf: 

9. a) Beratung des Antrags der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Glyphosatausstieg jetzt einleiten 

Drucksache 19/230 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Lindner, Frank Sitta, Renata Alt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Nationale Strategie für den Umgang mit 
dem Herbizid-Wirkstoff Glyphosat 

Drucksache 19/216 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

c) Beratung des Antrags der Abgeordne¬ 
ten Dr. Kirsten Tackmann, Jan Körte, 
Dr. Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE 

Glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel in 
Deutschland verbieten 

Drucksache 19/226 


Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 3 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Nationaler Ausstieg aus der Anwendung von 
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln 

Drucksache 19/232 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

ZP 4 Beratung des Antrags der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Vorschlag der EU-Kommission für eine 
Änderung der Durchführungsverordnung 
hinsichtlich der Zulassungsbedingungen für 
die Wirkstoffe Imidacloprid, Clothianidin und 
Thiamethoxam; SANTE/12105/2016 Rev5, 
SANTE/12106/2016 Rev5, SANTE/10834/ 
2016 Rev8 (Entwürfe) 

hier: Stellungnahme gegenüber der Bundes¬ 
regierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des 
Grundgesetzes 

Ja zum EU-Freilandverbot für bienengiftige 
Neonikotinoide 

Drucksache 19/231 

Überweisungsvorschlag: 

Hauptausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem ersten Red¬ 
ner das Wort: Harald Ebner von Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kol¬ 
legen! Heute hat die Europäische Kommission ihre Ent¬ 
scheidung zur Wiederzulassung von Glyphosat bekannt 
gegeben, zu deren Zustandekommen der geschäftsfüh¬ 
rende Minister Schmidt unrühmlich beigetragen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Damit ist die historische Chance vertan, Glyphosat euro¬ 
paweit vom Tisch zu bekommen. Dafür tragen Sie, Herr 
Schmidt, die Verantwortung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Heute geht es nicht mehr um die Details dieser Zu¬ 
lassung. Heute geht es um Schadensbegrenzung auf der 
nationalen Ebene. Es bleibt dabei: Etwas erst auf europä¬ 
ischer Ebene zuzulassen und es dann auf nationaler Ebe¬ 
ne zu verbieten, das ist bei Pestiziden genauso Quatsch 
wie bei der Gentechnik. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 

Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]) 
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(A) Da hat Minister Schmidt nämlich versprochen: Wir re¬ 
geln das. - ln der ganzen letzten Wahlperiode - das gilt 
bis heute fort - hat er aber kein entsprechendes Gesetz 
zustande gebracht. Das darf sich nicht wiederholen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Der Minister verteidigt sich heute in einem offenbar 
notwendigen Brief an seine Fraktion, er habe mit seinem 
Alleingang immerhin für höhere Auflagen gesorgt. Darin 
steht - ich zitiere Die Mitgliedstaaten widmen dem 
Risiko für die Diversität besondere Aufmerksamkeit. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Oh!) 

Von einer Widmung hat die Natur überhaupt gar nichts. 
Wir brauchen Instrumente und wirksame Beschränkun¬ 
gen, und zwar jetzt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Was wir von der Bundesregierung erwarten, haben wir 
in unserem Antrag kurz und knapp formuliert. Und - um 
auch das zu sagen -: Die Anträge der Linken und der 
SPD tragen hier konstruktiv zur Ergänzung bei. 

Den Glyphosat-Ausstieg auf europäischer Ebene hat 
der geschäftsführende Minister Schmidt mit seinem Re¬ 
gelverstoß verhindert. Diesen Regelverstoß hat der Mi- 

(B) nister nicht nur bewusst vorgenommen, sondern er hat 
ihn mit seinem Haus sogar monatelang systematisch vor¬ 
bereitet. Das ist der eigentliche Skandal, finde ich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Herr Schmidt, Sie berufen sich dabei auf die Wissen¬ 
schaft. Die Wissenschaft kennt hier aber zwei Wahrhei¬ 
ten: die öffentliche Wahrheit der freien Wissenschaft und 
die geheime Wahrheit der Industriestudien. Sie berufen 
sich ebenso wie die Zulassungsbehörden auf die gehei¬ 
me Wahrheit. Das ist zwar bequem für die Industrie, aber 
schlecht für die Transparenz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Damit alles beim Alten bleibt, wollten Sie sogar 
Monsanto vor Gericht bei der Klage gegen die Pflicht 
zur Veröffentlichung dieser Geheimstudien unterstützen. 
Auch das war systematisch vorbereitet. 

Ich sage Ihnen eines: Wer ständig den Eindruck er¬ 
weckt, dass gegen eigene Regeln verstoßen und gegen ei¬ 
gene Regeln Interessen eines Industriezweiges durchge¬ 
drückt werden sollen, der beschädigt das gesamte System 
der parlamentarischen Demokratie und das Vertrauen in 
dieses System. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 


Deshalb müssen hier Konsequenzen folgen. Ich sage Ih- (C) 
nen: Nicht nur der Minister muss gehen. Er hat auch sei¬ 
nem Ressort einen Bärendienst erwiesen. Zu Recht fragt 
man sich, ob die Zuständigkeit für die Pestizidzulassung 
in diesem Haus noch richtig angesiedelt ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Man fragt sich auch, wo heute noch die Existenzberech¬ 
tigung eines solchen Hauses ist. 

(Beifall der Abg. Heike Hänsel [DIE 
LINKE]) 

Jetzt muss ich noch etwas zum dramatischen Insek¬ 
ten- und Vögelsterben sagen. Wir brauchen hier wirklich 
schnelle und wirkungsvolle Antworten. Im Stakkato er¬ 
scheinen immer neue Studien, die einen Zusammenhang 
zwischen dem Insektensterben und dem Einsatz von 
Neonikotinoiden belegen. Die Europäische Kommission 
hat das jetzt erkannt und einen Vorschlag vorgelegt, um 
drei dieser Wirkstoffe auf europäischer Ebene zu verbie¬ 
ten. Das reicht zwar nicht aus - auch der Natur nicht 
aber das ist ein wichtiger erster Schritt, den wir gehen 
müssen. Deshalb verlangen wir, dass Deutschland hier 
zustimmt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Das wäre - ich komme zum Schluss - die letzte Chance 
für Herrn Schmidt, zu zeigen, dass er wenigstens einmal ^ 
etwas für Bienen tut. Mit Ihrer Zustimmung zu unserem 
heute vorgelegten Antrag können Sie, werte Kollegin¬ 
nen und Kollegen, dafür sorgen, dass Minister Schmidt 
verpflichtet wird, diesem Vorschlag in Brüssel zuzustim¬ 
men. Alles, was er dann tun muss, ist, sich auch daran zu 
halten. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Ebner. - Als Nächstes für 
die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Hermann Färber. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hermann Färber (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her¬ 
ren! Das Thema Glyphosat wird beherrscht von Emotio¬ 
nen, Verunglimpfungen, Angst und Panik; wir haben das 
alles soeben erlebt. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das ist jetzt aber ein ganz schwaches 
Argument!) 

Um Ihre zahlreichen Anträge, die gestern eingegangen 
sind, sachgerecht beurteilen zu können, müssen wir uns 
deshalb heute mit vier Tatsachen auseinandersetzen: 
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(A) Da ist zum Ersten das Zulassungsverfahren. Fakt ist 
nun einmal, dass jedes Pflanzenschutzmittel vor seiner 
Zulassung bzw. vor der Verlängerung seiner Zulassung 
wissenschaftlich genau begutachtet wird. Dafür gibt es 
ein aufwendiges Prüf- und Zulassungsverfahren, das 
in den einschlägigen EU-Verordnungen klar geregelt 
und definiert ist. Es wird auf einer rein rechtlichen und 
wissenschaftlichen Grundlage entschieden, ob eine Zu¬ 
lassung erteilt wird oder nicht. Das ist keine politische 
Ermessensentscheidung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Wenn wir heute über den Ausstieg aus Glyphosat spre¬ 
chen, werden daher nicht nur unsere eigenen Behörden 
und Wissenschaftler in ihrer fachlichen Qualität und Ar¬ 
beit, sondern auch rechtliche Grundlagen insgesamt in¬ 
frage gestellt. 

Punkt zwei: Wie gefährlich ist Glyphosat? Der Wirk¬ 
stoff Glyphosat wirkt auf Enzyme, die ausschließlich bei 
Pflanzen Vorkommen, also weder bei Menschen noch bei 
Tieren. Sein Einsatz ist in Deutschland seit langem sehr 
streng geregelt. Glyphosat weist eine geringe Mobilität 
auf. Das heißt, es verbreitet sich nicht selbstständig. Es 
bindet schnell am Boden, kann also nicht ausgewaschen 
werden, und wird von Bodenbakterien biologisch rasch 
abgebaut. Glyphosat ist das am besten untersuchte Pflan¬ 
zenschutzmittel weltweit. Es gibt dazu rund 1 000 Studi¬ 
en, so viele wie sonst zu keinem anderen Wirkstoff. 

( B ) (Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ach, es gibt sogar noch viel mehr!) 

Es galt als unbedenklich, bis die Internationale Agentur 
für Krebsforschung, die IARC, im Jahre 2015 zu der Be¬ 
wertung kam, dass Glyphosat wahrscheinlich krebserre¬ 
gend sei. 

Damit kommen wir zu Punkt drei, nämlich zur Be¬ 
wertung durch die IARC. Meine Damen und Herren, 
die IARC ist die einzige Organisation überhaupt, die zu 
diesem abweichenden Urteil kam. Weltweit kamen staat¬ 
liche Behörden zum gegenteiligen Bewertungsurteil. 
Ich nenne einige: das gemeinsame Gremium der WHO 
und der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen, die Umweltschutzbehörde der 
Vereinigten Staaten, die kanadische Bewertungsbehör¬ 
de für Schädlingsbekämpfungsmittel, das kanadische 
Gesundheitsministerium, die japanische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit, die neuseeländische Umwelt¬ 
schutzbehörde und die australische Regierungsbehörde 
für Pflanzenschutzmittel und Tiermedizin. Auch und vor 
allem die europäischen Behörden, nämlich die EFSA und 
die ECHA, die Behörde für Lebensmittelsicherheit und 
die Chemikalienagentur, bestätigten die Bewertung, dass 
Glyphosat nicht krebserregend ist. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Färber, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Künast? 


Hermann Färber (CDU/CSU): 

Das machen wir nachher. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wie schade! - Harald Ebner [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wollen Sie lieber 
weiter vorlesen?) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Okay. 

Hermann Färber (CDU/CSU): 

Trotz der Einschätzung der IARC ist Glyphosat nicht 
gefährlicher als Wein, als Bratwürste, als Frittiertes, als 
Haarfärbemittel, als Schichtarbeit oder sogar als Mate¬ 
tee. All dies ist nämlich als wahrscheinlich krebserregend 
klassifiziert, aber niemand verzichtet darauf oder verbie¬ 
tet es gesetzlich. Denn grundsätzlich sagt eine Klassifi¬ 
zierung nichts darüber aus, ob tatsächlich eine Krebser¬ 
krankung ausgelöst wird oder nicht. 

(Ulli Nissen [SPD]: Was sagen Sie den 
Krebserkrankten?) 

Damit komme ich zum Punkt vier meiner Rede, näm¬ 
lich zu den möglichen Alternativen zum Glyphosat: 

Es gibt kein biologisches und auch kein anderes che¬ 
misches Pflanzenschutzmittel, das die positiven Eigen¬ 
schaften von Glyphosat aufweist. Für die nahe Zukunft 
ist es fraglich, ob sich ein neues Herbizid entwickeln 
lässt. Selbst dann würde es bei den heutigen Zulassungs¬ 
verfahren und vor allem ihrer langen Dauer ewig dauern, 
bis es uns zur Verfügung stehen würde. Insofern stimmen 
wir dem Antrag der FDP zumindest in einigen Punkten 
zu: Wir müssen nämlich die Zulassungsverfahren und die 
Verfahrensabläufe dringend optimieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Pflügen und Eggen werden oft als Alternativen ge¬ 
nannt. Aber wir müssen schon ehrlich und fair sein und 
die Alternativen anhand der gleichen Kriterien wie Gly¬ 
phosat bewerten. Der Eingriff in die Biodiversität ist 
beim Pflügen nämlich erheblich größer als der Eingriff 
durch Glyphosat. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das möchte ich mal belegt haben von 
Ihnen!) 

Wer sein Feld zwischen den Fruchtfolgen umgräbt, der 
schadet den Mikroorganismen und den Regenwürmern. 
Die Bodenfeuchtigkeit nimmt ab, und Erosionen sind die 
Folge. 

Von der Umweltbelastung durch Dieselabgase haben 
wir noch gar nicht geredet. 

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Dieselabgase! - Harald Ebner [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Elektrotraktoren!) 
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(A) Wir hätten dann ein Mehrfaches an Dieselabgasausstoß. 
Ich fahre selber seit 40 Jahren den Pflug. Glauben Sie 
mir; ich kann das beurteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Es käme zu mehr Dieselabgasausstoß als beim Einsatz 
von Glyphosat, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Bei Glyphosat gibt es keine Dieselab¬ 
gase! Das ist klar!) 

und wie Sie selber auch wissen: Dieselabgase sind sicher 
krebserregend. 

Die Anträge der SPD, der Grünen und der Linken ver¬ 
weisen darauf, dass der Einsatz von Glyphosat der Bio- 
diversität schade. Selbst wenn man Unkraut von Hand 
ausrupfen würde, hätte es die gleiche Auswirkung. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Nein! - Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: So ein Quatsch, was Sie da 
erzählen!) 

Ja, wir müssen etwas für die Biodiversität und für den 
Erhalt von Insekten und Vögeln tun. Hier sind wir ja bei¬ 
einander. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sie machen aber nichts! Das ist das Problem!) 

Das können wir aber nicht mit dem Verbot eines Pflan- 

(B) zenschutzmittels tun, das nur in geregelten Fällen zum 
Einsatz kommt, sondern hier müssen wir schon selber 
proaktiv tätig werden. 

Aus diesem Grund hat Landwirtschaftsminister 
Christian Schmidt gleichzeitig mit der Zustimmung 
Deutschlands zu einer Verlängerung der Zulassung von 
Glyphosat wichtige Verbesserungen für die Pflanzen- 
und Tierwelt durchgesetzt, wie eben die Wiederaufnah¬ 
me der Biodiversitätsklausel. Damit hat Bundesminister 
Schmidt erreicht, dass die in Ihren Anträgen geforderten 
Maßnahmen überhaupt erst in Erwägung gezogen werden 
können. All dies hätten wir bei einer Verweigerungshal¬ 
tung nicht erreicht. Die Kommission hätte die Zulassung 
für den Wirkstoff dann nämlich ohne diese Bedingungen 
verlängert. Sie sollten dem Minister also dankbar sein 
und ihn nicht attackieren. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Färber. - Die Kollegin 
Künast bittet um eine Kurzintervention, die ihr gewährt 
werden soll. 

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege Färber, da Sie keine Zwischenfrage zu¬ 
gelassen haben, muss ich in einer Kurzintervention eines 
sagen: Ich finde es schon ein beachtliches Stück, dass Sie 


hier einfach die EFSA, das BfR, die EPA, die US-Be- (C) 
hörde, und andere hinsichtlich ihrer inhaltlichen Prüfung 
zum Glyphosat und bei anderen Pestizid-Zulassungen 
einfach mit der Internationalen Agentur für Krebsfor¬ 
schung gleichsetzen, ohne ins Detail zu gehen. Ich will 
auch sagen, warum. 

Sie haben nämlich ein anderes Prüfschema. Sie wissen 
genau, dass die EFSA, das BfR und andere nur die ein¬ 
gereichten Studien des Antragstellers - hier: Monsanto - 
bewerten und gucken, was die machen. Diese Studien 
sind übrigens nicht öffentlich. Ich frage Sie einmal: ln 
welchem Jahrhundert leben wir eigentlich, dass man 
hier Anträge zu Gesundheitsgefahren stellt, während die 
Gutachten nicht einmal offengelegt werden müssen? Wir 
wissen gar nicht, was da drinsteht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN) 

Sie vergleichen das mit den anderen Studien. Die 
IARC hat ja etwas anderes gemacht. Diese Internationa¬ 
le Agentur für Krebsforschung hat im Auftrag der WHO 
auch chemische Cocktails geprüft, also die Mischung, 
der wir ausgesetzt sind, Herr Färber. Dazu haben Sie gar 
kein Wort gesagt. Es geht nämlich nicht nur um das Aus¬ 
bringen, sondern darum, dass Glyphosat in der Umwelt 
mittlerweile überall vorhanden ist. 

Sie haben dann von der Pestizid- und FAO-Agentur 
gesprochen, ohne hier zu sagen, dass in den Vorständen 
dieser Pestizid-Agenturen Vertreter der Lobbyverbände 
der chemischen Industrie sitzen. Diese Agenturen kön¬ 
nen Sie doch nicht alle gleichsetzen. (D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN) 

Der Gipfel, finde ich, ist, dass Sie uns noch erklären 
wollen, dass der Dieselruß, der hinten aus dem Trecker 
herauskommt, wenn der Bauer damit über den Acker 
fährt, für Natur und Gesundheit noch gefährlicher als 
Glyphosat ist. Das spricht, ehrlich gesagt, für sich selbst. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Färber, Sie haben die Möglichkeit, zu 
antworten. 

Hermann Färber (CDU/CSU): 

Verehrte Frau Kollegin Künast, ich hätte natürlich 
sehr gerne noch auf diese ganzen Einzelheiten eingehen 
können. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Können Sie ja jetzt!) 

Aber dafür hat mir leider die Zeit nicht zur Verfügung 
gestanden. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wie schade!) 
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(A) Ich möchte Sie aber daran erinnern, dass Sie selbst 
damals als Bundesministerin vor 15 Jahren der Verlän¬ 
gerung der Zulassung von Glyphosat zugestimmt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der FDP - Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt 
nicht!) 

Ich möchte Sie auch daran erinnern, dass ein wesentli¬ 
cher Teil in diesem Verfahren, nämlich das Bundesinstitut 
für Risikobewertung, seinerzeit von Ihnen mit der Maß¬ 
gabe gegründet wurde, für politische oder wirtschaftliche 
Einflussnahme eben nicht anfällig zu sein. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Davon habe ich auch gar nicht gere¬ 
det!) 

Aber es ist auch nicht für Kampagnen von NGOs anfäl¬ 
lig. Darüber bin ich recht froh. 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich vertraue unseren 
deutschen Behörden erheblich mehr als der 1ARC, ins¬ 
besondere vor dem Hintergrund, dass bekannt geworden 
ist, dass der Chefberater der IARC von Kanzleien Be¬ 
raterverträge und Honorare bekommen hat und damit in 
einen Interessenkonflikt geraten ist, den er zur der Zeit, 
als er von Ihnen hier im Hause als Ikone hemmgereicht 
wurde, total verschwiegen hat. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das war ja nur einer!) 

Diese Tatsache ist erst durch das Europäische Parlament 

(B) aufgedeckt worden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD und der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als Nächster für die Sozialdemokraten 
der Kollege Dr. Karl Lauterbach. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Karl Lauterbach (SPD): 

Vielen Dank. - Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Ich versuche in der kurzen Zeit, die Lage so neutral 
wie möglich darzustellen. Ich bin selbst von der Ausbil¬ 
dung her Epidemiologe. Das heißt, ich beschäftige mich 
mit den Ursachen von Krebsentstehung. Ich trage die 
Entscheidung der IARC, dass glyphosathaltige Substan¬ 
zen in Herbiziden krebserregend sind, klar mit. Ich will 
das hier kurz begründen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Der erste Punkt ist ganz klar: Es ist zwar richtig, dass 
die Synthetase im Menschen gehemmt wird und in den 
Wirbelsäulentieren nicht vorkommt, aber deren Abbau¬ 
produkte sehr wohl. Diese finden wir im menschlichen 
Gewebe, und der Stoffwechsel wird beeinflusst. Das 
heißt, auch wenn das Enzym nicht da ist, wirkt es im 
Körper. Wir können es im Blut nachweisen. Wir sehen es 


im Weizen, in Sojaprodukten. Wir sehen es im Bier. Die (C) 
Verstoffwechselung findet statt. 

Der zweite Punkt: Es ist auch so, dass die Kombinati¬ 
on mit Produkten, mit denen Glyphosat verwendet wird - 
es wird so gut wie nie alleine verwendet, sondern immer 
mit Anhaftungsmitteln oder Mitteln, die es in die Zelle 
bringen -, die Krebserregung hervorruft. Diese Kombi¬ 
nation ist es. 

Das ist auch der Unterschied zu ECHA und EFSA: 

Die IARC hat auf der Grundlage von wissenschaftlichen 
Studien, im Wesentlichen der Uni-Institute, diese Kom¬ 
binationen, die im Einsatz sind, untersucht und nicht das 
Glyphosat alleine. Das Glyphosat alleine ist von ECHA 
und EFSA untersucht worden. Aber es kommt ja alleine 
nie zum Einsatz. Es kommt nur in der Kombination mit 
den Mitteln zum Einsatz, die es überhaupt wirksam ma¬ 
chen. Somit muss ich mich hier ehrlich machen: In der 
Art, wie es immer eingesetzt wird, ist es krebserregend. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt ist: Wir wissen mittlerweile auch, 
wie es wirkt. Ich selbst habe sehr viel darüber publiziert. 

Wir wissen Gott sei Dank mittlerweile, wie Krebs ent¬ 
steht. Wir kennen die Schritte zur Krebsentstehung. Das 
sind im Wesentlichen die Schritte, in denen, sagen wir 
mal, genetische Zellmechanismen beschädigt oder aufge¬ 
halten werden. Dadurch wird das Wachstum von Tumo¬ 
ren aufgehalten, oder ihr Wachstum wird beschleunigt. 

Diese Zellmechanismen werden zweifelsfrei - zwei- 
felsfrei! das ist im Tierexperiment, im Menschenexperi¬ 
ment und im Zellexperiment nachgewiesen - angeregt. 

Das heißt, es wäre eine Überraschung gewesen, wenn wir 
auf dieser Grundlage nicht auch bei denjenigen, die Gly¬ 
phosat viel anwenden, mehr Krebserkrankungen gesehen 
hätten. Das wäre eine Überraschung gewesen. Leider gab 
es diese Überraschung nicht. 

Wir wissen, dass diejenigen, die viel Glyphosat ein- 
setzen, vermehrt Non-Hodgkin-Lymphome, also schwer 
behandelbare Krebserkrankungen, die wir kaum in den 
Griff bekommen, bekommen. Die Studien von der IARC, 
aber auch von der WHO selbst, die dazu vorliegen - auch 
nach 2015 wurden neuere Studien publiziert -, sind ein¬ 
schlägig. Wir müssen uns ehrlich machen. 

Ich wünschte übrigens, es wäre anders; denn Sie ha¬ 
ben ja recht, dass es schwer zu ersetzen ist. Aber es ist 
eine Lüge und eine Verharmlosung, zu sagen, dass dieser 
Stoff ungefährlich ist. Er ist sehr gefährlich. Wenn ich 
bedenke, wie viel davon eingesetzt wird: Auf jeden in 
Deutschland hochgerechnet - vom Kind bis zum Greis - 
setzen wir pro Tag 60 Gramm Glyphosat ein. Das kann 
ich nicht mit Weinkonsum oder ähnlichen Schwänken 
abtun. Das wird dem Ernst dieser Debatte in keiner Wei¬ 
se gerecht. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Selbst wenn nur 1 Prozent der Krebserkrankungen 
dadurch bedingt wäre, dann wären das 5 000 bis 6 000 
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(A) zusätzliche Krebserkrankungen in Deutschland. Wer von 
uns will das verantworten? Ich nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN - Steffi Lemke 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 

Schmidt! - Ulli Nissen [SPD]: Herr Schmidt!) 

Daher finde ich es bestiirzend, dass der Landwirt¬ 
schaftsminister das über unsere Köpfe hinweg entschie¬ 
den hat, ohne dass er jemals den fachlichen Rat der Ge¬ 
sundheitspolitiker auch nur gesucht hätte. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 

Dr. Alice Weidel [AflD]) 

Er hat uns nie angesprochen. Er hat uns nie eingeladen. 
Er ist über uns hinweggegangen. Das halte ich für falsch. 

Ehrlich gesagt zeigen Ihre nicht übermäßig komple¬ 
xen Einlassungen zum Thema auch, dass das Thema aus 
meiner Sicht breiter aufgestellt werden muss. Es muss 
auch ein Bestandteil der Gesundheitspolitik sein. 

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Ich höre Sie 
zum ersten Mal zu diesem Thema!) 

Daher ist der Antrag, den wir heute stellen, ohne Wenn 
und Aber richtig. Alles andere wäre verantwortungslos. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als Nächster für die Fraktion der AfD 
Stephan Protschka. Es ist seine erste Rede im Hohen 
Hause. 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Protschka (AfD): 

Habe die Ehre, Herr Präsident! Servus, liebe Kollegin¬ 
nen und Kollegen und Gäste im Deutschen Bundestag! 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Was? Servus?) 

Die Debatte um die Zulassung glyphosathaltiger 
Breitbandherbizide hat in den letzten Monaten wieder 
richtig Fahrt aufgenommen. Vermutlich hat der eine 
oder andere Minister etwas damit zu tun. Sicherlich auch 
durch die fragwürdigen Machenschaften mancher globa¬ 
len Saatgutriesen bzw. die undurchsichtigen Zulassungs¬ 
verfahren der US-amerikanischen und europäischen 
Zulassungsbehörden ist das Wort „Glyphosat“ mittler¬ 
weile auch außerhalb der Agrarwissenschaft allgemein 
bekannt. 

Aber über der aufgeheizten Debatte darf man nicht 
darüber hinwegschauen, dass seit Jahren das als krebser¬ 
regend verdächtige Glyphosat auf deutschen Äckern ver¬ 
sprüht wird, und das in zunehmendem Maße. Aber, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, seien wir einmal ehrlich: Da¬ 
gegen haben weder Rot-Grün noch Schwarz-Gelb oder 
Schwarz-Rot als Koalition im Kanzleramt jemals etwas 
unternommen. Jetzt ist das Thema groß in den Medien, 


jetzt ist es populär, und jetzt fällt jedem ein, dass man 
einen Antrag stellen könnte, um es zu verbieten. 

(Beifall bei der AfD - Gitta Connemann 
[CDU/CSU]: Lesen bildet! - Marianne 
Schieder [SPD]: An Ihnen ist das Leben 
vorbeigegangen! - Steffi Lemke [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schauen Sie mal auf 
bundestag.de!) 

Aber ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren: 
Noch vor Wochen, als Jamaika bei ganz vielen Leuten 
hier im Saal karibische Glückseligkeit im Herzen ausge¬ 
löst hat, spielte die Verlängerung und Zulassung gerade 
bei der sonst so umweltbewegten Grünenfraktion keine 
große Rolle. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Was? - Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hätten Sie mal die Debatten im 
Hohen Haus verfolgt!) 

Bloß nicht den brüchigen Frieden mit der profitmaxi¬ 
mierenden FDP brechen! Dafür opfert man ja nicht nur 
die Kohlekraftwerke, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN] : Sie sollten nicht so viel Ihren Schmutz 
da lesen! - Ulli Nissen [SPD]: Von welchem 
Antrag reden Sie eigentlich, Herr Kollege?) 

sondern auch das ökologische Gewissen der Grünen. 

(Beifall bei der AfD) 

Jetzt, wo sich die Hoffnungen der Grünen auf eine Re¬ 
gierungsbeteiligung und auf große Dienstwagen in Luft 
aufgelöst haben, erwacht wieder die grüne Seele. Jeder 
Schmetterling muss jetzt wissen, welche Partei plötzlich 
wieder sein Leben retten will, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Künast? - Bitte, Frau Künast. 

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege, würden Sie bereit sein, zur Kenntnis zu 
nehmen, dass in den Sondierungsgesprächen nichts zum 
Thema „Zustimmung zu Glyphosat“ vereinbart wurde? 
Vielmehr war die Vereinbarung, abzuwarten, was sich in 
Brüssel tut, wie am Ende die Kommission entscheidet, 
und für den Fall, dass die Kommission eine Verlängerung 
des Einsatzes von Glyphosat entscheidet, Einschrän- 
kungs- und Beschränkungsmaßnahmen vorzunehmen. 
Darüber wurde intern lange diskutiert. Haben Sie das nir¬ 
gendwo gelesen? 

Stephan Protschka (AfD): 

Doch, in der Presse. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das ist ja gut!) 

Es sind ja viele Inhalte der Sondierungsgespräche nach 
außen gegangen. Herr Lindner hat dazu ein Interview ge- 
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(A) geben und gesagt, dass die Grünen ihre Forderung nach 
einem Glyphosat-Verbot aufgeben wollen zugunsten der 
Aufnahme einer größeren Anzahl an Flüchtlingen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

Das hat mit echter Politik oder mit Verantwortungsbe¬ 
wusstsein nichts zu tun. Das ist hektischer Aktionismus. 

(Beifall bei der AfD) 

Es hat aber nichts mit vernünftiger Politik zu tun. 

(Ulli Nissen [SPD]: Aber das machen Sie, 
oder was?!) 

Wer Glyphosat schnell vom Acker schaffen will - da 
muss ich jetzt dem Kollegen von der SPD recht geben; 
auch wir wollen, dass Glyphosat aus Deutschland ver¬ 
schwindet; darüber brauchen wir überhaupt nicht zu 
streiten -, der darf dabei nicht die Existenzgrundlage der 
deutschen Landwirte vernichten. 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn man Glyphosat von heute auf morgen abschafft, 
vernichtet man die Grundlage der deutschen Landwirt¬ 
schaft. 

(Beifall bei der AfD - Dieter Janecek [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dafür oder dagegen?) 

Wenn man ehrlich ist, muss man feststellen: Im Mo¬ 
ment ist dieses Mittel aus der konventionellen Landwirt¬ 
schaft nicht wegzudenken. Ein Verbot kann nur schritt¬ 
weise erfolgen. 

(B) 

(Dieter Janecek [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN] : Dafür oder dagegen?) 

Wenn man das Höfesterben nicht dramatisch verstärken 
will, muss man den Einsatz von Glyphosat langsam und 
vernünftig einschränken. 

(Ulli Nissen [SPD]: Was heißt „langsam“ für 
Sie, Herr Kollege?) 

Wer solche Anträge stellt wie die Grünen - was Popu¬ 
lismus angeht, folgt die SPD kurz dahinter — 

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD) 

- Ich finde es schade, dass meine Kollegin aus Nieder¬ 
bayern nicht geredet hat. Sie hat vielleicht vor den nie¬ 
derbayerischen Landwirten Angst, sich hier zu outen. 

(Marianne Schieder [SPD]: Oh wei! Oh wei! - 
Ulli Nissen [SPD]: Wir haben vor niemandem 
Angst, und ich schon gar nicht!) 

Wer Glyphosat abschaffen will, der muss Alternativen 
bieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Aber die Forschung zu Alternativen stockt ja schon seit 
Jahren, weil die Förderung dieser Forschung von der 
Bundesregierung und von allen hier anwesenden Altpar¬ 
teien sträflichst vernachlässigt worden ist. 

(Beifall bei der AfD - Marianne Schieder 
[SPD]: Wo haben die denn den aufgetrieben?) 


Gleichgültig ob die grüne Bundestagsfraktion groß (C) 
oder klein war: In Wahrheit verhält es sich mit unseren 
Kollegen von der früheren Ökopartei wie mit einer Me¬ 
lone: Nach außen gibt man sich immer grün; aber im In¬ 
neren schlägt ein tiefrotes Herz. Denen war die Umwelt 
in der Regel schon immer scheißegal. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - Zuru¬ 
fe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Aber damit kann man natürlich keine verantwortungsbe¬ 
wusste Agrarpolitik machen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Wenn ich es richtig gehört habe, haben Sie „scheiß¬ 
egal“ gesagt. Das ist ein nichtparlamentarischer Aus¬ 
druck, jedenfalls zu Zeiten, wo die Kinder noch fernse- 
hen. 

(Heiterkeit) 

Stephan Protschka (AfD): 

Dann möchte ich mich für den Ausdruck entschuldi¬ 
gen; aber meine Kinder schauen auch noch fern. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Göring-Eckardt? - Frau Göring-Eckardt hat das 
Wort zu einer Zwischenfrage. 

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): (D) 

Herr Protschka, ich frage Sie, ob Sie zur Kenntnis 
nehmen, dass das, was Sie angeblich über Sondierungs¬ 
ergebnisse gelesen haben, und Ihr eigentümlicher Melo¬ 
nenvergleich das ist, was man normalerweise als Fake 
News bezeichnet, und dass es nichts mit irgendwelchen 
Argumenten zu tun hat, nichts mit Sachlichkeit zu tun 
hat und nichts damit zu tun hat, was irgendwo verhandelt 
worden ist. Es hat übrigens noch nicht einmal etwas da¬ 
mit zu tun, was auf Twitter oder in irgendeiner Zeitung 
gestanden hat. Das, was Sie über Herrn Lindner sagen, 
ist Quatsch. Das, was Sie über Informationen, die Sie ha¬ 
ben, sagen, ist so dreimal durch den Wolf gedreht, dass es 
nichts mit dem zu tun hat, was Wirklichkeit ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Stephan Protschka (AfD): 

Es war eine sehr gute Frage. - Also, die Grünen erset¬ 
zen ja mittlerweile die FDP; denn die FDP war die Par¬ 
tei, die über die längste Zeit in der Regierung saß, weil 
sie von Rot nach Schwarz gewechselt hat. Mittlerwei¬ 
le haben diese Position die Grünen übernommen. Man 
kann in die Länder schauen, man kann in den Bundestag 
schauen: Sie reden mittlerweile mit jedem und verraten 
damit ihre ökologischen Prinzipien, meine Dame. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Aber danke schön für die Frage. 
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(A) Wie wir das in Zukunft besser machen können, kön¬ 
nen Sie gern bei uns abschauen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Da müssen 
Sie selber grinsen!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Protschka, kommen Sie zum Schluss, bitte. 

Stephan Protschka (AfD): 

Noch zwei Sätze. - Ich lade Sie dazu natürlich recht 
herzlich ein; dann können Sie bei uns einmal staunend 
zuschauen, wie man vernünftig arbeitet. 

Die AfD stimmt der Überweisung an den Hauptaus¬ 
schuss zu. Dort können wir mitarbeiten, und da finden 
wir mit Sicherheit eine vernünftige Lösung für die Ver¬ 
braucher und für die Landwirte. 

Danke, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD - Niema Movassat [DIE 
LINKE]: Sie bieten doch gar keine Lösungen 
an! - Abgeordnete der AfD erheben sich und 
beglückwünschen Abg. Stephan Protschka 
[AfD]) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Einen kleinen Moment bitte! - Vielleicht darf ich die 
Kolleginnen und Kollegen der AfD darauf hinweisen, 
dass die Begeisterung von den Abgeordneten natürlich 
zum Ausdruck gebracht werden kann, aber das perma- 

(B) nente Aufstehen nach Redebeiträgen doch unterlassen 
werden sollte, auch wenn es - Aufstehen ist ja gesund¬ 
heitsfördernd - der Gesundheit dient. 

(Beifall der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Als Nächstes hat der Kollege Frank Sitta von der FDP 
das Wort. 

(Beifall bei der FDP - Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber wir ha¬ 
ben die FDP ersetzt! Sie müssen das wissen!) 

Frank Sitta (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir atmen alle mal tief durch! Ich glaube, es 
ist sinnvoll, wenn die Debatte wieder ein bisschen sach¬ 
licher wird. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ganz unabhängig vom Zustandekommen des deut¬ 
schen Abstimmungsverhaltens in Brüssel - hierzu haben 
wir eine gesonderte Kleine Anfrage gestellt - tragen wir 
die Entscheidung in der Sache mit. Ich finde es übrigens 
ausgesprochen schade, dass die geschäftsführende Bun¬ 
desumweltministerin, die sich ja bei dem Thema sehr 
entschieden gezeigt hat, heute leider verhindert ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - Zuruf 
von der SPD: Sie ist in Paris beim One Planet 
Summit!) 


- Ich weiß, dass sie in Paris ist. Deswegen sage ich ja: Ich (C) 
bedaure es, dass sie leider verhindert ist. Ich werfe es ihr 
explizit nicht vor. 

Glyphosat, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wird seit Jahrzehnten in der Landwirtschaft eingesetzt 
und ist ausgesprochen gut erforscht. Das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, das Bun¬ 
desinstitut für Risikobewertung, das Julius-Kühn-Institut 
und das Umweltbundesamt waren in die Bewertung des 
Wirkstoffs eingebunden - wahrscheinlich das, was Kol¬ 
lege Ebner „die geheime Wahrheit“ nennen würde. Sie 
sind nach intensiver und sorgfältiger fachlicher Prüfung 
der aktuellen wissenschaftlichen Forschung zu der Auf¬ 
fassung gelangt, dass bei sachgerechter Anwendung von 
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln keine schädli¬ 
chen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier zu erwarten sind. 

Die Bedenken, die das Umweltbundesamt zu den - 
wohlgemerkt: indirekten - Auswirkungen von Glypho¬ 
sat auf die Biodiversität hat, sind wissenschaftlich nicht 
wirklich abgesichert. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Hoi!) 

Zu Ende gedacht wären dann im Übrigen sämtliche Tech¬ 
niken, die zur Bekämpfung von Unkräutern eingesetzt 
werden könnten, verdächtig; dazu gehören auch mecha¬ 
nische Techniken wie Jäten oder Pflügen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU - Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Da haben Sie was falsch ver- (U) 

standen!) 

Hier plädieren wir dafür, trotz allem die Sorgen in der 
Bevölkerung ernst zu nehmen, das Ganze wissenschaft¬ 
lich intensiver zu klären und dabei nicht den Eindruck zu 
erwecken, dass hier heute ein Glyphosatverbot die Lö¬ 
sung wäre. 

Bewertungsbehörden weltweit kommen ebenso zu 
dem Ergebnis, dass Glyphosat nach derzeitigem Stand 
des Wissens nicht als krebserregend einzustufen ist. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das stimmt schlichtweg nicht!) 

Entsprechend sind die deutschen Behörden zu der 
Einschätzung gelangt, dass die Anforderungen des EU- 
Rechts für die Genehmigung von Pflanzenschutzmittel- 
Wirkstoffen erfüllt sind. Wenn das der Fall ist, gab es, 
eben rein sachlich betrachtet, auch nur eine folgerichtige 
Entscheidung, die in Brüssel bezüglich der weiteren Zu¬ 
lassung als Wirkstoff getroffen werden konnte, und das 
ist die Verlängerung, so wie die deutsche Vertretung das 
auch mitgetragen hat. 

Die zuständigen Behörden in Deutschland haben 
ebenfalls keine Bedenken gegen die Genehmigung von 
Glyphosat für die beantragten Anwendungen als Pflan¬ 
zenschutzmittel, wofür die nationale Ebene ja zuständig 
ist. Auch die Bienenvölker sind demnach bei sachge¬ 
rechter Anwendung und verantwortungsvollem Umgang 
nicht gefährdet. Insofern sehe ich auch hier keinerlei An- 
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lass, ein ordentliches Genehmigungsverfahren politisch 
zu instrumentalisieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Genau dagegen wendet sich unser Antrag. Das Ver¬ 
trauen der Bevölkerung in jegliche staatliche Zulas¬ 
sungsverfahren sollten wir nicht leichtfertig untergraben. 
Das Gleiche gilt im Übrigen auch für die Expertise und 
Glaubwürdigkeit der zuständigen Zulassungsbehörden 
und ihres Personals. Andererseits erkennen wir aber auch 
das gestiegene Informationsbedürfnis der Bevölkerung 
an. Wir brauchen deshalb definitiv mehr Transparenz in 
den Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Sitta, würden Sie freundlicherweise eine 
Zwischenfrage des Kollegen Ebner zulassen? 

Frank Sitta (FDP): 

Ich würde es gern zu Ende ausführen; danach dann, 
gegebenenfalls gern als Kurzintervention. Wir haben we¬ 
nig Zeit. Ich habe wenig Zeit. Die Uhr läuft. 

(Ulli Nissen [SPD]: Sie kriegen die Zeit an¬ 
gehängt, Herr Kollege!) 

Ebenso sollten Art und Umfang, wie glyphosathaltige 
Herbizide in Landwirtschaft und Gartenbau eingesetzt 
werden, regelmäßig überprüft werden. Womöglich lassen 
sich bessere Alternativen finden, natürlich nur, wenn das 
wissenschaftlich fundiert geschieht 

(Beifall der Abg. Gitta Connemann [CDU/ 

CSU]) 

und nicht aus ideologischen Gründen unmöglich ge¬ 
macht wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Grünen wollen - darüber sollte politisch entschie¬ 
den werden - eine völlig andere Landwirtschaft. Das ist 
auch legitim. Die Grünen werben damit in ihren Wahl¬ 
kämpfen. Aber es ist verfehlt und nicht legitim, blind¬ 
lings nach einem Hebel zu suchen, der es ermöglicht, die 
eigenen Forderungen quasi durch die Hintertür durchzu¬ 
setzen. Das lehnen wir als Freie Demokraten ab. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich danke Ihnen und bitte im Namen meiner Frakti¬ 
on um Überweisung der vorliegenden Anträge an den 
Hauptausschuss. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Sitta. - Erlauben Sie mir, 
bevor ich der Bitte von Bündnis 90/Die Grünen nach ei¬ 
ner Kurzintervention nachkomme, drei Hinweise. Der 
erste Hinweis lautet: Dass die Grünen zu Freien Demo¬ 


kraten mutieren, glaubt in diesem Hause - bis auf wenige (C) 
Ausnahmen - keiner, Frau Kollegin Göring-Eckardt. 

(Beifall der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zweitens. Es war die erste Rede des Kollegen Sitta. 

Es ist im Hause unüblich, bei der ersten Rede eine Zwi¬ 
schenfrage zu stellen. 

(Beifall bei der FDP) 

Drittens. Der Kollege Sitta hat sich bereit erklärt, die 
Kurzintervention hinzunehmen. Deshalb haben Sie, Herr 
Kollege Ebner, das Wort. 

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Danke schön, sehr geehrter Herr Präsident. - An die¬ 
ser Stelle möchte ich mich entschuldigen, Herr Sitta, dass 
ein kurzer Break in Ihrer Rede zustande kam. Aber Sie 
haben das so professionell gemacht, dass Sie darüber 
wunderbar hinweggekommen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ich möchte Sie Folgendes fragen: Sie haben gesagt, 
der Zusammenhang zwischen dem Einsatz von Glypho- 
sat und gewissen Diversitätsproblemen, also dem Arten¬ 
rückgang auf den Äckern, sei gar nicht belegt. Beziehen 
Sie tatsächlich die Position, dass die verschiedenen For¬ 
men der Bodenbearbeitung, der Fruchtfolge und der Un¬ 
krautbekämpfung - auch mechanischer Art -, unabhän¬ 
gig von Effizienz und Schlagkraft im Hinblick auf Hektar 
und Leistung, keinen Unterschied bei der Biodiversität ^ 
auf dem Acker machen? Sind Sie der Meinung, dass 
sich auf den Äckern genauso viele Beikräuter, Unkräuter 
und sonstige Pflanzen befinden wie vor dem Einsatz von 
Glyphosat? Meines Wissens gab es vor diesem Einsatz 
40 Beikräuter pro Quadratmeter. Heutzutage ist es ma¬ 
ximal noch ein Beikraut. Mich interessiert, wie Sie dazu 
stehen und angesichts dessen begründen wollen, dass 
kein Zusammenhang mit der Biodiversität besteht? 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege Sitta, Sie haben die Möglichkeit, zu ant¬ 
worten. 

Frank Sitta (FDP): 

Herr Kollege Ebner, vielen Dank für das Lob. Beim 
nächsten Mal werde ich gerne eine Zwischenfrage er¬ 
lauben. In dem Moment meiner Rede hielte ich es für 
unangebracht. 

Ihre Frage, die ich mir in ihrer Komplexität gar nicht 
merken konnte - das ist nichts Schlimmes -, beweist ei¬ 
gentlich, warum wir zu Recht für eine Überweisung an 
den Hauptausschuss plädieren. Wir freuen uns auf die 
Fachausschüsse; denn das, was hier zur Rede steht, sollte 
nicht im Plenum, sondern in einem Fachausschuss ge¬ 
klärt werden. Das ist eine Frage der parlamentarischen 
Gepflogenheiten. Wir können darüber gerne im Haupt¬ 
ausschuss bzw. hoffentlich in einem bald eingesetzten 
Fachausschuss diskutieren. Dann kann jeder seine Stu¬ 
dien mitbringen. Offensichtlich liegen unterschiedliche 
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vor. Dann können wir das im Rahmen des Fachausschus¬ 
ses klären. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Sitta. - Als Nächste für die 
Fraktion Die Linke: Frau Dr. Kirsten Tackmann. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie¬ 
be Gäste! Ich finde schon, dass das Ja des geschäftsfüh¬ 
renden Bundesagrarministers Schmidt zu Glyphosat in 
Brüssel eine Posse aus Absurdistan war. Ausgerechnet 
er als Ex-Staatssekretär im Verteidigungsministerium 
verweigert den Befehl, wie Olli Welke es in der „heu- 
te-show“ ausdrückte. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Ich finde, dass sich hier moralische Abgründe auftun. An¬ 
gesichts der Tragweite dieser Entscheidung und, wie ich 
finde, dieser Amtsanmaßung ist das öffentliche „Du, du!“ 
der Kanzlerin wirklich ein Witz. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

„Wegtreten!“ hätte das Urteil lauten müssen, damit sich 
so etwas nicht wiederholt. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Was ist eigentlich aus dem guten alten Amtseid ge¬ 
worden? Minister Schmidt versteht ihn wohl als verbind¬ 
liche Freiwilligkeit, eine Wortschöpfung, auf die er ja be¬ 
sonders stolz ist und mit der er schon die Debatten zum 
Tierschutz so geprägt hat, dass sie in Slow Motion, also 
in Zeitlupe, abliefen. Ich will ihn an der Stelle einmal 
zitieren: „So isser, der Schmidt.“ 

(Beifall der Abg. Heike Hänsel [DIE 
LINKE]) 

Als Linke frage ich auch: Wieso ist eigentlich aus¬ 
gerechnet er jetzt plötzlich so mutig geworden und so 
verwegen? Denn in der Bilanz des Bundesagrarminis¬ 
ters sehen wir keine Heldentaten, im Gegenteil. In sei¬ 
ne Amtszeit fällt einer der schwersten Milchpreiskrisen. 
Monatelang hat die Milch nicht einmal die Hälfte dessen 
erbracht, was ihre Produktion gekostet hat. Wie reagiert 
der Minister darauf? Er trifft sich mit Lobbyisten von 
Molkerei- und Handelskonzernen zum Tee. Ich finde, 
das ist unverantwortlich. Er trifft sich damit ausgerechnet 
mit denen, die genau von diesem System profitieren, das 
Menschen ausbeutet, Natur ausbeutet, Tiere ausbeutet. 

(Zuruf der Abg. Marlene Mortler [CDU/ 

CSU]) 


Auch bei Themen wie „Bodenspekulation“ oder „Schutz (C) 
von Weidetieren vor dem Wolf 1 hat sich der Minister 
weggeduckt. Da sage ich wieder: So isser, der Schmidt. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Aber im Abendrot seiner Zuständigkeit wird er plötz¬ 
lich mutig. Er pfeift auf alle demokratischen Regeln und 
lässt für weitere fünf Jahre Glyphosatnutzung zu. Hört 
sich harmlos an, ist es aber nicht; denn Glyphosat steht 
für ein weltweites System, mit dem alle Pflanzen auf 
dem Feld totgespritzt werden, damit dort nur noch eine 
Kulturpflanze wächst. Ich finde, das ist ein makabres 
Reinheitsgebot für das Erntegut, und ich finde das nicht 
richtig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Auch wenn man mit Glyphosat mehr Klimaschutz 
durch pfluglose Bodenbearbeitung erreichen kann oder 
dadurch die Bodenerosion reduziert wird, ist der Preis 
dafür, wie ich finde, einfach zu hoch. Dafür brauchen wir 
ganz klar andere Lösungen als Glyphosat. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD) 

Denn viele Hinweise auf Gefahren und Risiken durch 
Glyphosat für Gesundheit und Natur sind eben nicht ent¬ 
kräftet. Es sind ja schon einige hier genannt worden; ich 
möchte ein weiteres Beispiel ergänzen: Das in Deutsch¬ 
land zuständige Bundesinstitut für Risikobewertung gibt ^ 
ja deswegen Entwarnung, weil in Europa der Kontakt zu 
Glyphosat so selten wäre. Aber selbst in zwei kleinen 
Studien ist doch nachgewiesen worden, dass Glyphosat 
relativ häufig im Urin gefunden wird. Das ist auch gar 
nicht unlogisch; denn wir finden ja auch in Lebensmit¬ 
tel wie Backwaren, Bier und Speiseeis Glyphosatspuren. 

Im Mai 2016 habe ich deswegen die Bundesregierung 
gefragt, welche Studien sie denn beauftragt hat, um zu 
klären, wie häufig die Normalbevölkerung tatsächlich 
Kontakt zu Glyphosat hat und welche Risikofaktoren da¬ 
bei eine Rolle spielen. Die Antwort war: kein Handlungs¬ 
bedarf. - So isser, der Schmidt. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Aber als Minister ist er doch dem Gemeinwohl verpflich¬ 
tet und nicht dem Wohl von Monsanto und Bayer. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Leider hat Minister Schmidt damit auch der Land¬ 
wirtschaft einen Bärendienst erwiesen, vor allem den 
Betrieben, die sich längst auf den Weg zu anderen Ufern 
gemacht haben. Deshalb muss nach diesem bösen Foul 
tatsächlich konsequent im Sinne des Vörsorgeprinzips 
gehandelt werden. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 
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(A) Im Bundesrat hat Thüringen bereits eine Initiative gestar¬ 
tet. Hier im Bundestag liegen mehrere Anträge vor, die 
sehr ähnlich sind. Die Linke sagt: 

Erstens. Wir brauchen ein Zulassungsverfahren, das 
verhindert, dass gefährliche Wirkstoffe tatsächlich zuge¬ 
lassen werden. Es muss transparent und unabhängig sein. 

Zweitens. Wir wollen ein unverzügliches Verbot von 
Glyphosat. 

Drittens müssen wir endlich Sofortmaßnahmen tref¬ 
fen, die das Risiko wirklich minimieren. Dazu gehört das 
Verbot der Vörerntebehandlung, das Verbot des Verkaufs 
an Privat und das Verbot der Anwendung auf kommuna¬ 
len Flächen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Kommen Sie zum Schluss, Frau Kollegin. 

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 

Ja, das ist der letzte Satz. - Ich sage hier auch eins: Die 
Zeit zwischen den Koalitionen könnte doch zur Stern¬ 
stunde des Parlaments werden. Also lassen Sie uns hier 
sinnhafte und kluge Entscheidungen fällen. 

ln diesem Sinne: Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

(d) 

Vielen Dank. - Als vorletzte Rednerin für die CDU/ 
CSU Frau Marlene Mortler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Po¬ 
litik ohne Emotionen, ohne Gefühle, ohne Leidenschaft 
ist einseitig, ja sie ist langweilig. Das macht die aktu¬ 
elle Debatte deutlich. Aber wenn Politik nur noch nach 
Gefühlslage und ohne Faktencheck gemacht wird, dann 
wird es kritisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP - Zuruf der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich bin schon sehr erstaunt über die Einlassungen von 
Frau Kollegin Tackmann von der Linken, die wider bes¬ 
seres Wissen hier als Wissenschaftlerin geredet hat. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie sollten mal darüber nachdenken, 
wenn Wissenschaftler so argumentieren!) 

Auch über Ihre Einlassungen bin ich sehr erstaunt, lie¬ 
ber Herr Dr. Lauterbach. Ich habe Sie in dieser Debatte 
noch nie reden hören. Sie sollten aber wissen, dass soge¬ 
nannte Beistoffe in glyphosathaltigen Pflanzenschutzmit¬ 
teln wie Tallowamine längst verboten sind. Die Zulas¬ 
sung ist ausgelaufen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


weil die Bewertung lautet: gefährlicher als das eigentli- (C) 
che Glyphosat. Sie sollten auch wissen, dass - egal durch 
welches Ministerium Pflanzenschutzmittel zugelassen 
werden, ob durch das BMEL, in diesem Fall das BVL, 
oder durch das BMG - die Unabhängigkeit gilt, also das 
Ganze unbestechlich bewertet werden muss. Das ist der 
Maßstab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, lassen Sie eine Zwischenfrage des Kol¬ 
legen Dr. Lauterbach zu? 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Ich möchte gerne weitermachen, 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Dann hätten Sie ihn nicht so angreifen 

sollen!) 

aber anschließend gerne. 

Meine Damen, meine Herren, der Wirkstoff Glyphosat 
ist zum Feindbild, zum Symbol, zum Kampfbegriff für 
das Böse geworden. Zeitgeist! Einige Medien haben sich 
immerhin um Sachlichkeit bemüht. Danke! Auf der an¬ 
deren Seite verdienen inzwischen professionelle Kampa¬ 
gnenorganisationen leichtes und schnelleres Geld mit der 
Landwirtschaft, als man in der nachhaltigen Landwirt¬ 
schaft je verdienen kann. Das sollte uns zu denken geben. 

(Ulli Nissen [SPD]: Wen meinen Sie damit?) (D) 

Wissenschaft zählt nicht. Studien werden grundsätzlich 
infrage gestellt, wenn einem die Ergebnisse nicht passen. 

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das 
machen Sie doch!) 

Worauf soll sich der Landwirt oder der Verbraucher noch 
verlassen können, wenn wissenschaftliche Beratung und 
Bewertung untergraben werden, wenn gegen wesentliche 
Grundlagen unserer Demokratie und unseres Gemeinwe¬ 
sens gefährlich Stimmung gemacht wird? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Für uns, die Union, ist und bleibt wissenschaftliche 
Evidenz Leitprinzip für politische Entscheidungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Leitprinzip der Panikmache, Ihr Leitprinzip, 

(Ulli Nissen [SPD]: Leid mit d geschrieben, 
oder?) 

hat dazu geführt, dass unser Bundesminister Schmidt und 
seine Familie inzwischen Morddrohungen erhielten und 
erhalten. Als Drogenbeauftragte der Bundesregierung 
kenne ich diese Form der einseitigen Auseinanderset¬ 
zung nur zu gut. Trotzdem: Christian Schmidt hat Mut 
bewiesen. 

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Unde¬ 
mokratisch!) 
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Marlene Mortler 

(A) Er hat sich etwas getraut, vor dem sich viele gedrückt 
haben. 

(Zurufe von der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Er hat mutig Ja gesagt und endlich ein falsches Spiel 
beendet. Er hat der EU-Kommission ihre Entscheidung 
abgenommen. 

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Sie argu¬ 
mentieren gegen Ihre eigene Kanzlerin!) 

Er hat mit seinem Ja mehr erreicht als mit einer Enthal¬ 
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Das Einzige, was man ihm vorwerfen kann, ist, dass 
er gegen die gängige Praxis - ohne weitere Abstimmung 
mit Bundesministerin Hendricks - „verstoßen“ hat. 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wollen Sie das zum Regierungsprinzip 
erheben, oder was?) 

Davon steht zwar nicht einmal etwas in der Geschäfts¬ 
ordnung. Es ist aber gängige Praxis. Das gebe ich gerne 
zu. 

(Zuruf der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Wie schon erwähnt, hat er dafür persönlich einen hohen 
Preis bezahlt. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

(B) Niema Movassat [DIE LINKE]: Unerträglich!) 

Auf der anderen Seite hat er allerdings für weitere An¬ 
wendungsbeschränkungen und Auflagen, mehr Transpa¬ 
renz und Übersicht beim Zulassungsverfahren 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Gut, dass Ihnen das keiner glaubt!) 

und die Berücksichtigung der Belange der Artenvielfalt 
und der Umweltauswirkungen gesorgt sowie die Grund¬ 
lage für ein Verbot der Privatanwendung geschaffen. 

(Ulli Nissen [SPD]: So wollen Sie in Zukunft 
handeln? Super!) 

Vor allem aber hat er für mehr Planungssicherheit und 
Rechtssicherheit für Landwirte gesorgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Er hat also viel mehr erreicht. Das ist doch eine gute 
Nachricht. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Ebner? 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Meine Damen, meine Herren, ich komme zum 
Schluss. Zur Verunsicherung hat sicherlich die IARC, die 
Internationale Agentur für Krebsforschung, die der WHO 
angegliedert ist, beigetragen. Und so viel Zeit muss sein: 


Frau Künast, Sie haben von der FAO gesprochen. Wir (C) 
reden von der WHO, die übrigens auch Wurst und Schin¬ 
ken als wahrscheinlich krebserregend eingestuft hat. 

Wenn man über Bewertung spricht, muss man wissen, 
dass im ersten Schritt immer die Gefahr benannt wird, 
also die Gefahrenidentifizierung, und erst im zweiten 
Schritt das eigentliche Risiko, also das gesundheitliche 
Risiko, bewertet wird. Ein gesundheitliches Risiko bei 
der Anwendung von Glyphosat bei bestimmungsgemä¬ 
ßem Gebrauch und sachgerechter Anwendung gibt es 
nicht, sagen alle seriösen Experten und Institute. 

(Ulli Nissen [SPD]: Alle seriösen? Was ist für 
Sie seriös? Ihre Ansprache ist auf jeden Fall 
nicht seriös! - Klaus Mindrup [SPD]: Harm¬ 
losreden!) 

Selbst Frau Krautzberger, Präsidentin des UBA, hat 
noch 2014 in einem Expertengespräch Folgendes ge¬ 
sagt - - 

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Es gibt 
ja wissenschaftlichen Fortschritt!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, Sie wollten zum Schluss kommen. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Für mich ist Glyphosat das harmloseste Pflanzen¬ 
schutzmittel im Vergleich. - Sie befürwortet kein Verbot; 
denn im Vergleich zu den zur Verfügung stehenden Mit¬ 
teln ist es akzeptabel. - Herr Präsident, das wollte ich ü?) 
noch gesagt haben. 

(Andrea Nahles [SPD]: Es ist jetzt gut!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Aber das rechtfertigt keine Zeitüberschreitung, Frau 
Kollegin. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Wer am lautesten schreit, wird gehört - das ist Ihre 
Devise. Sie reklamieren damit die Mehrheit für sich, 
meine Damen, meine Herren. Unser Ziel ist es, gesunde 
Lebensmittel nachhaltig zu produzieren. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, bitte. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Jetzt aber wirklich der letzte Satz. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Weltweit betrachtet würden ohne Pflanzenschutzmittel 
noch mehr Menschen an Hunger leiden. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, jetzt aber bitte. Auch in Bayern ist ein 
Satz ein Satz und nicht zehn Sätze. 
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(A) Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Deshalb: Gesunde Pflanzen durch gute Versorgung. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Ich bedanke mich herzlich. - Es sind zwei Kurzinter¬ 
ventionen angemeldet. Sie werden noch Gelegenheit ha¬ 
ben, darauf zu antworten. 

Die erste Kurzintervention ist die des Kollegen 
Dr. Karl Lauterbach. 

Dr. Karl Lauterbach (SPD): 

Vielen Dank. - Ich bin direkt angesprochen worden 
und will hier etwas korrigieren. Es ist eben vorgetragen 
worden, dass die Kommission Tallowamin als Beimittel 
für Glyphosat verboten habe. Das ist nicht richtig. Sie hat 
lediglich das Verbot empfohlen. 

(Christian Schmidt, Bundesminister: Natio¬ 
nal! Wir haben es verboten!) 

Die Länder sind aber frei, das umzusetzen. Der Punkt, 
auf den ich hinauswill, ist: Dies bedeutet, dass weitere 
300 in der Verwendung befindliche Beimengungsstoffe 
nicht verboten sind und auch nicht für ein Verbot emp¬ 
fohlen worden sind. Die meisten Stoffe, auf die sich 
die IARC-Studien beziehen, sind nicht nur nicht verbo¬ 
ten, sondern nie für das Verbot empfohlen worden. Der 
Grund dafür ist, dass in den ECHA- und den EFSA-Stu- 

(B) dien diese Beistoffe nie untersucht wurden; es wurde nur 
die reine Glyphosat-Wirkung untersucht. Nur die IARC 
hat auf der Grundlage der Uni-Studien alle Beimengun¬ 
gen, die sie bekommen konnte, untersucht. Viele sind 
übrigens Handelsgeheimnisse der Unternehmen, die es 
herstellen, und daher gar nicht untersuchbar. Somit ist an 
Gefahr überhaupt nichts gebannt worden; die Gefahr ist 
genauso wie beschrieben. 

Ich würde mich freuen, wenn es anders wäre - da¬ 
mit wir uns nicht falsch verstehen aber die Gefahr ist 
schlicht und ergreifend die: Die gefährlichen Beistoffe, 
von denen wir wissen, dass sie krebserregend sind, sind 
nie untersucht worden, außer von der IARC, in deren 
Studien die wahrscheinliche Krebserregung belegt wor¬ 
den ist. Deshalb sind die Beistoffe auch nicht verboten. 
Die Gefahr ist also in keiner Weise so zu verharmlosen, 
wie Sie es hier getan haben. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin Mortler, Sie haben Gelegenheit, direkt 
zu antworten. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Lieber Kollege Lauterbach, Ihre Wortmeldung zeigt 
mir, dass Sie nicht aktuell informiert sind. 

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das ist 
unverschämt!) 


Die Europäische Kommission hat den Mitgliedstaaten ei¬ 
nen Entscheidungsspielraum gegeben, ob sie diese soge¬ 
nannten Beistoffe bei glyphosathaltigen Pflanzenschutz¬ 
mitteln verbieten. Das hat Deutschland getan. Genauso 
habe ich es in meiner Wortmeldung dargestellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr. Karl Lauterbach [SPD]: Das habe ich doch 
gerade gesagt!) 

Zum Thema IARC. Auch das hatte ich erklärt: Es gibt 
eine Prozesskette, wie man Risiken beurteilt und bewer¬ 
tet. Die IARC sagt in erster Linie: kann Gefahr bedeuten, 
also: Wurstverzehr - wahrscheinlich krebserregend. Ge¬ 
nauso war die Aussage zu Glyphosat. Das ist wie beim 
Autofahren: Wenn ich Auto fahre, ist die Gefahr, dass ich 
verunglücke, größer, als wenn das Auto auf dem Park¬ 
platz steht. Wenn ich einmal Schmerzmittel nehme, gibt 
es keine Gefahr der Abhängigkeit, wenn ich sie regelmä¬ 
ßig nehme, dann schon. Aber das Entscheidende ist doch: 
Das BfR und andere glaubhafte, seriöse Institute kom¬ 
men bei ihren Bewertungen alle zu dem Ergebnis, dass 
es keine gesundheitlichen Schäden bei bestimmungsge¬ 
mäßem Gebrauch und sachgerechter Anwendung gibt. 
Ich wiederhole das gerne noch fünfmal, aber das ist Fakt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch bei 
der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, Frau Mortler. - Als weiterem Red¬ 
ner gebe ich dem Kollegen Ebner das Wort zu einer 
Kurzintervention. 

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Danke, Herr Präsident. - Liebe Kollegin Mortler, Sie 
haben gerade die Beistoffe angesprochen und gesagt: 
Deutschland hat diesen Spielraum genutzt. - Deutsch¬ 
land hat aber auch neue Beistoffe zugelassen. Deshalb 
möchte ich Sie erstens fragen, ob Sie denn etwas darüber 
wissen, ob diese neuen Beistoffe auch risikogeprüft sind 
und in welchem Umfang das stattgefunden hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zweitens möchte ich Sie fragen, ob Sie bei Ihrer Rede 
den Sprechzettel des Ministers, der gestern verschickt 
wurde, vorgelesen haben. Ich weiß nicht, ob die SPD den 
auch hat. Da stehen nämlich all diese Argumente, all die¬ 
se Punkte drin, zum Beispiel die Geschichte, dass ohne 
Gift die Welt verhungert. Das macht es aber nicht wah¬ 
rer. ln diesem Zusammenhang möchte ich Sie fragen, ob 
Sie nicht den TAB-Bericht dieses Hauses zum Welthun¬ 
ger zur Kenntnis genommen haben, der besagt, dass wir 
nach wie vor Lebensmittelverluste von 40 bis 60 Prozent 
haben und dass wir leider immer noch nicht weit genug 
gekommen sind, um an diesem wichtigen Punkt etwas 
gegen den Hunger auf der Welt zu tun. 

Letzter Punkt. Um der Legendenbildung entgegen¬ 
zuwirken: Sie haben gesagt, der Minister habe erreicht, 
dass Transparenz in das Zulassungsverfahren kommt. 
Ich habe hier eine Meldung der Europäischen Kommissi¬ 
on von heute, 12. Dezember 2017, ungefähr 15 Uhr. Da 
steht: 
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Harald Ebner 

(A) Kommission reagiert auf die Europäische Bürger¬ 
initiative zu Glyphosat und kündigt mehr Transpa¬ 
renz bei der wissenschaftlichen Bewertung an ... 

Vielleicht haben Sie eine Antwort darauf, ob Minister 
Schmidt bei der Europäischen Bürgerinitiative auch mit¬ 
gemacht hat. Dann könnte er sich das vielleicht auf die 
Fahnen schreiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Frau Kollegin Mortler, wollen Sie 
antworten? - Bitte. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Ich beantworte die Fragen nicht der Reihe nach, son¬ 
dern so, wie Sie mir jetzt gerade einfallen. 

Erstens, zum Thema Lebensmittelverschwendung. 
Als Meisterin der ländlichen Hauswirtschaft weiß ich 
Gott sei Dank noch, wie man mit Ressourcen umgeht, 
zum Beispiel dass es gut ist, wenn der Kühlschrank ab 
und zu leer ist. Dann schätzt man wieder, wenn etwas 
Frisches drin ist. Ich begrüße ausdrücklich die Kampa¬ 
gne „Zu gut für die Tonne!“, die unser Minister bzw. 
seine Vorgängerin Ilse Aigner ins Leben gerufen hat. Ich 
stehe voll dahinter. Ich habe auch die Zu-gut-für-die- 
Tonne-App. Sie auch? - Sehen Sie. Diese App zeigt uns 
nämlich, wie wir mit Lebensmittelresten sinnvoll umge¬ 
hen, um sie nicht wegzuwerfen. Ganz ehrlich, wir wissen 

(B) doch: In Deutschland werden Lebensmittel am Ende der 
Kette weggeworfen. 40 Prozent der Lebensmittel werden 
von privaten Haushalten weggeschmissen - immer noch. 
Deshalb wollen wir weiter aufklären. 

Zum anderen wissen wir, dass gerade in den Ent¬ 
wicklungsländern am Anfang der Kette, also beim Aus¬ 
säen, bei der Saat, bei der Ernte, beim Transport, beim 
Lagern schon die ersten Probleme entstehen. Deshalb 
ist es so wichtig, dass unser Entwicklungshilfeminister 
Gerd Müller, der hier einen super Job macht, das Thema 
zusammen mit Christian Schmidt auf seine Agenda ge¬ 
schrieben hat, damit sich durch mehr Aufklärung, durch 
mehr Hilfe zur Selbsthilfe die Situation in diesen Län¬ 
dern entsprechend verbessert. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Wer am lautesten schreit, hat nicht immer recht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Sie haben noch eine Minute, Frau Kollegin. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Für mich ist das Thema sehr ernst, weil es mir persön¬ 
lich sehr am Herzen liegt. Wir wissen, es fängt im Haus¬ 
halt an. Die Dosis macht das Gift. Wenn Pflanzenschutz¬ 
mittel ordnungsgemäß ausgebracht sind, dann gibt es 
keine Probleme, aber eben nur unter dieser Bedingung. 
Hier trägt der Landwirt Verantwortung. 


Zu der Frage nach den Beistoffen. Ich würde an deiner (C) 
Stelle das BVL fragen, 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Dann machen wir das einmal gemein¬ 
sam!) 

das Bundesamt, das jetzt und hoffentlich auch in Zukunft 
für die Zulassung zuständig ist. Wir wissen, die Analyse¬ 
methoden werden immer mehr verfeinert, die Risikoab¬ 
wägungen sind immer kritischer; das ist ja auch in unse¬ 
rem Sinne. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen, Frau Kollegin. 

Die drei Minuten sind um. 

Marlene Mortler (CDU/CSU): 

Damit bin ich fertig. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, herzlichen Dank. - Ich sehe, dass die 
Fragesteller mit den Antworten nicht zufrieden sind. Ich 
empfehle, dass man die Fragen „Wer weiß was?“ oder 
„Wer hat was?“ dann bilateral klärt. 

Am Ende dieser sehr munteren Debatte hat die Kolle¬ 
gin Rita Hagl-Kehl für die Sozialdemokraten das Wort. 

(Beifall bei der SPD) (D) 

Rita Hagl-Kehl (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Glyphosat ist in aller Munde, auf der einen 
Seite durch die Aufnahme mit der Nahrung, auf der ande¬ 
ren Seite im übertragenen Sinn durch den Herrn Minister 
Schmidt, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

der dafür gesorgt hat, dass ganz Deutschland über Gly¬ 
phosat Bescheid weiß. Ich musste mit Erstaunen ver¬ 
nehmen, dass es jetzt Mut heißt, wenn man sich nicht an 
Regeln hält, 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

wenn man Absprachen, die getroffen worden sind, ein¬ 
fach bricht, wenn man politisches Vertrauen, das aufge¬ 
baut werden sollte, einfach so zerstört. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist interessant, dass man das mit Mut übersetzen kann, 
wie es die Kollegin Mortler getan hat. 

Die Position der SPD-Bundestagsfraktion ist dem 
Herrn Minister schon seit langem bekannt. Wir haben 
immer gesagt: Wir wollen ein Verbot im Haus- und 
Kleingartenbereich, weil Herbizide nicht in die Hand von 
Ungeschulten gehören, weil da der größte Missbrauch 
entsteht. Wir wollen ein Verbot im öffentlichen Bereich, 
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Rita Hagl-Kehl 

(A) weil wir nicht wollen, dass unsere Kinder auf den Spiel¬ 
plätzen und auf den Schulhöfen mit Glyphosat in Kon¬ 
takt geraten. Und wir wollen ein Verbot der Sikkation, 
weil die sogenannte Sikkation, die Vorerntebehandlung 
des Getreides, erstens unnötig ist und zweitens genau die 
Wirkung hat, dass der Mensch es direkt aufnimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn das fast reife Getreide behandelt wird, dann ha¬ 
ben wir den Eintrag in Brot und Bier, und davor kann 
man sich nicht schützen. Das ist für die Menschen ein 
Problem. Es wurde als Beispiel Schinken genannt. Wenn 
ich Schinken oder Wurst esse, dann weiß ich, dass es ein 
gewisses Risiko gibt. Aber wenn ich Brot für meine Kin¬ 
der kaufe, dann will ich nicht, dass es mit einem Risiko 
behaftet ist. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir wollen den schnellstmöglichen Ausstieg aus der 
Anwendung. Wir wollen, dass die Zulassung von gly- 
phosathaltigen Mitteln nur noch erlaubt wird, wenn die 
unmittelbaren Auswirkungen auf die biologische Vielfalt 
gesichert ausgeschlossen werden, 

(Beifall bei der SPD) 


(B) 


damit die Pflanzenschutzmittel, die die Artenvielfalt ge¬ 
fährden - sie sind eine Hauptursache für das Sterben der 
Bienen -, mit der Zeit vom Markt genommen werden. 
Zudem fordern wir Förderprogramme. Durch Wissens¬ 
vermittlung über ackerbauliche Maßnahmen soll die Ent¬ 
wicklung biologischer Maßnahmen und die Entwicklung 
von Vermeidungstechniken gefördert werden; auch Al¬ 
ternativen für die Deutsche Bahn sollen gefunden wer¬ 
den. 


Grundsätzlich sind wir für eine nachhaltige Landwirt¬ 
schaft. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Das wollen auch unsere Bürgerinnen und Bürger. Sehen 
Sie sich einmal die Forsa-Studien zu Glyphosat an! Das 
Vertrauen der Menschen in unserem Land liegt auf uns, 
und wir haben dieses Vertrauen zu rechtfertigen. Vertrau¬ 
en - ich sagte es schon am Anfang - schafft man aber 
nicht dadurch, dass man etwas geheim hält, Herr Minis¬ 
ter, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 


wie es zum Beispiel bei der Akteneinsicht zu den Bera- (C) 
tungen von Juli bis November 2017 geschehen ist. Was 
steht in diesen Akten, und warum werden sie geheim ge¬ 
halten? 


(Beifall bei der SPD - Ulli Nissen [SPD]: 

Verdächtig, verdächtig!) 

Sie, Herr Minister, könnten unser Vertrauen zurück¬ 
gewinnen. Unterstützen Sie den Glyphosat-Ausstieg zu¬ 
mindest in Deutschland, und unterstützen Sie es auch, 
wenn es morgen in der EU-Kommission dämm geht, die 
Neonikotinoide zu verbieten. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unterstützen Sie hier den Vorschlag der Kommission, 
und handeln Sie jetzt nicht wieder so, wie Sie beim letz¬ 
ten Mal gehandelt haben, als Sie unser Vertrauen miss¬ 
braucht und unsere Absprachen in der Regierung verletzt 
haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen. - 
Mit den letzten Worten schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf (D) 
den Drucksachen 19/230, 19/216, 19/226, 19/232 und 
19/231 an den Hauptausschuss vorgeschlagen. Sind Sie 
damit einverstanden? - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Dann ist das so der Fall, dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tages¬ 
ordnung. 

Auch wenn einige Kolleginnen und Kollegen Ihnen 
und uns schon frohe Weihnachten gewünscht haben, will 
ich darauf hinweisen, dass wir morgen weitertagen. Ich 
berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages 
auf morgen, Mittwoch, den 13. Dezember 2017, 11 Uhr, 
ein. 

Ich wünsche Ihnen und uns noch einen wunderschö¬ 
nen Abend. Damit ist die Sitzung geschlossen. 

(Schluss: 18.01 Uhr) 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 


Anlage 1 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


entschuldigt bis 


Abgeordnete(r) 


einschließlich 

Akbulut, Gökay 

DIE LINKE 

12.12.2017 

Barley, Dr. Katarina 

SPD 

12.12.2017 

Freihold, Brigitte 

DIE LINKE 

12.12.2017 

Freitag, Dagmar 

SPD 

12.12.2017 

Gysi, Dr. Gregor 

DIE LINKE 

12.12.2017 

Hendricks, Dr. Barbara 

SPD 

12.12.2017 

Launert, Dr. Silke 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Löbel, Nikolas 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Mansmann, Till 

FDP 

12.12.2017 

Martens, Dr. Jürgen 

FDP 

12.12.2017 

Mieruch, Mario 

fraktionslos 

12.12.2017 

Nietan, Dietmar 

SPD 

12.12.2017 

Nord, Thomas 

DIE LINKE 

12.12.2017 

Nouripour, Omid 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

12.12.2017 

Oehme, Ulrich 

AfD 

12.12.2017 

Raabe, Dr. Sascha 

SPD 

12.12.2017 

Ramsauer, Dr. Peter 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Rehberg, Eckhardt 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Roth (Heringen), 

Michael 

SPD 

12.12.2017 

Schäfer (Saalstadt), 

Anita 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Schmidt (Aachen), Ulla 

SPD 

12.12.2017 

Schulz (Spandau), Swen 

SPD 

12.12.2017 

Schulz, Jimmy 

FDP 

12.12.2017 

Schwabe, Frank 

SPD 

12.12.2017 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 

Schwarzelühr-Sutter, 

Rita 

SPD 

12.12.2017 

Stracke, Stephan 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Strenz, Karin 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Tauber, Dr. Peter 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Tillmann, Antje 

CDU/CSU 

12.12.2017 

Weber, Gabi 

SPD 

12.12.2017 

Zimmermann, Pia 

DIE LINKE 

12.12.2017 

Zypries, Brigitte 

SPD 

12.12.2017 

Anlage 2 




Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Cem Özdemir, Dr. Danyal Bayaz, 
Dr. Franziska Brantner, Dr. Anna Christmann, 
Dieter Janecek, Kordula Schulz-Asche und Daniela 
Wagner (alle BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zu der 
namentlichen Abstimmung über die Beschluss¬ 
empfehlung des Hauptausschusses zu dem Antrag 
der Bundesregierung: Fortsetzung des Einsatzes 
bewaffneter deutscher Streitkräfte zur Verhütung 
und Unterbindung terroristischer Handlungen 
durch die Terrororganisation IS auf Grundlage 
von Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen 
in Verbindung mit Artikel 42 Absatz 7 des Vertra¬ 
ges über die Europäische Union und den Resolu¬ 
tionen 2170 (2014), 2199 (2015), 2249 (2015) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie des 
Beschlusses der Staats- und Regierungschefs vom 
NATO-Gipfel am 8-/9. Juli 2016 und konkretisie¬ 
renden Folgebeschlüssen des Nordatlantikrats (Ta¬ 
gesordnungspunkt 2) 

Der Einsatz, der heute zur Verlängerung steht, wurde 
im November 2015 als Reaktion auf die Terroranschläge 
in Paris am 13. November 2015 erstmals beschlossen, ln 
den vergangenen zwei Jahren sind auch Deutschland so¬ 
wie andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union Op¬ 
fer verheerender Terroranschläge geworden, die auf das 
Konto des islamistischen Terrorismus gehen. 

Jeder dieser Terroranschläge, ob in Frankreich, in 
Deutschland oder anderen EU-Mitgliedstaaten, war ein 
Angriff auf unsere freiheitliche Ordnung in Europa. Ziel 
der Attacken waren unsere europäischen Grundwerte der 
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(A) Demokratie, der Achtung der Menschenwürde, der Wah¬ 
rung der Menschenrechte und des pluralistischen Zusam¬ 
menlebens in gegenseitigem Respekt. Daher ist es nur 
konsequent, wenn wir auch gemeinsam als Europäer eine 
Antwort darauf geben. 

Der Terror, die menschenverachtende Ideologie und 
die enorme Gewalt, die von dem IS bzw. Daesh ausge¬ 
hen, erfordern zweifelsfrei ein entschiedenes Vorgehen 
der Staatengemeinschaft. Für uns ist klar: Wir werden 
den IS militärisch nicht besiegen können. Aber wir müs¬ 
sen ihn auch militärisch bekämpfen. Solange in Europa 
terroristische Anschläge verübt werden, dürfen wir uns 
diesem Mittel nicht verschließen. 

Die wichtigste (Finanz-)Ressource des IS ist die unter 
seiner Kontrolle stehende Bevölkerung und seine Fähig¬ 
keit, Tausende Dschihadisten aus aller Welt anzuziehen, 
zu trainieren und in den Kampf zu schicken. Diese Res¬ 
sourcen wird man nur einschränken können, wenn man 
auch weiter militärisch gegen den IS vorgeht und so seine 
territoriale Kontrolle einschränkt bzw. ganz beendet. Nur 
so wird es Raum für politische Lösungen in den befreiten 
Gebieten und für ein Zurückdrängen der globalen Propa¬ 
ganda des Hasses und des Terrors geben. Erst dann kann 
es den dringend erforderlichen politischen Transformati¬ 
onsprozess in Syrien und eine inklusive irakische Regie¬ 
rung geben. 

Auch wenn der IS in großen Teilen Syriens bereits zu¬ 
rückgedrängt werden konnte, ist der Krieg immer noch 
blutige Wirklichkeit im Land. Präsident Macron hat erst 

(B) am 11. Dezember 2017 erklärt, dass weitere militärische 
Anstrengungen notwendig seien, um den IS zurückdrän¬ 
gen. Er hat Februar 2018 als Zeithorizont genannt. Die 
Außenbeauftrage der EU, Federica Mogherini, hat am 
11. Dezember 2017 bestätigt, dass die Kämpfe vor Ort 
weitergehen und weiterhin Zivilisten angegriffen werden. 

Wir dürfen auch nicht vergessen: Der Krieg in Syrien 
ist ausgebrochen, weil Assad mit brutaler Gewalt gegen 
große Teile der Bevölkerung vorging, die sich gegen sei¬ 
ne despotische Herrschaft auflehnten. Das Assad-Regime 
zeichnet für Kriegsverbrechen wie den Einsatz von 
Fassbomben, chemischen Bomben und die Blocka¬ 
de humanitärer Zugänge verantwortlich. Assad hat den 
weit überwiegenden Teil der halben Million Toter zu 
verantworten. Er konnte sich vor allem so lange an der 
Macht halten, weil ihn die russische Regierung massiv 
unterstützt hat. Wir kritisieren, dass der Einsatz nicht in 
eine tragfähige politische Strategie eingebettet ist, die der 
komplexen und äußerst schwierigen politischen Lage in 
Syrien Rechnung trägt. 

Die Rolle des NATO-Staats Türkei in Syrien und 
Nordirak ist hochproblematisch und widersprüchlich. 
Die Bundesregierung behauptet, dass ausschließlich Da¬ 
ten der Aufklärungsflüge weitergegeben werden, die für 
die Bekämpfung von Daesh relevant sind. Angesichts der 
Entwicklungen in der Türkei weg von Demokratie und 
Rechtsstaat sowie des türkischen Militäreinsatzes in Sy¬ 
rien, der sich gezielt auch gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung richtet, steht weiterhin der Verdacht im Raum, dass 
Daten missbraucht werden. 


Es gibt nach wie vor keinen dem deutschen Bundestag (C) 
vorliegenden Operationsplan, der die Einsatzregeln für 
den Einsatz der Bundeswehr festlegt. Das ist kein guter 
Umgang mit militärischer Verantwortung und eine Miss¬ 
achtung der Kontrollfunktion des Parlaments gegenüber 
der Regierung und der Streitkräfte. 

Aufgrund dieser Umstände können wir dem Einsatz 
nicht zustimmen. Eine Enthaltung kann dem politischen 
Dilemma Ausdruck verleihen: „Ja“, weil der IS auch mi¬ 
litärisch bekämpft werden muss. „Nein“, weil die poli¬ 
tischen Rahmenbedingungen dieses Einsatzes nach wie 
vor Anlass zu großen Bedenken geben. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) zu der namentlichen Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Hauptaus¬ 
schusses zu dem Antrag der Bundesregierung: 
Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher 
Streitkräfte zur Verhütung und Unterbindung ter¬ 
roristischer Handlungen durch die Terrororgani¬ 
sation IS auf Grundlage von Artikel 51 der Charta 
der Vereinten Nationen in Verbindung mit Arti¬ 
kel 42 Absatz 7 des Vertrages über die Europäische 
Union und den Resolutionen 2170 (2014), 2199 
(2015), 2249 (2015) des Sicherheitsrates der Verein¬ 
ten Nationen sowie des Beschlusses der Staats- und 
Regierungschefs vom NATO-Gipfel am 8-/9. Juli 
2016 und konkretisierenden Folgebeschlüssen des 
Nordatlantikrats (Tagesordnungspunkt 2) 

Mit dem von der Bundesregierung als technische Ver¬ 
längerung bezeichneten sogenannten Counter-IS-Mandat 
stimmt der Bundestag nicht allein über das deutsche En¬ 
gagement in der Anti-IS-Koalition ab. Konkreter Auslö¬ 
ser des Einsatzes waren die schrecklichen Anschläge, die 
unser Nachbarland Frankreich im Jahr 2015 erschütter¬ 
ten. Erstmals in der Geschichte der Europäischen Union 
aktivierten die Außenminister der EU im Rat für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten daraufhin den Artikel 42 (7) 
des EU-Vertrags und beschlossen somit einstimmig den 
europäischen Beistand für das angegriffene Frankreich. 

Diese Ausgangslage hat sich für mich auch durch 
die veränderte Lage am Boden nicht verändert. Mit der 
erfolgreichen Bekämpfung des IS in der Region ist die 
Gefahr noch keineswegs gebannt. Vor allem aber wäre 
ein einseitiger und nicht koordinierter Rückzug Deutsch¬ 
lands aus dem Einsatz ein schlechtes Signal für die Ei¬ 
nigkeit der Europäischen Union für die Lösung des Syri¬ 
en-Konflikts. Darüber hinaus würde ein solcher Rückzug 
die außenpolitische Handlungsfähigkeit der Union wäh¬ 
rend der ungeklärten deutschen Regierungsbildung infra¬ 
ge stellen. Gerade letztgenanntes Argument ist für mich 
dabei besonders folgerichtig, da ich die genannte Mis¬ 
sion bereits in der Vergangenheit unterstützt und nicht 
grundsätzlich abgelehnt habe. 

Die Kritik meiner Fraktion an der völkerrechtlichen 
Grundlage und dem möglicherweise nicht abschließend 
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(A) geklärten Nutzungskreis der von den deutschen Auf¬ 
klärungsflügen aufgenommenen Daten halte ich nicht 
für unbegründet. Auch ich teile Kritik an der völker¬ 
rechtlichen Grundlage des Einsatzes, halte diese aber 
weder für nicht heilbar noch für eindeutig richtig. Es 
wäre ein sinnvoller Schritt der politischen Stärkung des 
Einsatzes, hier Veränderungen vorzunehmen. In Bezug 
auf die Aufklärungsdaten teile ich die Kritik am unkla¬ 
ren Empfänger- und Nutzerkreis, sehe allerdings nicht, 
dass sich dadurch vor dem Hintergrund der militärischen 
Realität am Boden für bestimmte Kräfte Vorteile erge¬ 
ben, die sie ohne Zugriff" auf die Daten nicht hätten. Vor 
dem Hintergrund dieser Argumente und der - aus meiner 
Sicht - überragenden Bedeutung der europapolitischen 
Argumente werde ich der zeitweiligen Verlängerung des 
Mandats zustimmen. Ich erwarte jedoch von der neuen 
Bundesregierung zugleich, dass sie bei der nächsten or¬ 
dentlichen Verlängerung des Mandats auf die Bedenken 
meiner Fraktion eingeht. 


Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Dr. Tobias Lindner, Kerstin 
Andreae, Dr. Danyal Bayaz, Dr. Franziska 
Brantner, Dr. Anna Christmann, Anja Hajduk, 
Cem Özdemir, Friedrich Ostendorff, Tabea Rößner, 
Manuel Sarrazin, Stefan Schmidt, Kordula Schulz- 
Asche und Daniela Wagner (alle BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) zu der namentlichen Abstimmung über 
(B) die Beschlussempfehlung des Hauptausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: Fortsetzung 
der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräf¬ 
te am NATO-geführten Einsatz Resolute Support 
für die Ausbildung, Beratung und Unterstützung 
der afghanischen nationalen Verteidigungs- und 
Sicherheitskräfte in Afghanistan (Tagesordnungs¬ 
punkt 4) 

Wir stimmen dem Antrag der Bundesregierung zu. 
Dies ist eine Gewissensentscheidung. 

Die Bundeswehr befindet sich seit mehr als einem 
Jahrzehnt im Einsatz in Afghanistan. Die Situation in 
diesem Land hat sich in diesen Jahren mehrfach ge¬ 
ändert, und der Charakter dieses Einsatzes hat sich im 
Laufe der Zeit erheblich gewandelt. Die Beendigung des 
ISAF-Einsatzes und des Kampfauftrages der Bundes¬ 
wehr in Afghanistan war richtig und bleibt ein wichtiger 
Schritt, um die afghanischen Sicherheitskräfte selbst in 
Verantwortung für ihr Land zu bringen. Mit dem Folge¬ 
mandat und dem Einsatz Resolute Support nimmt die 
Bundeswehr die Rolle einer Ausbilderin und Unterstüt¬ 
zerin der afghanischen Sicherheitskräfte ein. 

Gerade weil die Sicherheitslage in Afghanistan nach 
wie vor fragil ist, erachten wir es als richtig und not¬ 
wendig, dass eine solche Unterstützung auch weiterhin 
sichergestellt ist. Niemand weiß, wie sich die Situation 
im Land in den kommenden Jahren entwickeln wird und 
ob es gelingt, einen dauerhaften Frieden in Afghanis¬ 
tan - auch und gerade mit diplomatischen Mitteln - zu 
erreichen. Sicher ist nach unserer Überzeugung jedoch 


auch, dass, sollten die internationale Gemeinschaft und (C) 
die Bundeswehr die Ausbildung der afghanischen Si¬ 
cherheitskräfte nun beenden, die Chancen für ziviles En¬ 
gagement und eine langfristige friedvolle Entwicklung 
des Landes genommen werden würden. 

Es bedarf eines langfristigen Engagements der in¬ 
ternationalen Gemeinschaft, vor allem mit ziviler Hilfe 
und wirtschaftlichem Engagement, damit sich Afgha¬ 
nistan weiter entwickeln kann. Dies kann jedoch nur 
in einem sicheren Umfeld stattfinden. Die afghanischen 
Sicherheitskräfte sind noch nicht dazu in der Lage, allei¬ 
ne für Sicherheit zu sorgen. Dies haben nicht zuletzt die 
Angriffe auf das deutsche Generalkonsulat in Masar-i- 
Scharif und auf die deutsche Botschaft in Kabul erneut 
deutlich gezeigt. Mit dieser Erkenntnis schwindet leider 
auch die Hoffnung, dass wir uns rasch aus der Berater¬ 
rolle herausziehen und den Militäreinsatz in Afghanistan 
vollends beenden können. Wir erachten es vor diesem 
Hintergrund als wichtig, Afghanistan durch Ausbildung 
weiter zu unterstützen. Auch wenn wir die Militärinter¬ 
vention in Afghanistan in Gänze äußerst kritisch betrach¬ 
ten und mit Sorge auf den Strategiewechsel der USA bli¬ 
cken, die nun die Aufstandsbekämpfung wieder in den 
Fokus ihrer Operationen rücken möchten, wäre es in der 
heutigen konkreten Situation der Stabilität Afghanistans 
nicht dienlich, die Ausbildungsmission der Bundeswehr 
zu beenden. 

Mit unserer Zustimmung wollen wir zum Ausdruck 
bringen, dass wir den Menschen in Afghanistan zur Seite 
stehen und verlässlich Unterstützung zukommen lassen 
wollen. Wir wollen, dass die afghanischen Kräfte in eige- (D) 
ner Verantwortung für Sicherheit sorgen können, sodass 
die afghanische Bevölkerung in Frieden leben kann. 


Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Alexander Müller, Dr. Wieland 
Schinnenburg und Frank Schäffler (alle FDP) 
zu der namentlichen Abstimmung über die Be¬ 
schlussempfehlung des Hauptausschusses zu dem 
Antrag der Bundesregierung: Fortsetzung der 
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 
am NATO-geführten Einsatz Resolute Support 
für die Ausbildung, Beratung und Unterstützung 
der afghanischen nationalen Verteidigungs- und 
Sicherheitskräfte in Afghanistan (Tagesordnungs¬ 
punkt 4) 

Der Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan, der ur¬ 
sprünglich auf sechs Monate beschlossen worden war, 
läuft nunmehr bereits seit sechzehn Jahren, und die ur¬ 
sprünglich gesetzten Ziele konnten nur teilweise erreicht 
werden. Die politische Situation in Afghanistan ist nach 
wie vor fragil, es werden noch immer viele terroristi¬ 
sche Anschläge verübt, das Land ist wirtschaftlich sehr 
schwach, und es ist noch immer der größte Opium-Pro¬ 
duzent der Welt. Sehr viele Flüchtlinge kamen in den ver¬ 
gangenen Monaten aus Afghanistan nach Europa. 
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(A) Wir erwarten von der Bundesregierung einen umfas¬ 
senden Bericht zur Lage im Einsatzgebiet, insbesondere 
zu den angestrebten Zielen, den erreichten Erfolgen, der 
aktuellen Lage im Bereich Bildungswesen, Gesundheits¬ 
wesen, Aufbau der Infrastruktur und wirtschaftliche Ent¬ 
wicklungshilfe, der Situation der Bevölkerung und deren 
Empfinden unserer militärischen Präsenz, und letztend¬ 
lich auch eine Einschätzung, wie lange die Bundeswehr 
den aktuellen Einsatz noch fortsetzen soll. 

Die heutige Entscheidung des Deutschen Bundestages 
verlängert das Resolute-Support-Mandat lediglich um 


drei Monate, um rechtliche Klarheit für unsere Soldaten (C) 
im Einsatz zu schaffen. Eine Verweigerung zur Mandats¬ 
verlängerung hätte einen überstürzten Abzug zur Folge, 
den niemand will. Dazu kommt, dass der Einsatz heute 
eine reine Ausbildungsunterstützung ist und der frühere 
Kampfeinsatz (ISAF) beendet ist. Wir stimmen daher 
heute der Verlängerung zu, machen unser Abstimmver¬ 
halten in der Zukunft allerdings vom geforderten Lage¬ 
bericht und der mittelfristigen Planung der Bundesregie¬ 
rung abhängig. 


(B) 


(D) 
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